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Am 23. NOlJember 1954. begann in KarTsruhe vor dem ~uncres­

verfassungsgericht der Verbotsprozeß gegen die Kommunistische Partei
 

Deutschlands. Die Bundesregierung behauptete im Verlauf dieses Ver­


fahrens u. a., daß die Weltanschauung des Marxismus-Leninismus
 

grundsätzlich dem BOllller Grundgesetz, ja der Demokratie überhaupt,
 

wwiderlaufe und die KPD schon deshalb verboten werden müsse, weil
 

sie sich zu dieser Weltansc/lCluung bekennt.
 

Ungeachtet der Feststellung der KPD, daß eine Weltanschauung über-"
 

haupt niclll /lor die Srhranken eines Gericilles zitiert werden kann, wenn
 , 
lllan nicht die KI:l=erprozes,~e des Millelalters wieder aufleben lassen 

will. folgte das Gericht dem Verlangen df!r Regierung und verhnndelte 

im Februar und März 1955 niellt weniger als fünf Wochen lang übel 

die Weltanschauung der sozialistischen Bewegung, die heute schon mehr 

als ein Drittel der Menschheit erlaßt hat. 

Die vorliegende Publikation enthält das lwischenplädoyer von Herrn 

Prof. Dr. Herbert Kröger, der namens der Prozeßvertretung der KPf) 

das Ergebnis tier fiinfwöchigen Beweisaufnahme über die marxistisdl­

leninistische Weltaullassung würdigte und wertete. 



Herr Präsident. meine Dilmen und Herren Bundesverfassllngsrjrhterl 

Die Aufgabe clieses Zwi'l?henpliidoyers nach fliesem Teilabschnill der Beweis­
aufnahme kann meines Emchtens nur darin bestehen, den Versuch einer zu­
sammenfassenflen Wiircligung der gesamten, in rfiesem Teil der Beweisaufnahme 
v~rgetragt>nen Beweismittel 7.Il macht>n unfl sie insbesondere auf ihre Beweis· 
erht>b1ich1,e;1 fiir fla< hier vorliegt>nfle Verfahren zu prüfen. ll'.h werde lieshalb 
allch berniih! sein. eine 'Vieflerholung von Einze1arguJnenten 7.U liiesen Beweis­
milIein. clip <phon ill flen Repliken zu den Beweisantrillen fler Bundesregiernng 
/)zw. in lil'n F.rl~uternngen zu linSe ren eigenen Reweisantritten angefiihrt \Vorlien 
.<infl. In,.,I:"I1<1 Z.ll vermp;rlcl' 

Ei" ~ .. ',.1",< Vorgt>h,·" I'rscheint mir im gegenw~rligen Abschnilt lies Verf~hrens 

auch rlp.d'alh um so notwcnfliger. weil der jetzt ahgeschlossene Teil der Bewei.s­
allfnahme clnrch eine hesonflcrc rechUiche Prohlematil, gekenn7.eichnpt ist. rlie 
pinNspits t>ine <ehr griinflliche Behanfllnng erfordert unfl flie 7.llgleich anflererseits 
jeder F.i117elanalvse der einzelnen Beweismillel gegeniiher eine durchaus vor­
rangige Beneutnng hat. Diese re('hUiche Problematik ergiht sich da raus. lia ß rlie 
BllnneSregiNung Teilstiicke der Thporie des Marxismus-Leninismus als Bewt>i<­
millel in das Verfahren eingefiihrt hat mil dt>m Ziel, gerade mit Hilfe dieser 
Beweismittel die Vprrassungswinrigkeil der KPD zu beweisen. die aus Mr kon­
kreten Politik der T{PD in der Bundesrepuhlik. aus ihren Erklärungen unn Doku­
menten und aus ihrem pral<!ischen Handeln unter keinen UmsHinden abgeleitet 
werden b nn. Die Bundesregierung folgt mit diesem Verfa hren im wesentlichen 
der schon von Str~fgerichten der Bundesrepuhlik praktizierten Methode. einer 
ernsthaften und griindlichen Erörterung der wirklichen politischen Ziele, der lai· 
sächlichen Politik der KPD in der Bundesrepublik mit Hilfe einer Konstruktion 
sogenannter hintergriinliiger 7.iele allS dem \Vegl' zu j;(ehe'" 

Der ,<;enat haI rlurch oit· hisherige Art oer R('weiserilc'hung lrol? nnserer 
gegenteiligen Anträge und Hinweise -- in entscheidenden Punkten diese Methode 
der Bunrlesregierung zugelassen und sich in seinem Verfahren auf ihren Boden 

gestellt. Das ist WH ullem darin zum Ausdruck gekommen. daß der Senal einmal 
entgegen unserem "'iderspruch überhaupt bestimmte Teile der Theorie des Marxis­
mus-Leninismus als Beweismittel in einem Verfahren nach Artikel 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes zugelassen hat. und oaß zr zum anderen eine Reihe von Beweis­
anträgen der KPD. die gerade auf den Nachweis der wir k 1 ich e n Ziele lil'r 
KPD im Sinne des Artikels 21 Abs. 2 GG zielten, mit der Be~riindung zuriick­
gewiesen hat, diese proklamierten Ziele - das waren die "'orte des Herrn Re­
richlerslallers seien als prol<1amierle Ziele gerichtsbekannl. Ich will m)eh nun 
an dieser Stelle - das wird eine Aufgabe noch der Schlußplädoyers sein - nicht 
mit der Frage auseinandersetzen, ob es überhaupt möglich ist, eine Unterstellung 
"als gerichtsbekannl" in derartiger Hinsicht vorZIInehmen. Das ist eine rechtliche 
Frage, auf die wir in anderem Zusammenhang zurückkommen werden. Hier 
kommt es mir nur darauf aD, f;~stlustel1eD, daß dieses hier jetzt praktizierte Ver­
fahren faktisch darauf hinausläuft, dalJ der Senat es bisher nicht für beweis­
'rheblich gehalten hat, die von der KPD wirklich verfolgte und offen proklamierle 
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Polilik d:H7.lIle~en l1nn ihre Verfassun~sm;ißig);eit zu erörtern, sondern daß er, 
ausgehen,l von den aufg,'sl'C1l1en Behauptungen der Bundesregierung [iber so­
"enannte .,hintergriinrlige" Ziele der KPD, BeweiS::Intritte zugelassen hat, die in 
~Virl<iichkeit - und nn~ zu zcigen, wird die Aufgabe der folgenden Untersuchung 
sein - iiherhanpt nicht für ein Yerfnhren nach Artikel 2\ Abs. 2 des Grnnclgesetzes 
schliissig sinn 

Diese Silualion zwingt zu eine .. eingGhendcn rechtlichen Untersuchung der 
Beweiserheblichkeit und des Beweiswerles der von der Bundesregierung vor­
genommenen ßewehantritte und beigehrachten Beweismittel, und zwar sowohl ­
das möchte ich schon hier betonen '- jn rcchtlidu~r wie in talsächlicher Hinsicht. 

Auf Grund diesel Erwiigungetl sdteint es mit erforderlich, in diesem Zwischen­
pliidoyer vor allem ,'ie .. Frng('nkomplcxe zu erörtern. 

Zuniichst werde ich untersuchen, inwieweit die bisher durehgefiihrte Beweis­
erhebung über Teile der Theorie cle< Marxismus,Leninismus für das vorliegende 
Verfahren rechtlich iiberhaupt zuI:is'1g war; denn das Fehlen der rechtlichen Zu­
lässigkeit eines solchen VtorfahrClls lllUß ja nolwendigerweise zu der Schlußfolge­
rung Whren, duß dieser ßewelserhcbung - nachdcm sie nun einmal erfolgt ist ­
auf jeden Fall jndö Bewl'iserhehlichkeil fehlcn würde. 

Zweitens muß d:lnn überprüft "erden. ob und inwieweit sich der mangelnde 
Bewejgwert der ge~lImll'1l BewcislIlltritle der Bundesregierung in diesem Teil­
abschnitt etwn allS df'1l Ge.~llllltumstiinden ergibt, die das Verrahren der Bundes­
regierung liennzeiehnl:n und die die Frage auftuuchen lassen, inwieweit es sich bei 
den Beweisantritten der Buncil.'srf'gierullg zur Theorie des Marxismus-Leninismus 
ilberhaupt UIII eine echtt,. ernslhaft AClllcinle Argulllenlation ZIIr Frage der Ver­
fassungswidrigkeit der J\P)) hanlleH oder ob diese Beweisllnlritte nicht lediglich 
zur Venll'ckuul! "incr audl'ren \Jotivotion vorgeschohcn sind. was ihnen natur­
genülß jede BeweisHhehli('hkril nehnH'n wiirne 

Drittens isl zur \Viderl"gunH d,',· Klinstruldion der AnlragsbegrÜlldnng Ilier in 
Auswertung dei' Bewelsanfnahme d,ul.ulegen. duß. nachdem - unserer Auffassung 
nach unzuHissigerweise - ehlll Bc\,,~isllUfnahme zur Theorie des Marxismus­
Leninismus erfolgt ist, diese Dnweisnufnahme ledil'(lich eins ergeben hai, nümlich, 
daß sich gerade diejenigen Zil'le dei' KPD -- Ziele im Sinne des Art. 21 GG -, die 
sie in ihren Dokuntentenund Erkl1irungen offcn verlüindet hat, unmillelbar aus 
der richtig verslandenen Anwendung der marxistisch-leninistischen Theorie er­
geben. Ich belone aber ausdrücklich für diesen Teil meiner Ausführungen noch 
einmal. daß das von unserem Standpunkt aus Ansfiihrungen sind, die nur hilfs­
weise in Betrachl kontlllen. weil wir unvl'riinderl auf dem Slallllpunkl slehen, duß 
grundsätzlich die Theorie des ~1arxislllus-Leninismus keinl'u Bcweiswert für ein 
Verfahren nach Arlikel 21 Abs. 2 GG habeu kann. 

Und schließlich wird es viertens und nlJschliefJend erforderlich sein, einiges zu 
bestimmten Entstellungen unc:l Fehldeulungen der Theorie des Marxismus·Leninis­
mus zu sagen, die im Rahmen der Beweisaufnahme und vor allen Dingen in den 
ZwischenpHido.,·ers der Herren Prozcßvertreler der ßundesregierung zum Ausdruck 
gekommen sind. Gerade dies letztere geschieht jedoch unter aus d I' Ü c k I1 c her 
Aufrechterhallung unseres unverilndeden Standpunktes. daß die Theorie des 
Marxismus-Leninismus weder zum Gegenstand des Verfahrens gemacht werden 
durfte, noch - nachdem das nun <)innlul geschehen ist - irgendwelche Beweis­
erheblichkeit für eine Entscheidung nach Art. 21 AlJs. 2 des Grundgesetzes haben 
kann, 

ß 

I. 

Die Theorie dl's Manismus-Leninismus uml dpr Artikel 21 
fipS GI'ulld~esptzes 

Ich komme nunmehr zum erslell Abschnitt mein", Zwischcnpliidovers, in dem 
feh die Frage der Beweiserheblil'hkcil: d~r Theorie des Ylarxismu~·Leniuisnllls oder 
einzelner Teile derselben fiir das vorliegende Verfahren auf Festslellnng tipI' \'er. 
fassungswidrigkeit der KPD n(\,:h Art 2\ Abs. 2 dcs Grunrlge.setzcs hdlnncleln 
werde. 

1. Ich darf hier zunächst 1I,nan erinneln. meinc Damen und Herren Bundl"s­
verfassungsridlter, daß die KPD schon vor Eintritt in die Bl'weisaufnnhme und 
seither wiederhoH mit allem Nachdruck darauf hingewiesen haI. dan die wissen­
schaftliche Theorie und die wissenschaftlich bef(riindele WeHanschnllllng piner 
Partei nie mal s herangezogen werden kann, um eille angebliche Verfassungs­
widrigkeit dieser Partei im Sinne des Art 21 Abs. 2 des Grundgesetz('S zu he­
gründen. Deshalb kann der lnhall der wissenschaftlichen Thl"orie oder der wissell­
schaftlich begründeten 'Weltanschauung einer Parlei audt niemals in einem Vel'­
fahren nach Art. 2\ Abs. 2 des Grundgesetzes bc\Veiserheblich SI'in. Wenn das aber 
so ist, dann entbehrt ebenso auch bereits dic Feststellung des weltanschaulichen 
Bekenntnisses einer Parlei zu einer bestimmlen Tbeorie> oder "'cllansf'hauung 
jeder Beweiserheblichkeit fiir das Verf>lhren nach Art 2\ Abs. 2 GG. 

Diese Grundsätze - das haben wir bereits dargelegt - ergeben sich ans der 
einfachen überlegung, daß wissenschaftli<:he Theoril'n und \Vellanschanungen sieil 
schon der Natur der Sache nach jedf'r rechtlichen ""ertnng entziehen. Eine wissen. 
schaftliche Theorie oder eine wissenschn/'tlirh begriinticle Wellnnsehauung kann 
weder als verfassungsmäl~ig nolch als verfassungswidrig qualifiziert werden, ela 
staalsrechtliche Normen. wie überhaupt Rechtsnormen. niemals einen aniiqualen 
Maßstab zur 'Wertung wissenschaftlicher Wellanschauungen darsteIlen I,önnen. 
Erst recht entziehen sich aber solche Theorien und Ansehauuugen daher nalur­
gemäß jeder gerichtlichen Priifung uud Untersuchung. 

Diese Feststellungen sind seitens der ProzeUverlrelung der KPD bercits in 
ihrem Schriftsatz vom 5. Februar \955 und in meinem erslnn Zwi,chenpliidoyer 
in der Beweisaufnahme eingehend beg,'ündel worden. lnd allS diesen gleirlH'n 
Gründen hat die Prozeßvertretung der l\PD seitdem 1l1ehrf:lch heanlragt. dpn 
~larxismlts-Leninismus als wissenschaftliche Theorie und wissl'nschafllidl 1",_ 
gründete Weltanschaunng der KPD nicht zum Gegensland dieses Verf:lhrens "01' 

dem Bundesverfassungsgerichi und insbesondere nichl' zum Ge'genslund einer Be­
weisaufnahme zu machen Die KPD ~tellt deshalb heutc und hiN nochmals mit 
allem Nachdruck fest - und wir befinden uns dabei in volll'r Chcreinsliml11ul1g 
mit breiten Kreisen dcr öffeutlichkeit und vor allein mit namln.d'lel\ Jurisll'n _, 
daß eine Verlelzung dieses grundlegenden rechllichen Prinzips der \ichl ..lndizier­
barkeit wissenschaftlicher Theorien und \Vellanschauun.~cn lelzten Endes zur Zer­
störung der Grundlagen jeder Rechtsslaallichkeil und zur Ersl'lZllllg Illoderne'r 
rechlsslaatlicher Prinzipien durch \Iethoden mittcfallerJicher J":elzrn'erfolgullgl'l1 
oder faschistischen Gesinnungsterrors fiihren muß. 

Der Senat hat nun zwar mehrfach in unmiß\'ersI:indlichell Worl('11 erkliir!, d:,ß 
auch er sich der unmöglichkeil einer ~Ie.ssllllg wjssen"l"fllichel' Theorien an \'l'r .. 
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fassungsrechtlichen Normen bewußt sei und daß auch er sich 7.llr Unzulässigl,cit 
eines solchen Verfahrens hel,enne Ich be7iehe mich in diesem Zusammenhang ins· 
bcsondere auf die enlspreehenopn i\ußerungen des Herrn Präsidenten schon zu 
Eingang dieses Verfahrens wie auch auf oie in oiesem Punld ganz eindeuligcn 
Erklärungen des Herrn Berichterstatters Alk diese Erl,l,irungen mufHen den Ein­
druck erwecken. dar, der Semll nicht die Absicht habe. hier die wisscnsd1[lftliche 
Theorie des \Iarxismus· Leninismus zum Gegensland des Verfahrens zu macheIl. 
Es scheint mir in diesem Zusammenhang übrigens auch außerordentlich kenn­
zeichnend, dn Il nicht einma I die Prozcl,vertreler der Bundesregierung hisher ge­
wagt haben. dieser grundsätzlichen Auff<lsung offen ;llgcgenzulreten, ohwohl dic 
Antragsbegriindung deI Bundesregierung gcgen die KPD, und zwar sowohl dic 
ursprüngliche schriftliche vom 2.3 November 1951, wie auch das hier gehaltene Ein­
gangsplädoyer des Herrn Staatssekretärs von Lex, wie auch die 13e\\'cisantriigc in 
dem Schriftsatz der Bundesregierung vom 2D .Januar eine eindeutige und ol'l'cuc 
Verletzung dieses Grundsatzes rlarstellen. 

Es ist uns natürlich sehr verständlich, daB sich auch die ßumlesregierung nicht 
gerne offen vor der \\Telt dazu bel,ennen möchte. dnß sie hier den VerSlIeh unter· 
nimmt, eine mehr [jls 100 .Jahre ,.Ile und über die ganze Erde verhrei"'lc wissen­
schn ftliche Leh re, auf derl'1I Grlllldsä b.en heute scbon die gesellsdHl ftl iehe 0 rg:ln i­
sation von iiber ,einem Drittel der vVell beruht, auf der Grunolage des provisori­
schen Grundgesetzes der Bundesrepublik vor Gericht stellen Zll wollen Aueh <iie 
Bundesregierung weil.l selbstverständlich daB ein solches Ulllel'llL'hmeu not­
wendigerweise bei allen denker.rlen ~Ienschen nur sehr rliistere ili"Iorisrhe E:r· 
innerungen wecken kann 

Aber' obwohl das alles so ist, isl Hun hier in diesem Saal bereits wochenlang 
über den Inhalt bestimmter Teile der Theorie des Marxismus-Leninismus ver· 
handelt worden und noch dazu - darüber werden wir im lelztl'1l Teil des Plii· 
doyers zu sprechen haben _. unter willkürlicher Herauslösung einzelm'l' Sliickc 
dieser Theorie aus ihren Zusammenh,ingen und zum Tril unler direkler Ent· 
stellung ihres wilhn'n Sinngeh,·l1 l ., 

[nfolge diesel' Lage Isl eine ...,telluugnallme zum bisherigen Ergehni'. der ße­
weisaufnahme in einem Zwischenplädoyer gar nicht möglirh, ohne zun,i,:hst ­
und zwar zum Teil unter wesentlich neuen, erst durch die hishcrige "erhandlung 
aufgetretenen Aspekten - 7.U der grundsiil7.lichen Frage Stellung ZII nehmen, 
welchen Beweiswert dieses Vorbringen der Bundesregierung iiherhaupt haben 
kann. Dabei mü~sen wir von dcr VOll unserer Seite hier wiederholt gelroffenen 
Feststellung ausgehen, daB der Inhalt der wissenschaftlieben Theorie des Mnrxis· 
mus-Leninismus sich bereils seinem Wesen als wissenschaflliehe Theorie naeh 

jeder rechtlichen Wertung enlzieht. Deshalh kann di~ Theorie cl,,> \lill'xisrnus­
Leninismus auch niemals geeignet sein, AufschluB iiber die VerfassungsmüBigkeit 
oder Verfassungswidrigkeit der KPD als politischer Partei eier deutschen ,\rheiler" 
klasse in der Bundesrepublik zu geben, 

Ich habe nun schon hervorgehoben. daLl diese unsere Aul'fasslIng "om Senilt, 
nach den Worten mehrerer Mitglieder des Senats, ausclriieklirh. und zwar an einigen 
Stellen sogar unter Bezugnahme auf nnsere Darlegungen, als zu{reffend anerkannt 
worden ist. Es seheinl mir in diesem Zus"J:ln','nhang erforderlich. wörtlich di" ,\u.s· 
führungen des Herrn Rerichtersta~ler, am I!) Verhandlungslage anzufiihren. in 
denen er ausweislieh des amtlichen Prutukolls. Seile 71. erkliirle' 

.Die einheitliche Wissenschaft und die wissenschaftlich begriindete \1,Telt­
"nschauung ist nicht Gegenstand dieses \"erfahrens. Und im iibrigen ist ja ­
dn slimml das Gericht mit Ihnen iiberein - ein gerichtliches Verfahren iiber 
die Frage der Richtigkeil odel' der Unrichtigkeit einer wissenschaftlichen 
Theorie nicht adäquat," 
Diese "'orte des Herrn Berichterstatters stellten in dem damaligen Zusammen· 

ilang sogar die Begründung dafiir dar, daß wesentliche Beweisanträge der KPD 
lnr llwrxistisch-leninistisehen Theorie vom Senat nbgelehnt wurden, die die KPD 
:lussdtli"I.\Iich deshalb zu stellen gezwungen war, ""eil der Senat dem Antrag der 
Uundesrcgierung gefolgt war, über die sogenannte Verbindlichkeit der marxistisch­
leninistischen Theorie fiir die KPD Beweis zu erheben. 

Dit'~e im Auftrage des Senats durch d"n Herrn Berichlerstaller erkliirle und 
unzweifelhaft rechtlich zutreffende Ansieht, eine Ansicht, die nicht aufgcgeIJen 
werden kalln. olme das vorliegende Verfahren mil dem schweren Odium einer 
Gesinnullgsverfolgung. einer Verlelzung des Arlikels 5 des Grundgesetzes, zu be­
lasten, wurde aber praJ,tisch vom Senat fallen gelassen, als er entsprechend den 
Anträgen der Bundesregierung in die Beweisanfnahme über die Lehre des ~'lnrxis­

lHus-Leninismus zur Frage der Erlangnng der Staatsmachl, zur Frage des sozia· 
listischen Slaaks und zur Frage tler Partei neuen Typus eiutrat. 

!eh darf daran erinnern, Herr Präsident und meine Damen und Herren Bundes· 
verfassungsrichtei', daß ich bereits am l.'i Verhandlungstage ~uf diese \Vi der­
spriiehliehl,eit in der Hallung des Seilats allfmerksam machte. Damuf erkl:irle mir 
lIerr Bundl'sverfassungsrichter \\Tessel -- ich zitiere wiedernm wörtlich aus dem 
I'rotokoll des 1.5. Verhaudlungstages, Seile 71.: 

"Also der Herr Vorsitzende halle doch ursprünglich bei l3cginll der \'erlwnd­
lung gesagt, wir würden die Lehre nur insoweit in das GerichlsYert'ilhren ein­
beziehen. als von der Bundesregierung daraus gefolgert wird, 'da,ß bestimmte 
Teile dieser Lehre mit clel' I'reiheitlieh-nemokrnlischen Grundorrlnnng im 
Widerspruch slehen." 

Ich kann auch heute meinen tlamaligell ::itandpuuU nie:l1 aufgeben. daß z\\';­
,chen diesen Ausführungen des Herrn BundesverE.lssnugsrichlcrs "'('''el nnd den 
\'orhcr zitit'rten \;o,Torlen des Herrn Berichlerslatters eill ofTeucr \Viderspruch be­
steht. Der Herr Berichterstatter erkHirte ausdrlicklieh, daß elie einheitliche Wissen­
schaft nnd wissenschaftlich begriindete '\\Teltansehauung des \larxismus-Leninismus 
nichl C;e~t'nsland die~es Verfahrells sei. Herr Bundes\'erfasslJugsrichler \\'esse] aber 
berief sieh auf elen Herrn Präsidenten bei seiner Erl,l,irtlng, onll die L,;,hrt' nur 
i'lsoweil in das Verfahren einbezogen würde. als beslinllnte Teile dieser Lehre ­
ich wiederhole: dieser L ehr c - nach der BehalJpllJllg der Bundesregierung mit 
eier freiheitlich-demokratischen Grullelorelllung in Widerspruch stünden. Daraus cl'· 
gibt sich, dnR Herr Buodesverfnssungsriehter WesseI es offellbar für möglich hiilt, 
daß eine wissenschaftliche Lehre oder Teile derselben in Widerspruch zur Grund­
ordnullg slehen unrl aho ('ioer verfassungsrechl'lichen Benrteilung unterliegen 
können. 

Es isl zur KliirulJg de~ Beweiswertes der bisher hier vorgeiegien Dul,uJlJenle 
aus der Theorie des ~larxismus·Leninismus unabweislich, auf diese Rechtsansicht, 
da sie nuu einmnl von einem Milglied des Senals in der Verhandlung geäußert 
worden ist und daher die Rechtsauffassung des ::ienats bepinflussen kann, einzu­

°hen. 
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'ViI' halten - um das zunüchst in aller Kürze zu sagen - diese Reehlsansicht 
für irrig lind für günzlidl ullvere.inb:H mit den Prinzipiell des Grlllldgest;IHs. 

Den Ursprllllg aber des dieser Auffassung zugrundeliegenden rechtlichen irr­
tums h~at Herr Bnnrle-wcrl'assungsrichter WesseI selbst mit einer im gleidH'1I Zu­
sammenhang (Seite 73 des amtlichen Protokolls) geruacht~~Il weileren ÄuUerung 
anfgedeckt. Als ich nämlich damals um Aufkliirung des - wie mir schien und 
scheint - offenen \\Tiderspruchs zwischen den beiden eben zitierten i\uUerungen 
der Herren Bundesverfassungsrichter Dr. Stein und WesseI bat, erklürLe Herr 
Bunrlesverfassungsrichter \Vessel weiter: 

"\Venn die Lehre Forrlerungen zu politischem Handeln enlhült - das behauptet 
die Bundesregierung, das wissen wir noch nicht, Sie vielleicht auch noch nichl, 
das mnß die Beweisanfnahme ergehen, vielleicht werden wir alle überrascht ­
wellll diese Lehre solche Forderungeu enthnllen sollle, könnte sie ver­
f:lssungs\vid rig sein. U 

Im iibr'ige)] belonte Herr l3undesvcrfa,sllOgsridller \,"essel in dieser Ansein­
andersetZllng ausdrücklich, daß in diesen Fragen, wie er wörtlich sngte, eine 
Schwierigkeit in der Bewei.saufllahme lüge, deren sich der Senat' durchaus be· 
IVUI.\t sei. 

\[r,ine Dam'm und lI.~rren Bunde.werfilssungsriehterl 
Ich hin der ~!cinung, dal.\ es sich bei der durch diese AuscillnnderselZllng auf· 

g,:ris$"nl'll Frulle nicht UI11 cillt· hloLle Sc h wie I' i g k p i t in der Beweisaufnahme 
lI:llHJelt, ~olldefll daß wir mit ihr talsiichJich vor dem ]<t>rnproblem der Beweis­
1Vi\l'lli~llJ'lg aller entgegen unseren AnffasslIIlgpn und "i~;Ha('hen Anträgen nnd 
Anrcf(ungcn in das Verfahren eingeführten Beweismitlcl zur Theorie des Marxis· 
ll1us·LeniJlisJ1lns stehen. 

Diese Tabadle ergibt' sich aus folgenden überlegungen: 
Es gibt doch off('nsiclltlich in der Frage der 13eweiserheblichkeit rler Theorie 

des ~Iarxismus-Lpninismus nur zwei mögliche, logisch und reclltlich denJümre Anf· 
1':lssung~'n nnd "Vege. Die ersle Auffassung, und damit die Grundlage fiir die ersle 
\ll'thode der Beweiserhebung kann nur die meines Ernehtens allein richli!lc und, 
wie schnn gesagl, VOIll ~enat lllH"h spinen \Yorten ja anch prinzipiell gebilligte An­
sielll sein, da 1.1 die Theorie des MlHxislllus-Leninislllus nicht' znm Gegenstand des 
Verfahrens gegen die KPD nach Artikel 21 Abs. 2 GG gemacht werden kanu, weil 
es am rcchtlidlcn ~Jaflstu)J fiir (lie 'Wertnug ~iner Theorie fehlt. Die konsequente 
YerwirldidlUng dieser Heclllsnul'fussung hälte dazu fiihren miissen. daß die ganze 
bisherige Erörterung der Theorie des ~Ia rxismus-Leninismus in diesem Saale 
wpgen mangelnder Bpweiserheblichkeit nidlt hälle zll erfolgen brauchen und auch 
nicht hillte erfolgen r1iirfen. Das wur von Anfang an unsere Auffassung in dieser 
Frage. lind dns ist nach wie vor unser grundsiitzlieher Slandpuukt. \\Tenn das aber 
so ist. dann folgl (1:Irau~ zwingend. daß, nal,'hdcm diese Beweisaufnahme nun schon 
einnllll erflllgt Ist. si<> jedenfalls keinerlei Bedeutung für elie Enlscheidung in 
diesem Verfahren haben kann uud haI. 

Dil' Rcweiswiirrligung zu der gesamten bisherigeIl Beweisaufnahme Hinft damit 
zUlliidlst einmal prinzipiell nur die ein e Feststellung ihrer mangeln-dcn Beweis­
erhcl,lichkeit hinaus, die wir auch heute nochmals mit dem dringenden Antrag 
"('rl,inden, die tatsiidlliehe Politik der KPD, und nur ,sie, znlll Gegensland des 
VerfahreJls zu mn dien. 

Das ist rhls. Herr Priisident und meine Damen und Herreu Bundesverfassungs­
richter, was wir zuniiehst einmal grundsiitzlich zur Beweiswiirdigung in diesem 
ganzen Verfabreusabschnitt zu sagen haben. 
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Dil' zweite logisch und juristisch den k b'a I' e Möglichkeit. die allerdings 
"'NIe I' mit dem Gruudgesetz noch mit deu elementarsten rechlsstaallichen Prin­
zifli~n "ereinhar sein würde und die unbedingt das Verfahren iu elen Augen der 
\r,'lliiffenllidlkcit schwerstens belnsten müßte. die deshalb ja der Senat auch in 
offcnlJnn;r Erkenntnis dieser Lage mit unzweideutigen \Vorten abgelehnt hat. 
I,öunte die sein. offen zn erldären: die wissenschaftliche Theorie des Marxismus­
Leninismus ist Gegenstand des Verfahrens, sie wird einer Wertung nach den 
Normen des Grundgesetzes unterworfen und möglicherweise dann für verfassungs· 
widrig erkliirt. Ich bin aber der Meinung, daß schon das Aufwerfen dieser Er­
wögungen eine solche Ansicht ad absurdum führt. sie als rechtlich unhallbar er­

scheinen Wßt. 
Dns sind aber doch die beiden einzig möglichen, in sich logischen Auffassungen 

in dieser Frage. 
[l;un soll allerdings hier - und dafür beziehe ich mich auf die oben angeführten 

.\ul.\erungen \'on Herrn Bundesverfassungsrichter Wessei - offenbar eine Art 

.. riritter \\Teg" praktiziert werden, dessen Sinn und Inhalt Herr Bundesverfassungs­
I'icllter WesseI mit seiner oben angeführten Äußerung erläutert hat, daB die Lehre 
verfassungswidrig sein könnte. wenn sie Forderungen zu politischem Handeln, ent­
hi.elte. Das kann aber doch nnr bedeuten, daß der Senat oder einzelne Mitglieder 
~ks Sl'lla ts eine Konzeption fiir möglich halten, die in Wirklichkeit meines Er­
nehlens auf eine verschleierte faktische Zulassung der vom Senat nach seim'n 
\\'ort,'n ausdrücklich abgelehnte Judizierung über die Theorie hinauslüuft. Diese 
Konzeption sieht, auf die kürzeste Formel gebracht, folgendermaßen aus: 
a) Es wird offiziell abgl'lehnt, iiber die Theorie des Manismus-Leninismus zu 

judizieren. 
b) Es wird jedo.ch die Behauptung der Bundesregierung zugelassen, bestimmte 

Tr.i1e dieser Lehre enthielten Forderungen zu politischem Handeln. 
Der Senat läßt eine Beweiserhebung über diese Behauptung zu, weil die Lebre 
verfassungswidrig sein könnte, wenn sie Forderungen zu politischem Hundein 
enthielte, die ihrerseits grundgesetzwidrig wären. 
Mit dieser Zurückfiihrung der offpnbar der bisherigen Beweisaufnahme zugrunde­

4eleglen Konzeption auf ihre einfa~hste Form wird die .Reehtsirrigkeit dieser Auf­
fassung und damit die Unzulässigkeit der eingeschlagenen Methode der Beweis­
erheuung völlig offensichtlich, woraus im jetzigen Stadium des Verfahrens auf 
jeden Fall die Unerheblichkeit der bisherigen Beweisaufnahme folgt. Auch unter 
der VOr:Jussetzung nämlich, die Herr Bundesverfassungsrichter Wessei aufstellte, 
daß die Lehre Forderungen zu politischem Handeln enthielte, kann doch niemals 
r1ie L ehr e verfassungswidrig und damit für ein Verfahren nach Art. 21 Ahs. 2 
GG beweiserheblich sein. Sondern auch in diesem Falle könnten möglicherweise 
verfassungswidrig und deshalb beweiserheblich immer nur die etwa behaupleten 
r 0 I' der u 0 gen zu pol i t i sc h e m H n n dei n sein, nicht aber deren i\loti­
vnl ion in einer Theorie oder Welta~nschauung, Das aber bedeutet, daß die Bundes­
reRierung ihrer Pflicht zu einer schlüssigen Antragsbegründling im vorliegenden 
Verfahren nicht durch eine Bezugnahme auf die Theorie des iI'larxismus-Leninis­
mus und ihre sogenannte"Verbindlichkeit für die KPD" nachkommen kann, son­
dern nur durch die Behauptung konkret nachweisbarer p'olitischer Ziele und Forde· 
I'ungen der KPD. Das aber ist bekanntlich nicht geschehen. 

\lir scheint also, daß gerade die Formulierung, mit der Herr Bundesverfassnngs. 
richler \\'essel den Standpunkt der Bundesregierung und das wirkliche Verfuhren 
des Senals gekennzeichnet hat, die rechtliche Unhaltbarkeit dreser Ansicht auf-
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gedeckt hat. Damit aber wird die hier von mir schon in anderem Zusammenhan" 
gerügte Unzulässigkeit des gesamten bisherigen Beweis\"orbrinaens der BlIndesregie~ 
rung offensichtlich. Die Beweisführung der Antragstellerin ist "eben nicht schlüssig. 
wenn sie sagt - und so argumentiert sie ja _: 

a) Die KPD bekennt sich zu einer bestimmten wissenschaftlich begründeten Well­
anschauung, die sie als Anleitung zum Handeln betrachtet. 

bJ Diese Theorie lehrt. daß eier erstrebenswerte und denkbar beste gesellschaft­
liche Zustand der Sozialismus-Kommunismus ist, dessen Errichtung die Diktatur 
des Proletariats voraussetzl 

c) Dieser staatliche und gesellschaftliche Zustand ist nicht vereinbar mit den ver. 
fassungsrechtlichen Prinzipien des Grundgesetzes der Bundesrepublik als eines 
provisorischen deutschen Teilstaates. 

d) Folglich verfolgt die KPD verfassungswidrige Ziele. 

In dieser Beweisführung fehlt gerade das entscheidende Glied. das iu der Formu­
lierung von Herrn Bundesverfassungsrichter WesseI zum Ausdruck kam. nämlich 
die Behauptung und der Beweis des Vorliegens bestimmter Forderungen der KPD 
zu verfassungswidrigem politischem Handeln. Das heißt, die Bundesregierung hätte 
nicht bestimmte Teile der Theorie d('s 'vlarxismus-Leninismus unter Beweis sielIen 
müsscn. sondern angebliche verf:lssllngswidrige politische Forderungen der KPD 
in der BUlIdcsrepublik was ihr allcrdings nicht möglich ist. 

Es sei dabei schon in diesem Zusammenhang ljemerki - ich kOl1l1ne darauf 
~p~ter noch zurück -, daß bcreits diese Erwägungen die \-Iäglichkeit eines Prima­
fAcie-Beweises ZII Lasten der KPD, die Herr BlIndesverfassungsrichter Prof. Dr. 
Zweigert zur Diskussion sleille. ausschließen: denn man kann zweifellos nicht mit 
der Melhode des Prima-facie-Beweises gerade das fehlende entscheidende Glied 
in der Beweiskette ersetzen. das die Lücke zwischen der Theorie des ~laJ'xismus­

Leninismus und der politischen Zielsetzung der KPD im Sinne des Art. 21 Abs. 2 
GG allein schließen kann. Das würde nämlich bedeuten, mit Hilfe des Prima-facie­
Beweises in unzuIiissiger Weise ein entscheidendes Tatbestandsmerkmal der gesetz­
lichen Bestimmung nachzuweisen. Aber auf diese Frage werde ich in anderem Zu­
sammenhang noch zurückkommen. 

Ich glaube aber. daß man umgekehrt sogar die Frage aufwerfen muß. ob man 
nichl prima facie deli Schluß ziehen müßte, daß die KPD keine verfassungs­
widrigen Ziele verfolgt, denn die Bundesregierung hat in der bisherigen Beweis­
1Ilifnainnc auch nicht eine einzige Erkliirung oder Handlung der KPD vortragen 
oder gar beweisen könncn, aus der auf verfassungswidrige Ziele der KPD im 
GeltungsIJereich des Grundgesetzes geschlossen werden könnte, obwohl sie doch. 
wie gerichtsbel<anut ist. lastwagenwcise Material beschlagnahmt hat und mit 
einem immer größeren Polizeiapparat der KPD nachspürt. 

Abschließend ist also schon anf Grund dieser Darlegungen festzustellen, daß 
alle bisherigen sogenannten Beweismillel, die die Bundesregierung durch eine will­
kürliche und oft deu Sinn entstellende Auswahl und Zusammenstellung von Zitaten 
aus der Theorie des ~larxismus-Leninismusin das Verfahren eingeführt hat, jeder 
ßeweiserheblichkcil für das vorliegende Verfahren schon deshalb entbehren, weil 
die Bundesregierung dur'ch nichts, aber auch durch gar nichts unter Beweis gestellt 
hat, daß die KPD diese Teile der marxistisch-leninistischen Theorie, also ins­
besondere die Lehre von der Zerscll!agung des bürgerlichen Staatsapparates und 
die Lehre von der Diktatur des Proletariats, zu politischen Forderungen der KPD 
in Jer Bundesrepublik erhoben hat. 

2. Diese UllZuEissigl'eil d<,'i ge'iamten bisherigen Beweis\'orhriugens der Bundes­
regierun:; lind dieses Fehlen j"der Be\\ l'ist'rh<'blichkeit der zum Gegenstand des 
Verfahren' gemachten BrucJl,iückc aus der Theorie des \farxismus-Leninismus 
wcr'dcn nod, offenOiichtlicher. WC.l1n man di"se spezielle Frage an elen konkreten 
TatIH·,iau,hmcrkmalen cl"s Art. 21 Ahs. 2 des Grundgesetzes überprüft. Und ich 
mul.l ",gcn. daß es mir fü,' die Sdl\\iiche eier Position der Bundesregierung außer­
orcknllich kennzeichnend erscheinl. daß gestern in den Zwischenpliidoyers der 
t-[('ITcn Prozefhertreter der BUl1de'iregierung gerade dieser Punkt iiberhaupl nicht 
erörlert worden ist, sondern daß lediglich versucht wurde, eine völlig willkürliche 
Auslegung der Grllndsiitze des ~larxi.srnus-Lcninislllus zu geben. 

Der Art. 21 Abs. 2 des Grnndgcselzcs stellt als Tathestandsmerkmale für die 
\·erJ'assung.'.widrigkeit einer politischcn Partei im Sinne dieses Artikels eindeutig 
fest. daß die Partei lweh ihren Zielen oder dem c\'erhalten ihrer Anh::inger darauf 
ausgehen muß, die frciheillich-demokr:1tische Grnndordnung zu beeinlrächtigen 
odl'r 1.11 b,'seitigcn oder den ßesland d"r ßundesrepublik Deutschland zu gefähr­
den. In delll hier zur Erörtcrung siehenden Znsammenhang kommt es entscheidend 
danlllf sn. W:1S d,IS Grundgesetz IInler der Formulierung versteht, daß die Partei 
na chi h I' e n Z i e I p n darauf ausgpilen muß, die freiheitliche demokratische 
Gl'll1ldordnnng zu beeinlrächtigen oder LII beseitigen. Diese Frage läuft konkret 
dan\llf hin~llIS_ ob :1IIS hl'stinulItcn Teilen der Theorie des Marxismus-Leninismus 
lind dem ßl'k~l1nlnis der I\PD zum ~1:lrxisJllus-Leninismus als ihrer wissenschaft­
lichcn Theorie und \Velianschallllng der Schluß gezogen werden kann. daß be­
stimll1le: Inhalte oder Lehrsiitze der Theorie ohne weiteres, das heißt also, ohne 
besonderen Kachwcis, daß die I\PD diese Siitze der Theorie zu aktuellen kon­
krelen polilischen Forderungen in der Bnndesrepublil< erhoben hat, als Ziele der 
(PD im .'iinn(" des Art. 21 !\b.' 2 des Grundgesetzes angesehen werden können. 

Zunächst einmal geht schon aus dem Wortlaut und dem Sinn des Art. 21 
Abs. 2 des Grundgesetzes hervor, daß die in ihm für eine Feststellung der Ver­
f'lsslIn[!swidrigkeit geforderten "Ziele" der Partei bestimmt und konkret sein 
müssen. das heißt, daf3 sie einen bestimmten und konkreten Angriff auf die frei­
heillieh-delllokratische Grnndordnung oder allf den Bestand der Bundesrepublik 
zllm Inhalt haben müssen. 

Das ergibt sich einmal daraus, daß der Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes eine 
Ei nsch riinl, ung des verfassungsrechlliehen Gru ndsu tzes enl hä It, da ß die Pa rleien 
bei der politischen Willensbildung des Voll,es mitwirken und in ihrer Gründung 
frei sind. Danach ist die freie Belütigung der politischen Parteien selbst ein Grund­
element der freiheitlich-demokratischen Grundordnung - diesen Gedanken hat der 
Senat selbst in einern Urteil schon ausgesprochen -, und deshalb haben auch nach 
der allgemeinen Auffassung der Staatsrechtslehre in der Bundesrepublik die politi­
schen Parteien ein verfassungsrechtlich besonders betontes und gesichertes Recht 
anf :\Iitwirknng bei der politischen WilJensbildung des Volkes. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang noch darauf verweisen, daß das Plenum des Bundesver­
fassungsgerichtes in einem Urteil. das in der ersten Januar-Nummer dieses Jahres 
in der "Neuen Juristischen vVochenschrift" veröffentlicht worden ist. in bestimmten 
Füllen den politischen Parteien sogar das Recht der Organklage nach Art. 13 Ziff. [) 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes eingeräumt und dadurch die starke institutio­
nelle Stellung der Parteien im Verfassungsleben ausdrücklich anerkannt hat. Bei 
dieser Rechtslage muß naturgemäß die Einschränkung des Art. 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes eng ausgelegt werden. Jede andere Auslegung würde die grund­
gesetzliche Garantie des freien Wirkens und der freien Mitwirkung der Parteien .. 12 



an der politischen Willensbildung des Volkes schwerstens gefährden und faktisch 
illusorisch machen. Sie würde einer willkiirlichen lind Z1Iverliissigen rechtlichen 
Maf.lslüheu g~inzJjcb entzogenen YerColgnng und Ausschallung solcher Parteien Tür 
und Tor öffnen, die der jeweils amtierenden Regierung nicJJt genehm sind. Und 
es scheint mir in diesem Zusammenhang sehr aufschlußreich zu sein, daß gerade 
in letzter Zeit in der öffentlichkeit Pressestimmen auftreten, die diese Befürchtung 
im Zusammenhang mit dem bisherigen Verfahrensablauf in diesem Verfahren 
gegen die KPD offen aussprechen. 

Ich möchte aber zunächst bei der rechtlichen Seite dieser Angelegenheit bleiben 
und mich darauf beziehen, daß von Mangoldt in seinem Kommentar zum Grund­
gesctz (S. 148) ausdrücklich hervorhebt, daß die Einführung des Begriffs ,Ziele" 
ebenso wie dcs Begriffs. Verhallen der Anhünger" in den "erbotstat1Jcstand des 
Art, 21 Abs. 2 GG bewußt und ausdrücklich vorgenommen wurde, um diesem Yer­
botstatbestand einen einschränkenden Sinn zu geben und um eine uferlose Aus­
dehnung des Art. 21 Abs. 2 GG und damit die Möglichkeit des Mißbrauchs der 
Verbotsklage vor dem Bundesverfassungsgericht soweit wie irgend möglich aus­
zuschalten. Von ~langoldt gibt bekanntlich an der erwähnten Stelle der grund­
sätzlichen Auffassung Ausdruck, daß die geltende Fassung des Art. 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes zu einer ungerechtfertiglen Verfolgung unliebsamer Parteien führen 
könnte, uud er stelll in diesem Znsammenhang fest, daß diese Gefahr durch den 
in zweiter Lesllllg im Haup'tunsschuU des Parlamentarischen Rates eingeführten 
Zusatz, daß eine Partei, um den Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 zu erfüUen, nach 
ihren Ziel eu oder dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen muß, die frei­
I,cillich-demokratische Grundordnung zu geführden, wenigstens gemindert worden 
sei. ~Iangoldt schreibt wörtlich: 

... d. h., die als Voraussetzung für die Verfassungswidrigkeit bezeichnete Ab. 
sicht darf nur daun als vorhandeu angesehen werden. wenn aus dem Programm 
einer Partei oder dem tatsächlichen Verhalten ihrer Anhänger ... ein ent­
sprechender Schluß gezogen werden kann" 
Daraus ergibt sich zweierlei. Einmal nümlicll, daß von Mangoldl den Begriff 

.. Ziele" im Art. 21 Ahs. 2 des Grundgesetzes etwa entsprechend dem bei natürlichen 
Personen gehriiuchlichen BcgrHf "Absicllt" verstanden wissen will. lUlll zweilen aber 
folgt au.' diesen Ausführuugen von Ylangoldts ganz eindeutig, daß niemals die Ideo­
logie odn dic Thcorie eincr Partei als ihr .Ziel" im Sinne des Art. 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes angcsehen werden können. Es wäre doch ein reines Spielen mit 
gleichlautenden Begriffen zur Verdeckung günzlich unterschiedlicher Begriffsinhalte, 
wenn man den juristisch-technischen Begriff .Ziele" des Art. 21 Abs. 2 GG, der ein 
terminus lechnicus in einem bestimmten Verfassungssystem ist, gleichsetzcn wollte 
mit dcm Begriff "wcllaJlSchauliche Zielsetzung". wobei ich absichtlich das alm'ei­
chemIe "-ort ,.Zielsplzung" gcbrauche, um mich sprachlich versländlicher zu machen. 
Selbstverständlich kann IIUdl von weltanschaulichen .Zielen" gesprochen werden. Die 
Frage ist nur, ob solche weltanschaulichen .Ziele" unter den politischen und staats­
rechtlichen Begriff "Ziele" im Art. 21 Abs. 2 GG gebracht werden könuen. 

Niemand wird natürlich bestreiten, daß Zielsetzungen, die sich aus einer wissen­
schaftlichen Theorie oder einer Weltanschauung crgeben, konkrcte politische Ziele 
im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG motivieren und in ihrem Inhalt beeinflussen, ja 
sogar in ihrem Inhalt beslimmen können. Ja, ich gehe noch weiter, gerade das 
wird sogar bei einer Partei. die ihre ganze Politik auf der Grundlase einer wissen­
schaftlichen Theorie und einer wissenschaftlich begründeten "'ellanschauung auf­
baut, notwendigel"wcise der Fall sein. Aber das ändert doch nichts daran, daß solche 
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theorellsch-wlssenschaftJichen lind weltanschaulichen Zielsetzungen niemals abslra:kt 
lind losgelöst \'on dcr tats~ichlichen, aktuellen Politik der betreffenden Partl::'i als 
,kren ullmillelbare politische Ziele im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG gewerte'l w-erden 
künnen, sofern nicht del :\achweis der Umsetzung diescr Zielsetzungen in Ziel'c ,im 
Sinne des Art. 21 Abs 2 GG gefiihrt wird. 

Ich habe in meinem ersten Zwiscl1enplädoyer bereits dargelegt, duß mall auch 
nicht unter Berufung auf eine sogenannte.Verbindlichkeit" (in jencm undialekti­
sehen und mechanischen Sinne. in dem die Bundesregierung diescn BegrHf hier ge­
hrlludltc) der Theorie des ~larxismus-Leninismus für die KPD den Gesnmtinhall 
und flie politisdl('n Leit- und Lehrsätze dieser Theorie einfach als "Ziele," der l(PD 
im Sinue des Art. 21 Abs. 2 GG betrachten kann. Eine solche Methode stellt eine 
ofCensichtliche Eutstellung des Begriffs .Ziele" im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG dar 
und muß notweudigerweise zu einer völligen Auflösung und uferlosen Erweiterung 
eies gruudgcsetzlichen Verbotstatbestandes fiir poljlische Parteien führen. Ich 
l,pziehe mich insoweit auf meine Ausfiihrungen ,in meinem ersten Zwischenplädoyer, 
in~bi:sondere auf die dort erfolgte Darlegung, daß die von der Bundesregierung 
lIuch dem Vorbild des Berichtes des amerikanischen ~fcCarran·Ausschusscs erfun­
,tl'ne wgenannle "Verbindlichkeit" einer Theorie oder Wellanscllauung. die in 
Wuhrheil ja illlmer nm ein Bekenntnis zu einer Theor,ie oder "reltanschuuung seil) 
kann, niemals so verstanden werden kann, wie etwa die Verbindlichkeit von Rechh­
normen. und daß dies insbesondere völliS unmöglich ist gerade im Hinblick auf die 
Tltporie des ~larxismus·Leninismus,zu deren wesentlichen Grundlagen der diulek­
t ische und historische Materialismus gehört. 

GC'rade aus die&en überlegungen kann es abcr ancl1 niemals angängig sein, der 
I,cweisrechtlichell Konstruktion zu folgen. die Herr BUllLlesverfassungsrichter Prof. 
Dr. Zweigert hier am 20. Verhandlungstage zur Diskussion stellte. Man kann ange· 
sichts des Gesamtinhalts der marxistisch-leninistischen Theorie unter gar keinen 
tltnstünden aus der Tatsache, daß sich die KPD zu dieser Theorie und damit aller­
dings auch zur Lehre von der sozialistischen Revolution und der Diktatur des 
Pl'oletariafs bekennl, prima fade folgern wollen, da r~ deshalb die Durchfübrung 
dl:r sozialistischen Revolution und die Errichtung der Diktatur des Proletariats auch 
lInler :dlcn Bedingungen und immer, das heißt also auCh heute und jetzt in der 
13undcsrellUhlik das politische Ziel der KPD im Sinne des Ar!. 21 Ahs. 2 c.;G wäre. 
Wenn man das lüimlich täte und einfach aus dem Bekenntnis der KPD zur Theorie 
ries' ~.ran;isl1lus-Leninismus in Verbindung mit bestimmten Inhalten der Theorie 
folf!ern würde, daß damit immer und unter allen Umstiinden das Vorliegen ent­
sprechender politischer Ziele im Sinne des Art. 21 Ahs. 2 GG bcwiescn w/ire, dann 
\1'\11'1'10 man in WirkIicllkeit erstens den geset7.lichen Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 
d,'~ Grundgesetzes, imbesondere das Tatbestandsmerkmal, daß die Partei TI ach 
i h " e n Z i eIe n auf die Beseitigung der grundgesetzlichen Ordnung aus geh e n 
muß, verletzen. und zweitens würde eine solche Argumentation deshalb niemals 
IIllreffen könnt>n, weil der dialektische und historische ~I3teriaIi~mus als die ent­
srhrirlPnde pllilosophische Grundlage des ~[arxismus-Leninismus jede mechanische 
ullcl ahstrakt dogmatische Anwendung cks ~Ian:ismus-Leninismlls durch die KPD 
ausschließt. . 

Wenn also die BU\ltlesr~gierullg ihreu Verbotsanlrag darauf stiitzen will, daß 
die I{PD angeblich die aktuelle Ahsicht habe, in der Bundesrepuhlik die Diktatur 
de~ Proletariats zu errichten, so ist und bleibt allein die Bundesrcgierung für die.se 
ßehauptung \'011 beweispflichtig. weil es sich dabei um dt>n :\achweis eines entschei­
denden Tntbestandsmerkmals des Art. 21 Abs. 2 GG handelt. Die Unbewiesenhelt 
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und Unbcweisbnrl,cit dieser Behauptung schließt nber jede Hernnzichung dl'r von 
der Bundcsrcgillrung hier \'orgel.rngenen Teile eier marxistisch-leninistischen Theo­
rie fiir das Verfahren Iweh Art. :.!l .\bs. :I GG aus. \/lln konnte d('shalb fiir das Hlr­
lil'ge'!Hlc rerfnhl'('l1 r1ie Bewrisnufnulnue nicht mit dC'r BrwC'iserlwhung zllm Inhalt 
,"'r Thellrie dc~ jlnrxislllllS l.eninismus arll'angC'n. sondern nn eier Spitze hiille, 
\\"('lIn dif'se Bcweisl~r"ehnng l"iir dns \'crl'nhren ülwrbn1lpt Sinn lind Zweck haben 
soille, der i\'n('hwcis stehen müssen. daJ.1 hcstilllmlr Tcjlr dieser Thcoril' durch Iwn. 
kretc Handlungen der KP\) in deren polilisrllC' Ziele im Sinn" des Art. 21 Abs. 2 GG 
in der Bundesrepuhlik umgeselzt worden sind. 

In offenbarem \rirlersprueh zu diesen .\uslegungsprinzipieu für uC'u .\rt. 21 
Abs. 2 GG versueht nUll aber die Bnnclesregiel'lmg in diC'sem rerfahren die bei der 
Anwenrlung des Art. 21 Abs. 2 ('G ohnC'hin schon wegen der mnngelnden gesetz. 
lichen Bestimmtheit des Begriffs .. freihl'itlich-demol<ratisdle Grundordllnng" be­
stehende Rcchlsunsicherheil dureh teine "ijllige \-erwiis>inung uud uferlose Erweite. 
rung des Begriffs .,Zielc" ins Unermeßliche zu steigern, indem sie die Theorie de~ 
\Inrxisullls-Leninismus. bzw. be.stimmte Teile dieser Tlwol'ie. kurzerhnnd und ohne 
konkn'len Beweisanlrilt als Ziele deI' li:PD im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG hinZlI­
stelIen '·ersucht. \\'ir sind der \l<-inung. daß der S,'nat sich darüber im klaren sein 
mull. daß er d('n "on ihm seIhst hier geüußerten Standpunld. rlaß die Theorie des 
M:Jrxismus-Leninismu~ nicht G.'gensland dieses \'Nfahrens sein I'nnn. praldiseh 
völlig nllfgibt. Wl~nll CI' dieser den Boden dC's Gesetzes offen verlassenden Argnmen. 
tation der ß!Jflrlesregil'l'ung folgt. Di(' von der Bundesregil'l'Ilng eingeschlagene ~Ie. 
thorle liiuft niimlieh. lwrz gesagt. auf folgendes hin:Jns: \Ian erl<!,irt, die Theorie 
des \/nrxismus-L'''linismus soll nicht G('genstand eies \'erl"ahrens sein. Aber, da die 
I(ommllnisten sich Z\l dieser Theorie bekennen lind sie als .-\nleitung zum Handeln 
belraehten, sueht mnn sieh einige. für die Ahsiehten der Bundesregierung geeignet 
erscheinenrle Tcile rler Theorie heraus. verwandelt sie still und heimlich in .Ziele" 
im Sinne des Art. 21 Abs. :I des Grundgesetzes und schon hat man erreieht, was 
man wollte. Man hat siL:h niimlich einmal den ,.Nachweis" verfassungswidriger 
Ziele der KPD sehr leicht gemacht und zum anderen. trotz der entgegengesetzten 
Erklärungen. rlaß mun die Thcoril, nicht judizieren lassen wolle. eine \'erurteilung 
der marxistisch-leninistischen Theorip durch das Bundesverfassungsgericht herbei­
geführt. jlit anderen Wurlen liusgedriickt: man versichert feierlich. uie Theorie 
nicht zum Gegenslnnd des Verfahrem madll'n zu wollen I)pnennl rlann aber einfach 
bestimmte Teile dieser Theorie in .Ziele" im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG um und 
zieht sie mit diesem Trick vor die Schranken des Bundesverfassungsgerichts. 

Mit der Frage, aus welchen pol ilischen Grü nden dieser juristische Taschenspie­
lertrick vorgenommen wird, werden wir uns noch in anderem Zusammenhang zu 
beschiiftigen hahen. denn gerade daraus werden sich entscheidende Schlu'lfolgerun. 
gen für die Beweiswürdigung ergeben. Hier kommt es mir zunächst nur darauf an 
nachzuweisen, daß diese Banz~ ~Iethode, juristisch betrachtet, nichts nnderes dar. 
stellt, als eine Umgehung des klaren gesetzlichen Wortlautes des Art. 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes und des vom Senat selbst nufgestelllen Prinzips. die TIll'ol'ie nicht 
zum Gegenstand des Verfahrens zu machen. • 

Diese die Einbeziehung der Theorie des \larxlslllus,Leniuismus ausschließende 
Auslegung des Begriffs "Ziele" im Siune des Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes wird 
weiter entscheidend dadurch bE:stätigt. daß im Art. 21 Abs. 2 der Begriff "Ziele" mit 
dem anderen Begriff "darauf ausgehen' verbunclpn worden ist. :'\ach Art. 21 Abs. 2 
des Grundgesetzes begründet nicht jedes politische Ziel die Verfassungswidrigkeit 
einer Partei, sondern nur solche Ziele, nach denen die Partei dar auf aus geh t, 
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r1ie freih('illiche del11ol~ratische Gl'ulldordllung zu b~eilllr;ichtigen hzw. den Restnnd 
der ßundl'sre)lublik zu gcl"iihrdpn. Gerarle diese \'crbindullg de~ Begriffs .. Ziele" 
mit dem Begriff .. darauf nusgelll'n" schlietll jNlr'U Zwpifel rlnrflu '1I1S, rlal.l soge· 
I1Dnnte .. ideologisl:he Ziele" -- s(·!ton die Bildung rlit's('~ Ikgrifl's iu der Antrags­
hegrünrlung der BundeSl'egicrul1g \"0111 2il. :\o"emh('1' I\li.l ist iihrigel1s eine ein­
deutige EntsteHnng des Wortlauts des Grnnrlg('sl'tZ('S - niemals lallwslandslJliiUig im 
"illl1(' Ms Art. 21 Abs 2 GG sein könneu. \\"(,l1n niimlich rlflS Grnndgf'setz ausdriick­
lieb \'erl:!!!'!I, daU rine Partei damit sie \'erfassungswidrig ist. n;tch ihreIl Zielen 
.. dlll"llnf flnS~l'hl'I1" I11nl> 1><"lilnl'll,' H:'1HlInngen usw. zu begehen, so Beht daraus 
klar hrn""', r1nl.l "nlche Zie'" in "in<'l1\ knnkrptl'n und al,tueHen Verhallen zum 
.-\lIsdruck kOl11mpn mü,sen und r!llh('r ul11gck"hrl auLh nur auf Grund C'ine~ 

bestimmtl'lI. kOl1kreten tat"il'hlid"'n \'erhaltens el'lnitlell werden können. Ich b~, 

ziehe mich in diesem Zns:,rl1lncuhang darauf, dalJ auch \\'cl'llicke im Bonner l,om­
menlnr zum Grundgesetz für die ErfiiHung des T!1lbe.~landsmerkmals "darauf aus­
gr·hell'· ('ill hohes Mllß an Bestimmtheit, einen konkreten Plan zur Verwirklichung 
dips(,!" Zi"lt, verlnngt. \\'ernic1"" SC'hreiIJI in dirsem Znsnmmenhang: 

"Dirs" .Ziele', bz\\'. ,das Verhallen der Anhänger' sind - allernativ - die be­
stimmenden Erkenntnismitlel fiir das Tatbestnndsmerkmal ,darauf ausgehen'. 
Dieser .. Begriff besagt seinem \Vortsinn nach so\'iel wie beabsichtigen, be­
zwecken. planen." (Erläuterung I1 2 n ZlI Art. 21). 

Dnraus ergibt sich, meine Damen und Herren Bundes\'erfassnngsrit:.htcr, dan es 
für die Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Pnrtei nicht genügt. dn U sie die 
bestehenden \'erfassungszustiinrle kritisiert oder ahlehnl oder die ühl'rzeugung "('1­

tritt und propagiert. daß es bessere \'erfassungszlfst:inde gibt !wohei ieh bemerlic, 
daß der Kampf der KPD iiberhnupt nicht gl'gen <li,' \'erfassullg der Bundesrc)Ju­
blik. sondern ausschlicf.llidl gegen rlas derzeitige !\den:IIl('rRegime und seine Poli­
tik gerichtet ist\. sondern die Partei mul.l, um \'erfnssun::swidrig zu sein. die Beein. 
trächtigung odel Beseitigung der Grunclorclnung kOllkrf'1 Ifnd bes!immt beahsichti­
gen und planen. ZUI Stütznng diesel' auch \'om Ilonncr J{omm('ntar geleilten .\n· 
sicht bezieht sich \~'ernicke dort ausdriicklich nuf r1en Kommentar "on !\nwiasl,y­
Leusser zur Bayerischen Verfassung. In dem zn ,\rl. lö "'I>s. 1 dl'r Bnyerischen "e,· 
fassnng hervorgehoben wird. daß zur Anwendnng c1iesrr Bestimmung der B:.r~·cri­

sehen Verfassung über den Wahlrecl1tsverlusl politischer Gruppl'n zwar keine .\us­
führungshandlungen oder Versuche von "erfassnngswidrigen Handlungen vorznlil:, 
gen brauchen. daß wohl aber mindestens die nnchgewiesene Absicht solcher Aus· 
fÜhrungshandlungen. solcher konkreten Versuche bestehen muß..-\us dieser Bezug. 
nahme ergibt sich, daß \-Vernicke auch für clen Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 des 
Grundgesetze.s verlangt, daß der betreffenden Partei die konkrete Absicht zur Be· 
gehung von bestimmten Ausführungshandlungen nachgewiesen wird, die auf die 
Beeinträchtigung der verfassungsmäßigen Ordnung gerichlet sind. 

Ferner erfordert nach allgemeiner Auffassung das Tatbeslandsmerkm~1 "darauf 
ausgehen" bei einer Partei das Vorliegen eines WiJlensaktes, einer \-Villensentschei­
dung. eines auf die Verwirklichung eines konkreten Planes gerichteten Beschlusses 
durch die hierzu statutenmäßig 'berufenen Orsnne der Pnrtei. Gerade die sowohl 
von Mangoldt als auch von Wernicke betonte wesentliche Gleichbedeutung des Be­
griffs "darauf ausgehen" mit dem Begriff ,.beabsichtigpn" Hißt erkennen. daß ein 
motivierter, auf das Eintpeten eines bestimmten Erfolges. auf die Verwirklichung 
eines konkreten Zieles gerichteter, durch ein Parteiorgan gebildeter Wille nach· 
gewiesen wer,den mu.ß. 
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3. Diese eben entwickelten Auslegungsprinzipien für die Tatbestan(fsmerkmale 
des Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes werden schließlich noch bestiiligt durch die 
seit langem entwickelten Grnndsiitze der Rechtsprechung zu den Strafbestimmnngcn 
über Hochverrat. 

Der Herr Prozeß\'ertreter der Bundesregierung hat gestern sich hei bei mir be­
danken zn müssen geglaubt, weil ich gewisse Parallelen zwischen den Hodl\'errals­
bestimmnngen und dem Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes gezog('n 
habe. Nun, was richtig ist, muß gesagt werden, aber ich glaube, daß der D:mk fiir 
diese Feststellung vom StandlJnnkt der Bunrlesregierung rloch etwas verfriiht war. 
Denn zweifellos decken sich die Tatbestandsmerkmale der ,"crl'assllnllswidrigk('it 
einer Parlei im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG und rlie Tatbestandsmerl,male des ~ 81 
StGB nicht im einzelnen Das habe ich auch nie behauptet. Aber es ist offensicht­
lich, dldl der Zweck und der Inhalt der staatsrechtlichen Schutzbestimmungen für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung im Art. 21 Abs. 2 GG und der Zweck 
und der Inhalt der strafrechtlichen Hochverratsbestimmungen in einer so engen 
Verhindung miteinander stehen, daß zweifellos aus der feststehenden höchstric.hter­
lichen Rechtsprechung üher die Hocbverratsbestimmungen bestimmte reclltliche 
Schlußfolgerungen für die Auslegung der Tatbestandmerkmale des Art. 21 Abs. 2 
des Grundgesetzes gezogen werden können. Allerdings sind das nun wirklich keine 
~lußfolgerungen,die die Konzeption der Antragsbegründung der Bundesregieruug 
zu stützen geeignet sein könnten, und hierin liegt der Irrtum des Herrn Prozeßver­
treters der Bundesregierung. 

Für die hier von uns erörterte Frage ist die Heranziehung der strafrechtlichen 
Rechtsprechung gerade deshalb von besonderer Bedeutung, weil sie sich insbeson­
dere mit der Frage der Bestimmtheit einer hochverräterischen Zielsetzung ein­
gehend auseinandersetzl und dafür feste Rechtsgrundsätze entwickelt hat. Dabei 
geht diese Rechtsprechuug bekanntlich davon aus, daß von einer hoch"errliterisdlcn 
Handlung nur dann gesprochen werden kann, wenn durch diese Handlung ein 
be s tim m te s U n t ern e h m e n, durch das mit Gewalt oder Drohung mit Ge­
walt die auf dem GnUldgesetz der Bundesrepublik beruhende verfassungsl11~ißige 
Ordnuug ge~indert werden soll. gefördert wird. Die Rechtsprechung hat also kl:lr­
gestellt, daß durch das TatbestandsmE'rkmal "Bestimmth(~it·· zum Ausdruck gebracht 
wird, daß die theoretische Erörterung hochverräterischer Gedanken oder, wie es iu 
einem Urteil sogar formuliert ist, auch die Erziehung in revolutionären Ideen im 
Hinblic.k auf eine nicht konkret geplante, sondern nur als möglich gedachte re"olu­
lion,ire Bewegu.ng nicht die Tatbestandsmerkmale des Hochverrats erfüllen können. 
Es ist vielmehr erforderlich, daß eine in ihren wesentlichen Grnndzügen koul.nte 
Tat ius Auge gefaßt wird. deren Durchführung gefördert werdeu soll und von 
deren Erfolg dpr Umsturz der Verfassung zu erwarten ist. Gegenstand und Ziel des 
hochverräterischen Planes miissen in ihren wesentlichen Grundzügen feststehen, 
und der Zeitpunkt des Angriffs darf nicht in ungewi.~ser Zukunft liegen. 

In völligcr Übereinstimmung mit den maßgeblichen Kommentaren zum Grund­
gesetz (von ~Iansoldt und Bonner Kommentar) wird man davon ausgehen müssen, 
daU diese Prinzipien aus der Rechtsprechung zum HodlYerrat aucll die Auslegung 
des Art. 21 Ahs. 2 GG wesenllich bcstimmen müssen, wenn dic.~e gesetzliche ,"01" 

schrift des Art. 21 Abs. 2 GG, die ja dem Zweck nach gerade eier Sicherung der 
Recbtsstaatlichkeit dienen soll, nicht als ein von der jeweils an d<:'r 'lacht befind­
lichen Hegierung willkiirlicb zu handhabendes Mittel zur ueliebigen Ausscllaltung 
mißliehiger Parteien mißbraucht werden soll. 
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Im übrigen möchte ich in diesem Zusammenhang hier noch nicht im einzelnen 
auf die slrafrechllichl' Hechtsprechung des Bundesgerichtshofes, die auf l\:litglicrler . 
und Funktion~ire der I<PD Bezug hat, eingehen. Ich verzichte deshalb auch an die­
ser Stelle und in diesem Zwischenpllidoyer auf eine Auseinanclerset:wng mit den 
Hinweisen der Pr07el~yertretung der Bundesregierung, die einen durchaus unzu­
I:issigen Vorgriff auf den nächsten Teil der Beweisaufnahme darstellten. Wir behal­
len uns unsere Stellungnahme hierzu für den entsprechenden splileren Abschnitt 
der Beweisaufnnhme ausdriicklieh \·or. 

Aus allen dargelegten Erwiigungen zum Tatbestand des Arl. 21 Abs. 2 GG ergibt 
sich also zunächst, dal.1 eine politische Partei diesen Tatbestand nur dann erfüllen 
.ann, wenn mindestens folgende Voranssetzungen vorliegen: 

al	 Die Partei mull konkrete politische Ziele verfolgen, die einen 1JC'~timmlcn und 
konkreten Angriff auf die freiheitlidle demokratische Grundordnnng ZUll1 Jnhult 
haben. 

bl	 Das Vel'folgen solcher Ziele durch die Partei muß aus ob,iekliv feststeIlharen 
Handlungen der Partei ersichtlich und nachweisbar sein. Diese Ziele können 
nicht ans bestimmtcn Teilen einer wissenschaftlich begriinrleten tVcl!iinschnlllln;; 
abgeleitet werden, wenn es keinerlei Beweise dafür gibt, daß gerade di(',sC Teile 
der Theorie durch die Pllrtci zu bestimmt.en aktuellen poUlisdlcn Fordernngen 
erhoben worden sind. 

c:l	 Die Partei muß nach ihren Zielen darauf ausgehen. die freiheilliehe rI,'molten­
ti~che Grundnrdnung zu beeintriichtigen orler zu beseitigen; das heißt, die Beein­
trüchtigung arier Beseitigung der freiheitlichen demahatisehen Grundorrlnung 
mur.1 von der Partei konkret beahsichtigt und geplant sein. Die Pflrfe; muH also 
bestimmte Vorstelhmgen und Pliine ZIIr Verwirklichung dieser verfassung~wid­
rigen Ziele haben. und sie darf deren Durchführung nicht nur fiir eine unge­
wisse Zukunft beabsichtigen und verfolgen. 

d)	 Da es sich um eine Partei, also eine politische Organbation, eine Vielheit von 
nntiirlichen Personen handelt, muß diese Zielsetzung. diese yerfassung<;wiclrige 
AbsiC'ht anf einer die polilische Organisation als solche nrpflichlendcn "'iJlcn,­
t'llts('heidung ihrer ~tatutenmüßigen Organe hel'\lhen. 
?'<ur wenn dns Vorliegen aller dieser Tatbestandsmerkmale des Art. 21 Abs.2 (1fT 
VOll der Antragslclleriu behauptet \Viru, ist deren Antragsbesrün(lung schlüssig; 
lind nur wClnn das Vorliegen dieser Tatbestanrlsmerkl1lale bewiesen wird, ist 
der Antrag hegründet. 

4. Diese Auslegungs prinzIpien des Art. :ll t\'bs. 2 GG, die im Jntere:>5c uer IInge­
hinderten Tiitigkcit der politischen Pa/leien als maßgehenden Falilol'ell der öl'fenl­
lichen yI~inungsbildul1g und der politischen Willenshe.slimmnng lies Volkc~ unbe­
dingt zu beachlen sind. vertragen einmal schon aus den eben erwiihnten Gründen 
keinerlei erweilerude odt'r gar den g~setzlicllen Tatbestand auflösende Behandlung. 
Sie erfahren zum :11lderen aber noch eine besondere Ergünzung und pruktisclle Be­
s('hrilnkung dnr(-h den begrenzten Gellnngsbereich des Grundgesetzes überhaupt; 
denn das Grundgesetz hat bekanntlich - ich beziehe mIch auf meine friilleren Aus­
rlillfllllgl'n Z1I diesem Punkt - dje in ihm festgelegte verfassungsm~ißi::;e Ordnung 
aur eine l'bergangs7eit beschrilnkt (l'rüambel und Art. 1461. Schulzobjekt des Art. 21 
:\bs. 2 GG ],ann daher aucll nur diese bis zur Wiedervereinigung Deutschlands he­
stehende verfassungsmäßige Ordnung des Grundgesetzes sein. Ebel:lso kann nur 
diese provisorische grund gesetzliche Ordnung der Maßstab sein, lIach dem rechUich 
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durctJ d'as nundesver[asSll'n~sgericht die Frage der Vcrfa,snngswidrigkdt einer 
Partei zu beurteilen ist. 

Daraus ergibt sich, daU der Gegenstand der Urleilsfindung nach Art. 21 Abs. 2 
des Grundgesetzes auch nur dic'jenige Politik einer politischen Partei sein kann, dic 
sie innerhalb der vom Grundgcsetz statuierten verfassungsmäßigen Ordnung, das 
heißt innerhalb der durch das Grundgesetz geschaffencn, sogenannten "neuen Ord. 
nung des staatlichen Lebens für eine übergangszeit" betreibt. Da die Dauer dieser 
übergangszeit durch Art. 146 des Grundgesetzes sachlich in präziser \Veise dadurch 
begrenzt ist, daß das Grundgesetz seine Gültigkeit an dem Tage verliert, an dem 
eine Verfassung in Kraft tritt, die vom deutschen Volke in freier Entscheidung 
beschlossen worden ist, können zur Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer 
politischen Partei auch nur solche Ziele dieser Partei in dem vorstehend erörterten 
Sinne herangezogen werden, die diese Partei innerhalh des Geltungsbereiches des 
Grundgesetzes verfolgt. 

Ein Antrag der Bundesregierung auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
einer politischen Partei durch das Bundesverfassungsgericht setzt daher als weitere 
Voraussetzung der Schlüssigkeit der Antragsbegründung voraus, daß die Bunde,­
regierung behauptet und Beweis dafür antritt, daß die betreffende Partei innerhalb 
des dargelegten Geltungsbereichs des Grundgesetzes nach ihren effektiven und be­
weisbaren Zielen darauf ausgeht, die bestehende verfassungsmäßige Ordnung zu 
beseitigen, indem sie die konkrete Absicht zur Herbeiführung derartiger Handlun­
gen hat und diese Absieht in irgendeiner nach außen hin erkennbaren Form 
betätigt. 

Infolgedessen scheint es mir - und damit möchte ich noch auf eine Bemerkung 
von Herrn Bundesverfassungsrichter Prof. Dr. Zweigert in dem zurückliegenden 
Verfahrensabschnitt eingehen - im Hinblick auf Art. 21 Abs. 2 GG auch völlig be­
langlos, eine Untersuchung darüber anzustellen, inwieweit der Begriff "Ziele" im 
Sinne des Art. 21 Abs. 2 sogenannte "Fernziele" einer politischen Partei mitumfaßt. 
Es geht hier in unserem vorliegenden Verfahren gar nicht um die Gegenüberstel­
lung der ja außerdem rechtlich doch sehr vieldeutigen Begriffe "Nahziele" und 
"Fernziele", sondern das Grundgesetz hat in klaren gesetzlichen \Vorten eine 
Schranke für die für den Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 relevante politische Zielset. 
zung gezogen, indem es mindestens alle jene Ziele ausgeschaltet hat, die keinesfalls 
innerhalb des von Art. 146 GG festgelegten Geltungsbereichs des Grundgesetzes ver­
folgt werden. Daraus ergibt sich, daß eine schlüssige Antragsbegründung der Bun. 
dccregierung die Behauptung enthalten muß, daB die betreffende Partei innerhalb 
dieses zeitlichen Geltungsbereichs, das heißt also positiv ausgedrückt, vor dcr fried­
lichen und freiheitlichen Wiedervereinigung Deutschlands bestimmte grundgesetz. 
widrige Ziele verfolgt. Das Verbot einer Partei nach Art. 21 Abs. 2 GG würde erfor. 
dern, daß gerade diese Behauptung bewiesen wird. 

5. Schließlich sind bei der Anwendung des Art. 21 Abs. 2 GG einige guud,ätz­
liche Prizipien der Beweiserhebung zu beachten, die sich unmittelbar aus dem Wort. 
laut und dem Sinn des Art. 21 Abs. 2 GG ergeben. 

Ich sagte schon, daß durch die antrags teilende Seite der Nachweis zu führen ist. 
daß die betreffende Partei ihren Zielen nach darauf ansgeht, die freiheitliche demo­
kratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen. In diesem Zu sam­
nlenhang ist von den maßgeblichen Kommentaren zum Grundgesetz eindeutig her­
vorgehoben worden, daß ein derartiger Beweis nur auf Grund nachgewiesener 

Tat s ach e n erbracht werden kann, aus denen zwingend die Verfolgung derarti­
ger Ziele durch die Partei hervorgeht. Es ist unzuJiissig, verfassungswidrige Ziele 
einer Partei etwa auf Grund subjektiver Deutungen, irgendwelcher Vermutungen 
oder subjektiver Auslegungen feststellen zu wollen. Es muß vielmehr hier der 
gleiche Grundsatz gelten, der für das Strafrecht seit alters anerkannt ist, daß näm­
lieh die Absicht eines \lenschen - und der Begriff "Ziele einer Partei" entspricht 
diesem Begriff, wie wir bereits gezeigt haben, weitgehend - nur auf Grund objek­
tiver Faktoren, wie Erklärungen, Handlu.ngen usw., ermittelt werden kann. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ausdrücklich auf folgende Feststellungen 
anerl,annter Kommentare hinweisen: 

Von Mangoldt schreibt in seinem Kommentar zum Grundgesetz auf Seite 148 
und 149: 

"Die als Voraussetzung der Verfassungswidrigkeit bezeichnete Absicht darf nur 
dann als vorhanden angesehen werden, wenn aus dem Programm einer Partei 
oder dem tatsächlichen Verhalten ihrer Anhänger, ihres Vorstandes, ihrer Mit­
glieder usw. ein entsprechender Schluß gezogen werden kann." 
Der Banner Kommentar zum Grundgesetz sagt in der Bemerkung Il 2 azurn 

Art. 21: 
"Unter dem Begriff ,Ziek' -- ähnlich dem Begriff ,Zwecke' bei Artikel g 
Absatz 2 - sind zunächst die. " in der Satzung, in Statuten, in Parteiprogram­
men niedergelegten Zielsetzungen und Zwccke, - gleichviel ob Hanpt- oder 
:-<t'benzwecke - zu verstehen. In Betracht kommen hierbei anch nicht nur die 
anfiinglichen, sondern ebensosehr dic nachträglichen, die sich aus Satzungsiindt'­
rungen ergebenden Zwecke. \Vie sich aber noch aus der Grundtendenz des Ah­
satz 2 zweifelsfrei ergeben dürfte, kommen außer diesen von den Parl:ei<-n 
offenbarten Zielen auch, vielleicht sogar in erster Linie, die geht'imen, verbor­
genen Ziele in Frage, sofern sie nur nachweisbar sind." 
Das heißt aber, nicht. sol' ern sie nur u n tel' s tell t wer den I 
Geiger schreibt in seinem Kommentar zum Bllnclesverfassnngsgerichtsgesctz in 

. 'I' Vorbemerkung 4 zum § 43: 
"Diese Zielsetzung kann sich aus Ankündigungen, aus dem Programm, aus Re­
den, aus Vorbereitungsmaßnahmen ergeben ... - jedoch nicht aus ihrer inne­
ren Organisation ... Die Feststellung dieses die Partei belastenden Bestrebens 
erfordert den Nachweis, daß die wirklichen ... Ziele der Partei darauf gerichtet 
sind." 
Aus allen diesen ÄuJ.\erungen ergibt sich übereinstimmend, daß eine politische 

Partei den Tatbestand der Verfassungswidrigkeit nach Art. 21 Abs. 2 GG nur dann 
erfüllen kann, wenn auf Grund objektiver Tatsachen, also auf Grund von Pro­
grammen. Erklärungen, konkreten Handlungen usw. bestimmte verfassungswidrige 
Ziele dieser Partei festgestellt werden können, auf die sie ausgeht. Dabei wird vom 
Banner Kommentar mit Recht gesagt, daß möglicherweise eine' Partei verborgene, 
geheime Ziele verfolgen kann. Aber auch diese müssen dann, um eine Anwendung 
des Art. 21 Abs. 2 GG zu rechtfertigen, erstens selbstverständlich grundgesetzwidrig 
sein und zweitens auf Grund objektiver Tatsachen nachgewiesen werden. Die Ver­
pflichtung der antragstellenden Seite, in dicsem hier dargelegten Sinne den Nach­
weis zu führen, daß die politische Partei !lach ihren Zielen auf eine Beeinträchti­
gung adel' Beseitigung der grundgesetz lichen Ordnung ausgeht, kann nach dem Aus­
geführten nicht dadurch erfüllt werden, daf.1 man sich auf eine wissenschaftliche 
Theorie oder eine wissenschaftlich begründete Weltanschauung, zu der diese Partei 
sich bekennt, beruft und den Inhalt dieser wissenschaftlichen Theorie, beziehungs­
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weise Teile dieses Inhalts, kurzerhand zu "Zielen" in dem jnristisch-tcchnischc,. 
Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG erklärt. Solche Ziele einer Purtei können vielmehr 
immer nur ihre effektiven, sich aus ihren konkreten Handlungen oder Erkliiruni)cn 
ergebenden politischen Ziele innerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes sein. 
Gewiß werden diese Ziele durch die theoretischen Grundlagen der Politik der PartC'i 
moth'iert, aber diese ~Iotivation ist deshalb noch keineswegs identisch mit de'l" Ziel· 
setzung im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG. 

Wir werden dllher im folgenden bei der Anwendung dieser Rcchtsprinzipien fluf 
die {{PD gerade darauf hinzuweisen haben, daU sic;h die wirklichen politisdwn 
Ziele, die die KPD in der Bundesrepublik und im Gellungsbereidl cles Grundgeset. 
zes verfolgt, zwar durchaus aus der Theurie des Marxismus-Leninismus ergeben. 
daß diese konkreten politischen Ziele, die in keiner Weise eine Beeintriichtigung 
oder Beseitigung der grundgesetzlichen Ordnung zum Gegenstand haben. sich 
gl'rade daraus herleiten, daB die KPD als marxistisch-leuinistische Partei letzten 
Endes für die Schaffung einer sozialistischen Gesellschaftsordnung in Deutschland 
eintritt. Aber gerade weil die KPD eine kommunistische Partei ist, gerade wcil sie 
sich uneingeschriinkt zum Marxismus-Leninismus bekennt. gerade deshalb kann sie 
heule keine andere Politik als die des Kampfes um den Frieden, um die friecllidle 
nnd demokratische Wiedervereinigung Deutschlands und um die Verteidigun~. Er­
lalltung und Erweiterung der demokrati~chen und sozialen Rechte der Werktiitigen 
b/?trcihcn. Dic politischen Ziele der KPD, die sie seit ihrem Aufruf vom I t. Juni 
I!l'lii bis zu den Thesen des Hamburger Parteitages stets in aller Offenheit er];liirt 
hat. sind gerade deshalb ni c h t. wie die Bnndesregiel"Llng hier behaupten will. 
eine vordergriindige Verdeekung von angeblich hinlergrün(figen Absichten. Sie kön­
nen es gar nicht sein. weil diese alleini~en. wirklichen politischen Ziele der KPD in 
keiner Weise im Widerspruch ZU ihrem immer offen bekundeten Endziel einer so­
7ialistischen Gesellschaftsordnung in Deutschland. keineswegs im Widersprnch 
zu den grundsiitzlichen Prinzipien des Marxismus·Leninismus stehen, sondern sich 
\'iC'lmdlr gerade mit diesen Prinzipien. mit dem Streben der KPD nach einer ellCl· 
giilligen 'Befreiung der V,·crktätigen von jeder Ausbeutung und Unlerdriid;ung in 
voller Chereinstjmmnng befinden und auf ihnen bernhen. Dies wird im folgenden 
noch im einzelnen darznlegen sein. Aber gerade diese Cbereinslimmung schließt 
jede Hinlcrgründi~keilsabsicht,jede Tarnung~llbsieht völlig aus. 

Schließlich sei in diesem Zusammenhang einc letzte zn~ammenfassende Remer­
kun~ zu der von Herrn Bundesverfassungsrichter Prof Dr. Zweigcrt aul'geworfpnen 
Frage eines sogenannten Prima-fa eie· Beweises gegen die KPD gemacht Herr Bun­
de~\'erl'assungsrichterProf. Dr. Zweigert stellte zur Disl;nssion. dal> man möglic:her­
weise etwa so folgern könnte: Da die KPD sich grundsiitzlich zur marxistisch-leni­
nistbd1('n Lehre und zum Endziel des Sozialismus-Kommunismus be);/'l1ll('. so 
],ünne nlH:h allgemeiner politischer Erfahrung prima faeie ge~agt werden. dafj sie 
also die dnrch diese Theorie und das Streben nach einer schließlichen Errichtung 
des Sozialismus-Kommunismus in Dentschland eingeschlossenen Einzelziele illlnwr, 
also auch jetzt und hier in der Bundesrepublik habe. 

Diese Argumentation ist, wie ich hier zusammenfassend noch einmal fcststellcn 
miichte, in zweierlei Hichtung rechtsirrlümlieh. Einmal. ,'erkennt sie die hier schon 
mehrfach hetonte Einheit des Marxismus· Leninismns als wirtschafllicher Theorie. 
~ie isoliert die Lehre von der Diktatur des Proletaril\ts als einer Vorhedingun~ 

zur Errichtung des Sozialismus von den übrigen wesentlichen Teilen der ma rxisti­
schen Theorie, insbesondere vom historischen Materialismus als der marxistischen 
Geschichtsphilosophie und von der Lehre von Strategie und Taktik. Der historische 

Materialismus schlif'ßt es nämlich aus, daß die KPD ohne Rücksicht anf die objek­
tiven Bedingungen der Lage eines Landes und der internationalen Lage. ohne 
Rücksicht auf das Bewußtsein, die Zustimmung und den revolutionären Willen der 
Mehrheit der Arbeilerldasse und die wenigstens wohlwollende :'\Ieulralit>H der ~1ehr­
heil aller \"erl<tätigen die Frage der sozialistischen Revolulion auf die Tagesord­

nung selzen könnte. 
Ein Bestandteil der marxistisch-leninistischen Gesellschaftswissenschaft ist außer­

oem die Theorie von der nationalen Frage, zu der wir eine Beweiserhebung hier 
beantra~t haben. nachdem die Theorie überhaupt zum Gegenstand des Beweises 
gemacht wurde. Gerade die mandstisch-Ieninistische Theorie \"on der nationalen 
Frage beweist aber, daU die nationale Politik eine grundsätzliche Politik der mar­
xistisch-leninistischf'n Partllien ist und nicht das geringste mit einer sogenannten 
.Taktik" zu tun hat. Aber darauf werden wir noch in anderem Zusammenhang zu 

sprechen kommen. 
ZlIm anderen ist es ein Grundsatz der marxistisch-leninistischen Strategie und 

Taklik, der ja aucll der ~esehiehtlicJlen Erfahrung völlig entspricht, daß man immer 
nur ein strategisches Ziel haben kann. Ich werde mich an anderer Stelle dieses 
Zwischenplädoyers mil den wirklich zum Teil schon in daS Reich des Phanlasti­
sehen gehörenden Auslegungen der marxistisch-leninistischen Strat,'g-ie nnd Taktik 
zu befassen haben, die wir seitens der Bundesregierung hier gehört haben. Ich be­
schränke mich hier auf diese ein e Feststellung, die sich schon aus der Logik der 
Dinge ergibt. daß man immer nm ein strategisches Ziel verfolgen krlnn. Diescs 
strategische Ziel isl aber fiir die KPD im Gellungsbercich des Gl"lIndsest'lzes die 
friedliche lind demokratische Wiedervereinigung Deutschlands uncl nichl. die Errich­
tung der Di'l<tatur des Proletariats in \'Testdeutsehlonli. GCl'fIc1e an lJiC'ser groben 
Verfälschung der marxistischen Theorie und der Politik der KPD h,ingl alJer das 
game soger,annte Beweisgefüge der Bundesregierung. Die marxistisch-l"ninistj~('he 
Lehre von Strategie und Taktik schheUt es aus, daß die KPD ihren slrat(l~ischen 
Kurs außer auf dieses genannte Ziel der \Viedervcreiuigung Deutschlands, wie drls 
offenbar die Bundesregierung hier glauben machten möchte, auch auf dill Herhci­
f~hrung der soziulistischen Hevolulion in Deutschland richten könnle. 

Schon aus diesen Zusammenhiingen, ans diesem Gesamtinhalt eier m:lrxistise:h­
leninistischen Thcorie ergiht sich also zum ersten die Unhallhnrl<cit der hit'r in Er­
wägung gezogenen Konstruktion eines Prima-facie-Beweises. wobei mir an sidl 
iiberhaupt die aufgeworfene Frage deshalb sehr zweifelhaft ersclleint, wcil j:l der 
Senat zu einer "-ahrl.eHserforschling von Amts wegcII verpflichtet ist. Und zwei­
tens ist es, wie icll schon dargelegt habe, meincs Erachtens auch ahsolut unzuliissi:::, 
mit Hilfe eines Prima-fade-Beweises das Vorliegen gerade des entsdleiclendcn Tat­
bestaudslllerkmals für einen Vl'rbolstatbestand, niimlich dns Vorliegen \'l:rfassungs­
widriger Ziele im Sinne des Art. 2t Abs. 2 GG, beweisen zu wollen. 

Aus diesen gesnmten vorstehenden Erörterungen ergibt sich zmammenfassend, 
oal~ uacb dem Idaren gesetzlichen Wortlaut des Art. 21 Abs. 2 GG und auch nach 
der Meinung der maßgeblichen Kommentatoren zur Anslegung dieser Bestimmung 
eine politische Partei nach Ar!. 21 Ahs. 2 nur dann fiir verfassungswidrig erklürt 
une! verhoten werden I;ann, wenn folgende Tatbestandsmerkmale erfüllt sind: 

a) Das Vorliegen konkreter, anf einen bestimmten Angriff auf dio grundgesetz­
liehe Ordnung gericllteter politischer Ziele; 

b) die Nachweisburkeit solcller Ziele auf Grund objektiv feststellbarel' Handlungen 

der Partei; 
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cl die konkrete Beabsichtigung und Planung der Verwirklichung nieseI' \'erf~ssungs· 
widrigen Ziele in einer nicht ungewissen Zukunft; 

d) die Setzung dieser Zielte durch eine Willeusentscheidung der berufenen Organe 
der Parte'i und 

el die nachweisbare Absicht dter Partei, diese Ziele innerh~lb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes zu verwirklichen. 

11. 

Der Kampf del' KPD für die demokl'atische und friedliche
 
Wiedervereinigung Deutschlands und ihl' sozialistisches Endziel
 

Herr Präsident, meine Damen und Herren Bundesverfassungsrichterl 

Ich gehe nun auf der Grundlage der eben angestellten Prüfung des geselzlichen 
Tatbestandes des Artikels 21 Abs. 2 des Grundgesetzes zu der Frage iiber, wie es 
im Lichte dieser sich eindeutig und zwingend aus dem Grundgesetz erg~benden 

Rechtsgrundsi"itze mit dem bisherigen Bewilisvorbringen der Bundesregierung gegen 
die KPD steht. 

1. Die Bundesregierung stellte in dem hier abschließend zu würdigenden Ah­
schnitt der Beweisaufnahme im wesentlichen folgende Behauptung auf, wobei ich 
diese Beweissätze in einer etwas gekiirzten Form vortrage. um sie auf ihren 
wesentlichen Inhalt zu reduzieren: 
11) Das Ziel der KPD sei nach ihrer Lehre die gewaltsame Erlangung der Staats­

macht durch den revolutionären Klassenkampf unter Zerschlagung des bürger­
lichen Staatsapparates und durch die Errichtung der Diktatur des Proletariats. 

b) Für die KPD sei dem Begriff der Demokratie immer die Diktatur des Prole­
tariats immanent. 

c)	 Im System der Diktatur des Proletariats sei die Kommunistische Partei die füh. 
rende Kraft des Staates. Sie lenke als regierende Partei die Tätigkeit aller staat. 
lichen und gesellschaftlichen Organisationen und verwirkliche den von ihr ange· 
strebten Aufbau einer kommunistischen Gesellschaft auf dem Weg~ der Gewalt. 

d)	 Im Staat der Diktatur des Proletariats sei jede Meinungsfreiheit im Sinne der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung unbekannt, jede Opposition werde 
gewaltsam unterdrückt, eine Oppositionspartei gäbe es nicht. und auch die par· 
teilosen Abgeordneten seien der Generallinie der Partei verpflichtet. 

el	 Die Kommunistische Partei sei ihrer Zielsetzung nach revolutionär und aggres. 
siv gegenüber jedem nichtkommunistischen Regime. Sie halte aus propagandisti· 
sehen Griinden und zur Festigung ihrer Alleinherrschaft Kontakt mit den 
Massen. 

f)	 Die Kommunistische Partei müsse eine unversöhnliche revolutionäre Einstellung 
mit einem Maximum an Elastizität und ~lanövrierfähigkeit im legalen und ille· 
galen I{ampf verbinden. Sie nütze nach dem Prinzip von Strategie und Taktil; 
die Möglichkeiten des Parlamentarismus aus, infiltriere die Gewerl;schaften l!nd 
setze illegale Kampfmitlei auch unter Mißbrauch legaler Organisationen ein. 
Das sind die Kel'llthesen des Beweisvorbriugens der Bundesrcgierung, aus deneu 

sie die Schlußfolgerung abgeleitet wissen möchte, daß die KPD als eine marxistisch· 
leninistische Partei neuen Typus durch ihre Zielsetzung die freiheitliche demokra­
tische Grund ordnung gefährde, indem sie, wie es seitens der Bundesregierung for· 
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muliert wird. unter Tarnung ihres Verhaltens nach angehlichen Grundsätzen der 
marxistisch·leninistisehen Lehre von der Strategie und Taktik die Erlangung der 
Staatsmacht auf gewaltsamem Wege erstrebe und die Absicht habe, in Gestalt der 
Diktatur des Prolet:; riats eine Gewalt· und Willkürherrschaft aufzurichten, durch 
die die Grundsätle der Würde, Freiheit und Gleichheit der \lenschen beseitigt, die 
Grundrechte außer Kraft gesetzt und das Recht auf Bildung und Ausübung einer 
parlamentarischen Opprrsition beseitigt werde. 

Diese Behauptungen der Bundesregierung sollen eine Grundlage bilden für rlie 
Festst~lIung der Verfassungswidrigkeit der KPD im Sinne des Artikels 21 Abs. 2 
eies Grundgesetzes. 

Die Bundesregierung hat nun zum Beweis dieser ihrer Behauptungen den schon 
vorher kurz charakterisierten 'Veg beschrillen, der darin besteht, daß sie einmal 
aus der Theorie des Marxismus·Leninismus bestimmte, zum größten Teit aus ihren 
Sinnzusammenhängen gerissene, entstelll'e und obendrein durch eine willkiirliche 
Interpretation direkt verfälschte Bruchstiicke auswählte und dann den Nachweis zu 
fiihren versuchte, daß die sozialistische Revolution, die Errichtung der Diktatur des 
Proletariats nicht mit den Grunrlsätzen des Grundgesetles der provisorischen Bun· 
uesrepublik übereinstimme. 

Diese I~tztere These stellt nun wahrhaft eine profunde Erkenntnis dar! 

Sie weist allerdings für die bcabsichligte Argumentation der Bundesregierung 
zwei grundsätlliche Mängel auf. Diese bestehen einmal darin, daß nun wirldieh 
noch niemand, auch seitens der Kommunistischen Partei nicht, bisher jemals be­
hauptet hat, daß die staatliche Ordnung in einem sozialistischen Staat der Verfas· 
sungsstruktur ausgerechnet der Bundesrepublik entspriiche. Der Beweisantrill, der 
sieh zum großen Teil damit beschäftigt. sozusagen die uniiberbrückbaren Gegen. 
sätze oder den Widerspruch zwischen einem staatlichen System der DiI;latur des 
Proletariats und dem Grundgesetl nachzuweisen, schlägt also völlig ins Leere. Eine 
derartige übereinstimmung hat nocll niemals jemand behauptet, es wäre auch gro­
tesk, sie zu behaupten. und ich meine. es offenbart doch schon einen seltenen Grad 
polilischer Anmaßung, eine solche Erwägung iiberhaupt anstellen zu wollen. Völlig 
unerfindlich aber bleibt erst recht, was mit einem Beweisantrill zu dieser Behaup­
tung, die niemand bestreitet, erreicht werden soll, wenn man nicht offene Türen 
einrennen will. ,Jedenfalls ergibt doch eine solche Beweisfiihrung einmal absolut 
nichts, aber auch gar nichts für die Frage einer angeblichen Verfassungswidrigkeit 
der KPD. solange nicht bewiesen wird, daß die ((PI) in der Bundesrepublik die Er­
richtung der Diktatur des Proletariats zu ihrem Ziel im Sinne des Art. 21 Abs. 2 
des Grundgesetzes gemacht hat. Da ein Beweis einer derartigen Behauplung aber 
nicht erbracht ist, liegt alles andere. alles was hier angefiihrt wurde über Inhalt 
und Wesen der Diktatur des Proletariats und schon gar die wirklich groteske Be­
hauptung der Nichtvereinbarkeit einer sozialistischen staatlichen Verfassung mit der 
Verfassungsstruktur der Bundesrepublik, völlig neben der Sache. Und zweitens läßt 
sich auch aus der Behauptung einer Grundgesetzwidrigkeit des Systems der Dikta· 
tur des Proletariats doch aber auch gar nichts iiber den Wert oder Unwert der 
einen oder anderen Staatsordnung ableiten. 

\Vohl aber bringt diese Argumentation die Bundesregierung in eine wenig be­
neidenswerte Lage vor der ganzen Weltöffentlichkeit. Denn man kann schlief3lich 
nicht umhin, angesichts dieses Beweisverfahrens die Frage aufzuwerfen, wer vor 
der Bundesregierung schon versucht hat, Kommunisten deswegen zu verfolgen, weil 
sie sich zur Theorie des Marlrismus-Leninismus bekennen, und man kann dann die 
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weitere Frage nicht unterdrücken, in welcher Gesellschaft sich die BlIndcsre~icrung 

bei einem solchen Vorhaben befindet 
Das zweite Glied der sogellannten Beweisführung der Bundesregiel'ung bestand 

darin, daß sie ullter Beweis zu stellen bemüht war, daß die Theorie des ;\farxis­
mus-Leninismus, aus der sie die eben erwähnten, ihr für ihre Zwecke geeignet 
erscheinenden Teile herausgesucht und zu einem theoretischen Konglomerat zu­
sammengeflickt hat. für die KPD verbindlich sei. Dabei wurde nach dem bewiihrten 
Grundsatz .Der Zweck heiligt die Mittel" der für eine wissenschaftliche Theorie 
völlig IIl1angemessenc Begriff der.Verbindlichkeit" - wie wir bereits im erslen 
Zwischenplädoyer nachgewiesen haben - in einer gerade dem MRrJ.ismus-Leninis~ 
mus zutiefst fremden und widersprechenden Weise angewandt, so daß ungefiihr 
dabei herallslwllIJIlen mußte, daß jeder theoretische Lehrsatz oder jedes theoretische 
Prinzip des ~larxisl1llls-Lenini~mus die kommunistischen Parteien der ganzen Weil. 
die sich alll) zum ~Iarxismus-Leninismus bekennen, verpflichtet, zu jeder Zeit. 
völlig losgelöst von den tatsiichlichen Bedingungen und gänzlich mechanisch, nach 
ihnen zu handeln Wir werden in anderem Zusammenbang noch GelegeIlheit 
nehmen, im Lauf des Verfahrens nachzuweisen. aus welchen trüben Quellen diese 
zentrale These der BUlldesregierung von der sogenannten •Verbindlichkeit" der 
Theorie des ~larxismus-Leninismus und sogar dieser Begriff stammt. 

Die bisherige Beweisführung der Bundesregierung bestand also in Wahrheit 
in nichts anderem, als dem schon vorstehend gekennzeichneten Ersetzen der nach· 
zuweisrnden aogelolich Vl'rfassungswidrigen Ziele der KPD durch eine willkürliche 
und jeden Sinnes bare Klitterung von Teilstücken aus der marxistisch-leninisti­
schen Theorie und in dem Trick, mit Hilfe der angeblichen sogenannten.Verbind· 
lichkeit" der Theorie des Marxismus-Leninismus für die KPD. den Versuch zu 
unternehmen, den Eindruck zu verwischen. daß die Bundesregierung es bis zur 
Stunde unterlassen hat, auch nur den Schatten eines Beweises dafür zu erbringen, 
daß die KPD tuts~ichlich in der Bundesrepublik politische Ziele "erfolgt, die den 
genannten Behauptungt'n d~r Bundesregierung entsprechen. Dabei sei nur am 
Hande hier auf die' spiiler zu hehanrlelnde Tatsache hingewiesen, daß selbstver­
stündlich auch die Theorie des \larxismns-Leniuismus deral'lige Prinzipien, wie sie 
die Buurlesregieruog aus ihr herauszulesen beliebte, nicht enthält. Diese Beweis­
thcsclI der Bnnrle~rcgierung '.um luhalt der Theorie des ~fRrxismus-Leninisl1lus 

und ihre Auslegung des Inhaltes des Marxismus-Leninismus sind vielmehr nur eill 
neues Glied in der nun schon ein Jahrhundert alten Verleumdungskampagne gegen 
den ~larxismus-Lellinismus,die bisher noch immer allein zum Nachteil ihrer Ur­
heber und Verfechter au~geschlagen ist. 

Es ist nun allerc1ing,~ nkht verwunderlich, duß es der Bundesregierung bisher 
nicht gL'1ang uud auch nicht gelingen kllnn, nachwweisen, daß die KPD in der 
Bunuesrepu'lJlik irgcnrlwelche verfassungswidrigen Ziele, die auf eine Beeinträchti­
gung oder Beseitigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung gerichtet sind, 
verfolgt. Denn da es solche Ziele nicht gibt, kanu man sie schlechterdings auch 
nicht beweisen, Es blie-b also der Bundesregierung gar nichts anderes übrig, als zu 
der enlstellendeu Zmummrnstellung von Einzelzitaten ans der Theorie des ~larxis­

llIus-Leninismus und dem geschihlcr1en Vel'fahren mit der sogenannten.Verhind­
Iichkeit" der Theorie ihre Zuflucht Z1l nehmen, wenn sie nun einmal die KP)) 
unter· allen Umsliindeu als eine ihr sehr unangenehme Gegncrin ihrer Politik aus 
dem legalen Leben ausschalten will. 

2ß 

Z. Wenn es nnn anch rechtlich bereits völlig uusreichl'n wiil'll,', um rlie gesnmte 
lishcrige sogenannte Beweisführung der Bundesregierung als nbsoJut unel'hrhlich 

liir die bezweckte Feststelluug der Verfa~sungswidrigkrit der KP!) zu chornlderi­
si,'ren. daß wir festgestellt haben. daß die Bundesregierung gerade die ent­
scheidende Frage. n~l11lich die von ihr behauptete \'erfaswnf;swidrige Zielsl'lzung 
im Sinne des Al'l. 21 Abs. 2 GG weder unter Brweis gestellt noch erst recbt nicltt 
hewiesen hat. so sei doch an dieser SteHe noch einmal grl.lnc1siilzlieh, und zwar 
insbesondere im Hinblick auf die Fragestellung von Herrn Bundes\'erfassungs­
richter ·Prof. Dr. ZweigeI'l zu dem Verhältnis der KPD zu dem bekannten und nie 
IlI'sll'itlenen Endziel aller marxistisch-leninistischen Parteien, zur Errichtung des 
Sozialismus-Kommunismus, eindeutig Stellung genommen. 

Die KPD hat niemals ein Hehl daraus gemacht um1 tut das heute so wenig wie 
jl', daß sie sich zum Sozialismus brkennt und auch für Deutschland letzten Endes 
,'ine sozialistische Gesellschaftsordnung erstrebt. Die KPD wird aue,h nie ein Hehl 
AUS dieser Einstellung machen, denn sie ist stolz auf dieses ihr Bekenntnis, U\1U 

sie ist stolz darauf, daß sie in der ganzen Geschichte ihres Bestehens und ihres 
politischen Kampfes stets unbeirrt für den Sozialismus eingetreten isl. Sie hat des­
halb auch in ihrem Statut in aller Offenheit erklärt, daß das Ziel der Partei der 
Sozialismus ist, der die Errichtung der politischen Herrschaft der Arbeiterklasse 
zur Voraussetzung hat, 

Die KPD ist der Auffassung und bekennt sich jederzeit zu ihr, daß der Sozia­
lismus eine Gesellschaftsordnung ohne einander bekämpfende Klassen. eine Gesell­
schaftsordnung ohne Ausbeutung und Unterdriickung, die dCl110kratbrhsle Gesell­
schaftsordnung ist, die die menschliche Geschichte bisher gekannt hat. 

Aber dieses Endziel der KPD kann nicht Gegenstand des derzeitigen Verbots­
verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht sein. Denn es ist offensichtlich un­
möglich. das Endziel der KPD. das auf der wissenschafllieh begründeten Well­
"nscha uung des Marxismus-Leninismus beruht, an dem kurzlebigen Grundgf'setz 
eines provisorischen Teilstaates Deutschlands zu messen, der seine BiJdung, wie ja 
sogar sein Grundgesetz ausdrücklich feststellt, nicht dem freien Willen des deut­
~('hen Volkes verdankt. sondern der bekanntlich auf Grund des Befehls dreier Be­
sa lzungsmächte geschaffen worden ist. 

Es ist offemichtlich unmöglich, den Charakter und die letzte Zielsetzung einer 
Partei. die schon Jahrzehnte \'01' der Schaffung dcs westd!'utsc.hen Staatsfragml'nles 
hestand, auf Grund einrs Grundgesetzes zu beurteilen, dem seine eigenen Schöpfer 
bewußt. wie sie ausdrücklich festgestellt hahen - ieh beziehe mich dafür ins­
besondere auf das Protokoll der Beratungen auf Hrrren(:hicmsee -. nicht den 
;'\amen einer Verfassung gaben. weil sie "on seiner KlIrdcbigkeit au:;gingcn, ja 
zum Teil diese Kurzlebigkeit direkt wünsehten. 

Es ist unmöglich, die I{PD. die älteste politische Partei des deulsdlen Volkes. 
w('gen ihres sozialistischen Charakters. wegen ihres sozialislischen Enrlzieles, auf 
Grund eines Grundgeselzrs für verfassungswidrig Hkliiren zu wollen, das rloch in 
letz.ler Instanz ein Produkt der Spaltung Deutschlands darst~lll. die als C'ine Folge 
der Hillerherrsehaft und des JIitlerkrieges und bestimmter politischer Zielsetzungen 
der westlichen Besatzungsmlirhte entstunclen ist. 

Es ist unmöglich. die KPD ausgerechnet "",gen ihrl'~ sozialislisdwn Endzieles 
"ul' Grund des Grundgesetzes verbieten ZIl wolleIl, weil l1udl (11'n Erfahrungen der 

(·schichte. meine Damen und Herren Bundesvert'assungsrichter, doch niemand in 
diesem Saal und außerhalb dieses Saales daran zweifeln kann, dn ß die seit über 
hundert Jahren bestehende Partei der deutschen Arbeiterldasse unzweifelhaft auch 
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dann noch beslehen wird, welln es nolwen<1igerweise die Rundesrepuhlik lind ihr 
Grundgesetz gar nichl mehr gehen kann. weil die beiden jetzl a.uf deulschem Boden 
beslehendeu Teilslaalcn liing~t in einrlll einheillit:hen demokralischen und unab­
hiingigen deulschen l\'ationalstaat auJ'gq(iLngen sein werden. 

Die KPD isl der tberzeugLlng. daU sich das Bundes\'crfassungsgerilOhl als das 
höchsle westdeutsche Gericht nicht der jeder geschichtlichen Erfahrung hohn­
sprechenden, aber offenbar der Anlrngsbegriindung der Bundesregierung zugrunde­
liegenden Vorstellung anschlicJ.\en kann, daLl die derzeitige Situalion der Spaltung 
Deutschlands und damit die Existenz der Bundesrepubllik und des Grundgesetzes 
eine Dauer und einen Be~tand haben könnten, die ein Urteil über eine hundert­
jährige deutsche Partei auf Grund dieses provisorischen Grundgesetzes möglich 

machen I,önnten, 
Es Jomn deshalb - wie wir bereits nachgewiesen haben - rechtlich in diesem 

Verfahrcn überhaupt nur zuliissig sein, die Politik der KPD insoweit zu beurteilen, 
als diese in der Bundesrepublik und für die Dauer der Geltung des Grundgesetzes 
wirkt. Allein die Grundsiitze und Ziele der KPD in der Bnndesrepublik und allein 
ihr politisches Verhalten, ihre politischen Zielsetzungen in der Zeit, in der das 
Grundgesetz in J{rafl ist, können für die Entscheidung der Frage herangezogen 
werden, ob die KPD verfassnngswidrig ist oder nicht. Deshalb hat die KPD ständig 
gefordert, ihre wirkliche Politil, in der Bnndesrepublik zum alleinigen Gegensland 
des Verfahrens zu machen. Wenn das Verfahren entsprechend diesen Antr,igen 
der KPD geführl worden wiire. wie das unserer ~leinung nach auch allein dem 
Worllaul und Sinn des Grundgesetzes entsprechen würde, dann hälle sich Hingst 
sehr klar herausgestelll, daß die Politik der KPD nicht nur dem Grundgeselz ent· 
spricht, sondern daß vielmehr gerade die KPD diejenige Partei ist, die sich am 
entschiedenslen für die Beachtung so grundlegender Prinzipien des Grundgeselzes 
einsetzt, wie des Grund~alzes der baldigen Wiedervereinigung Deulschlands i'n 
Frieden und Freiheit, des Grundsatzes der Verhinderung jedes neuen deutschen 
Militarismus und jeder Aggressionspolitik und des Grundsatzes der Verleidigung 
und Erweiterung der Grundrechte der Bürger. 

Die KPD erldärl in diesem Zusammenhang noch einmal. daß die Errichlung des 
Sozialismus in der Bundesrepuhlik nichl auf der Tagesordnung sieht, daß also auch 
alle theoretischen Prinzipien und Leilsätze des :\larxismus-Leninismus, die sich auf 
die sozialistische Revolution und die Diktatur des Prolelariats beziehen, nicht den 
Charald.er von politischen Zielsclzungen oder Forderungen der KPD im Sinne des 
Art. 21 Abs, 2 GGhaben können, Die KPD erstrebl vielmehr mit ihrer Polilik in 
der Bundesrepublik vor allem die baldige Schaffung eines demokralischen, unab­
hängigen, geeinten deutschen Nalionalstaates, <ler eine konsequenle Friedens­

politik betreibt. 
Ich deutete vorhin schon kurz an. daß diese Zielsetzung der RPD in der Bundes­

republik und ihr sozialistisches Endziel keineswegs in irgendeinem Widerspruch 
zueinander stehen, so daß die Frage der sogenannten vordergründigen Tarnung 
hintergründiger Absichlen überhaupt nicht auftreten kann. Die jetzigen al,tuellep 
politischen Ziele und Forderungen der KPD in der Bundcsrepublik, im Gellungs­
bereich des Grundgeselzes, bdinden sich in voller übereinstimmung mit dem 
Endziel der Errichtung einer sozialistischen Gesellschaftsordnung, zu dem sich die 
KPD immer bekannl hat. • 

Das Ziel der Schaffung eiues einheillicben demokrali~chen Deulschland, das 
das strategische Ziel der KPD in der Bundesrepublik unler der Gellung des Grund­
gesetzes ist, dient nicht irgendwelchen Tarnungszwecken oder dem Zweck. eine 

hintergriinnige Zielsetzung zu verhergen; die KPD hat weder getarnte noch hinter­
griindige Ziele, sie bekenn! sich stets offen zu dem. was sie heute, morgen und in 
der Zul,unfl will. 

Die Polilik der KPD beruht auf der wissenschaftlichen Grundlage des Y1arxis· 
mus-Leninismus. für den es ein unabdingbares Grundprinzip ist, daß jede Politi), 
_ ich habe das schon wiederholl gesagt ._. den gegebenen objektiven und sub­
i~ktiven VOl'aussetzungen entsprechen muß. Wenn eben auf Grund der in 'Wesl­
~Ielltschland gl:gebeneu objektiven und subjektiven Voraussetzungen die KPD in 
rler Bundesrepublik ihre ganze Kraft auf die friedliche und freiheitliche Wieder­
vereinigung Deutschlands richtet. dann entspricht diese Zielsetzung durchaus ihrem 
sozialistischen Endziel. Ja, gerade weil die KPD letzten Endes für eine sozia­
listische Gesellschaftsordnung, nämlich eine Gesellschaftsordnung ohne Unter­
drückung und Ausbeutung, sowohl innerstaatlich wie zwischen den Slaaten, ein­
tritt. weil sie als Endziel die Errichtung einer klassen losen Gesellschaft will, die 
frei ist von jeder Gewallanwendung und die höchste Entfallung der mensrhJiehcn 
Persönlichkeit garantiert. gerade darum tritt sie heute mit aller Kraft für die Er­
haltung des Friedens ein, gerade darum widerselzt sie sich der Wiederherstellung 
des deutschen Imperialismus und der Wiederbewaffnung des deutschen \Iilitaris­
muS. Gerade weil die KPD letzten Endes eine sozia listische Gesellschaflsornnung 
errichten will. deshalb tritt sie zu jeder Zeil für das höchstmögliche ~laß dem(l­
kratischer Freiheiten für die Arbeiterklasse und für das Volk ein. Darum k;impft 
sie für die maximale soziale Sicherheit für die werktätigen Menschen. Gerade weil 
die KPD letzten Endes den Sozialismus will, erstrebt sie naturgemäß eine ständige 
und fortschreitende Hebung des politischen Bewußtseins und des kulturellen 
Niveaus der Arbeiter und der Volksmassen. 

Aber alles das. meine Damen und Herren Bundesverfassüngsrichter, ist doch 
nur zu erreichen auf der Grundlage der Beseitigung jeder Kriegsdrohllng, auf der 
Grnndlage der Freiheit von Kri·egsangsl, der Freiheil von Not und Sorge! 

Was soll denn also an solchen Zielen in ein{'r Zeit, in der aus Gründen, auf 
rlie ich gleich noch zu sprechen kommen werde, die Frage einer sozialistischen 
Revolution überhaupl nichl auf der Tagesordnung stehen kann, Tarnung oder 
Hinlergründigkeil sein? 

Die Kommunisten haben es nicht nur in der Vergangenheit verschmäht, ihre 
politischen Absichten zu tarnen oder zu verheimlichen, sondern die KPD hat auch 
heUle nichl den geriugsten Anlaß, irgendein Hehl eiaraus zu machen, daß sie letzten 
Endes eine sozialislische Gesellschaftsordnung erslrebt. Sie hat dns gerade deshalb 
nicht nötig, weil die von ihr in der Bundesrepublik in voller übc'reinslimmnng mit 
dem Grundgesetz erstrebten Ziele in k"inem \Yiderspruch zu diesem sozialistischen 
Endziel stehen. 

Ebenso klar aber i~t es für die KPD und ebenso offen ('rldärl sie aber auch, daß 
sie im Geltungsbereich des Grundgesetzes, das heißt also bei Bestehen der Spaltung 
Deutschlands, bei Beslehen der Bundesrepublik als eines deutschen Teilslaales, 
nicht die Absicht hat und haben kann. den übergang zum Sozialismus auf die 
Tagesordnung zu setzen. Die KPD hat bereits 194:) darauf hingewiesen, daß da· 
mals infolge der tiefen wirtsrhaftlichen Zerriillung und der weilgchl'ilLlen Er­
schlillerung und überlageruug des Klassenbewußlseins groUer Teile der deutschen 
Arbeiterklasse durch die zwölf Jahre der Hitlerherrsch:lft in ganz Deutschland dj~ 

Voraussetzungen für die Errichtung einer sozialistischen G<'sellschaftsordnung 
nicht gegeben waren. Diese Voraussetzungen sind aber auch heute in der Bundes 
['epublik nichl gegeben und können nicht gegeben sein, weil in der Bundesrepubl i;, 
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nach 1945 selbst die vom Potsdamer Abkommen vorgeschriebenen demokratischen 
Umgestaltungen des staallichen und gesellschaftlichen Lebens. wie zum Beispiel 
die Enteignung der großen ~Ionopole und Konzerne, ihre überführung in Volks­
eigentum, eine konsequente demokratische Bodenreform, eine demokratische Bil­
dungsreform usw. nicht durchgeführt wurden und erste Ansätze in dieser Richtung 
später sogar rückgängig gemacht worden sind. Infolgedessen trat in der Bundes­
republik keine Entwicklnng ein und konnte hier keine Entwicklung eintreten, die 
zur allmählichen Schaffung der objektiven sozial-ökonomischen Voraussetzungen 
fiir die Errichtung des Sozialismus hälle führen können. 

Die I\PD ist deshalb der 'Cberzeugwlg und geht davon in ihrer Politik aus, daß, 
solange Dentschl:md gespalten ist, daß. solange der entscheidende Einfluß des 
amerikanischen Imperialismus in 'vVestdeutschland besteht, solange die reaklio­
när.en imperialistischen Kräfte in Westdentschland die Wirtschaft und den Staats· 
apparat beherrschen und solange andererseits in \Vestdeutschland die Arbeiter­
klasse von jeder echten \1itbestimmung auf politischem und wirtschafllichem Ge­
biet ausgeschlossen ist, solange diese Arbeiterklasse der zersetzenden Einwirkung 
der an der :-Iacht befindlichen Imperialisten auch in ideologischer Hinsicht so aus­
geselzt ist wie jetzt. nichts anderes in Westdeutschland auf der Tagesordnung 
slehen kann, als die Schaffung einer wirldich demolHalischen Ordnung, einer 
demokratischen Ordnung. wie sie die KPD seit ihrem Aufruf vom 11. 6. 1940 bis 
zu deu Hamburger Thesen stets genau definiert hat. Die KPD geht deshalb in 
ihrer Politik davon aus. daß erst die \\'iedervereinigung Deutschlands auf freiheit ­
Ikher und demol,wtischpr Grundlage, daß erst die Beseitigung des Einflusses des 
ameril,anischen Imperialismus in der Bundesrepublil, durch die Herstellung eines 
einheillichen. demokratischen und unabhängigen deutschen Nationalstaates über­
haupt eiop Entwicklung ein lei t e n kann, die zur allmählichen Herausbildung 
der objektl\(en und subjeldiven Voraussetzungen für eine Errichtung des Sozia­

lismus in gau z Deutschland fiihren könnte. Erst dann kann überhaupt eine Ent­

wicklung im Hinhlick auf den wes\lichen Teil Deutschlands eintreten, die diese
 
objektiven Voraussetzungen schafft. '''ann der ZeitpunKt gekommen sein wird. in
 
dem diese Voraussetzungen enbtanden sind. kann heute niemand voraussagen. Di


di(1
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KPD ist daher der Aurl'assung, daß über die Fra~e. wie die innere Ordnung des
 
wiedervereinigten Deutschland gestaltet werden soll. nach der dann gegebenen,
 
Lage allein die in freien demokratischen "'ahlen gewählte deutsche Nationalver­


sammlung zu enlscheiden hat
 
Aus allen diesen Erwägungen ergibt sich also, daß die KPD als Partei,
 

immer und stets nur das eiue Ziel I,ennt, sich für die Interessen der Arbeiter­

klasse und des Volkes einzusetzen, in der Bundesrepublik alle die objektiv mög
 
lichen Ziele vertreten mul3. aber auch nur sie vertreten kann, die auf die demo
 
kratische und friedliche Wiedervereinigung Deutschlands gerichtet sind. Daß ein
 
solche Politik gleichzeitig in übereinstimmung mit dem Endziel der KPD, der Er
 
richtung des SQzialismns auch in Deutschland. steht, wird ja wohl niemand
 
KPD zum Vorwurf machen können; denn das beweist doch nur die Ehrlichkeil
 
und Offenheit d(~r Politil, der KPD in der Bundesrepublik.
 

In diesem Zusammenhan;,: sei mir eine letzte Bemerkung zu der :\ußerung vo
 
Herrn Buudes"erfassungsrichter Prof. Dr. Zweigert gestaltet, dal3 er meinen seh
 
kurz formulierten Hinweis auf die Spaltung Deutschlands als Ursache dafür, da
 
die KPD in Westdeutschland die Frage der sozialistischen Revolution nicht
 
Gegenwartsziel stellen l'önne, als eine gewisse Dupierung empfuuden habe. Diese
 
damalige Hinweis vou mir war in dem hier <:ben näher erläuterten Sinne gemein
 

Er ging von der selnslverständlichen Voraussdzung ans. daß doch schon seit 1945 
in dcr Deutschen Demokratischen Republik die gesellschaflliehe Entwicklung völlig 
unders verlaufen iSl, als in 'Vestdeutschland, daß sie vor allem dnrch die kon­
Sl'quente Demokratisierung iI)l Sinne des Potsdamer Abkommens gekennzeichnet 
war. Und schließlich darf dabei doch nicht übersehen werden, daß erst 7 Jahre 
nach dem Be,sinn dieser Eutwicklun.g in der Deutschen Demokratisdlen Republil, 
dir Frage des übergangs zur Schaffung der Grundlagen des Sozialismus gl~stellt 

" urrle. 
lc'!l stelle abo fest, meine Dameu und Herreu Bundesyerf~lssllngsrichter,.und 

d:l1uil möchte ich diesen Tei'! meines Plüdoyers abschließen, da(J sich aus allen 
di"",n überlegungen zwingend der Nachweis der absoluten Unerheblichkeit der 
lleweiserhebung, die hier zur Theorie des l\'Iarxismus-Leninislllt1s durellgcJührt 
wurde, für den Nachweis verfassungswidriger Ziele der KPD im Sinne des Art. 21 
.\bs. 2 GG ergibt. Sie folgt, wie dargelegt, aus denkgesetzlichen und rechtlichen 
Grlinden. 

III. 

Die wahren Absichten der Bundesl'egicl'ung und die Bcwcisaufm,hmc 
über die Theorie des Marxismus-I.cninismus 

Diese Unerheblichkeit der bisher durehgefiihrten ßewei:>erlle.Lullf( wird aber 
~l1ch noch Von einer anderen Seite her sehr sichlh:u unterstril:hen. Sie wird da­
durch be~tätigt, daß es eine Reihe von \Iomenlr!n in dem Rcwcisvorbringen der 
ßundesregierung, in der gesamten \Ielhode ihrer Beweisfiihrunfj Giht, die zu deJll 
Schluß zwingen, daß der Antrag der Bnndesregicfung altf Yerbot dcrKPD in 
"'ahrheit auel) von der Bundesregierung selbst nicht ;lUS (leI' Theorie des \Iarxis­
mus-Leninismus motivipr( wird. 'Venn aber diese \!olivation keine wahre, ernst­
ha fle iSI, dann ergibt sich auch aus dieser Erwiigu ur, n:lln ,'grmii LI cl je l 'nerheblicll· 
hit des Beweiworhringells. 

1. Es erhebl sich fii;- uns die Frage, wekhe liriiude die Bundesregierung. der 
doch die Rechtslage, wie ich sie eben geschildert h:tlll', nicht unbp],unnl sein kann, 
vcranlaßt haben könneH, sogar an die Spilze ihrer Beweisantdifle, an die Spitze 
rlps ganzen Yerfahrem gegen die KPD ausgerechnet die Theorie d!'~ I\IarxisJnns­

(minismus zu sIelIen. wobei in dpr '-orhin charakterisierten "'eiso znlJ1 Teil nnter 
Znrcißung und Entstellung der Sinnzusammenhilnge vorgpl{:lllgrll wird. "'ir sind 
",'niil;:;;l, dipse frage hier aufzuwerfen, weil von ihrer Be'lIltwortung notuq:renl:Hl in 
erhl'blichem \Iaße die Wiirdigung des gesamten ßewei~\'orhringens der Runnes­
rrgiel'llng zur Theorie des Marxismlls-Ler.inisJnus ahhiingl, wcif die Beanlwortung 
dieser Frage darüber Aufschluß gehen kann, wie dieses ßew('i~\'orlJrin::;en zu 
werten ist. 

Dabei ist zunäellst die er~te Frag~, warum die BundesregH;I'Ung hier den An­
schein erwecken will, dal3 sie die Theorie des \larsismus-Leninisll1us als solche 
nkht zum Gegenstand des "erfahrens ZlI machen be1Jhsichli!(<" indc'lU sie nur 
einzelne Teile dieser Theorie fiir di~ Argumentation heranzieht - wie der Herr 
Prozeßvertreter der Bundesregierung sagte: die sogenanntem Dlll'chbl'uchsslclien 
der Theorie in die politische Praxis -, leicht zu beantworten und bedarf keiner 
näheren Erörterung. Denn wir verstehen natürlich, daß die Bundesregierung kein 
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Interesse daran hat und hahen kann. die marxi_lisch·lcnini_tische Theorie, rlie 
sich in den vergangenen JahrzehnLen als die Grundlage fiir die Befreiung \'on 
Hunderten ~tillionen ~Iensehen vom S~'stem der kapitalistischen I'nfreiheit erwies'. 
in ihrer Gesamtheit Zlll" Behandlung zu slelle11. weil eine sokhe Gesamtll:'hand· 
lung der marxistisch-leninistischen Theorie selbst\"Crstii ndlieh nicht ohne ein erlH'h· 
Iiches politisches Risiko fiir die Bundesregierung w:ire. Wir begreiri-n daher auel: 
sehr gut. warum sich die Bundesregierung aus der gesamten man:istiseh·leninhti· 
schen TJ}eorie nur diejl'nigen Sliicl,e herausgesucht hat, von denen sie hofn, d:II.; 
sie ihr Argumente für die Erreichung der politischen Ziele, die sie mit die~el11 \'('1". 
fahren verfolgt. verschaffen Allerrlings ,iudert die DlII"chsichligkcil dieser polill' 
schen Griinde für das von der Bundesregierung eingeschlagene Yerfahreu nichl das 
geringste an der bereits ohen dargelegten rechtlichen I.:nzuliissigkeit der :\lethode. 
der der Senat nicht folgen kann, wenn er nicht das gesetzlich geforderte pro· 
zessuale Prinzip der \\'ahrheilsforschu/lg von Amis wegen in diesem Verfahren 
offen aufgeben will. 

Wenn wir also hier die Frage aufwerfen. warum die Bundesregierung iiher· 
haupt ihre Beweisantrille zu bestimmten einzelnen Fragen aus der Theorie des 
Marxismus-Leninismus unternahm. dann stellen wir die Frage vielmehr in dem 
Sinne. daß es uns für die Beweiswürdigung notwendig erschein!. Klarheil dariiher 
zu schaffen. weshalb die Bundesregierung trotz der rechtlich ganz offensichtlichen 
Fragwürdigkeit dieses Unterfangens überhaupt an einzelnen Teilen, und zwar ins· 
besondere gerade an dem von ihr ausgesuchten Teil der marxistisch· leninistischen 
Theorie im Rahmen der Beweiserhebung in diesem Verfahren interessiert ist. 

Die Feststellung der Gründe hierfür ist deshalb besonders notwendig und 
wichtig, weil doch niemand, auch die Bundesregierung selbst nicht. ernsthaft dar­
über im Zweifel sein kann, daS das Bekenntnis der KPD zur Lehre des Marxis· 
mus-Leninismus in Verbindung mit deren Inhalt. das Bekenntnis der KPD zum 
wissenschaftlichen Sozialismus. niemals eine tragfähige Begründung für die Fesl· 
stellung der Verfassungswidrigkeit der KPD darstellen kann. Das ergibt sich ein­
mal schon aus der ganz einfachen Tatsache. daß die Kommunistische Partei 
Deutschlands seit 36 Jahren besteht - ich spreche jetzt also nicht von ihren 
historischen Vorläufern seit dem Kommunistischen ~Ianifest, sondern nur von der 
jetzigen Partei - und daß sich ihre Ideologie. ihre Grundsätze und ihre Ziele au 
eine wissenschaftlich begründete Weltanschauung stützen. die vor über hundert 
Jahren durch Marx und Engels' geschaffen worden ist. Alles das ist jederman 
bekannt. Alles das ist auch der Bundesregierung bekannt. Ebenso bekannt ist auch 
daß sich die KPD, seitdem sie existiert. stets und unverändert in aller Offenhei 
zu den Prinzipien des Marxismns-Leninismus bekannt hat. Sie hat das in de 
Weimarer Republik nach ihrer Gründung am 1. Januar 1919 getan. Sie hat das 
wie niemand bestreiten kann, auch in einer Zeit getan, als ein solches Bekenntni 
gleichbedeutend war mit dem Opfer von Freiheit und Leben. Sie hat sich z 
diesen Prinzipien im Jahre 1945 bekannt, als sich die Kommunisten, die die Zei 
des organisierten politischen Massenmordes iiberlebt hatten, zunächst wieder fre" 
und offen zu ihren großen Zielen und Grundsätzen bekennen konnten, ZU eine 
Zeit also. als die Kommunisten - nnd auch das ist jedermann bekannt - gerad 
wegen dieser ihrer politischen Haltung in den Jahren von 1933 bis 19'15 mit daz 
berufen wurden, an der demukratischen Umerziehung des deutschen Volkes mit 
zuwirken, und in der sie diesem Ruf mit größter Aktivität und Einsatzfreudigkei 
gefolgt sind, Die KPD bat sich schließlich zu diesen Prinzipien des Marxismus 
Leninismus bekannt zu (\,er Zeit, als der Parlamentarische Rat in Bonn die Ver 

fassnngsgJ'nnc1bgen fiir elen westdenlsc1lf'n Teilstaal schuf und die KPD aktiv an 
rliner Aufgabe mitwirkte. nlll dem deutschen Voll< ein möglichst großes :\'laß von 
rI"/lIol<ratisehen H{'(:hL{'n lind Frciheiten zu sichern. t'nd wir haben hier in diesem 
Saale in der ße\His:llIfnahme gehört, daß die KPll in \"f~rsehiedenen Landesregie· 
rungen durch Sielluilg von :\lini,Qern akth' und \·,'ranlworllicb am Aufbau des 
Lf'bcns nach 19r. llIil;jl"arbeitet hat Alles das ist lw!<annl, und es beweist, daß sich 
die "PD hin.sichllich ihres Bekennlniss,', zum ~Iarxislllus-Leninismus, hinsichtlich 
ihrer wellanschaulichen Grundsiilze seit ihrem Bestehen niemals gewandelt hat. 
Es scheint mir bezeiclllll'nrl, dar. eine w{'strleuhche Zeitschrift, die der KPD keines­
wegs freundlich gegeniiberslt'hl. .. Dil: Gegenwart" in ihrer :'i'nmmer \'om 18. De­
zember 1954 wörtlich schrieb: 

.,:\lit Recht bcstcht'n die KOIllI1111nisl"n daranf, zu den nach dem Potsdamer 
AIJI<ommen zu fiirdcrnden Parteien zu gehören. \1it Recht fragen sie, was sie 
getan hab,'n. djc~en .\nsprueh 7.lI verwirken. Sie haben sich nicht geändert. Ge. 
:indert hat sich di,' internationale Lage. diejt'nigen, denen die Grundordnung 
Francos heutt' ebf'nsO\\f'ni? Sorgen marht., wie es gestern die Grundordnung 
Stalins getan hat." 
Aus alll'dem ergibt skh aher doch. <.laß man der Bnndesregierung nicht glaube.. 

kann. daß 'die Theorie, die vVellanschauung der KPD für sie ernsthaft der wirk­
liche Grund ihres Verbutsantfages gegen die KPD ist. I-'nel es gibt tatsächlich auch 
sehr wenige ~lensehen. die die bisher hier vorgetragene Begriindung fiir den Ver­
bol sa nt ra g einleuchtend finden. 

Ich bin aber der ~1cinung, meine Damen und Herren Bundesverfassungsrichter. 
daß sich bereits aus den politischen und zeitlichen Zusammenhängen, in denen 
der Verbotsantrag der Bundesregierung gegen die KPD und die Durchführung des 
Verbotsverfahrens vor dem Senat stehen, unschwer die wahren Beweggründe für 
das ganze Verbotsverfahren gegen die KPD wie auch für die hier in Rede stehende 
spezielle Methode des Beweisantritls der Bnndesregierung ableiten lassen. 

Diese erw:ihntell zeitlichen Zusammenhänge weisen zunächst einmal mit aller 
Deutlichkeit darauf hin, ,laß die Bundesregierung - und das scheint mir ihr 
unmittelbares politisches Ziel und das wirkliche Motiv ihrer Antragsbegründung zu 
sein - die KPD deshalb aus dem legalen politischen Leben 'aussehalten wiII, weil 
die KPn seit dem Off,'nkundigwerden der auf eine Wiederbewaffnung des deut­
schen ~lilitarismus. auf die Einbeziehung Westdeutschlands in ein westliches 
BJocks~'slem hinauslaufenden Politik eier derzeitigen Bundesregierung am kon. 
sequen"'slel1 und entschlossensten gegen diese Politil( aufgetreten ist. Hierdurch 
ist das Vorgehen der Bundcsregierung gegen die KPD entscheidend bestimmt. 

Der Beweis hierfiir isl durch das Anfiihren einiger weniger Daten und Fakten 
leicht zu fiihren. 

Ich halle bereits darauf hingewiesen, doU sich an dem Bekenntnis der KPD 
7.Um \larxismus·LeninisnlUs seit dem ersten Tage ihres Bestehens niemals auch nur 
rias geringste gcünder! haI. daß sich insbesondere in dieser Frage zwischen 1945 
und 1949 einerseib und dem Jahre 1951, an dessen 23. November der Verbots­
antrag beim Bundes\'erfassungsgerieht gestellt wurde, nicht das geringste geändert 
hat. Aher etwas anderes hat sich sehr grundlegend geändert, nämlich die politi­
schen Bediirfnissf' rlf'r derzeiligen Bundesregierung. Das ergibt sich aus folgender 
kleiner Zeitlabelle 

Am l!"). August l!i.:'O wurde bek:mntlich das schwerwiegende politische Folgen 
auslösende tiehcil1l\l1emurandum des Bundcsllanzlers zur Frage der Wiederauf. 
rüstung bekannt. 
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Am 19. September 1950 wnrde das Kommnnlqn~ der New Yorker Konferenz der 
Anl!cnminislcr !Il'r drei "'eslm,ichte veröfJ'l,ntlichl. das erstmals eilllh'nlig von 
einer \\'icdl'rltrw3ffllung \\'csldcutschlunds nnd seiner Einbeziehnng in einen west­
!I/'hen \1 il iHiT'block a uS!jing. 

Seil dem Jllftuar Hi5t fanden dann laufend die Verhandlungen zwischen den 
drei Wcslmüchlen nnd der Bundesregierung über diese Fragen slatt. 

Am 24..Jaouur 1051 erklärte ein Zwischenbericht der Pariser Konferenz, daU 
es nolwendill sei, Grundeinheiten mit möglichster Kampfkraft zu schaffen, und 
erkannte damit im Prinzip die Forderung der Bundesregierung nach Aufstellrm~ 

geschlossener wesldeut~cher Dh'isionen im Gegensatz zum Pleven-Plan und zum 
SpoHord-Plnn an. 

Am 14. ScptcmLcr t !)51 wnrde das bekannte Kommulliqn~ ülJer die Konferenz 
der drei Aullcnminisler in vVashington veröffentlicht, das au,~drücklich von einer 
Gleichberechtisung WesldeutschIands in der vorgeschlagenen europäischen Ver­
teidigun~sgemeinschaft spracb 

nd am 22. November 19111 wurde der er~tc Entwurf des sug~nannten Gencral­
vertrages fertillgesleJIl 

Kann milli es Hir Zufall huttel), daß genau im zeitlicllcn Zuge dieser Eutwit;k, 
Jung nm 23. Nu\'cllIba 1%1 die Bundesregierung deu Verbotsantrag gegen die I,PD 
einruichlc, JllIdl(lcm tll~ l<PD wiihrend dieser ganzen Zeit ihren politisch~n I(ampf 
I(egcn diese Polilik der Buudesregierung sländig verschiirft halle? Und ist es in 
diesem Zusammenhang uicht besonliers aufschlußreich, daß unmittelbar vor dem 
VcrboISllntra~, lliilllJich am 15. Nov~mber 1951 - ich beziehe mich dafür auf das 
Protokoll der 17;1. Sitzung der er~ten Legislaturperiode des Bundestages - von 
rler li.PD der Alltrog gestellt wurde, tier Bundeskanzler solle den Inhalt des so­
.entlllntcn Gcncralvertlagcs bekanntgeben, und der Bundestag solle beschließen, 
der BUI)(leSTe~icrung elie Unlerzeichnung dieses Vertrages zu untersagen? 

Ehcllso thund<teristisch für die wirklichen Motive des Verbots"erfahrens gegen 
c1ie KPD sind die polillscJlen Vorgiinge, die dann 7.lIr Ingangsetzung des Yerhots­
yerfnhrcns im September 195'1 führten. 

Die AnsctznlJg d05 Termins znr miindlichen Verhandlung in diesem Verfahren, 
der jn, wie hier von delll He:rrn PI'iisidenten ausdrücklich bestätigt worden ist. 
eine l-nlrrrct!nng des Bundeskanzll'Ts mit dem Herrn Priisidenten vorausging. ficI 
hekllnnUich in die Zeit, jn der die Außenminister der USA und Grof3britannil'lls 
unch I30nn gekomlllen wure/l, um /lach dem ScheHern der EVG an dem ,"Vider­
~l:lnd des frnnzösisdlCm Volkes die Aufrüstung ",restdeutschlands in anderen 
FOrllwn vurzubereiten. 

Sehlip/'\Iich sei clulun erinnert, d"ß wenige Tage nach der Frstsetznng des Pro­
zeßlermins clie Londoner Konferenz der drei Westmächte begann, in deren Er­
gel)Ili~ :'Im 2:3. Oktober 1954 die Pariser Verträge unterzeiclmet wurden, und daß 
;::cnan einen :'[onat nach der Unterzeichnung dieser Verträge das gegenwärtige 
VHfahren eröffnet wurde. 

Angesichts dieser offen~ichtlich schon rein zeitlicllcn Zusammenhlinge kann 
man" nicht dora n zweifeln. daß es der Bundesregierung in diesem Verfahren in 
Wirklichkeit primür darum gebt, die KPD als die sclüirfste politisclle Gegnerin 
ihrer Politik der Wiederbewaffnung des deutschen Militarismus und damit not­
wel :ligerweise der Vertiefung und Versteinerung der Spaltung Deutschlands aus 
dem legalen pali! ischen Leben auszllschalten. Es ist wirklich kein ZufaIl, daß dir. 
Ratifiziernng der PariseI' Verträge durch den Bundestag und die Durchfiihrung 
dieses Verfahrens zeitlich zusammenfallen. 

M 

Die Richtigkeit dieser Oberlegungen wird gegenwärtig durch die politischen 
Kreise, die die tragenden Kriifte der derzeitigen Bundesregierung darstellen, und 
sOf:ar durdl die Bundesregiernng selbst dadurch hestätigt, daß in jüngster Zeit, 
und zwar charnkteristisclIC'rweise in dem Augellblick, in dem skh bei der SPD und 
beim DGB Anzeichen des Beginns eines ernsthaften Kampfes srogen die ""ieder­
bcwaffnung Westdeutschlands und gegen seine Einbeziehung in das westliche 
Blocksystem zeigen, sowohl gegen die SPD wie gegen den DGB aus Kreisen der 
Bundesregierung Drohungen erfolgen, die den ScllluB rechtfertigen, daß man gegen 
diese Organisationen, sofern sie ihren Kampf gegen die Wiederaufrüstung West­
deutschlands fortsetzen, ähnliche MaUnahmen beabsichtigt, wie sie gegen die KPD 
jetzt in diesem Verfahren praktiziert werden. 

Ich möchte in diesem ZusammenlJang nur auf folgende Fakten hinweisen: 
Bereits am 21. Januar 1955 veröffentlichte der ja bekanntlich dem Bundes, 

kanzler nahestehende "Rheinische Merkur" im Zusammenhang mit dem Streik im 
Ruhrgebiet gegen die provokatorischen Äußerungen des Generaldirektors der "Gute­
Hoffnllngshütte", Dr. Reusch, einen Artikel unter der überschrift: "Demokratie in 
Gefahr", in dem sich u. a. auch der Satz findet: "Kein Zweifel, die Feinde dec 
Demokratie im DGB setzen zu einer Kraftprobe an". 

Am 28. Januar veröffentlichte der "Rheinisclle ~Ierklll'" einen weiteren Leit­
arlikel unter der überschrift - ich bil.te das zu beachten, Herr Präsiden't ",na 
mfine Damen und Herren Bundesverfassungsrichterl -: "Wie 1933. Außerparla­
mentarische Aktionen zerslören den Slaat". \lan wird nicht bestreiiell können, daß 
dieselbe Formulierung sich im Beweisvorbringen der Bundesregierung gegen die 
KPD befindet. ' 

Zur gleichen Zeit findet sich in der 4. Ausgabe der sogenannten "Berliner In­
dustriebriefe" die Mitteilung: "Die Bundesregierung ist, wie wir erfahren, gewillt, 
den von den Gewerkschaften und Sozialdemokraten angesagten l(ampf aufzu­
nehmen und ebenfalls mit allen Mitteln zurückzuschlagen. Mit einer solchen Partei 
ist eine Demokratie nicht aufzubauen." 

Am 1. Februar 1955 teilte die "Süddeutsche Zeitung" mit, daß im Zusammen­
hang mit den sozialdemokratischen Versammlungsaktione!1 gegen die Ratifizierung 
der Pariser Verträge - ich zitiere wörtlich -: "von zustiindiger Seile in Bonn 
erklärt wurde, daß auf diese "'Teise nach Ansicht des Bundeskanzleramtes die 
demokratischen Fundamente ins Rutschen kommen. l\·lan nähere sich bedenklich 
der ~Ielhodik der Sowjetzone, und auf diese Weise kiimen hochgefiihrliche Dills'e 
in Gang". 

Am 2. Februar HJ5:i meldete die "Stultgarler Zeitung", daß der GDU-Abge, 
ordnete Kiesinger in bezug auf die Abstimmungen über das in der Paulskirehe 
beschlossene Deutsche Manifest erkliirt habe, daß. wer die Form der repräsenta­
tiven Demokratie beeinträchtige, die Axt an die Wurzeln des Staates lege. 

Am 7. Februar berichtete die "Frankfurter Allgemeine Zeitung", daß der Bun­
deskanzler selbst am 6. Februar 1955 auf einer außerordentlichen Sitzung des Par­
teiallsschllsses der CDU erklärt habe: ,,"'as jetzt die Sozialdemokraten machen, 
verträgt sich einfach nicht mit Geist und Sinn der Demokratie." 

Aus all diesen Erklärungen spncht doch deutlich clie Androhung, den Appell 
der SPD und des DGB an das Volk als verfassungswidrig zu kennzeichnen. l"nd 
wann trat das ein, meine Damen und Herren Bundesverfassllngsrichter" Diese Ent­
wicklung trat in dem Augenblick ein, als sich bei der SPD und beim DGB An­
zeichen eines beginnenden ernsthaften Kampfes gegen die Pariser Verträge zeigten. 
Ich glaube, man kann an diesen Fakten, an dem Zeitkalender, den ich aufstellte, 
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für die Wiirc'figung des Beweis"orbringC'ns der RundesrC'gierung schwerlich vorbei· 
kommen. 

Und schlie(.lIich sdleint es mir dariil>er hinans I"iir die \\'ürdigun~ dl's Beweb· 
erb ringens der Rundesregil"rung zur Theorie {ks :\larxismus·Leninisl11us außer, 
ordcnl1ieh aursehlt1l~reic.h, daß nlle diese ;\ußerungl'n und ErkWrungcn der Presse. 
die ich ehen vorlas. doch cine auffalh'nde und dl:lrakleristische übereinstiDlll1ung 
mit (Ien wjederhollen Feststellungen des Herrn Prozelhl'rtrelers der Bundesrr!;:e­
l'Iln~ in .'Seinem gestrigen PI,idover nu(wcisen. ,.laß jede Revolution d('s VolI;es, 
jede ßewpgung der arheitenden :\Iassen, eine .. Aktion der Straße" darslelle. Dieses 
Wort hnhe ich hisher nur in der Rene d('s Bundestagsabgeordneten Kiesinger ge· 
funden. In "ölligel' Cbereinstiml11ung mit diesem Herrn erkliirte der Prozeßver· 
IretC'r der Bunde\rl'gierung wiirllieh: .. Die Errichtung der Diktatur des Prolelariats 
ist Revolution der Straße'" l'nd an anderer Slelle kennzeichnete er die proletarische 
Re"olution als .Aufruf an die ~Iassen. Aufruf an die Strul1l-", 

Ich möchte feststellen, daß diese .\usfiihrungen des 'Hl'l'rn Prozdhertreters der 
Bundesregierung, vou d"nen ich bis lnm Brweise des Gegenteils annehmen IllUr;, 

daß sie im Ein"er~liindnis mit seiner Auftraggeberin gemaeht worden sind, in 
einem dGCh wnhrhal't erschütternden ~1nI~e leigen, welche Haltung ollenbar di.p 
Bundesregierung und ihre Prozeßvertretung zu den Volksmassen umd ihrem politi· 
schen Willen einnehmen. Die \Vorte des Prozeßvertreters eier Bundesregierung 
offenbaren eine Mißachtung der breiten wer!düligen :\tassC'lI. wie sie wohl selten in 
einer derartig zynischen Offenheit ausgesproehen worden ist. 

V"ir werden auf diese Fragen in einC'lU aneier('n Zusammenhang zuriickkommen 
müssen. Hier begniige ich mich zu.nitchst mit der F,'ststellnng, daß gerade diese 
Ausfiihrungen des Prozeßvertrcl'crs der Bundesregierung eine fiir eiie wirklichen 
Griinde des Verbotsverfahrens gegen die KPD ausschlaggebende uniiberbrückbnre 
Gegens,itzlichkeit zwischen der Politik der Bundesregierung und der Politil; der 
KPD deutlich gemacht hnben. 

Die Bunde.sregierung verfolgl die KPD nicht, weil diese sich zur marxistisch­
leninistischen Theorie bekennt, sondern einer der entscheidenden Gegensiitze zwi­
schen der KPD und der Bundesregierung besteht vielmehr darin, daß die KPD 
die politische Aldiviliit der Massen will, dnß sie tn ihrer praktischen Politik das 
Hecht des Volkes vertritt, seinen politischen Willen auch außerhalb des Paria· 
ments zu bekuneien. und daf~ sie sich mit ihrer Politik an das Volk wendet. Das 
aber ist für die Bnndesregierung der .Aufruf an die Straße'" 

Der Senat wird angesichts dieser Tatsachen in dem vorliegenden Verfahren 
gegen die KPD einmal nicht die Erwägung ansschließen können. ob etwa mit dem 
\'erfahren gegcn die KPD bereits ein Präjudiz fiir ein niichstes Verbotsverfahren 
gegen andere Organisationen, wie die SPD und den DGB, geschaffen werden soll. 
Zum anderen aber lassen die erörterten Zusammenhänge deutlich erke!1nen. was 
"on dem Beweiswert der hier zum Gegenstand des Verfahrens gemachten Theorie 
des :\Iarxismus-Leninismus zu halten ist, die ganz offensichtlich die Antragstellerin 
selbst nicht ernsthaft als Verbotsgrund gegen die KPD betrachtet. 

2. Die Frage nach den wirklichen Gründen des Verbotsantrags der Bundesregie· 
rung gegen die KPD und damil die Frage, warum die Bundesregierung bestrebt 
ist, entgegen allen rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten in der Beweisauf­
nahme die Theorie des .'-1arxismus·Leninismus in den Vordergrund zu schieben, 
hat aber noch eine viel weitergehende politische und damit rechtliche Bedeutung 
für die 'Würdigung der bisherigen Beweisaufnahme. 

Niemandem in eier Welt. :luch der BundC'sregierung nicht, ist unbf'kannl, daß 
I,cute ml"lll' als ein Drillel der :\lensdlheit in Stnaten lebt, deren gesellschaftliche 
Ordnung 'lllf ller wissenschaftlichen \Veltnnschauung des :\larxismus.Leninismus 
hcgriindet ist. Audl die Bnndesrcgierung weiH sehr genau, duß der erste sozia. 
listi>che St;tnt der \\'ellgpschichlC', die t'nion der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
allf der Grnndl:lf{e ulld im ErgC'bnis d,~r Anwl'neiung der Theorie des Marxismus. 
LeninismlL' geschnffen worden ht EhC'nso ist jC'dem bekannt, daß dieser Staat, 
die Sowjetunion. eiue der vier BI'.;;allllngsmiichtc Deutschlands ist und daß es des­
halb ohne eille Yerstiindigung mit drr SowjeluniOIl ebenso wenig zu einer fried­
lichen Wiedervercinigung Deutschlands I;ommen kann, wir es ohne Verständigung 
mit der Sowjet union iiberhnupt unmöglich ist, zu .. iner :\Iilderuug der bestehendeu 
Spannungen in der \\'ell. zu einer Bel'ndigung d('s kalten Krieges und zu einer 
\','rminderung der Rüstungen zu kommen. DC',.,halb treten maßgebliche politische 
Kreise a lIch in der Bllndesrepublik, und zwa I' bekanntlich bis in die Regierungs­
koalition hinein, J'iir eine Normalisicrung der Bcziehungen zur Sowjetunion ein. 

Wenn al>er die derzeitige Buneiesregicrung in Kenntnis all dieser Tatsachen 
trotzdem den wahrhaft ungeheuerlichen \'ersuch unternimmt, von dem höchsten 
wcstdeutschen Gericht praktisch eine förmliche Vel'llrtpilung der \Veltanschauung 
des \larxisl1lus-Lenini~mus,insbesondere der Pril17.ipien des staatlichen und gesell. 
,chaftliehl"n Aufballs der sozialistisC'hen StaatC'n. zu verlangen. dann kann man 
nicht umhin, feslzustellen, dafJ dies in Kenntnis lind unter offenbarer Billig r1un 
der Tatsache erfolgt, daH durch ein solches Verhalten die internationale Entspan­
nung erschwert, die Beendigung des kallen Krirgcs behindert und eine möglich,e 
'linderung des internationalen 'Wettriistens gehenllut werden muß. Man kann nicht 
annehmen, daß die Bundesregierung eiu derartiges Allsinnen an das Bundesver­
fassungsgericht stelku würde, wenn sie ernsthaft danach streben wiirde, zu nor­
malen lind friedlichen Reziehungeu zu den sozialbtischen Staaten zu kommen nnd 
zur Sehaffllng einer dauerhnften friedlichen Koexistenz der beidl"n Laget' in der 
Welt beizutragen. 

Mir scheint, daß ill diesem Zusammenhanl; zwei Vorgänge in der Beweisauf­
nahme zu den Fragen der Theorie des :\larxismus·Leninismus, die sich hier im 
Saale abgespielt haben. allßerordentlich aufschlußreich sind. 

Ich möchte hier mit allem NachdruC'k nochmals auf die auffiillige TatsaclJe hin­
weisen. da ß die Bundesregiertlng auf S. 47 ihres Schriftsatzes vom 29. Januar 1955 
unter Ziffer d) als Beweismittel bekanntlich die Entschließung der zweiten Tagung 
des Parteivol'standes der KrD vom !J. bis 11. ~ovell1bel' 1951 eingeführt hat, und 
'.war insbesondere aus diescm Dokument die Feststellung, daß die Gesellschaft fiir 
deulsch·sowjetische Frenndsehaft eine besondere Bedeutung habe und daß die 
l{ommunistische Partei Deutschlands verpflichtet sei. ihre Mitglieder in dieser Ge­
sellschaft und deren Arbeit aktiv zu unterstützen. Bekanntlich hat die Prozeßver­
Iretung der Kommunistischen Partei DeutSchlands bei der Erhl"bung dieses Beweis­
mittels an die Prozelh'ertretung der BundesrC'gierung die FragC' gerichtet, was denn 
~igentlich mit diesem Beweismittel nachgewiesen werden solle. welcher Vorwurf 
'~egen die KPD damit erwiesen werden solle. Ebenso 'bekannt ist, und das Proto­
(oll weist es aus. daU die Prozeßvertretung der BUlldesregierung auf diese Frage 
;eine befriedigende sachliche Antwort gegeben haI. Wir können uns also des Ein, 
Jrueks nicht erwehren, daU die Bundesregierung olfenbal' der KPD gerade ihr Ein­
relen für die Entwicklung einer festen Freundschaft zwischen dem deutschen und 
em SOwjetischen Volk zum \'orwurf machen will. 
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Und auf der glpidlen Linie liegt es, wenn einer der Prozeßvertreter der Bundes­
reR!ertln~ in seillClIl Z" isdlenpliidoyer vom 17. ~liirl, obwohl der Senat die Be­
\\'eiserlll'hung iibl'r dieo<' pmge bisher ausdrücklich abgelehnt hatte, erneut d,'n 
VCrSlJcJl unternahm durcI, die Bezugnahme auf den Art. 5H des Strafgesetzbuches 
fiel' RSFSR die illllerstRllllic:he Ordnung in ,der Sowjetuuion zum Gegensl::nd des 
Verlahrells vor dl'1ll Bundesverfassungsgel'icht zu machen. 

Ich versage es mir, irgend wie sachlich auf diese Frage ein7.llgehen, um nicht 
ebcnflllls den Gegenstand der Beweisaufnahme in meinem Pliidoyer zu über­
schroilen. aber ich stclle diese Tatsache fest. Und es scheint mir erforderlich, auf 
diese Vorgiinge deshalb Illit allem Nachdruck hinzuweisen, weil sie erkennen lassen, 
welche Zwecke mit der Einführung ganz bestimmleI' ausgesuchter Teile der 
Theorie des 'lflrxismus·Leninismus in dicses Verfahren verfolgt werden. Das aber 
HiAt zwin~l'ndc ScJIIuUfolgerungen für den Beweiswert dieser Beweismittel im Hin­
blick auf dCIl konl<reten Tathf'stand des Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes zu. 

ebel'dips muß man in \Vürdigung dieses Beweisverfahrens daran erinnern, daß 
di~ Bundesregierung mit ihrem Versuch, die theoretischen Grundlagen der Staats­
und Gesellschan~orclnung in den sozialislischE'n Liindern durch ein Gericht der 
Bundesrepuhlik als gegen die Grundprinzipien der Freiheit uud Würde des ~fen· 

sehen verstoßend charaklerisieren zn las.,en, einen \Veg beschreitet, der zwangs· 
läufig jeden Beobaehlcr an bestimmte Vorgänge der düstersten Zeit der jüngsten 
Vergangenheit unseres Volkes erinnern muß und zweifellos geeignet ist, die 
gleichen Gefahren für den Frieden und für die Existenz des deutschen Volkes her· 
aufzubeschwören, die. damals ausgelöst wurden. Es ist hinliinglich bekannt, da/.\ 
Hiller seinc Vorbereitungen zur Realisierung der Pläne des deutschen Imperia· 
lismus und in.'besondere fiir die Eroberung und Unterwerfung der Sowjetunion 
damit hcgann, daß er zuniichst versuchte, im deutschen Volke eine entsprechende 
agsressive Ideologie zu erzeugen. Der Schaffung des Antikomintern-Paktes als der 
außenpolitischen. Grundlage für die spätere Auslösung des zweiten 'Veltkrieges ent­
sprach die Schaffung einer Antikomintern·Ic~eologie in Deutschland. Zur Heraus· 
bildnng einer soldlen Ideologie wurde schon damals die Verleumdung verbreitet, 
die innere Ordnung in der s.owjetunion sei mit den Prinzipien von Freiheit und 
:\'!enscl1enwiircle nnvereiubar .Ta, man verstieg sich bekanntlich, wie dem Senat be· 
kaunt sein diirfte, bis zu der "juristischen" These. daß der sowjetische Staat ja 
eigentlicb überhaupt l<ein Staat im völkerrechtlichen Sinne sei, so daß eine Aggres· 
sion gegen die Sowjetunion keinen Uberfall auf einen friedlichen Staat, sondern 
led iglich eine Polizeiakl ion darstelle. 

Herr Pdsidont, meine Damen und He..rren Bundesverfassungsrichterl 

\Vem /lliisspn sich nicht Erinnerungen an diese Vorgänge und damit not­
wendigerw<:ise an ihre Folgen aufdrängen, wenn heule wieder und noch dazu 
offiziell in Beweisnnlrägen der Bundesregierung vor dem höchslen westdeutschen 
Gericht ver),ündet wird, daß die Prinzipien des Marxismus·Leninismus, ins­
besondere die Prinzipif'n der marxistisch·leninistischen Theorie \'on der Diktatur 
des Proielarillis mit der Freiheit und ~Ienschenwürde unvereinbar seien, wenn auf 
dem Umweg über die Theorie verkündet wird, daß in den sozialistischen Staaten 
eine Gewalt- und "'illl,ürherrschal't bestehe, und wenn man wiederum sieht, dnl3 
mit solchen Thesen erneut eine iihnliche Stimmung wie VOI' 20 Jahren geschaffen 
werden soll? Kein vcrantwortungsbewuAter und politisch klarsehender -'fensch 
wird der Schluflrolgerllng ausweichen kÖlIInen, daß die Folgen einer solchen. den 
Frieden bedrohenden Propaganda heute die I!leichen sein müssen wie damals. 

Und wer ist nicht gezwungen, sich diese Erinnerungen anfdrängen zu lassen, 
.I·enn noch dazu einer der Herren Pl'ozeAvcrlretcr der Bundesregierung schon in 
elen einleilCllden Worten seines gestrigen Pliidoyers nun auch selbst noch Parallelen 
zwischen diesem Verfahren hier und früheren Prozessen gellen Kommunisten vor 
dem Reichsgericht zieht, womit er selbstverständlich vor allem wohl den Reichs­
tagsbrandprozef.l meint? 

Wjr sind aber darüber hinaus der Ansicht, und das möchte ich hier mit allem 
Ernst und auch im Hinblick auf die Rolle, die der Senat für die Rechtsprechung 
in der Bundesrepublik spielen muß. aussprechen, daß auch der Ton, in dem der 
Prozeßvertreter der Bundesregierung gestern hier zum Teil über den ~Iarxismus. 
Leninismus - leider ungerügt durch den Senat - sprechen zu können glaubte, 
Erinnerungen an diese dunkelste Zeit der deutschen Vergangenheit wachruft. Ich 
überlasse es dem Senat und der Öffentlichkeit, die Art und Weise näher zu charak­
terisieren, in der hier Ausdrücke wie zum Beispiel die Bezeichnung "Kal'I Man: selig" 
Ilefallen sind. Ich bin jedenfalls der Meinung, daß das ein Jargon ist, von dem das 
deutsche Volk no('h nicht vergessen hat, wer sich seiner bediente! 

S. Aber zudem ist sachlich für· die Beweiswürdigung der im gleichen Zusammen­
hang von der Pl'ozeßvertretung der Bundesregierung gemachte Hinweis auf das 
Verfahren gegen die Kommunistische Partei der USA vor dem amerikanischea 
Senat \'on gröl3ter Bedeutung. Und ich möchte in diesem Zusammenhang den Senal 
darauf aufmerksam machen, daß die Beweisthesf!n der Bundesregierung zur 
Theorie des Marxismus-Leninismus geradezu verblüffende übereinstimmungen mit 
dem Bericht des amerjkaniscJlen Senatsausschusses zur Bcl<iimpfuDg umstürzle­
rischer Tätigkeit vom April 1953 aufweisen. Ich kann und will das im Rahmen 
tlieses Plädoyers nicht in allen Einzelheiten zeigen, sondern ich will Dur auf diese 
Tauache hinweisen, weil sie von entscheidender Bedeutung für die Würdigung 
dieses Beweisvorbringens ist. Ich begnüge mich damit, drei Umsllinde als Beweis 
hierfür anzuführen: 

a)	 Der Begriff der" Verbindlichkeit" der Theorie des ~Iarxismus-Leninislllus, mit 
dem wir uns ja wohl oder übel breit au.seinllnderzusetzen gezwunf:en wuren, 
dieser Begriff der" Verbindlichkeit" als rechtlicher Vorwurf, wie er hier von 
der Bundesregierun~ geprägt wurden ist, stimmt völlig und ganz offensichtlich 
mit dem Kleiehen Begriff in dem amerikanischen Untersuchungsbericht überein. 

b) Die Bundesregierun;,; hat in ihrer Beweisthese zur Theorie des Marxismus­

Leninismus sogar die Feststellung übernommen (S. 28 des Schriftsatzes der
 
Bundesregierung vom 29. Januar 1955), daß die, wie sie sagt, .. leninistisch
 
stalinistische" Lehre als Grundlage des \VellkoJIIlllllnislllus für die KPD ver­

bindlich sei. Hier Wird nun die Gbereinstimmlll1g desliulb be.sonders auffiillig,
 
weil die Einführung des Begriffes "Wellkommunismus" im Hinblick auf den
 
JuristIschen Tatbestand des Art. 21 Abs. 2 des Gl'llltdgesetzes überhaupt keinen
 
Sinn hat. wiihrend aber die Einführung dieses Terminus des" Wellkommnnis­

mus", dieses Vorwurfes, im Hinblick auf die normativen Grundlagen des ameri­

kaniSchen VerfahrelU von großer Bedeutung Will'. Gerade diese l'mstiinde zeigen
die Zusammenhiinge. die hier bestehen. 

,,)	 Und schließlich möchte ich darauf hinweisen, daLl es für diese Zusammenhänge 
charakteristisch ist, daß die Auswahl der hier von der Bundesregierung ZUllI 

Gegenstand des Verfahrens gemachten Teile der Theurie dc's "nrxisl11us.Leni. 
nlslDus völlig mit der entsprechenden Auswahl in dem amerikanischen Aus­
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schuß-Bericht übereiustimmt. ja daß sich Will Teil sogar in den Beweisthesen 
der Regierung fllst wörtlich die gleichen ForlDulierungen finden. 
Wir sind der ~leinung. dar; der Senat im Rahmen seiner gesetzlichen Pflicht 

zur Wahrheitserforschung nicht umhin kann, diese Verbindung zwischen der An­
tragsbegründung und dem Beweisvorhringen der Bundesregierung und dem er· 
wiihnten Bericht des amerikanischen Senatsausschusses zur Bekämpfung umstürz­
lerischer Tätigkeit, des sogenannten McCarrnn-Aussehusses. näher W prüfen, weil 
sich auch aus diesen Zusammenhängen wesentliche Rückschlüsse für den Beweis­
wert dieses gesamten Beweisvorbringens der Bundesregierung im Hinhlick Iluf die 
KPD und Hückschliisse auf die Ernsthaftigkeit und Berechtigung dieser Argu· 
menlal"ion der Bundesn:gierung crgebcn. 

4. Ich konllllc zur Zusammenfassuug dieser meiue!' Darlegungen. Aus allen 
niesen überleguugen ergibt sich folgende entscheidende SchlulHolgerung für die 
""iirdigung des B('weiswertes des gesamtcn Beweisvorbringens der Bundpsregierung 
zur Thporie des Marxismus-Leninismus: 

a)	 Dieses Beweisvorbrin(~c.n i~1 t'l'stl'US also nicht nur aus den im ('[sten Teil 
meiner ])arlegunf!on ausgeführten denkgcsctzlichen und rechtlichen Erwägungen 
völlig nnerlH'hlich für ein VCrfllllrt'n gegen die KPD nach Art. 21 .'\bs. 2 GG 
und crmangelt also nicht nur aUS diesen Gründen jeden Bcweiswertes für dieses 
Verfahren. soudem die mangdnde Beweiserheblichkeit dieses Vorbringens er· 
gibt sich auch daraus. dal3 es auf Grund der vorstehend g,,,childerten gesamten 
Umsliinde von der Buudesregierung als \Iotivation tTIl' ihren Verbolsantrag 
gegen die KPD gar uichl ernst gemeint sein I(ann. Es licgt nicht nu~ außerhalb 
aller politischen Erfahrung. daß die Bundesregierung an.nehmen sollt ... das Be· 
kenntnis drr KPD zur Theorie des ~arxi.sl11us-Leninismm sei ernsthaft ein 
Grund, ihre "erfassullgswidrigkeit nach .'\1'1. 21 Abs.2 GG zu behaupten. sondern 
eine solche .\nnahme wird auch durch das eigelle. konkrele geschilderte Ver· 
halten d"r Buudrsri'gicrung unmillelbar ausge.schlosscn 

h)	 Zweitens dient nie g('salllte .\rguUlelltation und das ganze Beweisl·orhringen 
der Bundesregierung zur Th"orie des \larxislDus-Lenin'isIDus in diesem Prozel! 
vielmehr ledi/llich dpn ange!iihrtcn politischeu Zwecken. Es stellt also keine 
ernslhafle und 1'I·le\·anl .. I'echlliche .\rgulDcntatioll ~ur Fra,~e der Verfassungs 
widrigkeit der I,Pr, im Silll1l' des .'\1'1 21 Ahs. 2 GG dar 

cl	 Drillens fehll aus dIesen Erwiigungcn dem Beweisvorbringen der Bundesregie­
rung zur Theorie ries \larxlsmus·Leninismus auch deshalb jede Bewciserheb 
lichkeit. weil diese~ Vorhringen nicht als ernsthafte Argumentation zum Nach 
weis der "('I'fa,snllgswlllrigk,dt betrachtet werden kann und auch nicht so 
seitens der Antl'3gstellerin gemeint ist. 

Nachdem somit die mangelnde Beweiserheblichkeit des Beweisvorbringens dl' 
Dundesresierung zur Theorie des Marxismus·Leninismus sowohl aus denkgesetz 
lichen. wie auch aus rechtlichen. wie aus tatsächlichen Gründen dargetan word 
ist, mul.: ich nunmehr im folgenden auf die Frage eingehen. worin denn die wirk

mi 

liche polilis ..he Ziehcllung der KPD im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG in der Bundes 
republik besteht nnd dabei nachweIsen. daß diese wirkliche politische Zielselzun 
nicht im \\'iderspruch zu den Prinzipien des \Iarxismlls·Leninismus steht, sonder 
gerade umgekehrt sich aus ihnen ergibt. Denn diese Argumentation scheint 
überhaupt die einz'ige zu sein. um mit der nicht nur beweisrechtlich. sondern auc. 
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logisch sehr schweren Aufgabe fertig zu werden. r1le Hintergründigkeitsthese l!er 
Blindpsregierung zu zerschlagen. 

lch ha he bisher dargclan. daß die Theor.ie des \Iarxismus-Leninismus aus den 
el'w,ihnten denkgesetzJi~hen, rechtlichen und tatsiir-hlichen Gründen nicht beweis­
crheblich ist. Ich muß aber nun noch darlegen. daß. nachdem die Theorie nun ein­
mal zum Gegenstand der Beweisaulnahme gemacht worden ist, daß gerade die 
:\nerkennung dieser Theorie durch die KPD alls Anleitung zum Handeln zu keiner 
anderen politischen Zielsetzung führen kann als der von der KPD offen ver· 
kündpten, die der Senat als gerichtsbekannt untcrstellt hat. Durch diesen Nachweis 
wird auch von der positiven Seite her der Beweis gcfiihrt, daß die Hintergründig­
kl'ilsthese völlig willkiirlieh aufgestellt ist und jeder tatsächlichen Grundlage ent· 
behrl. 

IV. 

Die politischen Ziele der KPD in deI' Bundcsl'epublik 
und die TheOl'ie des Marxismus-L('nlnismus 

.\Ieine Damen und Herren Bundesvertassungsrichler! 

Die ]{PD bestreitet nicht und hat niemals hestritten. daU ihre gesamte praldisc.he 
Politik, insbesondere ihre politische Zielsetzung in der Blindesrcpuhlik, fest auf 
ihre wissenschaftliche Theorie. die Theorie des \1arxismus-Leninismus, gcgriindet 
ist. daß die KPD als marxistisch-leninistische Parlei eier deutschen Arbeiterklasse 
ihre praktische politische Zielsetzung auf Grund einer konheten Anwendung der 
Pr.inzipien des l\Iarxismus-Leninismus anf die j{'weils gegebene Lage fes.tleg!. Im 
Gegenteil. die KPD' ist stOlz darauf. daß der .\Iarxisnllls-I.l·n"jnismus, die Theorie 
des wissensehaftlic.hen Sozialismus. sie befühigt, ('ine wissenschaftlich fundierte 
Politi)< zu betreiben, Die KPD hat deshalb auch nicht den geringsten Anlaß, diese 
Ta Isa ehe zu verschweigen oder zu verheimlichen, sondern sie ist vielmehr über­
7eugl. daß gerade dieser Z""amm,'nhang zwischen ihrer Politik lind der Theorie 
des Marxismus-Leninismus den sicheren Erfolg ihrer Politik garanlicrt. 

Aher diese Bnsierung der Politik der KPD anf den \larxismus-Lcninismus hat 
nichts zu lun mit der frei erfundenen Behauptung der Bundl'sregierung. dnß die 
KPD als alduelles politisches Ziel im Sinne d('s .\1'1. 21 Ahs. 2 des Gl'lIn.lgeSl'tzcs 
"die gewaltsame ErlangllJ.1g der Staalsmachl elurch elen rpv{)luliLlnürl'n l\lnsscn­
kampf unter Zerschlagung des bürg~rlichen Staatsapparates uml durch dir Errkh­
lung der sogenannten Diktatur des Proletariats" ill der Bundesrepuldik erst n' !.I(' , 
\Vir hahen nachgewiesen. daß die BUlld,'srpgierung für dil'.sl' Bl'h:wl'lung kcill'; 
anderen Beweise angeboten hat, als die schOll charaklel'bicrle S"hein:1rgllm,:nl:lliOIl: 
die marxiSlisc.h.leninisli>che Thporip sei nil' die KPD eine An"'itung zum [1:1I1<1,·ln. 
die KPD bel<enne sich zu dieser Theorie lind folr~lich habe sie das Ziel der Er­
richlung der Diktatur des ProJelariat~ in dl'r Bundcsrepuhlik. 

Ich habe gezeigl. dal3 diese sogenannte _Argu1llPutHlion" ans all df'lI dar­
gestelllcn Griinden niemals etwas fiir das '·orliegen des Talhcslandes d<'s .\1'1. 21 
:\!Js. 2 GG beweisen ka nn. 

Aber dessen ungeachtet hüll die KPD es für "llunlcrlich. diescn unll':1I]['('n ße­
lJaU[)lllllC:1'1l der Bundesregierung (ibor ihre <!lJgebli":ll'n politiscllell Ziele im Sinne 
"e~ Art. 21 :\bs, 2 des Grllndges(!lzc~ in aller Kürze ulld \'öllig 1IlIIlli'h('r~liindlir'h 
~e~l:niiherzu~lellrn. \""khe pulilist:hr:1I Ziele die EPD in Wirklichkeit in der lllln­
<lI'.rl·l'lIiJlik wrful;,I. und il.. \n~"'llllr. daran zu zeigen, daß gerade diese uml nur 
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(liese poTilisc1ll'n Ziele der konkref~n AnwPlIdung dpr mn r~istisph·lpnipistischen 
Theorie auf die ;':1'1:Wll\\iirlige Lage in der Bund.'sn'puhlik l'nlspr"chl'l\. 

1. In den Thesen ihres Hamhurger Partl'ilagrs Vnm Dczl'mlwr I!J.j-l. die hiH 
leilweise zum Gegenstand der Beweisaufnahme geulfieht won1en sind. hat die 1\I'D 
in jüngster Z.. it lind in konsequenter Weitprführung ihrer Politik seit Eil.:;. wie sie 
insbesondere in dem Aufruf VOlU 11, .Tuiti 1!l4fi, in der Entschlicl:lung des Partei. 
tages VOlU ~Hirz 1951 une! in dem Programm der nationalen Wiedervereinigung 
Deutschlands vom Novemher 1952 znm Ausdruck gelangt i.sl. klar nnd nnmith'er. 
stündlich zu erkennt'lI g.?gehen, worin ihre politische Zielselzunl! iu drr Buudes. 
republiJ,	 besteht. 

Die ],PD er.slrebl e!tlnadl als HuuJltziel oder - 11111 das hier sdlOn vorw(,,,. 
zunehmen - als str:t1egischcs Ziel die 'Yieder\'l?reinigl.lng DelIIschIands als t'ines 
einii!clI nnd demokralisl'hen friedlit'henden und llllabh:ingigeu Slaales, Auf dem 
"'.'g" zn !'in"ln solchen Staat sin(1 jcdoch die Pariser Yerlriige IhlS enlsebeir.lo-nde 
Jlindcrnis. Die I{P)) wandte sich dalH'r mit all,'r Ents('hieclenheit ;;egcn die Hnli, 
fizi"rung tlil'SPf "ertr'i/:(· lind kiimpft hente. nlldl deren Annahme. ehell'() enl. 
schil'dl'n gq:cn ihre DII\'(:hfiihrung. wl'il dil'se eine friedliche "'iedcn'crcinigllng 
DCllhdll'll1rls auf Inllge Zeit verhin,krn 11 ml Deulsr'hl:1nd lIohn'mligerweisc zu 
l'irll'l11 mit· expillsi\'cn polil.isl'lwil Spnnnllll,~('rl gplad('ncil Expe!'llnentierfeltl fremder 
,\rm"I'lI nnd schlief.lli('h zllm .\lIsgangsflllllkt "inc' atomaren Vel'llichtllngskrieges 
J11tldH'1t IlliissPIl 

))j,' 1,J'D ist der :\Ieinun!-:, ,laH der Fricde Delltschlands nnd Ellropas durch (Iie 
nildung "in:l11der entgegengesetzler ~lliliUirischer Blotk~. in die noch dazu dip 
IH'idt'1l Teile Dl~ulschlands einbezo!,en \Viil·CII. auJ das hliphste bedroht ist. und doU 
dic Einbczichung der heiden Teile DClItschlanfls in zwei erJf'gegengesetzle :\Iililär. 
s~',sleme J'iir das dellts('he \'011, 11icht nur eine verhiingnisvolle Vertiefung der Ent. 
frl'm,ll1ng der beiden Teile DeutschIamIs. eine Verscllürfun!; des kalten Krieges in 
»enfs('hland. sondern auch die lInlllillelbar drohende Gefahr eines mörderischen 
BI'II''''I'I,l'jc~ps illJlf'rhlllb des clelllschell Volkes 111 i1 sieh hringen IlIIIß. Die I{PD ist 
IInlll'l' der :\uHassulI;':, nnfl die Sicherheit des dcutsehen Volkes lIirllt \'nn außen 
~l'J'iihrdct ist. sOllderu durch die 'Viee!ererrichluug des aggressi\'cn dcutschen Mili. 
tarismus, d(~r nicht hlol.1 eine Bedrohullg dH l\'uchbul"'ülker im U,~lcn und "'esten 
Dl'ulsehlauds cl:.lI'slelll, SOlidem (>ine lli'llrohnllg der Fn'ihr'il und Sicherheil der 
1)enls('hen seIhsI. 

Deshalb trill die T\PD für die friedliche Wicdencreiuigung Deulschlamls auf 
dpmokralischer Grundlage ein. Deshalb will sie dic Verstündignug der Deutschen 
unlereiuallder ulld die möglichst baldige DllI'chftihrung frcier delllokratischer ge. 
samtdeutscher "'ah1cn zu einer deul.sch('n Xational\'CrsaJllllllullg, Deshalb wünscht 
die KI'D die haldige \'crst:indigung der Grof.:m:ichte über <.Jie friedliche Lösuug 
rll's Deulschlandpro'blel1ls. iushesoudcre über die Dnr('hfiihrnng gpsamtdclI!s('hcr 
"':1h1<:n, iiller elen Abzug der ßcsal'zungslruppcn aus gauz Deutschland und über 
(],on AbschluLl eiucs Friedensverlrages mit DI~utschlal1d. 

Die I,PD sicht eine wirkliche Garantie der Einheil. Unahhiingigl,eit uud Sou. 
w'riiuiliit rlPulseh1:IIHls \'or allem in der vollen Eutfnllnng der Demokratie im 
Innern dl'S Land,'s nud im Abschlul.\ c'ilws Paktes d,'r kollekli\'en Skhcrheit. der 
alle curoJl:iischen Slaaleu, unahhiillgig \'on ihrer gesellscllnfllj('hen uud slaallidll'1l 
Ol'llnung. nlllraUt. Die KPD wünscht. da I,: Deutschland die "öglichkeit erhüll. an 
(~in('m solchen Syslem <kr kollekfiven Si,·h,erh,,'il. das allen beteiligtpn ;'\alionen 
ihn' vulle SelbstlJesliull1IlIng, ,Iie lntastlmrkeit ihrer Sou\"el'iinilüt U1HI die Uno 

\crletzlichkeit ihrer Grenzen garantiert, als gleichhereehtigle~ Mitglied teilnimml, 
lind daß bi~ zur Wiedel"\'.>reinigung J)enlsehlalJ(ls es heiden (kuischen Tl.'ilslaall'n 
,'rJlIi.i"licht wird, in gleicher "'eise Teilnehmer dies('s Pnl"systclll~ .7.U sein. Ein 
;oldws System der FriedcnsslcherulIg, in das Deulschiuncl einbezOflcn \Viire, cnt­
sprieht nach, A~lfl'assun~ der .I~!,J). zutil'fst. den Interessen, des deu.l~ch~n .'·OI~'l'S, 
weit es ermo,ghchen wurde, fnedhehe BeZIehungen und "lIle allsclll~c rrIecllll:hl~ 

Zusammenarbeit Deutschlands mit allen europiiischen und cll\rliber hinaus mit 
sämtlichen Staaten der Erde herzustellen. 

Die anerkannte Leistungsfiihigkcit der deutschen Wirtschaft wird es unserem 
Volk unter diesen Voraussetlllngen gestalten, seine wirtsdl:lfllichen Bcz;,'hungen 
bedeutend auszubauen, dadurch neue große :\rbeitsmöglichkcilt:u fiir die tleulsl'he 
Induslrie und damit die Voraussetzungen für dk \'0111' Sicherh!'it des Arbeils­
plalzes und die Erhöhung des !.eh,'nsniHaus dl'r llculsc!H'n Arbeite-rsehaft zu 
schaffen 

Nur eine solche Enlwicklung in Frieden, in einem geeinten deutschen Slnat 
auf demokratischer Grundlage kann Deulschland nach Ansi('ht der J,PD die Pcr­
~peklive ei_ner wirtschaftlichen Blüte une! der sozialen Sicherheil für die _\lasSl'n 
eröffnl'n. Die KPD fiihll sich df,shalh engstens mit den \Iillion('n Deutschc'n "pr­
bnnden. die in den vergangenell Wochen vor aller Weil stiirmisch bekllndct hnl1en, 
daß sie sich nichl wieder auf den 'Veg der Aufdistllng uml df~ Rries(>~ <lriin:;en 
lassen wollen. Die KPD weiß sich mit der erdrliehnllen Mehrheil des dClIlsdll,n 
Volkes einig, wenn sie fiir Deutschland das natioll>lle Splhsthr~lil11mulI!!sl'l','hl I·er· 
langt, da~ heute durch die drohende Verwirkli<:llllng dcr Pal'is!'r Yl'rlriig.. fiir lan[(c 
Zeit auf das Hußerste gemhrdet isl. Die KPD handelt oll(·h iu di,·'ser FI't1t::c nndl 
den Prinzipien des Marxismus-Leninismns, die. um es mit deu "'oden Sll\lins zu 
sagen, den Grnndsatz enthalten: 

"Die Nation haI das Recht. über ihr Schicksal frci 7.lI 11<.'sliI111111'n. Sir hai ,hs 
Recht. sich einzurichten, wie es ihr helieht, wnlll'i sie nallirli('" nicht t1,>n 
Rechten anderer Nalionen Abbruch lun darL" 
Das sind die Grunds:;tze, auf denen die Politik der KPD, inshl'snlld.,I'l' ihr 

Programm rief nationalen 'Viedcrvereinigung Dentsehlnnds. di,~ Thl'SI'n ihres 
Hamburger Parteitages und ebe.nso alle ihre politisc:hen Aldion!'n heruhen, (liC' di,' 
friedliche Wiedervereinigung Deutsch1:1nds erleiehtern und hnchkllnigcn ulld rll'n 
Weg zur 'Viedererlangung der vollen stnatlichen SOll\"eriinil:iI' \'C'l'kiirzcn !>ollru, 

Ich frage die Bundesregierung, oh sie .. ine Partei, die solche Gl'I.lnrl,iilzc wr. 
folgt und eine solche Politik betreiht, fiir \'erfl1ssnngswillrito: erkliil'(,11 wiJrI 

Gibt die Bundesregierung angesichts dieser Cmsl:indr mit ihrl'll1 Verholsnnlm~ 
nicht zu erkennen, doß sie gerade deshalb das \'erhot dei' KPD ll/,Ir'eihl, m·'il .~ie 
selbst das Selbstbestimmungsrecht eies denlsdll'lI "olkes mil cl,... t:nlcrsrhrifl. nnter 
die Pariser "ertrüge preisgegeben hat? 

Die KPD bekennt sieh im Gegensalz zur 13undesregienlJlg Zll <1"11I lirllndsalz, 
daß niemand das Recht hat, sich in das Lebf'n piner :lndi'ren l\'nlion Ile wallsarn 
einzumischen. Die Bundesregiernng dagegen will im RahnH'n der Pariser "ertriige 
den amerikonischen_ englischen lind fralllösischen Il11perinlisLcll das Red1t gl'bcn, 
deutSches Land bis zum Jahre 2000 besetzt 7.ll halten. Sie will ihnen das -n"('ht 
geben, die Hauptfrage des deutsChl'n Vol1,ps. die Frage .,einer ll:olinunlclI Wj,',lcr­
\'ereiniglln~ nach ihren Interessen lind ihrf'r "'illkür zu IJI'hanclc'ln, Si" will ihnpn 
rlns Recht geben, 'Vestdenlschland )n ein riesiges r-Jilil,irlugcr zn \'crwnnc.leln und 
die Unterhalltmgslwsten da/'ür noch clallt dem dentschen ,"nlk<! auf:.:ulllinlclI. Sie 
will ihnen das Recht geheII, nach cigenem Gutdi.inl,elI StrnUl'n lInd I3l'lic'hn zu 
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unterminieren, Bauern von ihren Höfen zu vertreiben, deutsche Rekruten für 
fremde Machtinteressen in aHen Teilen der 'Velt einzusetzen. Und sie will ihnen 
schließlich das Recht geben, D~utsdiland zu einem Experimentierfeld für die An­
wendnng von Atomwaffen zu mac.hen. 

Die Bundesregierung will gerade deshalb das VerlJot der EPD, weil diese sich 
einer solchen Politik der Unterwerfung unter fremde Inleressen widersetzt und 
weil sie an das nationale Gewissen aller Deutschen appelliert. 

Zu diesem Zweck erhebt die Bundesregierung gegen die I,PD die Anschuldigung. 
diese sei wegen ihres Bekenntnisses zu den Prinzipien des Ylarxismus-Leninismus 
ein Feind demokratischer Grundsütze und deshalb grundgeselzwidrig. 

Wir wollen nun zwar keineswegs behaupten, daß es möglich sei, mil der Bun­
desregierung zu einer übereinstimmenden Auffassung darüber zu gelangen, was 
man unler Demokratie zu versteben hat. Denn es ist ja begreiflich, daß eine Regie­
rung, deren Auftraggeber in einem echten :\Iilbeslimmungsrecht der Arbeiter in der 
Wirtschaft schon eine halbe Re\'olulion sehen, eine andere Vorstellung von Demo­
kratie hat als eine Arbeiterparlei. Ich möchle in diesem Zusammenhaug an ein 
bekanntes Wort des sicher nicht der Kommunistenfreundlichkeit - schon aus 
hislorisehen Gründen nicht - verdiichligen amerikanischen Präsidenten Abraham 
Lincoln erinnern, der einmal sagte, daß sich sicher ein '''oll' nnd ein Lamm nicht 
iiber den Begriff Freiheit einigen könnlen, denn für deli Wolf besteht die Freiheit 
gerade darin, das Lamm zu fressen, wiihrend für das Lamm die Freiheit darin 
l",slehl, nicht gdressen zn werdpn. Ich glanbe, c1nU sich ebensowenig zum Bpispiel 
zwischen Herrn Reusch und den 800000 slreikpnden lIüllenarbeitern an Hhein nnd 
Huhr eine volle \'erstiindigung über den Begriff' der Demokralie erziell'n liil31. 

Aher. meine lJam"n und Herren BundesverIassungsrichter. idl glnube. ohne 
Rücksicht auf diese Schwierigkeit I,ann man doc.h sehr klar feslstpllen. was die 
KPD in ihrer tatsii~hlichen Politik unter Demokratie "ersteht. Ich möchte darauf 
hinweis('n. daß die KPJ) auf ihrem Hamburger Parteitag erneut [uil aller l>eullich· 
keit unterstrichen hat .•jaß die Sicherung und Erwl'ilerung der dl'nlllkratischeu 
Rechle dl'S Volkes ein(~n wcsentlich.'n Bestandl('il ihres Kampfes für die Durch. 
selzung der Ziele eier Arbeiterklasse darstellen. Die J{PD erldiirte in lIullIburg, daß 
uin crlolgreidwr K;'llupf g<'gen nie großkapitalistischeu nud militaristischen Kreise. 
die die Inleressen dei :"inlion miJ.larht.'u und die Einheit und Un~liJhiingigkeit 

Deuischlands prehg('IJen, nur m,iglirh ist, WI'nll di" dVlllokr:i1j'l'iH'n (;1'11Ildl'\'('I1I" 
und Freiheilen geschiitzt und respektiert werden. 

1<:h bmuche hier nicht 7.U hetonen, daß Demokratie seinem \\'orl,inn nach 
Hel'J'schafl des Volkes heißt. Ich will mich auch an dieser Stelle nicht mit den sehr 
bezeichnenden Ausfiihfllngen des Herrn Prozef.lYl'rtreters der Buuuesregi('rung übcr 
die Frage der Demokratie auseiuauderset7.en. Ich will hier nur feststellpu, dal3 die 
I,PD zwar der Auffassung ist, daß unter den Bedingungen d", KapitalislTlus eine 
wirldiche Herrschal'l des \'olkes -- also eine echte Demokralie - überhaupt nicht 
möglich ist. da'~ es eine wirkliche Herrschaft des Volkes erst dann gl'hen 1<ann, 
wenn das \'olk Irei iiber alle produktiven Kräfte der Natur, der Wirtschaft und 
der Gesellschaft verfiigen kann. Das isl unsere grundsiitzliehe Einstclluug. .\ber 
seihst unIer den Bedingungen des Kapitalismus ist eine weilgchcnoc :\Iitbt'slimlllnng 
der Werktiiligen, also der iiberwiegt'ntlen :\!chrheit der Bevölkerung. im politi ­
schen und wirtschaftlichen Leben denkbar und möglich. Die KPD tritt flir eine 
solche :'I'1itbestimmung ein uud ist der Auffa~sllng, daß ei no derartige .\Iilbestim­
mung der '''erktäligen, insbesolldere der ArbeiterJ,lasse, in Slaat und \Virl"'IHlfl 
weitgehende Garantien für eine Politik des Friedens. der nalionalen Einheit und 

<H 

Unabhängigkeit und der Verhesserung der sozialen und kultmeJlen Lage der 

\las'PIl bieten würde.
 
. Die KPD ist es als ein(' marxistisch-leninistische Parlei ;;ewohnt, ihre politische
 
l-iel.<ctzung nach den Lehren und Erfahfllngen der' internationalen .\rbeiter­

Ilewq~ung zu bestimmen. Sie ist, wie schon früher dargelegt. nicht abhlingig von
 
nhsl r:11den Dogmen, sOlIdern sie legt ihre Politil, für die jeweilige Periode ent­

spre(ilcnd den ob.jekti\·en und subjel<th'en Bedingungen' der gesellschaftlichen Ent­

widdung sowohl im nationalen wie auch im internationa1t'n Maßstab fest. 'Wir 
hahen gezeigt und die Gründe dafür im einzelnen angeführt, daf.l' auf der Grund­
la:::e eiller solchen Analyse der Bedingungen die KPD für die ganze gegenwiil'tige 
~csl'lIschaflliehe Entwicklungsperiode in der Bundesrepublik nicht die Se h a f fun g 
d.'r Jdassenlosen Gesellschaft, nicht die Errichtung der pol i t i s ehe n Her 1'­

sc haI' t der Arbeiterklasse. der Diktatur des Prolet:lfials, anf die Tag e s ­
o I' d nun g ge s tel I t hat und nich·t stellen kann, sondern den Aufbau' einer 
demol,ral;,chen Ordnung. eilll'r pnrlamentarisch-demokratischen Republil<, und 
zwar unler elen ßl'nini!un!.wn dps \\'l'itprl1l',.tchens einer I<apitalistischen Gesell ­
schaftsordnung. 

Es ist einfach absurd, von der KPD zu beJlauptl'n. ihr Eintreten für eine solche 
DpI1101;ra1i(', l'iir ein~ solche demokratische Entwicklung sei ein :\1illel der Tarnung 
:i111il'rcr .Ahsichten ich hahe das lT1 meinen früheren Darlegungen bereits aus· 
gt'i'i·i11rt. Ich mÜl'htl~ abt'r noch hinzufiigen, daß eine Tarnung der politischen Ab­
sichl('ll und Zil'le für die KPD auch deshalb !'iar nicht möglich ist, weil sie weiß 
lind da\'on ausgeht. dal.l ihre Ziele llnr erreicht werden können, wenn sie dafür 
di., .\Iehrlwit der Arheilerklas'L' und die Ylehrheil des Volkes durch überzeugung 
gl'winnt. (;I'r,J(l~ darum aber ist sie unbedingt daran interessiert, ihre wirklichen 
Auffassungen zu \·erbreiten. das Volk über ihre wirklichen Ziele aufzuklären, diese 
flir .ieden einfachen :\lenschen iiberzeugend um] versWndlich darzustellen. Denn 
Hnr so ),aHn rti" KPD ja iiherhaupt die einzige Kraft in Bewegung setzen, die in 
der Lage ist. rlipse Ziele zu yerwirklichen. 

~, Es wurde iiberdies im Verlaut der Beweisnufllahme wiederholt festgestellt, 
dal! die Grundlagen der heutigen Politik der I{PD schon wiihi'end der Biller­
dildnluf. also unter dem unmittelbaren Eindruck der verhängnisyollr'n Ereignisse 
der ,Jahre nach 19:-l.3, gesl'haffen worden sind. Es wurde auf die Dokumente der 
iIlcg:l1en Rp.ichskonfereuzen von Briissel und Bern von Hl:-l5 und 19.~9 verwiesen, 
in dr'nen in \'oller Klarheit das Ziel der Errichtung einer dr'mnkralisrhen deut­
schl'n Republil, verkündet worden ist. 

Die I,PD war unter dem Hillerregimc die ersle Partei, die ein konstruktives 
Progmlllm fiir das, was nach Hiller l<ümmen sollte, entworfen hat, ein Programm, 
das die :\löglichkeit bot. alle antifaschistischen und demol<ralischen Kräfte auf 
einer gplllcin,amen Plattform für eine Politik des Friedens und der Demokratie 
zu eineIl lind ihre Zusammenarbeit fiir den Aufbau eines neuen, besseren Dentsrh­
lands ZII sichern. In der Entschließung ner Remer Konferenz der KPD hieß es 
dcsha 11'>: 

"Die neue demokratische Republik wird im Gegensatz zur 'Weimarer Republik 
dcn Faschismus mit der 'Wurzel ausrotten, ihm seine malerielle Basis durch die 
Enll'ignung des faschistischen Trustkapitals entziehen und sich, im Gegensatz 
zur Weimarer Bepublik, in der :\rmee, der Polizei und im Beamtenapparat 
zllverliissige Verteidiger der demokratischen Freiheiten und der demokratischen 
\'olksrechte schaffen." 
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Die KPD erkliirle schon damals amdriicklich. daß die Seharrung einer demo­
krati.,c1H'n HCi'ublik keineswegs eillen \'erzicht der i\rbc,jlerklns.5c auf den Kumpf 
für dl'll Sozialismus lwdeule. Al,er -, so sagte die KPD dal1lals in alkr Offenheit­
die Seb:ll'fullg einer demokralischen Ordnung liegt durchaus :luch .im Interesse des 
sozialistischen Endziels; denn uur in einem demokratischen Deulsl'hlalld werden 
die .sozi::t1istischen und I.ommunistisdlen Arbc-iler und ihre Organisationen 

,.die. volle Freiheil lw ben, die j\J ehr h ci I des Y ° I). es fiir das sozialistische 
Ziel zu gewinnen", 

\\'ie kann man angesichts dieser ktaren Sprache noch die unsillllige Behauplung 
aufrcchlerhallcn woll"n. die KPn betreilw c'hw Polilil, oIer Tarnung ihrer wnhr"n 
Ziele? 

Hcr'eit, ill (km Berncr Programm \"on In:jO wurden \"on der I{PD die allell 
klns.sisehell Grulldpl'inzipien der bürgerlichen Dl'll1okralie als ihr Ziel proklamiert: 

.Die pcrsünliche llnd politische Freiheil für ::l1le I3ürger, ohne Cnlerschied der 
Hcrkulll't, des Staudes, cler nasse und der Religiou. volle GI:lI1bens, und Ge. 
wis.,,~nsfreihejt. Fr'cil1l' iI der Organisation, der Pr"sse uud Yersammlunt:(. Frei, 
Ileil. (kr '-"ilrliiligkeit. der wissense:hafllil'11f'n Forsdlllng ulld kiinstlcrisc'hcu 
ll,'sl:lilung, \\'iech-rhersteHung des freien, "Il'ichc'n lIud dir,~klen \\'ahlrechts," 
Aber cl,,, Programm der '1\1',1) umfaJ.1te nicht nur die Sicherung dieser in,li. 

"iclllcilen Gnllldrcchle der J1Jcnsehlichen Persiinlic'hkcil. Es sI elite dariiher hiunus 
weito:rg't'ilcnd'l I-'rillzil'ic-n fiir eine wirklich demokratische Orduun~ der stanllichen 
und wirt.sdJ::1fllich,:n Verhültni'Se auf' Nach dem \Villen u"r KI-']) sollte keine 
s('hwiichlichc Dcmokratie entst,·hen. die iihulich der \Veimarcr Republik die Herr­
schaft d"s Grol.lkapitals und der \Iilitarislen L1l1augl'lnst('t lassen unu somit dem 
11lIperinlisnllls seiue \Iachtposiliouen garantier('n ",iirde, Darum forderte die KPD 
cI:llnals die Enteii,rl"lllllg der fasi'histischen Trustkapitalisten ulld die Durchfiihrung 
"incr dt'mokratisehclI Bodenreform. wobei der SCllUtz d('s hiiuerlichen und millel. 
stiindisl'lll'u Eigentums ausdrilcklich zugesichert wurde, SchliefJlieh verlallgte die 
1,1'1) eine l),'mokratisierung des Staalsapparates, um die ucu errullgene Freiheit 
lIul,'r allc-Il l'lllsliind"n zu skherll lind cinc \\-icderk"'l1' "Oll Faschislllus lind :\Iili, 
':I";SI11I1.<; für il11mer unl11öglil-h zn machen 

C;l'lIllll clicse Prinzipi,m wurden ,lallU zur Grnudl:1ge dos erslen Aufrufs der 
Erl) 11:1\'11 <.Irr '\il'elerwl'rfnllg eies Ilillc:rf('gilTles. de'S AII(rurs \'11111 11. .Iuni Hl-l5. 
,h'r dil' l.inie r1Pr Pnlilik eier ]{I'D für di" ganze kom1l1c'neln l"il reslll'gte, Die 
gl,'idll'n l'rillzipit'n lagt'n <1,'1' Polilik dpr I,PD in ,(,'r ('rs,,"n Zl'i! nfleh lH-15 zu­
;.rr 11 THIt-. als cli,' KP]) alle lüiit'le an~r:1nnte. lIm an der S~haff'ung riller lIeuen 
,lt'mnkralisdlo'll Ordllullg milzllwirl;en. I'nd clil' gkidH'n Prinzipir'n liegen der 
1](·lIli:..:(~n Polilil; d"r ]{I'D zllgrllndf' 

\Y... ld, ,'i,H' ahwl'g-ig.. und jeue'r I{ennlni~ cI ..s Sadl"erhnlls hart' I{oll.slruklion 
i<t es. ""'1111 ,1.'1' \'n'trelpr der Buncll'~rpgi"rung hier dip 13l'hnuplung :1ufsl"lIle. rlie 
KPI) h:li'f' cllrr('h elie \'t'rl1rll'illlllg eier f:1Tsd'l'n Tileorie "'1111 "b"sl)llcl"ren dentschen 
\\\'g Zll1l1 Sozi:i1i,smus" eine Abkel.r "on r1"n Prinzipiell illres ..\nfrufe~ "on IH.15 
\ollzngl'n, Di,'''' .l{IInQruktion beweisl nidels :lndcres !i1s 1I11r ,l:c~ eint'. daß n:im. 
lidl ,h'r \"nln'h'l" eier Bnnele~reHi"l"Illlg keiTlt'rlei I,: .. lInln;55" \'(,n dr'lI polilisclH:n 
H('alilfilen UI'c1 dn \\irklkhen politisdll'n Entwicklllng II('sitzl llnd seine Argu, 
n\l'I1I:"ion auf ";r'IlI,,S ::nclel'PS als nuf rl"l1 ihm Pl'teillen ,\uftra;: shitz\. 

Im SOllllllH lnj,~ gah d,'r heutige 1. .",ckrc:liir ries Zentl':111wmitres der Smia, 
1i,li<chen Einheitsparlei Deulschlands. \\-"lt,'r UlJriC'll\. anlüf.\lich eincr Fuuldiollür, 
konfl're'lIz r1l'r 1,1')) in Ilr'rlin elie Gründe dafür :1n, \\"('·;I,alh illl damaligen Zeit, 
pn"Id, unl .. r ri"l1 ,1:1I11aligcll lk"ingun~l'n ill ~:IIIZ I)culsdlland ,li,' El'rid,lunl-: einN 
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soztallstischen Ordnung nichl auf der Tagesordnnng stanel und sfdlcn konnte, Ich 
\\'iederho!e diese ErkHirung, ol>wohl si(' hrreits iu der B(,\\'I'i~nu(n:dll1lc ,'('I'I,'s('n 

worden ist. 
\(anclle Arbeiter wolll'n jetzt rien SozialislIlu,; "TTil'hl(,Il, Alnr wi,' , .. li cl:,s 

~;l"esichts der ideologisdlel~ \"erwilstun~, (Iie hi.; tid in clir Ih'ih"11 ,kr .\r1l"i"'r­
o . 

klasse gehl, geschehen? \"ie soll clas mögli('h sein, n:Jch.1c'1l1 dir ,\1'",·11,,1' nwltr 
als ein Jahrzehnt zersplittert Wllren und sich eine grulJi> einhl'illiclle f';lI'll'i elr~ 
werktiitigen Volkes erst entwickelt? \Vie soll dns ll1ijglich spill. ohne dal,l die 
\\Terktiiti'gen im konsequenten Kampf um die D"'mohati,' sidl "i"i;:!l'n uud siclt 
.in ihren Organisationen wie in der gesamten Or<!ani,icnln~ ,h-s gl'samtL'Tl 
Lebens der Bevölkerung Erfuhrungen erwerhen')" 
Herr Fisch hat namens der KPD entsprechend deJl tür jcdcl'll111nn crl;l'nn"al'ell 

Tatsachen hier erklärt. daß sich in Westrlelltschland die Bedingungen für die E,'· 
richtung einer sozialistischen Ordnung seit lH-l:) nicht. Jlur niehl \crl'l'ss,'rl, 'ImeIern 
verschlechtert haben, 1m Jahre I!H5 schien es z.war ZUUi.idl'sl, al$ ob nuch dip ""'sl· 
lichen Besatzungsmiichfe den gemein.;am mit dn Sowjelilnion uufgl',h'lIicn Prill' 
zipien des Potsdamer Abl,olllmen, tren hlei'!>cn wolll"l1. jl'nl'll Primipicll, dic 
hel<nnnilich die völlige Enlmachtung des \lililal'islllus lind Fas~'his"llt~ r,'sth'l't l'll 
lind die die Auflösullg der I;roßkapi!alistischen Trusls Jlnd di,: 1)lIrd1l'iiltl'lITlg dnt'l' 
demokratischen Bodenreform in ])eLltschlalld \'orsnhen \'Ild 11;I,hl lIur die SI'I1. 
sondern auch große Teile eier CDI; haUeu si<:!l, danwls Tiir die \'crwirldichun;.; 
solcher demokratischer Prinzipicn ;n \Virlschal't und \",'r\\':tllllI'll-: fll'''ri'."!>JlI'Il<'lll'll. 
Ich erinnere in diesem ZusammenhaT,g zum Beispiel an die trcssisl'hf' \'crf,,, ·'11I~. 
deren Artikel 41 die Gberführung der Gl'unriinduslricn in dil' IJillHl lieS \"011,('5 
bestimmte, Ich erinnere daran. daß in tier VOll lten ,\,m'rikaucl'n hcfnllh'lwll lw­
sonderen Volksabstimmung iiher di,'sC'n sO~('lIalll1ll'n S,w.i,i1i~il'J'III1,o.;s.n·til,,'1 alld, 

die CDU mit .Ja'· stimmte. 
Aber was ist seitdem ge;chetIC'n'! 
Mit Hilfe der westlichen I3esutzullgsmiichle, insbcsondl're "1'1' 'lIll,'ril,anisdll'll. 

wurden die alten wirtsc:hnfllichen ;llachlimher wiC',lc-r in ihre fühJ'l'nd"'t\ Po,itillt"'11 
ingesetzt. Wie die SPD in ihrem Wahlanfruf Zll dcn ßnIlJebla!l~\\'l1ldl'n\'l1n 1!)10 

tlnsdrücklich erkllirle, nahen sich in Wirtschnfl und \,prw,dlllng \\'i(,,10r die a11('n 
reaktionüren KrcUte festgesetzt. InsbesondCl"e die ameril,anisdlL' lJ('S(1 I,. 11 lljo;srtla t'11 I 
hai nicht nur für das \\"iedererslehen des deulschen Impl'i'i:tlisillus w.,oq~\. ~tln, 

dern es wurde auch mit den ,'jeHältigslen "ethoden der ~,'is,jl:WII nnd llluleril'lll'll 
KOl"J'uption versncht, auf die deutsdl(' Arheitcrhewegnng eiIlI.LI\,'il'~a·n, um :.1IIt' 
diese 'rVeise die Entwicklnng des politIschen Bewllm,eins der Ileuhdlcn Arl,,'ilo'l" 
ktasse zu behindern, Ich 11rauche hier I1nr an elie akli\'(' aml'rik:lllis"he 1':ill­
mischung in Fragen der Gewerkschaflspolilik in Wesl,knlsl'hlalld mit lIilf..· dl's 
lange Zeit bestehenden AFL-ßiiros zn erinnem sowie all die llllL'lsivl'n J.::in­
wirkungen \"on dieser Seite zllr Verhinderung einer g('samldeuIS{'hcn ('inhcitlidll'll 
Gewerkschaftsbewegung nlld zur Ausschallnng \'on l{ommllnisl~'n :n\-; flihrelld"l1 
Ge\\'erksehnftspositionel1 \~Tesldeutsehla nds, 

Ich belonte schon. daß, solange diese/' Einfluß des nmel'il<ani,r..hl·n Imperin­
IislIlus in Westdeulschland \'orherr"chend ist, solange diLl reokli,,"iirell lüijflc c1,'s 
deutschen Imperialismus der Wirtschaft und ,1('1ll SiaalsappOrrtt W~sldeulschll\nds 
ihr Gepräge geben, und soluuge andererseits die Arbeitel'klllsse von Jeo.lcr wil'1.· 
lichen \Iitbestimmung in \Virtschaft und Yprwnltung :IUsll{'schll1~sen ist, IIkhl,~ 
anderes auf der TagesordJlung tler Parlei der dCl1!.;ehell Arbpil"rk1:os<e sl<-hcn 
knnn, als die Errichtung einer wirklid, demol.rntischel~ Orrlnllll~ in dl'm eben 
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geschilderten Sinne, wobei sich unter den gegebellen politischen Bcdingungen 
diese Zielsetzung mit dem gegenwiirtig dringlichsten nationalen Anliegen unseres 
Yolkes, der Wiederherstellung der Einheit und Unabhiingigkcit Deutschlands und 
der Erhaltung und Sicherung des Friedens, verbindet. 

Wenn die KPD also sagt. daß ihre polilische Zielsetzung in dcr ßUII(h'srepuhlik 
in nichls anderem besteht und in nichts anderem bestehen kann, als in der fried­
lichen Wiederverl;'inigung Deutschlands auf demokratischer (rt'undlage, so ent­
spricht dies der realen Lage in Deutschland und wird dadurch als wahr und 
richtig erwiesen. 

So und nicht anders ist es auch zu erklären. weshalb die KPD nach 19~5 bei­
spielsweise bei der Schaffung der Uinderverfassungen den Standpunld vertrat, 
diese \'erfassungen könnten keinen sozialistischen Charakter tragen, da sie Aus­
druck der tatsiichlichen Verhiillnisse im Staat sein miißten, UI1l nicht werllosl'S 
Papier zu bleibcn. Das war der Grund, weshalb die KPD fiir die Schaffung dl'~ 
Liinderverfassungen und später auch des Grundgesetzes der Bundcsrepuhlik eilll'n 
Standpunkt einnahm, der auf den Aufhau einer del1lokrati~rh('n rarl:l!lll'nl:Jri.~('llCn 
Republik in Deulschland hinau~lief. 

Daraus ergibt sich abcr auch zugleich. daß die KPD heule l'hrlich. klln'cqurnl 
und mit aller Entsr;lil'r1enheil für die demohalischen Rechte des \'ol1",s eintritt. 
insbesondere fiir die d('mokratischen RN'hte der Arbeit('r. das h('il.ll also fiir die 
\\'ahrung und Sichel'l1ug der Grundrechte der Person. fiir das :\fitbeslill1mung.~­
recht der Arbeiter in rler \Virlschafl, insbesondere aber für die demokratische 
Achtnng des Volkswillpns in den wichtigsten L('hen~fragcn unserer "ialinn. abo 
in der Frage der friedhchen und demokratischen Wiedener('inigung Dputschlands 
und der Erhaltung des Frieden., 

3. Diese von der KPD in der Bumlesrepnblik wirklich verfolgten polithdlPn 
Ziele stehen in voller übercinstimmung mit den Prinzipien der wissenschafllichen 
Theorie des Marxismus-Leninismus. Sie und nnr sie crgeben sich aus der An­
wendung der marxistisch-leninistischcn Theorie auf die konkreten "erhiillnis~e in 
der Bundesrepublik. Aus dem Bekenntnis der KPD zum ~rarxismus-L('nini~l11lls 
kann deshalb gerade nicht, wie die Bundesregierung hiel' glauben illachen miicllle, 
die Folgerung gezogen werden, daß die KrD in der Bunflcsrepuhlik and!'rc 
politische Ziele habe als die \'on ihr seit 194[, stiinclig off"n wrldinrlt.ten. die allch 
nachweislich das gesamte politische Handeln der KPD hestimmt haben und be­
stimmen, und die ihren jüngsten zusnmmcnfassenden :\u~druck fiir die gl'gen­
wärtige Situation in den Thesen des Hamburger Parleitages der KPD gefunden 
haben. 

Daß dies so ist, sei im folgenden in aller .Kürze an einigt'n Grundsätzen dps 
Marxismus-Leninismus nachgewiesen. die hier als luhalt der mal'xi~tisch-lcninisti­
sehen Theorie "on uns unter Beweis gestellt worden sind. 

\Vir haben in der Beweisnufnahme unter Beweis gcstelll lind ll'Il:l1ge wiL''l:'Il, 
daß es cin Jundamentaler Grundsatz des ~Iarxismus-Lellinismus ist. dar.: ~eine Leit­
sätze niemals abstrnkt, als fcrligt·. mechanisch anwendbare Formeln verstanden 
werden dürfen, sondern daß die Prinzipien des :\rarxi~mus-Leninismu., slets allf 
die jeweilige Lage, auf die gegebenen Bedingllngen eines beslinllnlcn Lnndes oder 
einer bcstimmteu Situation, eines bestimmten Abschnilles in der gps('hi<:hllichpn 
Entwicklung konkret allge\\'andt werden müssen. Lenin haI dit,l's Prinzip einnlal 
in der klassischen Formulierung ausgedriickt: "Die \Y,lhrhcit ist immer konkret", 

Wir haben durch die von uns eingeführten' BeweismHtel ans der Theorie des 
~[arxismus-LeJ]inismus den Nachweis geführt, daß es unwahr ist, wenn die Bun­
desregierung hier zur Rechtfertigung ihres Versuches, der KPD für ihre Politik in 
der Bundesrepublik Ziele zu unterstellen, die sie nicht hat und nicht haben kann, 
mehr oder weniger dentlich ausgesprochen behauptet - und im Interesse ihrer 
Gesamtargumentation auch bchaupten muß -, daß es in der marxist,iseh-Ieninisti, 
schen Theorie fortig ausgearbeitete, feststehende Formeln, fertige, mechanisch an· 
wendbarc Rezepte und absolut willkürlich aufgestcllte, ohne Hücksicht auf dic 
g",ellschnflliehen Bedingungen zu verwirklichcnde Ziele gäbe, die für alle Länder 
Liindcr und fiir alle Situationen Gültigkeit hätten, 

Die von uns eingcflihrten Zitate der Klassiker des ~Iarxismus-Leninismus be­
weisen, daß es zutiefst dem Wcsen des :\1arxismus-Lcninismus, seiner dialektischen 
~lclhode widerspricht, die Lcitsiitze des :\Iarxismus-Lcninismus als stets un\'er­
ünderliche Dogmen zu betraL'hten. Wir haben nachgewicsen, daß die marxistisch­
leninistische Dialektik gerade da\'on ausgeht, daß allc Erscheinungen in Natur 
lInd Gesellschaft dem ewigen und absoluten Gesetz der Bewegung, der Yeriinde­
rung und Entwicklung unterworfen sind. 

Wir haben Beweisl' dafür erbracht, daß die marxistische Diall'klik als pines 
ihrer Grundprinzipien lehrt. daß alle Ers('heinungcn in dl'!' :\atlIr und Gesellschaft 
nlIr in ihren Zusammenhringen. nur in ihrer yprl,ethlng. in ihrer Bewegung. in 
ihrrm Entstehl'n und \'erf'cht'n zu begreifen sind. daß sie nur richtig zu verstehl'n 
sind - und daß mnn sich infolgedessen anch im gesl'lIschaftlichen Lebcn nur 
rirhl ig orientiercn kann -, wpnn man von diesen Grun(biitl.en ausgeht. 

Es ist aber khr. daß. wenn dies die nachgl'wil'senen fundamentalen Grnndsütze 
der marxistisrh-leninistischen Philosophie sind, es einen \Yiderspruch in sich dar­
siellI, wcnn die BundEsregierung der KPD als einer marxistisch-leninistischen 
Parlei auf der cinen Seite ausdriicklich hcstiiligt. daß die KPD sich zur marxislic;ch­
IL'ninistischen Thl'oric al~ Grundlage ihrer Politik b0kl'nnc, lInd auf der anderen 
'il'ile gleichzeitig der "PD unterstl'lIen will, daß sie in der Bundesrepublik po, 
litische Ziele ycrwirklit-hen wolle, fiir die. wic ich obcn (lart;elcgt habe und wic 
jedermann sieht. nie notwendigen ohjrkti"en und slIbjl'kti\'cn Voraussetzungen 
iiherhaupt nicht gegehen sind. 

nereils dies" Cherl(.gungen heweisen erneut das "üllige Fehlen jeder ßewl'is­
<'rhehlichkeit der hier \'on der Bundesregierung einl;l'rührtell Beweisthesen und 
Il"wei~mittel, die sich lIlIf die \'orbereilung lind Durchfiihrung der sozialislischt'11 
11"\'0Iution und dic staatliche Ordnung der Diktatur des Pro1ct:1riats beziehen, fiir 
dn~ vorlipgrnde Yt'l'rahrcn nach Art. 21 Abs. 2 GG. 

Dicsc Schlußfolgerung wird noch dndurch nllll'rstrit-hcJI, dal.; die von uns dem 
.'\t'n:il vorgclegten Bewcismittcl eiudeutig hestliligcu. daU der :\-tar:dsmus-Leninis­
1111" ~ogar eincn sliindigen Kampf gcgcn jede Buchstab('n-Gelehrtheit und jcden 
T:lIl11l1di.~mus fiihrt. der die einzelnen Schlußfolgerungen und Formeln des :\Iarxis­
nlll~·Leninismu.s als eine Sammlung von Dogmen betrachtet. die für alle Fiille des 
Lehens, unabhiingig "ou Zeit und Huum, losgelöst "on deu wirklichen politischen, 
iiknnol11ischen und Sozilllcn \'erhiiltnissen, losgelöst von dem Bewußtseinssland der 
~'nSscn der Arbeitcrklasse und dcs Volkes willkürl\ch angewandt und in die Wirk­
lichkeil umgesetzt werden könnten, 

Die großen Lehrmeister des ~[arxismus-Leninismus. :\Iarx, Engels, Lenin und 
"ta1il1, hnben sich - wie aus zahlreichen \'on uns \'orgeJeglen ß('weismitteln her­
\'"r~jnll - immer übel dicjenigen lustig gemacht, die nur den Buchstaben des 
\I"rxhrUlis sahen und niehl d," \Ycsen. die dcn \Vorllaul ht'.,timmler Formeln des .. 48 



MarxjSll111~ T rninj~mus answendig lernen, aber ihren Tnhalt. ihr rlialeklisehes 
\-Vesen nicht bCllrcifen 

'ViI' hnben weiter narhgewiescn. daU der ~'lal'xismus·Lcninismus lehrt, daß die 
Il1CnsdlJidlO (;c~ellsdl[lft in ihrer Entwicklung objektiven GesetzmiiUigkeiten unter. 
liegt und dnl! diese objektiven, historischen Gesetzmäßigkeiten von ~[eusehen, und 
wenn sie noch so sehr den Willen dazu hahen. weder geschaffen noch aufgehoben 
werden killlncll. \Venn gerade in diesem Zusammellhang der Prozeßvertrrler der 
!3l1fllh'HL'gieriing am 21. Verhnndlungstng ausgerechnet auf Grund von Stalins 
Schril't .Ol'onomisclie Probleme des Sozialismus in der UdSSR" die SehluUfolgerung 
7iehen wollie. alle KOlltllllll1i,ten stünden auf dem Standpunkt. daß sie sozusagen 
die gesellschaftlichen Enlwicklungsgesetze nach ihrem Belieben in Bewegung setzen 
kÖnnlen. so zeigt dies nur. daß der Prozeßvertreter der Bundesregierung den 
Inhalt der Ausfiihrnng Stalins in diesem Werk überhaupt nicht verstanden hat. 
ohwohl dies schon deshalb nicht sehr schwierig isl, weil Stalin auf die jedem ein. 
leuchl,'nde und \'erstiindliche Parallele zu den Naturgesetzen ausdrücklich hinweist. 
Es verhiilt sich niimlich mit den gesellschaftlichen Entwicklungsgesetzen im Prinzip 
genauso, wie mit den Naturgesetzen. Kein Mensch kann sie verändern oder außer 
Kraft seLzen, wohl aber können die Menschen sie erkennen und auf Grund dieser 
Erkenntnis sich ihrer bedienen, sie anwenden und ausnutzen. Gerade diese SchluCl­
folgerung zieht SLaUn flir die gesellschaftliaJll'n Eutwicklungsgesetze. 

Aber was hrißt dl'ls'l 
Das besagt doch nichL, dal3 der Mensch mil diesen Gesetzen naeh Belieben um­

8pringen J(ÜlIllll~, sondern ihre bewuUle Anwendung im Interesse der menschlichen 
Gesellschuft selzt dUell immer - und gerade das betont Stalin - voraus, daU 
diese Geselze objellliv wirken, daß die objektiven Voraussetzungen für ihre Aus­
nut7.llng und Anwendung durch den Menschen gegeben sinrl. 

~s bleibl daher vi\llig unnegrciflich. wie der ProzeUvertreler der BUlIdesregie 
rung gerade aus diesen Erwligungen die Schlußfolgerung ableiten wil\, daß die 
KOllln"lllllislcn nuch Beliehen politische Ziele aufstellen oder verfolgen könnten. 

Im Geßcnlcill Durch :l1le Schriftcn de, \larxismus-Leninismus zieht sich wie 
ein roter F:lllen, ;llIgcfnllgcn heim Kommunistischen Manifest aus dem Jahre 184i 
bis zu der letzten Arheit Stalins. (li:n ,.Ökonomischen Problemen des Sozialismus 
in der UdSSr!" f1l1S dem J:lhrc l(l5:!, die ständige Aus.einanderselzung mit allen 
EI'sd1f)illllnli~forl1lengcfiihl'liehN ßestrebungen. dir 7.lI einer Politik fiihren müßlen, 
die die Ilegehenen Entwicklungsbcrlingnngen der Geselhchaft nicht berücksichtigt, 
llic ihnen vorauseilen oder hillte!' ihnen zurückbleiben müßte. Diese Auseinander. 
selZlIn/l ist von den ~Iarxisl('n imlller wieder ·gefiihrt worden. insbesondere im 
](:l1l1Pl' mit l'Iopistcn, mit' i\n:lrrhisl('n, mit Anhiin.qern des individuellen Terrors. 
mit Linl;srodilHllisten us\\"o 

E~ isL ht!7.eil;hncnd für di" \\'illkürlichkeit und lI:Jltlosigkeil des ganzen so­
genannten ßeweis\'orbrinllcns dcr Bundesregierung, ela';! sie gerade diese grund­
siilzlirhcn Lehren [/", \lurxislIllIs-Leninismus 3uUcr acht WUt, da sie notwendiger. 
weise dos ~;)nze sd'f'inborc Bewcisgefiigc der Antrag;;tellerin zum Einsturz bringen 
müssen. 

Die von Jllr I\P.D in <h:l' Be\\"ci:;aufnahme eingeführten Beweismittel haben 
wciler insbcsI>I1L1cre hewies(·n. (I:lH dcr histori,che ~Jateriali'mus als ein wesen!­
lidll'r Bl'sl:lndtcil <I,., ill:ll'.Xismm·l.cninismus der HI'rausarbeilnng der sc.höpfe. 
ri~chcll Holle eier \'ol/,srnaS\('lI als der Schöpferin aller materiellen und geistigen 
\Vl!rk urr Gc'elbcbafl grlllz lJesOll(lere BedelIt\lnf; beimil3l. Diese BeweismitleI 
haben b'tzeigt, daU der ~larxisl1lus-Leninismus lehrt, da 1;\ die Volksmassen die 

Gesdlirhle gest,"If'n. dAß ihre Handlungen den objektiven Gesclzm1ißi,:I,elten der 
eschichte zum Durc.hbrueh verhelfen, daß sie den gescllidillichen Prozeß der 

lIlenschlichen Geqe.llschafl: I'orwlirls treiben. 
Deshalb sc.hiit7.'lll die maxxistisch-lel1illi~tisc.hen Parteien der Arbeiterldasse ­

1I11d daher auch die [{PO _. die luitiative und das materielle und geistige Schöpfer· 
lum dcr Volksmassen l1iihcr als alle andereu Faltloren dcr gesellschaftlichen Ent­
wit·klllllg. Sie gehen enl·~prechend der Theorie des Marxismus-Leninismus, die ja 
nichts anderes ist als die VcrnllRemeinerung rler Lehren der Geschichte, in ihrer 
~l'SlllTllen Politik da\·on aus. dflJ~ die entscheidende gestallende )üafl der Gesell· 
schaft die Voll,smassen sim!. Sie lehnen deshalb alle idealistischen Theorien ab, 
nuch dellen der geschichtliche Prozeß durch das \Virken eill7.e)ner. sogenannler 
hervorragender Persönlichkeiten entscheidend gestallei wird. 

Ocr ~lurxisll1l1s·Leninismus lehrt, wie wir bewiesen haben. daß die Geschichte 
der Gesellschaft in ersler Linie die Geschichle der Eutwicklung der Produktion, 
die Geschichte der Produktionsweisen uud :kriiftc sowie der Produktionsverhäll­
nisse der Mensc.hen ist. Deshalb ist aber Ilotwendigerweisc die Geschichte der 
lllcnschlidlen C;esellschafl im Grunde die Geschic.hte der Produktiou der materiellen 
Giil,~r. das heinI die Geschichte der W()rktiitigen uls der wichtigsten schöpferischen 
Krull. in jeder Gesellsdlaflsordnung. 

Folglio'h sind für die Kommunislen die "'erkliiligen die Rauptkraft des hislorl­
'l'h"11 Prozr~s(', Dns Volk iq let7.ttic.h (leI' Fnl;lor. der alle suzialen, alle durch· 
/JI'O'if"ndl'll fortschriltlichcn \'erlinderungcn in der gesellsdnlttlichen Entwiddung 
\nllhr:It'ht Iont und vullhrillgl Dcsh:.dh sieht die KPD auch in solchen Äußerungen 
"i.~ dencn dps cnü· Bundeslagsnbgl'ordneLeIl l{iesinger und nen ent~preehenden 

0I1'~ Prozcfhertrctel'!. tier Bnndesregieruns, dl'lß die werklütigcn ~[assen unseres 
\'HI"('~ nichls nh .. die Sll'uI.le w ~eicn. die w keiner Einsicht in die liroßen polili. 
sl'1lrn Frll~l'n liihi::: WH I'/,. nicht nur eine fl'eche nrlr] aIlll1:.IJenctc Verhöhnung des 
\·"II,e>. sOlIdern \·01' 11 11 ern auch dc'n Brwcis der Unj';ihi:;I,,~jt. elie Geschichte wirk· 
lidl zu verstehen und :lUS ihr lU lemen 

Die Gescllichte hol immer wieder dieso;n ge,childerten Grundsat7. der marxistisch­
Il'nillislischen TI'('OI'ie hewiesen, Es waren die Sldnvenaufstiinde, die zur El'schlille­
rUII~ 'Illd ,schließlil'h zum Unlel'llung der SldavenhHlLororrlnllng führten. E~ waren 
oll,' I"impfe d('r leiheigenen Bauern um ihre Befrellll'lB und um ihre Rechte, die die 
Il'uolale. flnf der Leilieil:ell>chafl bernhenrle Ordnung unlergruben und zu ihrem 
l}ntergrll\g führten Oie ~ie;::e der bürgerlichen Hevolutionen des 17. bis 19. Jahr­
hundert> waren nur rle,h:llh möglich weil es der Bourgeoisie Ilelong, (lurch ihre 
Lo",ng der .Freiheit. Gleichheit. Bruderlichkeit" die breitesten \lolksmassen in 
eI"1I Kampf segen dip verfaulende feudal,·ahsolutislische Gesellschoft zu führen. 

:-iiemand kann deshalb bestreiten. cloU die breiten Volksmnssen die Trliger 
aller grolien gesellscll:lfllichen l:mwiil7.lln;::ell - lind zwar zum Beispiel ebenso der 
hiirgcrhchen Hevolulion in Frankreich von 1il:l9 wie der GroBen Sm:inlistbcllen 
Oillobl'l'revollllion von Hll i-waren Anch der Sieg der uemokratischen Kl'iifte 
über den Hiller-Fasdlismus wiire nicht möSIif:h gewesen. wenn nicht L1ie Volks­
ma~~en sowohl in der Sowjetllnion als all<:h in den anderen Staaten, die den Kampf 
gegen clas fusdlistisdle Dentschland rührten. die bewllßtcsten TrUger dieses Kampfes 
Hl'WCSPIl \Vii ren 

Au~ <lie'en I'on uns lJcwi~sel,1Cn gruncls,ilzlichen Aurru~~L1ngen ries ~lurxismlls­

enilliblllllS ergibt skh also, doß die KI'J) als eille marxisli)eh lenilli~li~chc Parfei 
ihrer gesulnlen Politik diese Anscl,uullng I'un eil I' historisdien Holle der \'ollis· 
lIIa~SCIl zugrllndegelegt. Dies aber bedeutet. dulj die J{ PD niemals audere politische 
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ZfeTe l'laTlen und' verforgen kunn, als die. die dem 'Villen und dem BewuBtseln der 
Volk~masst'n. insbesundere der Arbeiterklasse, entsprechen. und für die das Volk 
durch cine offene Erklärung dieser Ziele gewonnen und begeistert werden I,ann. 

Die Bundesregierung verwH:kelt sich daher in ihrem Vorbringen und in ihren 
Bewebantritten in einen zweiten grundlegenden Widerspruch, wenn sie auf der 
einen Seite \on dem Bel,enntnis der KPD zum ~1arxismus·Leninismusausgcht und 
auf der andercn Seite der KP!) politische Ziele unterschieben will, von denen sie 
selbst weiß. daß sie nicht dem Bewußtseinsstand der Mehrhcit der Arbeiterklasse 
und der Ylehrheit der Werktätigen in der Bundesrepublik entsprechen können. 

Aus den dargelegten Schlußfolgerunsen, die sich aus dem Beweisvorbringen der 
KPD ergebcn, folgt. dal~ die Politik der KPD als einer marxistisch.leninistischen 
Partei, eben weil ~ie auf dem Boden des ~Iarxismus-Leninismus steht. gekenn­
zc.ichnet sein muß durch die YerbindunS grö'3ter wissenschaftlicher Exaktheit und 
:;.Iiidllcrnheit in der Analyse der objektiven Bedingungen, \'on denen diese Politik 
(.usgeheu muH, mit der uneingeschränkten Anerkennung der Bedeutung der schöpfe­
risd.el) l\rafl uud Initiative der werktätigen ~"assen und deshalb mit der sorg­
fiillig.~len Berücksichtignng des Bewußtseinsstandes und des Willens des Volkes. 

De~halb ist es ein dritler Widerspruch in sich, wenn die Bundesregierung be­
hauple!. daß rlie Ii: PD. gerade weil sie auf dem Boden des Marxismus-Leninismus 
sfiinrle.in der Bundesrepublik anrlel'e politische Ziele haben könnte als die vo" 
ihr jederzeit offen proldamienen und propagierten. 

"'ie köunt!' denn auch eine Partei. zu deren fundamentalen weltanschaulichen 
Grlllldsiilzen die Erkenntnis gchört, daß nur die breiten ;.lassen dcs werkliiligen 
\'OIJH'S c1ie Trii/ler einer erfolgreichen Politik sein können, eben diese ~Iassen über 
ihre wnhren Absichten täuschen \yollen? Sie würde sielt ja damit selbst der einzigen 
Kraft beraubcn. die in der La{'le ist, ihrer Polilik zum Siege zu verhclfen, 

Deshalb ist der bckannte Satz aus dem Kommunistischen Manifest von 1847, 
daß die Kommunislen ~s verschmähen, ihre Absichten zu verbergen, ein aus der 
\\'cllanschauung der Kommunisten folgendes, ständiges Prinzip ihrer Politik. Des. 
halb knnn eben aus ihrem Wesen als eine marxistisch-leninistische Partci heraus 
die 1,1'0 auch hcute keinc andere Politik betreiben, als eine, die' den werktätigen 
'[a;;.sen verstiindlich isf, ihren Intercssen und Wünschen entsp~icht, und für die 
dicse gewonncn werden könn~u, Aber das setzt voraus, daß diese politischen Ziele 
c1er Parleiin voller Offenheit und für jeden Arbeiter verstiiudlich und an den 
(>I'a'dischen Handlunge n der Partei nachprüfbar vertreten. \·erkiindct und dureIl, 
ge,el;,C, werden. 

4, Aus drm \'on uns bewieseneu und eben noch einmal iu aller Kürze dar­
gelq;tcn Grundsatz dcs ~Iarxismus·Leninismus, daß die Politik jerler marxistisch. 
leninislischen Partei immcr von der konlueten Lage in jedem Land und zu jed~r 
Zeil ausgehcn muß lind nicht nach irgendeiner Schablone festgelegt werden kann. 
aus der Erlwnnlnis dc~ ~larxismusLeninismus, daß die konkN!ten Anfgaben der 
Polili), immcr nur nnlel Berücksichligung der gesamten g~sellschaftljchen Verhült 
nisse und der jcweiligen konkreten Entwiddungselappe feslgelcgt werden können, 
ergibt sich dic marxistis<:h-Ieninistische Lehrc von der Strategie und Taktik. 

Gerade au~ dieser Lehre, die hier von der Prozeßverlretung der Bundesrcgie, 
rung in einer geradezu grotesk entslclllen ForllJ, für die besonderen Zwecke der 
BUllliesregierung in diesem Prolel.\ zurechtgestutzt, wiedergegeben worden ist, er­
gibt sich ein iibriges ~Ial, daß die K!-'D in der Bundesrepublik und mindestens fiir 

6~ 

die geS3mfc Periode der Geltuug dl'S Grundgeselzes gar keine anderen als die von 
ihr offcn proldamierlen polilischen Ziele haben kann, 

Die Lehre des ~Iarxismus-Lcninismus von der Strategie und Taktik ist die 
\\'issensehufl \'on der Führung des revolutioniiren Klassenkampfes zur Umgestal­
llmg der Gcsellschaft durch rlas Proletariat. Sie tegt die Richtung des Kampfes und 
die \\"csenllich"n K:unpfmelhoden fest, und sie sichert die Vereinigung der ver­
,chiedcnsten Strömungen der Befreiungsbewegung zu einem einheitlichen Strom, 

Die Stralcgie und Taktik des ~(lIrxismus·Leninismus wurde von den großen 
Lehrmeisl~rn des ~[arxismu!>. '\tnrx. Engels, Lenin und Stalin, entwickelt im Hin­
Idiek anf rkn Kumpf der Arbeiterklasse für ihre endgültige Befreiung, das heißt 
l.,tden Enrles im Hinhlick auf die siegreiche DlII'chführung der sozialistischen Re· 
·olution, Dr,halh definicrt der "arxisLUus-Leninismus auch die Lehre von der 

'>Irnlegie und Taktik als die Wis.~enschaft von der Führung des revolutionüren 
'llI,~enk:lI1IJ)fes durch das Proletariat. 

Das bedetllel aber selbsl\"CrstiiJHtlich nicht, daß die Gl'Ilndsätze der marxistisch· 
ICllini~ti,)l'hel1 Sirategic und Taktik nur in jener Etappe des Klassenkampfes Gel­
fing lliil(~II. in der die sozialislische Revolulion unmitlelbar auf der Tagesordnuul;( 

,tohl. J)i~ Cirllnlbütze der l11Hxistisch-Ieninistiscl1en Stratcgie und Taktik gelten 
\icllllchr für alle hislorisehen J.::l<lppen des Kampfes der Arbeiterklasse für die Be­
freiung <Jer "'erldüligen, ""enn daher auch die formulierungen der Leitsütze der 
'ilrategie und Taktik in den Werken der Klas~iker des Marxismus-Leninismus 
z\\"nr sehr häufig auf die konkreten Bedingungen der unmittelbaren Vorbereitung 
d,'r soziali~lischen Reyolution bezogen sind, so ist die Lehre von der Sirategie unll 
"],:1I;lik dl'l1noch. wie gerade ihre Definition als Wissenschaft von der Führung des 
,'r\'olulionüren IOassenkal11pfcs 7.eigt. eben die Wi~senschaft von der Führung des 
I\la,~(lnkampfes rl~r ArbeiterkIHs~~ in seincr GesamtheH, in allen seinen Phasen 
und El:tppen 

Es ist deshalb eine ebenso pluillpe und durchsichtige wie grobe Verl'iilschung 
dl'l Theorie de~ ~,larxisillus-Lellinismus. wenn die Bundesregierung hier den An­
,,'hl'in erweckcn will. daU rlic Kommunisten von Strategie und Taktik übcrhaupt 
lIur im Hinblick auf die sozialistische Rcvolntion sprächen, es also nur ein so­
~1'll<lnllies strategisches Ziel giibe, n,imlir:h die sozialistische Rcvolution, Es stört 
dahei dir I!undesl'cgit:rung olTenbar wenig, daß dieSe .Auslegung" in direIdern und 
"nl'llem \\"iderspl'uch 7.lI der von illr selbst als Bilweismillei cingeführtr'n grund­
,iitzliclll'n .\ußerullg SIal ins in seinem "'erk .. Fmgen des Leninismus" (S, nl/ill 
,t"ltt. Sie brauchi· diese ~lil~dculullg, um ihre Thesl', daU hculc in \Vestdeutschland 
di" I\I'D rias angcblie.he strategische Ziel der sozialistisdwn Revolution habe, 
wenig"tens scheinIJar bewünden zu können, 

Die Leitsütze der m:lnistisch-Ien-inistisehen Strategie lind Taktik haben im 
l;pgensntz zu dieser irreführcnden ,\uslegunl; durch die Bundesregierung gerade 
'1I',h:1Ib sO grofie ßerll:utung fiir denli:ampf der Arbeiterklasse, weil ihre Be­
nl'l'L'sdlllllg die ,\rbeitcrklassl: in dil' l.age H'r.setzt, in jeder Situation die Ziele. 
die sie sich in der j"weiligell "isloris<.:hen Lage gesleckt hat, mit maximalem Erfolf;, 
nliier gerillgslen Opfprn und in ],ürzester Zeit.zu erreichen, Die Strategie unrl 
lal,lik twl die .\nf;.;abc, clie sdlöpterischon I,riiftr rlur Werktütigen 7.U weel;en und 
dh"e zum I,ampf für die .IewPiligl'l1 Ziele 7.Il mohilisieren. Sie ist unlösbar ver­
"unden mit dCIll Grundsatz, daß die nUII'xistisch-h'oinistischeu Parteien ihre Ziele 
nur durch die Gewinnung und Cbe'rzeugung der Massen und durch den Kampf der 
'Ju,~en erreichen können. 
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\Vie ,'crh1ill es sich n!1n in Wirklichkeit mit der marxistisch-leninistischen Lehre 
von der Slrategie nno Taktik des proletarischen Klassenkampfes und was ergibt 
sich d:Haus für die Politik der KP]) in \Vestdeutsehland'J 

Bereits 'Jarx und Engels haben sich eingehend mit der Ausarbeitung der Fragen 
der Strllle;,lie nnd Taklik beschäftigt. Allerdings kam zu ihren Lebzeiten die 
Wis;;"usdwt'l von der Strategie und Taktik noch nicht zur allseitigen Entwicklung. 
Diese .\ufgabe löste erst Lenin, als mit dem Beginn der Epoche des Imperialismus 
alle Frngen des Befreiungskampfes der Arbeiterklasse einen neuen Inhall und eine 
neue lkdcntung gewannen und daher die Ausarbeitun,:; eines geschlossenen 
Systems der Strategie und Taklik des Kampfes der Arbeiterklasse notwendig 
wunle. 

LCllin ~l:hnf dic.,c~ geschlossene System, indem er die großen geschichtlichen 
Erfahrungen (Ier gtsamlcn internationalen Arbeiterhewegung auswertete, Und in 
Fnrhetzlln!~ dil'.'cr Arheit Lcnins formulierte Stalin eine Reihe strategischer und 
!:ddi,eher Ll'itsiH7e Iwnkreter und entwickelle sie weiter. Er definierte vor allen 
llingpn die Begriffe Strategie und Taktik und klärte ihren gegenseitigen Zusam­
IHI'lIhang unr! ihre \Veehselheziehungen zueinander.. 

['nd :lllch seitdem hefindet sich die Strategie uud Taktik des Marxismus­
L,,"inismus in fortgesetzter \Veiterentwicklung auf Grund der Auswertung aller 
Iheurc,ti""hen unrl prnktischen Erfahrunqen der gesamten internationalen Arheiter­
lJ(,w~Aung. 

VOll grüGll'r \.\'khligkl'll iJi,' u" i r"dlli~e ErkenlH'n des Illhalts und der Be­
dl'IIIIIng' dl'T "'j,,setlsl'hnl't VOll Strategie lind Taktik ist zuniichst einmal die von 
St:liin l'ill(leulij:( IIp\'\'orgr-hohclle Tatsache, daß der Bereich, in dem die marxistisch­
lr'nini,tische $trnlegic und Taktik zur Anwendung gelangt, im m I' r nur die 
'u h.i c k t i v p Sei t I' der Ar bei t I' rb ewe gun g ist: denn nur diese Seite 
,kr .\r"eilcrh(,wl'~lIng unterli'?gt der lenkenden Einwirkung der Strategie und 
T:i1dik, clip vor alklll in der Führung der Arbeiterbewegung dUl'ch die marxistisch­
~I'II;ni'lisdll' Pllrtei (leI' ..\rheiterld.as,e zum A1Isclruek kommt. 

lhrl\lI" t>l'giltl sich UJngekchrt eindeutig, daß skh die .\V i r ku n g der Leitsätze 
d,'r "Ir'llcgi,' IIl1rl T:lklik 11 ich t unmillelbar a 11 f die 0 h j e k t i v I' Sei t I' der 
.\r111'ill'rlll'weglllli;. da~ heißt auf die Prozes.'e der gesellschafllichen Entwicklung 
,'r,ir",'kl IlIrd I'r,trecken k:lnll, da diese sich ja bekanntlich unabhiiugig vom \Villen 
rln ""IIsclll'n "ollzielll'n \\' 0 h t a her ha' die S t rat e g i I' und Ta k t j k 
ihr I' (; " nll rI I f\ gc in dei gellauen Berücksichtigung der objektiven Bedingungen, 
dl'1' kllllkr"'ell historischen Situation ullci des "erhiiltnisses der Klassenkräfte 
illlll'l'hillh c1f's J.:lncll" lind im \Vellmaßstah Die Stralegie und Taktik des i\larxis­
'1,11',· I. t· 11 in "Ill I'" Icbnl .I"rJen Sl1bjekti,·ismus f'l1tsehil'dl'n ab. Sie geht vielmehr von 
(ku Ill>jl·lrI i"I'n Drdiirfni""n ('kr Entwi"klung ,les materiellen Lehens der Gesell ­
srlnfl. "on d"11 (~rnndillicress~n dl'r werkliitigen ~Iassen aus und sie stützt sich 
auf die rble Grulldl:l"'!' rll.:r Ill:Hxisti:sch-lcninistisc'hen Gesellschaftswissenschaft, 

DUf:lm fl)I~1 l>cl'l'ils zwil1gend. d:ll3 die Frage, wl'lehe Ziele sieh die Arbeiler­
1;\" ',,' ill l'illcr lwqilllultf'\l histori.,dll'n Situatinn stellen kann und stellen mul:l, 
Ili ..hl dlll'l'J, dit, J.\"ihiitze der Strategie und Tal<lik entschieden werden kann, 
S"11l1.'rll viuln"'hr auf (,rllnd rler objektiven gesellschaftlichen Bedingungen und 
'jii"lil'hl.l'il\·rt ulld "ul (,rnnrl dl2'r _\nwenrluug rlel' gesellsdwfllichen Entwicklungs, 
~rsl'I,,' hrllnl,,'orll'l w,'l'den muß. nie SII,,,t"gil' und Tal<lik beslimmt nichl die 

Lj{,ldh' lIliil~lidl"1l Zil'le d.Jr Arlu:ilcrhewegung, sondern sie eutschcidet die Haupt­
ril'hlul1g dl'3 jl'weiligen Kampfes, die Frage, welche Verbündeten die Arbeiterklasse 
fiir den jeweiligen Kampf gewinnen kann, die Frage des Verhältnisses der Arbeiter-

l.h 

I;!Hsse in jeder Etappe ihres Rampfes lU den iihrigen Klassen und Schichten der 
Gesel,lschaf'l und dic' Frage der Formen und ~lclhoden des jeweiligen Kampfes. 

! beweis.! daher schon die "öllige Abwegigkeit aller Sehlußfolgerungen, die die 
ßund~sregiel'l\ng aus der marxislisdl-Ienini,li.:'chen Stralegie nnd Taktik für die 
ßeurt~ilung der Politik der IKPl) in diesem 'Verfahren ziehen will, wenn ihr 
Proze!>verlreler sich zu der ,ichcr unbce!<,,:hlen, abe.r g"rat.le desha-l.b um so kenn­
zeichnenderell FornlUli<::rung verleilen ließ, daß für l1ie Bundesregierung die kon­
kr,-te Zielsetzung der I';Pi) mit einem .. taktischen Ziel" identisch sei. Diese 
.\uBerung zeigt. ria 1.: die ßUllllesregierung überhaupt nicht verstanden hat oder im 
Interesse des ,'on ihr mit diesem \'erfahren bezweckten politischen Zieles nicht 
"erstehen will, welclwn 1nh,111 die marxistisdl-leninistisc.be \Yissenschaft von der 
Stralegie und Taktik hat Denn ohne !Rücksicht auf die,en tatsiichlichen Inhalt der 
O1anistisch-lenini,tischen Tlwori ... unr! in dil'('ldem Gegen~atz zu ihr stellt die 
Bundesregierung knrzrr Hanrl di<' Beh.auptuug ::JlIf, die gesamte kQlIl,rele Zid­

selzullg deI I';PD, alsu \'or allem ihr Kampf um die llemokrntische u.nd friedliche
 
\\-icdervereinigung DI'nls,.hlands, sei eine taktischp ~1:.Jf,;nl1h1l1e, und die strategische
 
Zielsetzung deI' 1';1'1) in Westdeutschland bestehe in der ~ozialistischen Revolution
 

lind der Errichlung der Diktatur d'" Proletarials.
 
Flereils eine allch nur flüchtige PriHung selbst der wenigen hier als Beweis­


mitlel angef'iihl'll'n '\nl1(~rllngen der Klassiker des ~'I:lrxi~mus-Leninismus zu elen
 
Fragen der Str:!II.';:;ie und Taktik heweist. dal.\ diese Behanptung der Bundesregie­

rung mit dem \\'nen dl:r marxisthch-leninistischen Strategi~ und Taktik absolut
 

unverl'inh;'1 ISI I.WO ill direktem \Yidersprnch I.U ihr ,teht. 
DlI~s(' Talslld,e wirrl i1J'l>esunclere,ofort deutlich, ,,'('l1n mau "on Jen bcl,lll1utell 

Sl:llil1scllen Dcl'iuitioncn der Br,gri1fe 5tralegie und TliliLik und der von Slalin ent­
wickellen Lehr~ \'on ,ICH \'Veeh,elheziehungen zwischen Sirate~ie und Taktik 

ausgeht
Danach b",,111l1lT'\ dl~ :>lrall'glc' die HllUpll'lcllIU~l.~ dcs l\lassenkull1pfe~ des 

Prolelariah In d e; .i ewe i 1 i ge 11 g" , " 11 s r: h a f tl i c 1\ eilE n t wie k 1u n g s­
eta pr e und dir: Fnlgc 11111 ""'1l:hen 1\1[\"sclI unei SdlidllclI die ;\rhcilerkl11sse in 
ihrem leweiligr'" !\f1rnpl zu~::t1umr:'nllrheilen k"nn. I}zw wekhe Stcllllng sie zu den 
ii\lrige.tl 1'lll.'\St'li Ulo<l SchiduC'l1 der Ge,cllschafl cil1l1iUllill Dabei isl dic ~erste F'rnge, 
nilrulkh die h',h[('lluu~. de, Ihuplril'hlung (f"" Jülmp[es der ,\rbeilcrldllsse 'in 
<lei jeweiligeli Etar," eine ent>chcirlende /\nfgrt!Je der S t r a I I' g i e. D i (' S e 
F l " I leg 11 n!! deI H" 11 J' 1 r i I' h tun g k a n 11 n 11 r u u f G r U 11 ,I der g c ­
ge ben e n 0 b j c k I j \' e nun d sub j I: k I iv e 11 Be d i n gun gell '1 r r 0 1 gc u. 
Sie ist nur dann richtig uud garanti"r! (!t'n Erfolg de" Kampfes, ,n'l:u sie dil's':11 
ob.lekliven und "ubjcldj\'('u Bedingungen gen:llleslens ,'nlspl'ir:hl. , 

Dllraus gehl lwrcils 1\l:l'\'or, da'; '" "')ln Slanrlpullkl ,10:1' IIlar:\.bli-'L'h-lenini'\li' 
schcl1 Slrale~ic und 1\lldik geradezu liiellerliC'h iS-l. WI'nll die Ihln<.1~>re~i(~nln::; hier 
dl~n EJr.1druck erwed,eu will. ah ob das "trnlcgi~cllr: Ziel deI' 1\lIl1lll1IIf1i~ten in dl'l' 
Bundesrepublik die ~ozialisli.,dl" He\oluli"n ulld die Erl'ichlun~~ oer Diktalnr des 
Proletariats sein },önnte. \Yic ich lWl'l'ih d:.lIgelegl lwlll:, kann c1wn allf Grnnd (la 
gegebenen l3edingnngen in Dt:utsl:hlalld d,IS strategi$che ZjeJ der J';Ol1l1nUllislischcll 
Partei in der ga n zell ge gen w ii I' I i ;; c n EI a]J p c bis z \l l' Er r i t: h tun g 
cl I' r fr j e rll i r: h c nun d cl e 111 e, 1, r" t i s'e 11 c n \V i c cl er,' e I' e i 11 i g n 11 " 

D e u I sc h I a 11 d s nur "hell in di""'111 Zil'l d"r trinl\i01, n lind dl'rntlkr:lt'isdll'~ 
Wie'lcr\'creinigullg })C1.l""',I'I11<15 j" '\l'h,,". dcnJl die LÖs1.Int: di"'I.'r .\nli{uhe i,t 
heule da, F1lllll'lalllll:!Ocn de" dl'ul>ch"l} "ulk!'s I,),d dil'1.I1 i'I,I"'"mdl.l.re der I.lI:llt­
"ehen Arbeiterklasse. Allein der Kampf um die friedliche \lud demokratisr;he Wie· 
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dervereinigung Deutschlands ist die Hauptrirhlnng. auf (lie die ge<oml,' Polit
 
Arbeiterklasse Deutsclltands heute ziden muß.
 

Diese Auffassung "on der Strategie und Taklik enlspricht all('in den ent, 
spreebenden Lehrsiitzell des .vrurxisDlus-Leninismus. \"aeh ihnen ist die widltir-:.<;le 
Aufgabe der Strategie - wie Stafin ausdriieldich sagt - "die Festlegung df'r 
Grundrichtung, in der die Bewegung der Arbeiterklasse verlaufen soll und in der 
es für das Proll'l~lI'iat am vorteilhaftesten is!. zn I' E I' I' eie h u n g der im Pro­
gr am m ge s tel I te n Z i eie den Hauplsehlag gegeu den Gegner ZlI riihren" 
(Werke, 5. Band, Seile 144) Deshalb weist Stalin auch darauf' hin, daß Siell nie 
Slrategie zwar ändert 

"mit dem übergang der Heyolulion von einer Etappe zur nnderen. jcdl)ch wiih­
rend der ga n zen Z e i f cl aue I' der EI a pp e im wescntlichen ull\'eriindert" 

J)leiht. 

In	 diesem Zusanllllcnhang betont Stalin anl.'erdelll nnch ausdriickliCh; 
.Die Hic.hiung des Hauplschlngcs feslIegen. hedputet, d"lJ Charakler d('[ Opera­
tionun f ii I' die ga n Z C Per iod e des I, l' i (' g e s I' II I' 1I 11 s h e ,; t i In III e n. 
somit ::lIso zu neun Zehnleln den .-\u,gang dt.'s ganzl,n lüipges I'llral"hpsl'illlllli.'n. 
Dar i n he s te h t die An f g 0 be rl e I' S t r ale g i e.'·
 
Werke, Ü. Band, Seile 14;).!
 

Bereits aus dif'sell Grulldsiitzell de" marxistisch-Ieninislisdlell Lehre I'on dpr 
Strategie und Taktik ergibt sidl. daß die !:'i'sl((ogung des slrategischt'" Kurses [Lir 
eine bestimmte Periode des K"mpfes der Arbeiti'rklasse nur auf Grund einer kOIl­
krelen Anwendung aller Grundsütze der marxisti.~ch-lenillislischeJJ Gesellsehnft, ­
wjssenschafl auf die jeweiligpn ohjeklil'en nnd subjekiiven gesldhchartliphell Be­
dingungen erfolgeI] kanu. Ausdrücklich heißt es deshalh bei Sla!in; 

"Die ökonomise!ll: Entwickluug des Landes, die Elltwic1dung dps l\apihdisml.lS, 
der Zerrall der allen SlaaLsmnellt. die spoulanen BCII'(',gungcu des Prolelari:"s 
ulld der Klassen. die es ulTigebl!Jl. die Zusnmmenslölk der I"nssen uud nndrres 
- eins ~dlus siud Er;;eheinungcn. deren Entll'ickluug nieht \'om \Villen des 
Prolclal'inl<; abhiiugl. da, bildet die ohjektive Sc.illl der Be­
\\' e gun g. ]) j e S I I' a t e g i e hai l1l i t die sen Pro z e s sen nie h t S z u 
I u n, den n sie k a n n sie 11' e der auf h ehe u 11 0 c h ii n d c I' n. s i ,~ 
I; a 11 n nur mi I' i h 11 e n I' e r; h n c n 11 n cl \' on ihn (' n allS geh e n.~
 
Werke, .). Band. Seite 1J2)
 

Deutlicher k:lnll nUll nichl I,ew;c..,cn werdeu. lI'ie unsinnig die Tlw,c der 111111­
clesr('gicrung isl. die sie' zur sdleillbarclI Hpchlferliguug ihr('r fh~\\'ciSb.ll1slrllktiou 
allfstelll. dnß es lIiimlkh in cl"" Gegenwal'l fiir die l'o01I1111nisten nm ('in einziges 
so'geuanulrs stralegisc.hcs Ziel [{eben ];önne ulld duß di('~es Ziel die unmilleJbnre 
Vorbereitung lIud Durcbführung cler sozialistischen Hel'olulion sei. Im Gegensatz 
hierzu folgt ans dcr marxistisdl-Iruinislisehen Theorie vielmehr mit absoluter Ein­
deutigkeit, rlal;l es fiir die ,\rbeil.crldasse ja uach den jeweiligeIl gespllsr::ha.ftlichen 
Bed ingungen .sl'h r unterscbied Iiche si ra tegische ZirIe geben ka un. Ih I' jewei liges 
strategisches Ziel erb;h! sich immer aus der konkreten hislorhcilen Silu:lliou. 

Es ist c1pshalh pille nicht zu iiberbielrnde \·el'fiil'chun!;!. II'rl1l1 die \',-rlrell'l' <iN 
BnndeHcl1icrung llllswci,lidl cle:; Prutokolls des 23. \·erhanrlI1l11~stl1l!\.'<;. Seilt" .j:!, 
!whauplen. ~"lS der konkreten historischen ~i1JJation erg,ihcn sich lediglich die 
taktisc.ben Fragen lind in'be'olldere die" '''kibehe .-\ufgabenslr'"ullg. \\'ic ~ehr rlil's,. 
Behnuptung im (iegen'atz zur rnarxislhch-J<oninistischen Lehre 1'01l Stralegic und 
Taktik sieht, zeigt Sialin in seiner Schrift "Der strategische pJ[1n" mit hesondcrel' 
Eindringlil:hkeit: 

. Oll' Stralegie der Partei ist nichls Konslantes. ein fLir allemal Gegt.·hl"nes. Sie 

,.. erlJ'inderl sieh j.e .nac..·h den histo.riSdle.n. \Ycndnngen, den l.li,tori"'ln::'.l ~'er­
lag rungen. Diese \ eranderungen fmden lhren Ausdruck darm, daß tur Jede 
eil"flne hislori:ehe \~'enduug ei~ besonderer, ihr entsprcehend~r strategischer 
Plan ausgearbeItet wlI'd, der wahrend der ganzen PerIode \'ou der 
eine!1 Wendung bis zur andl'ren in Kraft bleib\. Im strategisellen Plan ist die 
Hiehlung des Hauptschlages der rel'olntioniiren Kriifle festgelegt und das 
Sehe/na [Lir rlie entsprechende Verteilung der \Iillionenmassen an der sozialen 
Fronl cnthalten. :'iatiirlieh kann ein strategischer Plan, der 
fiir (;ine bestimmte historische Periode mit ihren Beson­
derheiten tauglich ist. niehl für eine andere historische 
Per iod e III i t g '1 n z a n der c n B e s 0 n der h c i t e n t a n gen. Jeder 
his,torisehen Wendnng entspriel.t ein fiir sie notwendiger und ihren Aufgaben 
angl'pal?ter slralegischcl Plan." 

IW,,,·ke. ;). Band Seil(' 152/1;'3.\ 

D:1l'ans folgt einrleutig, d:1/~ keineswegs dir' unmittelhare Vorbereitung und 
])lIl'chfiihnmg der soziali.slhcben R,·volnlinn in J,'rlf'r Etappe des Klass"nkamp'res 
(Jas strategische Ziet dn .-\rbl'ikl'ldasse darstellen muß oder auch nur krmn. Aus 
,I<-n I'IISsisl:hen Frfa hrllllgplI, 11 nd z wa I' g,'rn (le in dn Epu('he des Imperia Iism uso be­
"ichtet SI:liin; 

"HuIJlands lleUl'rC Geschichte kennt drei grundlegende historische "'endungen,
 
die in der Geschil'h((- un';l'rpr Partei zu drei verschiedeneIl stralegischen Pliinen
 
geführt haben."
 
,\\'erh. 5. Band. Seite lüil.l
 
Dabei hezeiehnete St:tliu zum Beispiel als slrategisches Ziel der rrslen Etappe,
 

die "ou I!JOil bh zum FebruHr 1!J17 wiihrte, also 'ulle U Jahre. die :\icderwerIung 
dc's Zarismus. die vollstiindige Liquidiel'llng der ('JJ('rrrste de' \[illelallers Il'ergl. 
II Fr:q.{t'1l ries LC'llinislllUS" 1 Seite 7:l1 

Es ist in di,'sem Znsammenhang inlere;;saut. dan d('1' Pr07.cßverlreter der 
BUlllksl'l'gierung ausdrücklich zugegeben hat, dal.\ im zaristischen Hu/3land I'on 
100.) und gegenLiher dem uatiuualsozialistischen Staat selbsll'ersti{ndlieh das wirk­
liche liel des Kommunisl1Iu<; rlie Errichtung der parlamentarischen Demokratie mit 
,t11 ihren l"reilH'itsreehleu gewesen s<'i (vrrgl. Prntnkull des ~1. T:'ges, Seite 6). 
Sulll:e er dabei iibl'l's'.'h .. n hnlwu. dar. auch damals schon pine imperjuli.stische GO', 
,eli.sdlal'l he,tand') 

Das hindert die Bundesregierung a 1)(' I' nidll, gleichzeiti:; prinzipiell zu be­
haupten, unter imperialistischen ßeclingungen hiillen c1ie KonllHuni~len immer nur 
das strategische Ziel der sozialistischen HCl'ollltion, um mit dieser in absolulem 
(;egensalz zur marxistisch leninistischen Theorie slehendeu Zwer.kkonstrnktiun der 
KPD in \VestdenlscJJiand grundgesctzwiclrige Ziele untersl'hiebeu zu können. 

Die I'öllige Cusinnigkcit dieser .-\rgumeulation wiirde siCh üJwigell~ Wngst zur 
"olleu EI·ideu~. erwiesen lwh,'u, w('nn der Senal d('r l\pn die \lügliehkeit gegeben 
lJ'i!te. die theoretischen Grundlagen der nationakll Politil, der KPD \'orzulr:lgcll. 
ans denen ,ich unwiderlegbar ergih!. daß die LÜ'lIUg der nalion:den Frage uuter 
),,·,timmlen historischcn Bedinguugeu fiir die .-\·rl>eilerldussi' den CI",.rnlder eiu('s 
"'Ihqiinrlig(~n strrrlegi,eben Ziele~ anneiHuen kann und annehmen m"I.:. 

Es l"I'gihl sich alsu. dar,) 'rlas slrategisdle Ziel der Kommunisten anl' Grund einer 
gellanen .\nalyse der konkrell'n hisllltischcD Bedingungell festgclegt wird und daLl 
t.Iieses strategische Ziel ~ je nach den historischen Bedingnngen - zwar in der 
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unmille1baren \"orhereitnng und Durchfiihrung der sozialislischen RevolutIon be­
stehen k:l n n , aber keineswegs hesld,en m u it 

Da der ~larxismus·Lenini~musferner lehrt. d'lf.i das ell1mal feSlgClestet:trateSi­
sehe Ziel nur unter der \'oraussetzung eim:r entschcidel1l1en Verlinder mg der 
objekliHn historischen Situation, nur nach Eiutrden einer entscheidend n histo­
rischen "'enrlung vcriindcrt werden kann. daß es im übrif!en unveriin ert uud 
8usschiielHich 1'i"r die ganze ~egcl'>l'ne historisehe Periode Giiltigkeit hai; so folgt 
daraus weiter, daU, wenn di,' sozinlbtische Hevolution aus objekti\'Cnr Gründen 
nil,ht das strakgi_sche Zid d:llsll'llt und darstellen kann. diese Hevoluli&u in der 
gesamten betreflelldell Periode auch nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden 
kann. Sialin erkliirt das :ln einem Beispiel sehr klar: 

.Das Programm d,·s ~Iarxisn\lls leg I, ausgehend \'011 den Ergebuissen der 
Theorie, L1ie Zieh' der I'rllkl:'I'I'ehen Bewq.:ung fesl, die in den Programm, 
punldcn wissen"'h:l1llicil Jorllluliert sind. Das I'rogr<llllm kann entweder auf die 
ganze Periodp d,~r lwpitnlislisehcn Eutwicklung berechnet sein, wobei es deli 
Sturz des Kapitalismus und die Organisierung der soziali.,tischen Produl,lion im 
Auge haI. Oller aur eine hestimmte Phase in der Entwicklung des Kapitalismus, 
zum Beispiel HUr elie. Beseitigung der überreste des feud:ll-absolutistischen Re­
gimes und L1io Schal'fung vun Bedin~ungen für eine freie Entwicklung des Kapi­
talismus " 
(Werl<e, Ö. Baud Seile U;'l 
Ein solches, aui' eine l1Pstimmt". e,ne ganze I\.amprpcrillde nusfiill('nde Phase in 

der Entwicklung de, I\apitalismns beredllletes Programm, ist anch die Aufgaben­
slcliullg fiir die Kommunistische PlHtei Deuhchlands, fiir die "'iedcl'\'ereinigung 
Deutschlands auf demokratischer Grundlag,· l.I1 Idimpfen. 

\\'ir haben ;11 anderem Znsammenhang dargelegt, rlal.\ die Kommunistische 
l"'II'tei Deubchll1nds ihr strategisches Ziel der Herstellnng eines einheitlichen. uno 
ahh,ingigen und dell1okrati,dwn deulschen l'\ationalstaales nach einer exakten 
Anal.vse dl'l" gegcnwiirtigpu historischen Sitnation aurgestelll und offen als ji,r 
grulldlegendes Pl'oljr:llllln \ erkünrlpt haI. \Yenn der \'ertreler der Bundesregierung 
demgq:eniihcr hin rlarauf hingewiesen haI. rial.: I!J<!:> auf der Briisscler Konrer('nz 
der 1\1'U 1l0dl die HCrll) "on dem slrntrgisc:lien Ziel der HersleJlung einer Sowjet­
l'epuhlil, Rcwe,en se~i, '0 li,'wei~t das \t:diglil'h. r1al.\ die KPD entsprechend der 
zwischen J~J;I'~ lind JU~f) eingL"lretcncn obj,"ldi"<"n hhlorischrn \Yendnng. ihr stra· 
legisehes Ziel l1eIlndrrl und fiir die ~e"llllt,' gel!enwiirtige historisdlP Periode neu 

feslgelegt hn l. 
Ein zweit<.,s ]·ialll'tpl'olilC'1Il d<"r Sirutl':,:ie 1,1 - wi .. sidl au, deI Oh'lll zitierten 

Ddinilion Stalins ergihl - die Frage: eier Einheziehnllg Illtigli('hsl breiter \'olks­
llHI.~sen in <Ien ]\:Impf <.\1'1' rBllei rler .\rbeill'rldasso'. oder anders HlISge'd!'ückt. die 
Sammlung aller j"nl'r I{r,ifte, 111;1 deren lIilfe das lI:luptziel der strategischeIl 
Per iod,' verwirklicht werden kunn nnd l1lul.:.. Daraus I'olgl. dar.: die marxislisdl' 
leninislisdw Partei d('r Arheilerldas-e l'in11lul die \Iehrheit der Arheiterklasse fiir 
ihr HUllptziel gewjnn,'n und für <.Jen l\ul1Ip[' um dieseS Zil'1 mobilisieren mul:" und 
dal;; sie znm lWI'ilen die breite:.lcn iibrigen Schichlen ";"s \'olkcs in dies<'1ll Kampf 
Um die Arbeiterklasse u1 ..; die führende Kran zusRll1l11ellschlicl.h·n ll1uL'. 

Ger.uh' di",,'r Frag" der GLwinlllln;.: der \II'hrh('il der Arbeiterkla,se und dar· 
iiber hin::lCls der \Ichrhcit des \'ol1;,os für du.' jewei1i~e Il~luptliel dpr IlHHxisli,ch­
lenilli,ti,d!ell Plnlei In.!,cn L,'nin nnd Sl;·din ill ihn'n .\rbeilen über Siralegie und 
Tnktik stds eine gOIJl h~"un<ll;r() Bedeutullg zugl:mcsstn. Ge'rade im ZU;allll11Cn· 
hang loH dieser Frugc' hal Leuin schonungslus den Opportunismus der russischen 

\renschewiki und anderer rechter Sozialc1rlllOh:llplI hitbiert, die praldisch fiir 
eine Politik der Isolierung der Arheilcrkl:lsse v(ln der hl'l'itcn dl'lllOl,ralischen Be, 
wegnng des \'ol""s eintraten Er wieS dabei immer wieder damuf hin, dal;; die Ar­
beiterklasse nur Siq:e erring<'ll kann, wenn sie ein I'n;.:<'s Bündnis mit ,len breiten 
Sc.hichten des iibrigen wcrkUiligen Vulkl's eingeh!. 

Es zeigt sich alslJ, <10 ß aueh in dieser Frage (he m" rxi<\ i\dl-1cninisl ische Stra­
tegie und Taktik nichh anderes ist als die wisscusl'h:1l'tlil'hc Lehre von der Fiih­
rung des Kampfes der Arbeiterklasse, die unmittelbar [tuf der marxistisch·leninisti­
sehen Gesellschafhwissenschafl, insbesondel'e dem historisehen \Iaterialismus auf­
baut, der ja, wie ich schall dargelegt habe, als den Hallptl'aklor der geschichtlichen 
Entwicklung die I\klivität der Volksmassen ansieht. 

Deshalb entspricht es in vollem Umfang der einhcillicheu Tileorie des \(arxis­
mus-Leninismus, dnß die KPD in der gegenwlirtigen ganzen historischen Periode 
unler den Bediugungen, wie sie heute in "-estdeulsdllllllll hestehen, nnkr d,'n 
Bedingungen, daß das Hauptziel in der gegelJencn strnt('gi,,:hen Periode die demo­
kratische und friedliche \Viedervereinigung Deutschlanrls ist. davon ausgehl, <laU 
die Arbeiterklasse im Kampf für dieses Ziel ein Bündnis mit allen nationalen und 
demokratischen Kriiften des deutschen Volkes eingehen ]'llnll und muß, daU also 
ihre Politik auf die Herstellung eines sol('hen lJr-eitPIl TIiinrlnisses !!erichtet sein 
muß. 

Während die Strategie, wie ich nunmehr gaeigt halJC'. die allge.l1eine Richtung 
des l\ampfes der Arbeilerklasse fiir eine ganze gesl'hichlliehe Elappe festl!'gt un<l 
damit darauf gerkhtet ist, sicherzustelh'n. d:ln di,> l'\rheilerld'.I;;se im \·,~rJ:.1ufe 

dieser Elappe das gegebene historisch<, Zil'l erreicht, hat die Taldil, nidlt so weit 
gesteckte Aufgaben wie die Strategie. Sie zielt - bildlich gesprochen - nieht 
darauf. den ga n l e n Kampf zu gewinnen. sondern dirnt vielmehr dazu, einzelne 
St:hlaehten zu entscheiden bzw. einzelne Kampagnen er1'lllgreieh durchzufiihren. Die 
Taktik ist deshalb ein Te i I der S tr H te gi e. ,'iie Ist \'Oll und gauz (km stra­
lcgisehen Kurs untergeordnet. Sie hat zum lnh:llt, die lWIII,I'l'lon }'onnell und ~te­

thoden im Kampf um di,' prfol~rei('ht' 1)nl'l:hführun~ des slrall'gi~('hcl1 l\urses fe,t­
zulegen. 

Bereits aus dieser Defillllillll "pr Taktik ,'rgibl ,idl .... iel],'ruIE die ab,olllle 1:11­
sinnigkeil der hier von der BUIHlesrpgierung vertretenen The,,~, dus stralegisdle 
Ziel der KPD sei c1ie lIerbeifiihrnng der sozialistischen Hevolutioll, lIlId der gegell­
wärtige Kampf um die friedliche ulld demokrnti,ehe "-iedel'Ye1'('inigung Deulst:h, 
lands sei eine taldisehe ~laßl1ahl1w 

Die Fesllcgung dei' Tuktil, ],al1l1 immpr nllr im ]Iillldid" an! dpn s(rall';:b.d,,'n 
Kurs erfolgen. Die Taktil, ist 11111' dnl1l1 ril'hlig, wellll Jrde laldisehe \lallnahme lind 
jede taktische Losung anf das gcgcl,,'n,' lIalll'lzil'l d"r slmle'gi<('hen flappe g,,­
richtet ist. Daraus ergJlJt sich, elal, die tardisehc Fiihrllng l1ur dal1n richtig ist, 
\\'(~nn solche Losungen und FOI'lllel1 des l\amprpS ill c1<'11 \'onlürgrulHI geri'H:kt 
werden, c1ie der jeweiligen ohj,'ldil'ell gl'sl'hit:hllil'hf'n Sillialion 11m l)('sll'l1 enl, 
sprechen, und die,es vor allen Dingen ermiiglieh('n. di,. breiteIl weridiitigrll ~lassell 

für den K:llllpf llln das lJuu]ltzipl zu gewinll"n. 
Deshalb ist es eille wei!<'re grnhp Ent'it'lInng der l1l;lrxhli'dl·lcninislischen 

\\'i,,~C'nsehafl von eh'r Sll'alq,ip IIl1d T:t1dik. "'('1111 die BUlldesrcgicl'l11lg hiel' elas 
\\'ort .. Takl.ik·' ofl'e'II]"I!' ill ('illl'l11 vul;;iiren Silln l,;e11r:1I1('1I1 und dies"1l Begriff als 
identisch mit Tiiuseh:JIlgsmani',,,,:l'I1 oder iillnlichem ansil'ill. Die Pl'imiti\'iliil und 
wissenschaftliche Unhultbarkeit (,illeI' sr)lehen :\uHusstlnt: !;;rdlt nicht nur klar und 
unzweideutig aus der marxistisch-leninistbclll'1l Lehre \'on !leT Strategie und Taktik 
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hervor, sondern seIhst die biirgerliehe klassische mililiirwi.sscnschaftliche Bci:lriffs­
bildung, wie sie schon von Clausewilz entwickelt wurde, schließt einc dc.fllrtige 
Entstellung der Begriffc Strategie und Taktik völlig aus. 

Die marxistisch-leninistische Lehre von Strategie unu Taktik uuer betont aus· 
drücklieh. daß nur diejenigen politischen Losungcn, Richllinicn. Aktionen und 
sonstigen \laßnahmeIl einer richtigen Taktik entsprechen, die im Rahmen des 
strategischen Kurses dh' objektiven Bedingnngen und Aufgaben des jeweiligen 
Kampfes r ich ti g zum ,-\usdrnck bringen. die den \hlssen voll verstiindlich sind, 
nnd die geeignet sind. die \Iassen von der HicJltigkcit des Kampfes zu über7engen 
und sie für di<-sen Kampf zu gewinne.n. was ja eine Gleichsetzung der Taktik mit 
Täusehnngsmanövern völlig ausschließt. 

Abschlief.lend sci ZII dieser Frage lediglich nuch darauf hingewiesen. daß ein 
besonders wichtiges taktisches PrillZip des Marxi:inllIS-Leninisll1us darin besteht, 
nnter allen ümstiinden für den Kampf dCI' Arbeiterklasse die na t ion ale n 
Be s 0 n der h e i t e n jedes Laudes zu berücksichtigeu. Gerade Lenin hat oft davor 
gewarnt. die Taktik für alle l(ommunisti~d1en Parteien in eine Schablone zu 
zwängen. sie mechanisdl gleichzusetzen. uhnp rkn konkreten Bedingungen de;; 
Kampfes der Arbeiterldasse in den einzelnen Liindern H~chnung zu tr;lgen. Lenin 
verlangte stets. daß dic Kommunisten di., II:luplprinzipicn ries \lilr"i'lllll~ so an­
wenden, daf~ die Prinzipien richlig auf die nnli'Hln1<'n Ilnd sozialen '·nil·r.,ehirdc. 
auf die für jede~ Land charakteristischen Eigl'narlell der I3czil'hUllcell z"'isdlcn 
den Klassen und Parteien abg('stelll sind. 

5. I('h komme damit zum Schlll!.\ dieses Teiles meines Zwisch,'npliirioycrs, in 
dem an Hand der Beweisaufn:lhme nachgewiescn \\"Ilrcle, c1aß sicll gerDde ::lUS den 
entscheidenden Prinzipien der Theorie des \larxi'llllls-Lellinismus ergibt, daß die 
KPD in der ganzcn gcgenwflrtigen Periode des Kampfes der Arbeiterklasse in 
Wesldeutschland kein., anderen politischen Ziele im Sinne des Art. 21 I\bs. 2 GG 
verfolgen I,ann, als die von ihr in ihren grundlegenden programmatischen Er­
klärungen und Dokumenten off'P.n verkiiudclen, daß gerade das Beke.I.l.11tnis rier 
KPD zum :Vtarxismlls-Leninismus es atiss(;hlief.lI. d:lB sie hinter diesen slets offen 
verkündeten politischcn Zielen andere. sogenanntE' .,hintergriindigc" Absidlten 
rerhirgt. 

Aus diesen .\usfiihrungen erg,'hCIl sieh 'wmit folgl'll(ll' Schlu[lfolgerlillgell: 
a)	 l:nheschadet der Tatsache. daß di~' Tlwvrie des ~rHnismus-Leninismnsaus rlen 

oben im einz('lnen dargelegten dcukgeselzli('hell, rechtlichen und t:lt~äcblidlcn 

Gründen fiir dieses Verfahren nllch Art. 21 Ahs. :1 GG nicht beweiserheblicll sein 
kann, ergibt sich aus ihr, wif' gerade die unler Verl.~lzung entsch(~idender ver­
fassungsrechllicher und vcrfahrensrechllicher Grunrlsillze durchgeführte Beweis­
erhchung über die wissenschaflliche Theorie des ~(arxislJlus-Len.iuisDlus un­
widerleglich gezeigt hat, gellau das Gegenteil von dem, was die BunrlcHegicrung 
behauptet. 
Diese Beweisaufnahme hat niimlid, den Nachweis rrbracbt, daß di~ j,onli1"e'te 
:\nwendung der von der K PD uuter Beweis gestellten wesentlichen Prinzipien 
der marxi~tiseh-IenjnistischenGe~l'II~dwfl~wi,sellsehaft.insbesondere de~ histori ­
schen \laterialismlls. auf die in \V1)~tdl'!ltschr:lnd geg('bcnen Bedingungen, daU 
gerade die Anwendung des \-farxislllll,-l.l'llini~mus :l!s eine .Anleitung zum 
Handeln" zwingend dazu führt. daU die I,PD jJl der Bundesrepublik kein 
anderes politisches Ziel im Sinne des Art. 21 .-\bs. 2 GG hat und habell kal.ln, als 
den Kampf für die demokratische und fril'dliehe Wiedervereinigung ])entschlanrl~. 

tiü 

11)	 Es erweIst sIch weIter, daß es Ins')eson(Tere eIne grobe und willkiirliclle Ent­
stellung der marxistisch-Iellinislischen Lehre von tier Strategie und Taktik ist, 
wenn die Bundesregierung aus ihr die Se_hlllGfvlgerung ziehen will, daß der 
nationale Kampf der I{PD für die demvkrati.sche und friedliche Wiederyereill·i ­
gllng Deulschland~ eine Tarnung und ein bloUps taktisches \-littel zur Durch­
setzlIng ihres angeblichen wirklichen Zieles der Herheifiihrllng der sozia.Jis:tischen 
Hevolution sei. 

l')	 Daraus ergiht sich ferner ein weiteres :Vlal, daL, das gesam'!e Beweisvorbringen 
der Bundesregierung zu den Fragen der sozia listischen Revolution und der 
Diktatur des Proletariats ohne jede Beweiserheblichl<cit für die Entscheidung 
über die Verfassungsmäßigkeit oder Verfassungs\vidrigkeit der KPD nach Art. 21 
.\bs. 2 des Grundgesetzes ist. 

v. 
Die Entstellungen des Inhalts deI' marxistisch-leninistischen TheoI'ie 

durch die Bundesregierung 

Meine Damen und Herren Bundesverfassungsrichtert 

In einem letzten Abschnitt dieses Zwischenplädoyers bin ich nunmehr ge­
zwungen, wenigst.ens zu den gröblichslen Entstellungen der Theorie des \-larxismus­
Leninismus im Namen der KPD Stellung zu nehmen, die die Bundesregierung in 
ihren Ausführungen zu diesem Teil der Beweisaufnahme, insbesondere in ihren 
Zwischenplädoyers, vorgenommen hat. 

Diese Stellungnahme erfolgt vor allem aus drei Gründen: 
Zum ersteD ist es für die KPD untragbar, wie es für jeden objektiv denkenden 

~lenschen - auch für den ehrlichen und ernsthaften Gegner des Marxismus-Leninis­
mus - untragbar sein sollte, die Entwicklung eines derartigen Zerrbildes des 
wissenschaftlichen Sozialismus vor dem höchsten westdeutscllen Gericht wider­
spruchslos hinz.unehmen. Das ist nicht nur ein Gebot der Ehrlichkeit und der 
wissenschaftliehe.D Saub('rkeit. Das ist für uns vor allem auch ein Gebot des politi ­
schen Verantwortungsbewllßtseins und insbesondere eine wesentliche Forderung 
nicht nur der Interessen der Arbeiterldasse und der \Verldiitigen, sondern dei­
nationalen Interessen des deutschen Volkes iiberhaupt. deren \-erlretung sieh die 
KPD immer zur ersten Aufgabe macht 

'Wenn die Bundesregierung hier offenuar die We1tan~~hallnng von Hunderten 
von Millionen \-Ienschen. die theoretischen Grnndlagen der sozialistischen Staaten­
welt diffamieren und diese Diffamierung sogar noch durch das höchste Gericht der 
l3undesrepuhlik sanktionieren und legalisieren lassen will, uann erachtet sich die 
KPD für verpflichtet. im Interesse des Friedens unter den Völkern, im Interesse 
des Kampfes gegen jede Schürung "on Haß und Feindschaft unter den \"öll,ern, 
im Interesse der Herstellung einer friedlichen Koexistem lwbch.en Staaten mit 
lerschiedenen Gesellschaftssystemen. im Interesse der Verhinderung jeuer psycho­
logischen l\riegsvorbereitung und Kreuz7.Ugsstim~ung geg<'n die friedliebenden 
sozialistischen Staaten und VOI allem gegen die Sowjetunion, im Interesse schließ­
!ich der alsbaldigen friedlichen Wieder"ereinigung Deutschlands anch hier, vor den 
Schranken dieses hohen Gerichts. jeder l'ieuaunage einer Antikominternhetze 
schärfstens entgegenzutreten. Die KPU weiB sich bei di'~sem Kampf in voller Cber­
einstimmung auch mit breite~ten nieht-mlll"xistischen Kreisen unseres Volkes. in 
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deren Namen einst der f(ruße Demol,ra! und Humanist Thom:ls Mann sein hlstori· 
sehes \Vorl vou d"Rl Anlibol~dH:wiMnus als der Grundlorheil unserer Epoche gpradl. 

Zum zweiten ist es erforderlich, die groben Entstellungen des Inhalts der 
marxistiseh-Ieniuhlisdll~nTheurie. rlil' die ßundesregierung hier praktiziert hat. in 
aller Eindeutigkeit Zll kennzeichnen, weil diese Methode der Prnzel3fiihrung zu 
Sdllußfol~crunl:len über den Ileweiswerl des Vorbringens der Buneiesregierung 
zwinf:en mull die in ihrer Bedeutung über den augenblicklichen Abschuitt des 
Verfahrens hinl1usrpichen. Es ist wl1hrlich kein Zeichen eier Sli.irke und der Ge­
rechtigkeit eier Position der Bundcsresieruug. W('nn ihre Prozeßverlreluug sich 
veraulaßt sicht - und sich angesichts der wirklichen Sachlage auch wohl ge· 
zwungen sehen muß -. zu derartigen Methoden zu greifen. 

Drillens schließlich ist diese Stellungnahme wenigslens zu den wesenllichsten 
Entste!lungel) der Thenrie des ~farxismus-Leninismus durch die Bundesregierung, 
und damit zugleich zu den lJauptfr;ll;:en des sachlichen Ergebnisses der Beweis­
aufnahme nolwenrllg. um in nlh'r Eindeutigkeit zu zeigen. daß diese Beweisauf· 
nahme in vollem Umfang den Stnlldpun];t eier Ii:PD besliiligl unei die Behauptungen 
der ßundesregierung widerlegt hai 

Diese Erwiigunllen, die uns zu den folgenden Ausfiihrungeu veranlassen. ändern 
aber nicht dns geringste - ich miichlli das nochmals ausdriicldich belon~n - an 
dem in den ersten Tl'ilcn dieses Zwischenpliidoyers von mir dargelegten prinzipiellen 
Stllnclpulllll der KPD von der Niehtjudizierba rkeit und der fehlenden ßeweiserheb. 
lichkeit der wisscnsC'hnftllchen Theorie und \\-issenschaftlich begründeten Welt­
anschauung der KPD für (lips~s \'erfuhren naclJ Art. 21 Abs. 2 des Grundgl'setzes. 

Ich mijchle doher die folHcnden Ausführungen unter diesem ausdriicklichen Vor­
behalt und daher - prozessual gesprochen -- als ,.CVenIIlHlilpr'· "orgetl'agen ver­
standen wissen. 

Im iibrigen werde kh <lies" .\usfiihrungcn. wie ich schun andcutele, auf einige 
Houplfl'llgen der von der BlIlld(:,rl'llienm~ hier zum Gej::cnstancl cles Verfahrens 
gemnchtl'n Teile der Theorie des Marxismus-Leninisnlus besdll'linken, da einmal 
~ine i\ufdl'ckullg uud Widel'ln~ullg jedel' cinl.elnen hier von der Bundesregierung 
vorgelr'f!A"eoen Entstellung ries Marxismus-Leninismus in übersehbarer Hedel.eil 
überhaupt nicht Inilglich ist und rla zum andereu die Erörlernng ciniger Grund· 
fragen gcniigl. um do~ Ranze von der ßundesregierung mit offenllar großer An· 
strengung hicr aufll~ln\llle sclieinlogizistische Bcweisseb~iude zum Einsturz zu 
bringen. 

i~ses Verfahren ~dl1icOt c-s Ihll'lll11 aus. etwa aus der Tatsache. daß wir zu einer 
Reihe ~'Oll unwahl'f!n Einlelbehauplungen der ßundesre~iernng nichl noch einmal 
Slellung nehmen. dl'n Schluß zu zip.lien. daß wir diese Behauptungen als richtig 
anerl;ennen würden. 

1. Dic f'r<,lc grunu~iitllichc Fmge der marxhtisch-Ieninislischen Theorie, die auf 
Veruul:1ssung der Bundesregierung zum Gegenstand der Beweisaufnahme gemacht 
wordcn ist und au~ der die ßundesregierung hoffte, Argumente gegen die KPD 
ableiten zu l,önnen, ist cl i e J7 I' a ge des K las sen kam p fes und der Re· 
v 0 lu t i 0 11. 

Was hat nun in diesem Punkt die Beweisaufnallllle ergeben, und welehe Schluß­
folgerungen laSsen sidl llUS diesem Ergebnis ableiten? 
a) Zweifellos bl cs richli~i - und niemand bestreitet dns -. Jal,l der ~larxismus­

Leninismus von dcr Ilfundh!genden r::rl,ennlnis ausgeht, daß der Klassenkampf 
die TriebkraJ't <.leI' gesamten geschriebenen mensdlticben Geschichte ist. Dabei 
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hat allerf1ing~ der Marxi~mlls·tenini~lnus nil'mals für sich in Anspruch ge­
Ilommen, den Klassenkampf entdeckt zu haben. Es ist vielmehr eine - auch fiir 
die Einschiitlllng in diesem Verfahren und b~sollders fiir die 'Viirdigung der 
Behauptung der Bl\ndesregierun~, der Klassp.nkampf sr./ eine "Fiktion" ­
wichtige Tatsache. daß es, wie die ~!(lrxistcn stets an(','knnnt haben, ein be­
deutendes Verdienst bürgerlicher \\'is~ellschaf1ler ist - lIlld zwar solcher Wissen­
schaftler. dip am' Klassenkampf ats einer nicht mehr III übersehenden gesell­
sl'haftliehel\ Ersdll'illl\ng ihrer Zeit nicht ,'oriil>ngehen konnten, weil sie zu 
einer Zl'it lehten, in der lIudl die Bourgl'oisie in ihrem Knmpf ;;egen die Krlifte 
des ~!illelnlters noch einran interessiert war, die hestphenden I{[assengegensiitze 
nicht zu \"ersthll'i~rn -, die Existenz der I\lassen uud des 1{lnssenkampfes ent­
deckt zu hahen. 
In der Tat, ist es ja :tuch nieht zu leugnen. rllII3 zum Beispiel, wie alle anderen 
Ballernaufsliinde, audl der deutsche Bauernhicg \'on 1.1~5 der Ausdruck eines 
erbitlerten Klassenkampfl's 'wischen lClbeigenl,n P.anem und adeligen Feunal­
her.ren war. daß die l'nplbcdl' Hevolution d,'s I i. JalJrll1Ill(lerts eine Erscheinung 
dl's Klnssenkampfc5 war, dall die große frallzösisc'he Rcvolution VOll 1789-1793 

,ein Höhcpunkt des Klas,senkallJpfcs zwischen der allf!,ommenden ßourgeoisie 
unei dem Feudaladel wa.r und dal! die deutsche bi"rrgerlidle Hevolulion von 1848 
ebemo wie die No\'clllherrevolulinn \'on 1918 nirhts anderes als sl.:hw'?re Klassen­
a useinn ndersetzung da rstellten. 
\)pr \Oassenkampf geht :thcr, wie der ~lllrxislllUs-Ll'ninislllns nachgewiesen hat, 
nicht nur in derarligen rcvolulinniircn lIiihl'punkl<:n rler Ae~chichtlichen Ent­
wickluug vor sich, sondern er existiert ulld dauert an. solange iiherhaupt I<Iassen 
mil gegeusätzlichen JrJ!rl'l'~<I'n h"st~h('n, Ulld ~r I'Ollzil'ht sich stündig in den 
l'icIfiiltigslen Formen 
Der l{lassenknmpf ergibl sich als tl nadr der Thl'orie "C~ ~In rxisl1lus-Leninismus, 
wie auch aus der BeweisHufnnhme hc-rl"or)lin,::, llUS <1,'1' ExisteJlz I"on gegensiitz­
liellen Klussen Dil' elllsdlCiden(le 01"uIIIIIIIge der ""d1l.'idung der Gesellschaft 
in gegeJ1~iitzliche Klassen aber ist d:ls \"erhiiltuis der ~r,'nschen zu den Pro­
duldionsmitleln. die Tnl;;al."iH', oh sir r.i,~f'nlii)lll'r \011 Prndn!dionsmitleln sind 
oder nichl 
Dieser mar",islisdle I\hlsM'nhegrilf isl I"on der ,;an,',1'11 hishl'rigcll Geschichte 
bestätigl worden und besliiligt sich nuch in der g('!lel1wiirtigc/l Periude in' vollem 
limfang. Seine Richtigkeil erweist sich insl.wsondere in der geselhchnftlichen 
He:!liliit aller modernen Slnalen. Oder will die BundesrcgieruJlJ:; ernsthaft die 
Talsache. daß zum Beispiel in (!c;] USA 1 Prozenl c!(!r BHölkcrllnfl über 59 Pro­
zent d.cs gesamten gesellsd1tlftlichl'II ReichllllllS \'crfiigt. \\ iihreml S7 Prozent der 
ße"ölkerung lediglich S Prozent cles gescllsch:lfllic!len Heiehtums bl'sitzen. als 
ein bloßes .Problem nwnschlichcr Un7l1liinslkIJi,pil" -- wir' ihre Prozeß"cr­
treter sich auszudriickelJ he1il'hl('n - hezeiehllpn, lIngesidlls dessen man getrost 
die Existenz dr.r Klasscn und des li:lrrss('nkul1lpfes als reine .Fiktion" der 
~1arxislen bezeichnen I,fmn'! Will die Bnl1nesrcgiprllllg ernsthaft behauplen, dal3 
die 800000' lIiillenarbeiler an Hhciu und Ruhr gCE;('11 die .mcnsdlliche I;nzu­
,15nglichkeil" des Herrn Heuseh. die Arbeiter un,I,:\ngeslelll,'n an der Saal' gegen 
die ,.menschlicheu Unz"liinglichk,~ilen" der !lerren Hi\c'hling und Hoffmann ge· 
strpiJd haben? Die Herren Prozeß\'ertrctl'r der Bl1nde~re:::icrllnR hahen jeden­
falls die>c erstaunlidlc "einung verlreten. 
Will man weiler hier wirldich ernsthal"l hc,lreit,~n. uaß ht;ute in den kapita­
listiachen Ländern - ungeachtet der Yielf::dt zahlreicher Zwischenschidlten 
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der entscheidende Klassengegt"nsntz zwi~chen der Arlll'iierldasse einerseits und 
den Kapitalisten. insbesondere den ~Ionopolisten, andererseits besteht, daß sich 
zwischen diesen beiden Klassen daher auch der für die gegenwärtige Periode 

. entscheidende Klassenkampf abspiell? Will man ernsthaft behaupten. dal3 sich 
diese Inleressengegensätze nicht aus der unterschieellichen Stellnng der Arbeiler 
einerseits und der Unternehmer andererseits zu den Produldionsmilleln er­
gäben, sondern auf einer marxistischen .,Fiktion" beruhten? 
Wir glauben jedenfalls nicht, daß es zum Beispiel fiir die Ylilliollenheere der 
Arbeitslosen in den kapitalistischen Liindern sehr überzeugend ist. wenn die die 
gesamte kapitalistische Gesellschaft zerreißenden Klassengegensiilze um) elie 
diese Gesellschaft kennzeichnendt"n sozialen üngerechtigkeiten als Produkte 
.mensehlicher Unzulänglichkeiten" eharalderisiert werdelI. 
Man kann hierbei aber auch keineswegs übersehen. daf.l gerade die gegenwärlige 
Grundfrage der Existenz der menschlicheIl Gl'sl'lIsehaft. die Frage: I\rieg oder 
Frieden, entscheidend durch Klassenfragen bes1immt wird. Oeler will die Buudes­
regierung bestreiten, daß sowohl am ersten wil' aneh nm zweiten \VellJuieg nur 
die großen Kapitalgesellschaften verdient hnhen. wiihrend es die Ylillionen­
massen des Volkes waren. die ihre Hallt für die Intl'ressen der Monopole zu 
Markte tragen mußten und noch heute untl'l' d"1l folgen des zweiten Welt­
krieges zu leiden haben? Ist das bel,annte Wort Rosa Luxemburgs .Die 'Pro­
letarier fallen und die DividenrlPu steigen" \'klleiehl nach Ansicht der Bundes· 
regierung nicht wahr? 
Aber gerade weil sich heute aus elen Klasscngeg'ellsiitzen zwischen den ~rono· 

polen einerseits und der Arbeiterklasse und den übrigeu werktiitigen Schichteu 
andererseits auch das konsequente Eintreten der "rbeitcrkhlS~e und deshalh 
der Kommunisten für den Frieden und die nationalen Intere~sen des deutschl'1l 
Volkes ergibt, gerade deshalb sind' die Vertreter der Bundesregierung - unfl 
nicht nur sie - daran interessiert, die Behauptung \'on der in der bürgerlichen 
Gesellschaft angeblich bestehenden oder wenigstens herstellbaren l{Jas~en­

harmonie aufzustellen. Wir erinnern uns sehr gut rlaran. zu welchen Zeiten 
noch stets eine wahre Flut von Theorien nnd "Theorieehen" übor das Volk aus­
geschüttet wurde, die den Klassenkampf als eine fiktive. böswillige Erfindung 
der Marxisten bezeichneten und den herrliehslen K-lassellfrieden in dcr bürger­
lichen Gesellschaft predigten. Es isl bekannt. wie man zu Br'giun des ersten 
Weltkrieges, als plötzlich Wilhelm H. nur noch Deutsche kannte, "wissenschaft· 
lieh" die Klassenharinonie entdeckte. Wir wis~l'n alle hente. weshalb man nach 
1933 die Idee von der sogenannten "Volk~g("n"'l1sclwft" hrauchte. 
~Ian sieht also, die Argumentation der Hern!n Proze.ß\'erlrcter der Bundl's­
regierung ist nicht sehr originell. Sie hat ihre Vorliiufer - übrisen~ auch sehr 
neuzeitliche, da die amerikanisehe Soziologie ja jiing~t "entdeckt·, hat, daß in 
den USA die klassen lose Gescllschnft erreicht ist. 
Die Kosten aber des Glaubens an solche Theorien hat allerdings hisher noch 
immer das Volk bezahlt, nnd Recht behalten haben die \Iar:l:ist,cn, ('!ie man ah 
unbequeme Warncr nicht hören wollte! 
Und nach ftlledem geht man jelzl hier darall. die marxistisch-leninistische Lehre 
vom Klnssenl,ampr als ein .\rgument für l'incII VerbotsprozelJ gegen die KPD 
mitheranziehen zn wollen, Gi:Juht mall \'j('II,'idll ernsllil'h. namil nueh dC'11 
Klassenkampf \'l'rbieten zu 1;(;1111('11'.' 
Auch hier gilt elas alte 'Vurt: T'II-adll'll \iJld I·ill harilliickig' Ding! 
Der ~larxismus-I.cnillismus ;.;riilldl'\ (It--hnlh ~";~le gllnzc Gesl'lIschaftswissel.1­

schaft auf die Anerkennung der Klassen und des Klassenkampfes, und die KPD 
geht deshalb \'or, diesen Erkenntnissen in ihrer Politik aus. weil sie der 
historisch-gesellseha rtlicben \Virklichkeit entsprechen und von der geschicht­
lichen Praxis sliinelig bcstätigt werden. 
überdies wird IJekanntlich der Klassenkampf auch heute keineswegs nur von 
den Kommnnislel1 anerkannt. "'ir möchten die Bundesregierung daran erinnern, 
daß zum Beispic'l auch der frühere Vorsitzende der SPD, Dr. Schumacher, und 
zwar gerade in dem von der Bundesregierung hier selbst angeführten Zitat von 
der Existenz \'on ){lass~n ausgeht. Der Bundesregierung dürfte auch sehr gut 
bekannt sein, daß es Dr. Schurnacher war. der seinerzeit feststellte, daß in der 
Bundesrepublil, der Klassenli::l1upf von ohen geführt werde. Insbesondere aber 
muß in diesem Zusal1lenh~ng noch einmal unf das Programm des Parleivor­
stnn,les der SPD vom Januar 1934 verwiesen werden, das von den .stets sich 
\'erschürfcnd~n J\lassengeg,'nsiilzen im Kapitalismus" sprach und ausdrücklich 
feststellte: 

"Der Nationalsozialismus leugnel in SI'iner Theorie die Klassenkämpfe, seine 
Prax is "ersdlii 1'1'1 sie auf das gl nusam.ste." 

Oder erinnern lViI uns (leI' Fl'slstclll.1ng von \'iktor Agarlz in seinem Referat 
auf L1enl 3. Buudcskongrer. tll'S DGB: 

"D~" kllpilalislhclw 'Vjrlschart~s~'stem wird dadurch gekennzeichnet. daß der 
r-:it:~l1liinH'r an Prudnl;tiullsJ1litteln die Verfügungsgewalt über das funktio­
nale EigelltulU IJI'silzl, dall er in gleicher Weise die Verfiigungsgewalt innehat. 
iihcr das Sozialproduld und ~einc Verteilung zu bestimmen. An diesem 
:h:lr:II;ll'r tll'r klpilalistisch,'n Wirlsd13ft i·indert das Mitbestimmungsrecht 

nieltls unsere Fordl'rI1ngen gellen [lh.. r dahin, die Prinzipien dieser Wirt. 
Ill'hnf' 7L1 :indern " 

Er erkliirle dahei ausdrücklich: 
"ln der heutigen sozialen Spannung dient jede Verschleierung der Interessen­
gegensiit?e auf lange Sichl nur demjenigt"n. dessen ~lachlstelll.1ng in der Ge­
~cllschart dic sliirkcre is"" 

ind flc'r '·orsilzenc1e der Illdusirieg,:wer!;sehat'l ~Jer.all, Otto Brenner. erklärte 
in dcr $ondcl'lleilagc c1"r "Rundschau" "am Oktober 1\)54. daß sich hinter 
rnnnchcl11 freundschaftlichen Hiindedruck vnn Cnt~rnchmern "der Klassenkampf 
\'on oben - der Herr-im-Hause-Stalldpunkt -" \'t'rberge. Schließlich möchte 
ich daran erinnern, daß m:ln im Septemhcrheft Hl54 ,)Pr Zeitsl'hrift "Die Quelle". 
des Fllnktioniirorgans des DG13. \\'orle kscn konnte, die ich in diesem Zu­
samlTlenhlll1g der ProzeBverlrelllng der BUlldl'sregil'rllng nichl vorenthalten 
müchle. - Es heißt dort. anf S. 3Ri)/386: 

"'Vie bek:lnnl. wird seil .lahr lind Tag "on den verschiedenen Stellen. von 
o\rbeilgeber· und Hegicrungss"ite, \,()n \'crlretern hestimmter Parteien und 
sonsliger \'ereinigungen mit ihrer Presse. den Gewerkschaften der Vorwurf 
gemacht, daß sie Klnssenk1l11lpfpolilik treiben. daß sie immer noch nichl von 
diesel' .mn.rxistischen Irrlehrc' losliUmmen. 
:\llll. in den lelztcli '''odlcn hnl nHln in der Bundesrepublik einen so reinen 
l\lnssenkampf erlebl. wie er dcullirher nicht demonstriert werden kann. 

bel' dieser Klassenl,ampf in lIeinlwltur ,,"ui'de und wird gerade \'on den 
Kreisen inSZellicl'1. die nichl genug ~egcn den Klassenkampf .der anderen' 
wellorn I;önnen. Wir hnben s~hen lnüssen. wje sich anl,ißlieh des Streiks in 
den slücltischen Berrieb~u Hnrnbul'gs und in der bayerischelJ ~l(:ttlllindustl'ie 

eine geschlossene Front - \"on Dr. Dehler, der Bundcsregierung, allen 
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KoaTllfonspnl'lelen, der vom Jndustriekurler' und dem Yndustrleinstitut an· 
geführten Unlcrnehmerpresse bis zu einem großen Teil eier ührigen, zum Teil 
sieb neutral nennenden Zeitungen - in eincr geradezu hysterischen Hetze 
~egcll die Strf'ikendcn und die gesamten Gewerkschaften austobte. 
,Politischer Macl1tkampf der Gewerkschaften' - ,nnverantwortliches Vor­
gehen der Gewerkschaftsfunktioniire' - ,YC'rbrecherischer Angriff auf die 
staatliche und wirtschaftliche Ordnung' - ,Vergewaltignng der Volksmehr­
heit durch eine 'Minderheit', Mit diesen und vielen ähnlichen Verleumdungen 
wurde tiiglich die öffentlichkeit in Artikeln, Reden und Rundl'unkansprachen 
gegen die Streikenden und ihre Gewerkschaften aufgehetzt, Die meisten 
Artikel uud Hcclf'n endelpn mit Forderungen zum siaatJichen Eingreifen 
gegen die Gewerkschaften, Schaffung eiuer Zwangsschlichtung, eines Anti­
streikgesetzes mit innerorganisatorischer Knebelung der Gewerkschnften, 
verbunden mit hohen Strafen für übertretung der angedrohten Geselze, 
Hie.r tat sich vor den Augf'n eines klaren, objekliven Beobachters eine 
Klassenfront auf, eine Front der ihren Besitz und ihre ,Ordnung' verleidigen­
den Klasse segen dip nur von ihrem Lohn und Gehalt lebende ,Klasse' der 
Bcsitzlosen. Wer es bisher nkht gewußt oder nicht wahrhuLen wollte, dem 
wurlle vord"monstricrt, daß der Klassenkampf leider nicht verschwunden 
ist, daß H abpr nicht' von Kar] Marx erfunden wurde, sondern immer, wie 
schon in den Zeiten der Slda venhel'l'schaft, des Feudalismus und nun im 
Zeitalter des Kapitalismus, von den oberen, den wirtschaftlich und politisch 
Herrsdllmden ausliing. Er wird auch heute gegen die arbeitende Be\'ölkerung 
kOIlS('quent und oft mit größter Brutalität durchgeführt. 
Mit ihrem Geschrei gegen den marxistischen Klassenkampf soll nur ihr e 
klassenkiimpferische Politik verdeckt und die arbeitende Klasse an einer 
erfolgreichen Gegenwehr verhindert, ihr Kampf um den berechtigten Anteil 
an dem von ihr erzeugten Sozialprodukt als volks- und staatsfeindlich, ja 
als verbrecherisch denunziert werden." 

Altes d.15 zeigt nicht nUl' die Abwegigkeit der Argumcntation der Bnndcsregie­
rung und ihre völlige Unhrauchbarkeit für die Stütwng dps Verbotsantrages 
gegen die KPD, sondern diese Ausführungen der Bundesregierung legen aUl'h 
die Frage nahe, ob etwa der Versuch, vom Bundesverfassungsgericht eine Ver­
d:lmmunli der In:lrxistisrh-I"uillistisdlen Lehre vom Klassl'nknmpf Zll erziele'n, 
einen spiilerr:n Vorwurf der VC'l'fassung~widrigkeit auch gegen rlndcre Kriifte 
vorberciten soll, die die Bundesrepublik nicht für ein Parndies der Klassen· 
harmonie hallen, die das aussprechen und danadl handeln. 
Im übrigen widerlegen sich die Prozcßvertreter der Bundesregierung in diesem 
Punkt sdlon selbst, denn es ist nuu wirklich schwer mileinander zu \'creinbarell, 
nie - wie hicr {;es:tllt wurde - .. Klassen theorie" für eine "Fiktion" zu er­
kliiren und fast in gleiclwm Atemzuge jede außerparlamentarische Aktion des 
Volhs als eine "Aktion ner Straße" zu be'zl,ichlll'n; denu dieser herabsetzcnde 
Ausdruck ist doch wohl ein Sehr ('indeutiges Bl'kenntnis zn einem Klassen­
standpunl;t, 
Der \far:!dsmus-Lerlinislllus geht. wie din Tk I .. i~:llIfllahlTle weiler ergeben hat, 
ferner davon aus, daß der Klussenkamp( in der gesamten geschichtlichen Ent­
wicklung st(,ts zu einer stiindigen \\"eilerE'ntwi<:klung der menschlichen Gesell­
schaft, zn ihrer Fortentwicldung auf immer höhere Stufen geführt hat. So wie 
der Klasst'lIkumpf einst zllr J)urcbselzung ller bürgerliehen Gesellse;haft driiul;te, 
so i,t er heule Ausdruck uud Tricl)kraft Jes unvermeidlich herannahenden 
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Unterganss der kapitalistischen Gesellschaft im Weltmaßstnb, WAS natiirlich ­
wie wir gleich noch zeigen werden - keilleswegs heißt, daß deshalb hellte lind 
morgen in allen noch kapitalistischen Liindern die soziulistisch", Re\'oilltion (lll) 
der Tagesurdnung stiinde. \:Vuhl uher geht die marxistisch·leninistische 'I'hl'ol'i 
von der Gcsetz1ll1if3igkeit der Entwicklung der menschlichen Gesel1schnfl zu 
einer klassenlosen GesellscJlaft aus. Die I{ommunisteu bejahen diese Entwicklung 
und erstreben als ihr Endziel gernde diese klassenlose Gesellschaft, in der durch 
Aufhebung der Klassengegensätze jede Ausbeutung, jede UnteJ'driicJ(lJng und 
jede Gewallanwendung beseitigt sind. 
Auch die VerIretel' deI' Bundesregierung sind nun - offensicllllidl unler dem 
Eindruck der Beweisaufnahme - zu dem Eingestündnis gezwul1,ll'en Rewesen, 
daß diese klasseulose Gesellschaft ohne Unterdrückung und Gewalllln\\'enduug 
das sich aus der marxistisch-leninistischen Theorie ergeLende Endziel der Kom­
munistischen Partei Deutschlands darstellt und nicht - wie sie ursprünglich 
behaupteten - die Diktatur des Proletariats. Um aber trotzdem noch ihre Be­
hauptunj;( vom Dauercharakter der Diktatur des Proletariats, von einem Stre'ben 
der Kommunisten nach Gewallunwendung nm jeden Preis aufrepht erhaltpn ?lI 

können, verlegen sie sich jctzt darauf, die EfI'ekhbarkcit di!'~c~ Fndzjele~ zn 
leugnen. Ganz abgesehen c1nvon. daß nwn frugcn künnte. WflS sie nlln ei~enlli('h 

wirklich verneinen, entweder die Existenz der Klassen Ilnd cles I\lassen).umpf~~ 

oder aber die MögIkhkeit, eine kInsseIllose Gesellschaft zu erreidH1n - denn 
beides schließt sich doch logisch aus -, beruht die llllllebliche Begründunr,l 
diesel' ihrer Behauptung auf einer glatten Entstellung der marxisli~ch-leninisti­
schen Theorie. \~'örtlich erkliirte einer der Herren Prozelhel'lreter der 13ull(ll's­
regierung hier: "Das Gesetz der Dialektik sclllielH daller schon begrifflich das 
Beitehen einer derartig harmonisch-klussonlosen Gesellsclltlft, in der sich \Yidl'r­
sprüche nicht mehr entfalten können, !lus" (vergl. Protokoll des 2t'. Verhand­
lungstages. S. 10). Die marxistische Dialektik stellt aLer in Wirl,lichkeit fest, 
daß jede Entwicklung sich als eine Entwicklung von niederen zu höheren Ent­
wicklungsstufen vollzieht und dall sich naher auch die jeweils di" Entwicldnng 
bestimmenden Widersprücbe auf stiindig höhel'cn Stufen \'el'wirklichcn. ](ein 
:\Iarxist hat deshalb jc behauptet, daß in der k]a.ssenlo,en Gcsl'llschof't jegliche) 
Widersprüche wegfallen würden. sondern der ~lllrxismus·Lcninismns l'rl.ii.irl 
ledif;lich, da.ß danll lLicht mehr der K las sen I, fl m p f die Tricbkral'l der 
gesellschaftlichen Entwicklung sein wird. Die sti'lndillen Wjdel'sprücJle lwi~cltcn 

Allem und Neucm, zwisdlen Absterlwndcm und Si,;h·P.ntwickeindl'lll, ins­
besondere zwischen immer neuen Bedürfnissen dcr :'I1('nschcn und dem jeweili?(en 
Stand der Produktivkräfte werden nicht nwhr in Form der 7.nSflmnH'n~li;l.ic 

verschiedener Klass('n gelöst werden, sundern in je-der Bl'zichullK bewußt lind 
planmäJ1i~, ohne )Iotwendigkeit der GcwallonwendulI;f, vor nlll'lll :d,t'r dllrl'h 
Ilie konsequente An\\endnng des Prinzips dvr Krilik uml :-'ell"lltl'ilil; aur allen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens 
Dieses Ziel kann heute ~ehon lange nicht ll1ehr als 'Clll(lill bC'Hichnel werclpn. 
Auf einem Sechstel der Erde sind die ersten zu dipwm Zi,'l füllrcnrloll ~c:hritle 

in voller übereinstimmung mit elen Erk~nntnl~sen des \/urxhmus·Leni"i'lTlIlS 
hereits getan wurden. Auf einem weiteren Sechstel d"f Erc.Je wird eine solclh~ 

Entwicklung plan01iißig eingeleitet. Die r1ahei erzielten EI,ro(Ilß von "'c:ltge~l'hicht­
licher Bedeulung können VOll nipmandcll1 mehr AeleuAnllt werden, lind (lS I;ann 
doch wohl nudl nicht im Ernst brslritli'n ",p.I'(Je-n. daR diesc Erfolge crzielt. 
wllrllen eben durch elie Erric:htung piller Gc~ell,e'h'llt~orltnllnt:. in dpr ('~ keine 

ü7 



AIll~beuler und Ausgebenieten mehr giht, in der also die antagonistischen, nnver. 
sühnlkhen Klassenwiderspriiche, die die gesamte bisherige I\lassen.0esellschaft 
gekennzeichnet haben, bereits aufgehoben sind. 
Die Beweisaufnahme hat weiter ergeben, daß die marxistisch-leninistische 
Theorie lehrt. daß die Entwicklung der menschlichen Gesellschaft in der Form 
einer Auff'inanderfolge verschiedener gesl.'llschaftlicher Formationen verlaufen 
ist und \'erliiult. Die objektive GesetzIl1iiUigkeit. die der gesellschaftlichen Ent­
wicl\lung innewohnt. führt deshalb dazu. dal> der übergang zur sozialistischen 
Gcsellsf'haflsordnung eine sich unl11illelbar aus den in der kapitalistischen Ge­
sellschaft wirkendeIl Widersprüchen ergcbellde Folge darstellt. 
Die olJjckli\'e gesellsehaflliche Notwendigkeit dieses Obergaugs, wie llie aller 
früherell derartigen Obergiinge. ergibt sich au~ dem \'0111 \larxislnns-I.eninismus 
~ntd{'cklen ökonomischen Gesetz von der nnbedinglen C'ber,'instimmung der 
Produktiuusvcrhiiltnhse mit dem Charakter der Produkth·kriiflp. \\"enu die Pro­
duktionsverhiiltnisse nichl nH'hr den angewaehsenc'n und höher entwickelten 
Produklivkriiflell eutsllrechcu. ",pnn ;ie mit diC'seu in \Yidersprueh geraten. 
dann kalln dieser \\'iderspruch nur dadureh gl'liiSI werden. daß neue Pro­
duktionsvcrliiillnissp. an die Stelle der alten trelen. \Iarx forl11nlierle diese 7.11 
sozialen Revolulionl'n fiihrende Gesetz,rniißigkeil im .. \'or\\'ort 7.ur Kritik riel' 
politischen Öl;onomie" (AS 1, S. 338) folgendermal.len: 

"Auf einer gewbscn Stufe ihrer Entwicklung gerall'n die nwteriellen Pro. 
d!lkti\'l;riiflc der Geselhcliaft in \-\'iderspruch mil lien \'orhandpnen Pro­
·duldions\"erhiillui~sl'n.oder was nur ein jurislisdwr AlI5tll'uck daJ'ür ist, mit 
'den Eigentulllsvcrhiiltnissl'n. innerhalb df'l'pn sie sieh bisher 1H'\\'Pgt h:lUl'n. 
Aus Elll\\'ieklllngYJ'ol'nll:n cll'\' Prudl.lklivkriil'll' ""hl:ll-:,'n die'se \'erhiillnisse in 
Fesselll t.!l'rsl'llwll Urtl. Es Iril.l dann ('iue Epodw s07.ial('J' Hevolution ein:' 

Der \larxismus-Leninis.ll1us hat aber skts !Jelont. dat!. sieh diesI' objeldive 
hislorischc' Gesetzmiir,\igkeit nicht im Wege irgendeines Automalislllus dlll'ch­
setzt, sondern \'ollslr('ckcr (liesel' Gesell.lniil.ligkeilen sind die handelnden \fen­
schen. insbesnndere dit' sesell~<:hal'llichcn Klassen. Dei \Yiderspruch 7.wischen 
üherlebten gesellschaftlidH'n \'crhiiltnisseu und den l.lIl Ersell.llng dieser Ver­
hiiltliiss(' dureh neue gesellschaftliche Zusliinde driingC'nden Tendl'llZen findet 
seinen Ausdruck i11l Gcgen;,alz der Klassen, von d,'nen die einl'n an <leI' Auf­
rechlcrhaltung lIel' hislorisch iiberlebll:n Zusl>indl'. die an<!en'n an der Wl'iler­
entwicklung der menschlichen Gesellschaft intl're5siert sin,!. 
Der \larxismus-Leninismus hai aus ,Ien Erfahrungen der Ge­
sc h ich te die Schlußfolgerlllrg gezogen. daß die altcu. überlebten, von der 
Geschichte ZUI11 Abtreten \'crurleilteu 1\la"en nicht frl'i",illig auf ihre politi ­
schen nnd ökunomischen Positionen verzichten. obwohl das die Interessen der 
gesnmlen Gesellschaft erfordern. Als enlsc:hC'ideIHJcs \litteJ zur Verleidignng der 
üherleblcn gescllschaftlichen Zustiinde, die ihren Inte('('ssen entsprechen. be­
nutzen sie "abf'i c1ie in ihren Iliinden befindliche pulitisc'he \I'acht, das IIPitH die 
Staals"ewalt. Diese gesehichllkhe Erfahrung, die de.r \[arxismlls-LeninislIlllS 
seiuer"Lehre von der Revolulion zugrundegelegt hat. ist vor unser aJll'r Augen 
sogar in einer Situalion best:.itigt worden, in der die Frage einer gruudsiit7.lichen 
revolutionliren gesellsdl:lftlichen Umw,ilzuug überhnupt nieht aktuell war, son­
dern in der es sich vielmeh, lediglich um die Frnge eines einfachen demokrati ­
schen FortsC'hritt> handelte. Es iSI ja allgemein bcknnnl. daß nach der Vernich­
lung des Hitler-Regimes im Jahre 1945 die \'otwendigkC'it der Beseiligung be­
stimlllter, wie die Entwicklung bewiesen hatte, überholter und für das Leben 

nicht nur des ganzen deutsChen Volkes zutiefsl bedrohlicher gesellschaftlicher 
Verhältnisse keineswegs nur von den Kommunislen erkannt wurde. Ich erinnere 
an die Potsdamer Vereinbarungen der Alliierten über die Vernichlung der öko­
nomischen Grundlagen des deutschen Imperialislllus. ich erinnere an das Ahlener 
Programm rier CDU, \Varen es nun damals nicht \1aßnahmen der Gewalt, 
konkret der Besatzungsgewalt, die im Interesse der alten herrschenden Schichten 
zum Beispiel in Hessen direkt in die Beratungen über den Sozialisierungsartikel 
der Verfassung eiugriffllu, die. mit der Absicht ihn zu verhindern, eine besondere 
Volksbefragung über diesC'u .... rtikel durchsetzten, deren Ergebnis dann aller­
dings in überzeugender Weise dl.'u i\achweis erbrachte, in welch tiefem Gegen­
satz diese ~laßn:i1l1nen zum Willen des Volkes standen? 
Diese Hnltung, diese geschichtlich immer wieder bewiesene Gewaltanwendung 
der Verteidiger und \'ut7.nießer alter überlebleI' gesellschaftlicher Verhältnisse 
ist es, die beim tlJergang zn einer neuen Gesellschaftsordnung unmittelbar die 
Notwendigkeit d,' s K a 111 p fes der neuen Klasse um die Machl bedingt. Der 
wesentliche Akt einer Kevolulion muß deshalb notwendigerweise im übergan~ 
der Staatsrnacht auf die an der \Veiterentwicklnng der Gesellschafl interessierte 
und für sie eintretende Klasse bes·tehen. Die Re\'olution im Sinne der marxistisch­
leninislisclH'n Theorie bedeutet deshalb auch nichls anderes, als daß die Macht 
der cilll'n Klasse durch die \Iaehl einer anderen ersetzt wird.
 
Die ·sozialistische Hevullition besll'ht daher 7.un;ichsl einmal darin, daß die
 
~Iachl der Bourg,'oisie durch die \Jacht des Proletariats abgelöst wird. Aus 
diesem Begriff der Revolutioll allein können aber noch keinerlei Schlußfolge­
rungen für die Fr:l~e ahgeleitel \\'erden, wie die Hevollltion im einzelnen durch­
t;l'fiihrt werdl'n soll. in welc!H'n I;onl,relen Forl11en sie jeweils verwirklicht 
wird. 
nie hisherige 13eweisanfnallJne hat nun gezeigt. daB die marxistisch-leninistische 
Theo;ic hei der Enlwicklung der Lehre \'on der Hevolulion \'un den Erfahrungen 
der in tier Ge'schichte tatsächlich \'ollzogeuen Revolutionen ausgeht. Diese be­
wieSel\. dllß sidl zum Beispiel auch der Cbrrgaug von der feudalen Z1Jr kapila­
li~tischl'u Gesellschaft in alll'n Liinrlern in (j('stalt mehr oder minder ans­
g,'priigtl'r. mehr od'.'r minder heftiger revolutionärer 'Cmwiilznngcn \'ollzo:~. 

Ohne die hlirgerlichc Hevulnlion in den :"<il'derlanden. in England, iu frank­
reid.\. iu [kutschLind lind in bl'inahe alh-n and,'ren Liind/)rn wiire die Errich­
tnng Ikl' hiirgerlici1l'n Ge"ellsehaft. dip Durehset7.ung der biirgel'lichen Frcilwiten 
und I.kr biirgerlich .. lIl'lllokralisl'hen Reehte, die mit die>t'r m'lIen Gl'sellschaft 
vcrhullt"'n waren, nir111:115 möglich gewesen. Die gesamle bürgerliC'he Gesell­
schaft isl das Produkt eiu"r untrennbar mit diesf~n hürgerlichen Revolutionen 
n;rhuntlenen und aut i.hncn berllhendf'n Enlwiddnng. end wer wollte lengnen, 
da" die sozialislischen He\olnliollen. die sieh his heulI.' bE'reits in über einem 
Drillei der Weil voll7.o[;(,11 hahen, "'ellweite Ent\\'kklungen herbeigeführt haben, 
die keine \lacht mehr heseitigen kann und Ohlll' die unsere \\"ell nicht mehr 
denkl'ar i.st. Ich erw,ihne in diesem ZlIsllmmt'nhang nur den J'ortsdll'eitendeu 
Znsaml11enbruch de~ Kolonialimperialismus Ullr! dit' dadurch gegebene fort ­
schreit"ncJc Realisierung des nationalen Selbstueslimmungsrechles der \'ölker. 
Die Kommunislen haben - wie die Beweisaufnahme ergeben hat - die objek­
tive l\olwendigkeit von Revolutionen als enlschl.'iden<ll'n Wendepunklen in der 
historischen Entwicklung keineswegs nur unler lind fiir Bedingungl'n anerkannt, 
nnter denen die Ent",icklung der Gesellschaft ZIIr Errichlung des S07.ialismu. 
dr[ingt. sondern sie haben sich auch immer mit aller Kraft für den Sieg bürger­
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llehrr ~e\"olulrnn,'n c!nge~('lzt. ~o haben die Kommnni.~ten zum Bpjspiel 311l': 

1811> in Dl'lltsdlland für den Sieg der biirgerlichen He\"olntion gpkümpft, ob 
wohl :\Jarx und Engl'ls sdllln damals klar ausgesprochen hahcn, <laI!. das Er 
gelmis di",s\'r He\'olulion nicht.s anderes sein wiirdl', als die Erridllung der 
Diktnlur der Bourgeoisie lIenlI'. da die kapitalistischen Eigentullls\'erh:ilinisse, 
die I~on7.entralion der iil,llno1l1ischen :\lacht in den Bünden der :\lonopole das 
entscheioende Hindernis für eine stetige nnd fortschreitende Entwicklung der 
menschlichen Ge,sellsehaft geworden sino, stehen die Kommnnisten grundsätzlich 
auf dem Standpunkt, oaß die gesellschaftliche Entwicklung in einem bestimmten 
Stadium die re\"olulionüre Erselzung der kapitalistisehcn Oronung dureh die 
sozialistische erforderlich ma.clwn wiro. Aber der Kommunislischen Partei 
Deutschlands daraus einen Vorwurf machen 7.U wollen, daß sie diese nnLestreit,' 
bare historische \Vahrheit von der Unvermeidlichkeil revolutioniirer Um, 
wiilzungen anerkennt und offen ausspricht, ist doch wnhrhafl absurd. 

:\Ian muß in diesem Znsammenhong daran erinnern. daß ja bekanntlich niehl 
nur Kommunisten die unvermeidliche Notwendigkeit revolution:irer lfl11wiil7.l1n­
sen anerkennen. \Vir wiesen schon in der Bewei.sl1ufnahme darauf hin. daß deI 
sozia ldemolua lische Bundestagsabgeordnete Dr. \Va lter :\Jenzel l!H 7 erklii rle: 

.Deut>chl:lnd hat in seiner ereignisreiehen Geschichle nie die \\"ohllal einet 
eehten Revolulion prleb!." 

Und' 
.Zweifellos hat die junge Demokratie nach' lf1l8 unter dem :\langel eine 
solchen echtl~n Revolution, die das politische Feld hereinigt hülle, gelillen." 

Auch der Parteivorsland der SPD hat in seinem hekannten Prager Aufruf vom 
Januar 19:34 ausdrücklich von der Notwendi1!keit oes rl'volution:iren Kampfes 
um oie Staatsmachl gesprochen 

Die Ausführungen des Herrn Prozeßvertreters der Bundesregierung über die 
Unterschiede zwischen der hürgerlichen und der sozialistischen Revolution 
ließen übrigens erkpl1lJen, daß offenbar auch die Bundesregierung die historische 
Gesetzmiif.ligkl'it der bürgerlichen Revolutionen nicht leugnen kann und will, 
daß ihr aher die Anerl,ennung der Notwenrligkeil sozialistischer Revolu,tione]1 
ein Dorn im Auge ist, daU sie also das Rad der gesellschaftlichen Entwickh1llg 
bei der hürgerlichen Gesellschaftsordnung anhalten möchle. Ort'enhnr mißhilligt 
also die Bundesregierung nur Hevolutionen im Djpnste des sozialen Fortschritts 
als verwerfliche Ge.walt'lkte. 

Andernfalls könnte man es auch schwerlich verstehen, daLl der Vizekanzler 
BJücher, die Bundesminbter StrauU, Kaiser, Erharrl unrl Schüffer unrl die CDU­
Fraktion des ßnndesla:;es noch einer offiziellen Verlautbarung des sogc'nannlen 
"Antibolsellewistisehcn Blocks der Nationen" zu dessen a. Kongreß Begrüßungs­
lelegramme gesandt haben, obwohl der Bundesregierung nicht unhekannt sein 
konnte. daß der Artikel 2 der Satzung oieses "Antibolschewistischen Blocks der 
:-Iationen" wörtlich laulet: 

.Der Aß\' ist eiu Koordinicrungszentrum des revolution;;ren Befreiungs­
kampfes, der Unlergrundbewegungen, der nationalen Zentren, dnr Befreinngs­
organisationen und der aufsllindischen Formationen der von Sowjetrnßland 
unlerjochten Völker." 

Es handelt sich also hei die;scr Orgauisation eindeutig um eine aggressive, inter­
ventionistische Bewegung, die konterrevolutionäre Putsche gegen die Sowjet­
union organisiert. Die in dem erwühnten BegriißungstelegrHml1l zum Ansdruck 

kommende Ballung einer RegIerung, (li!' skll hier in ,li,'selll YprLl1l1'en mll'r 
sozialisli-c1l1' Revolnlioncn l'nlrüsll'l. hl 'h!lwr 1I;',,:h,1 nul'~(;hlnl.Jreic.h, 

cl	 Die Bundcsregiel'llnH hat mit Jlilfe der Beweisaul'nahme zur Th'~Qrie (k- :\Iarxis· 
mus-Leninislllus Beweise dafür kOIl_truiercn wollelt. dnl.l angchlic.h die KOIllU1l1­

nistische Partei Deutschlands in jeder Situation unr! nnler j"i,lidICll hislori;;clll'll 
Bedingungen die Yorhereitnng der protclari;;'L:hen n."'I'olulion als ihrc Anl'gal,c 
betrachte, daß sie die sozialis.lischc Hevolulion gewiSSel'llllll}cn ,erzeugen" wolle. 
Den von der Kommunistischen Pnrtd Deulschlands dagegen iilJerzcugend ge­
führlen Nachweis. daß für die Vorbereitung nlld Durchführnng der sozialistischcn 
Re"olution ganz bestilllmle objektive und subjeklive YorallSselzungen.gegelll'n 
sein müssen. hal eiu Vertrcler der ßundesregierung am 21. Ycrhau,llungslag 
(5. ;) des Protokolls •. mil der völlig neuen der Saclle licgendeJl Bemerknng ah­
zulun \'ersliGhl. dal.~ die sorgUillige \-orhereilun~ anur rcHdnlioniircll :\Ial:'­
nahmen. die die l\ommunbten planten, nie he,lrillt'n wordan >ci und da 1.\ dies 

nur deren polilisdle Gdührlichhil erhühl'
 
\\"ir haben demgegenülwr dllrl'h die Hllt UDs "ingf'führlC'n B~weislllit!el "in­

deulig bewiesen, ,laß es sil'h bei d(·.r Lehre von d.'n ol>jl'ktivcn uuJ Sltl.jekli\'l'n
 
\'oranssctzungen der soziatistiscJIl'n ltcvolulion iib.:rhnupt nid!1 Ulll die I:'r:lg,~
 
der meh,r oder minder sorgfülligcn \'orlwreilullg der He\'olnlion. ahw 11111 die
 
Art und \\'eise der \'or\)ereilung und lhtl'l'hl'lihruug ,kr }\e\'olulion han,.!elt,
 
sondern einzig und allein um die frage. 0 b die .!i:ummlluis!,'n lllller hcslimmlt'l1
 
hislorisl'heu Bedingungen übe I' h :l U P l die \'oriJcn;ilnng d~r sozi:t1iqisdH,n
 
Revolntion als ihre Anfgahc hetrachten !lünncfl ulld r1iirll'n.
 
Die Bewei,anfnahnll' hat rJalwi ergt'llcll. daß n:ll'h ,10'1' Thenri.. d,'S :\I:trxislllns­

LeninisOlns ,Ja, \'orliegen einer konkreten rcvulutinniil'l'n ~ituulion dr('i
 
Hauptl1lC'rklllale einschllcl.lt, die Lenin klar in dem \'Hle~en'~!l Zil,tl aus sein('['
 
Schrift .Der Zusammenhruch der II Inlernati.1nah·'· rrnllulicrh:. E.s hcil.it durl,
 

dat.l diese Merkmale folgende sind'
 
,,1.	 Die Unmöglichkcit für die herrschenden Klassen. ihr Ilerrschnft in un\"('r­

lindei,ter Form aufrechtzuerhalten: diese oder :ienc li:ri<;(l ti.,,· .Sl'il/l'U', Krise 
der Polilik der herrschenden Klasse. die einen giß cr:t;cugt, 11'ur"h den (li,· 
l.'lIZnfrieocnheil nnd Empcirung der unterdrückien Ii:lnssen her\'orbricht. Fiir 
tlen Ausbruch eiuer He\'olulion genügt eS gewöhnlich niehl. daß .die nul,'r.'" 
Schichlen nicht mehr wollen'. sondern erJ'orderlieh ist llllC.h lIoth, duO in allel' 
\-Veise wciterzulc:hen .die Olwl'scllichtl'u uichl mehr ki"!J IJ I' 11 '. 

2.	 Verschärfung der Kol nnd Ih~;; Elends der 1I1Jlenlrlidd.'n Klussen iil,cr fln~ 

gewohnte MaG hinaus, 
:I, Belrüchlliche - alls dt'n :ulgdiihrlen llrsnclwn sich herleil'"nrl!' - Steige­

rungen der Aldh'iliit der :\Jnssell, die in einer .tricdlirhl'n' Er1od)!! sich ruhi!! 
auspliindern lassc·n. iu stiirmiscl1l'n Zeiten aher ,ilm;h di(: glll17.en Verhiill ­
nisse der Krise., ebenso wie dur""l die ,Obcl'schichlen' selhs!, zu.r selj,sliindifil'll 
Aktioll herang-ezllgen werden .' 
(Lenin: "Der Zusamlllenbruch der lI. Jnlel'l1aliounr.:", l\losl,;lU 19!~. 5.11/121 

Den gleidl('n Gedanken brachle Lenin in seiner Scl1l'ift "lkr )inke Hndikalis­
mus', die Ji:inderkranJ,heit im li:nllllllultiSllIus" fol!lend~rmaf"()JI 7.um .\llsdrud;: 

.. Das Grundgesetz der He\ollilinn. ll:iS dm'c'h ulle· Re\'nlll\i.l!nen ulHl ins· 
besondere durch alle drei russischeu He\'olu! jonen des 20. Jahrhunderts he­
sititigt wonl('n i<,t. beslehl in lolgendem: zur Re\'olllliun genli!!t es niellt, dall 
sich die ausgel1l'u"'ten ~llId gel;ncchtelen :\losse'h der Unmi.iglicbl,eil, in der 
~lIen "-cise weill'rzulc'!JclI, IJL'wuHl werden lIud eint! ;~lILicrung fon1l'l'n: IHr 
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Re\'oTution ist es notwendig, daß die Ausbeuter nicht mehr in der nllel! 
\Ypis(' leben und regieren können. Erst dann, wenn die ,unteren Schichten' 
<lie alle Ordnung nicht mehr wollen und die ,Oberschichten' nicht mehr in 
der alten \\'eise leben können - erst dann kanu die Revolution siegel!. ~lil 

anderen Worten kann man diese Wahrheit so ausdrücken: Die Revolution 
ist ohne eine gesnmtllationale (Ausgebeutete wie Ausbeuter umfassendei 
Krise unmöglich." 
(.. I\usgewiihlle Werke". ~Iosknu 1\)47. Baud I!. S. n\!. 

Eint' nwolutionäre Situation ist also nur gegeben. wenn eine Reihe von objek. 
tivl'u Faktoren vorhnnden ist. das heißt. Wt'un diejenigen objeldiven Ver· 
änd,'run1!en eingetreten sind, die erst eine Revolution überhaupt möglich 
machen. Eine solche revolutionäre Situation kann man daher nicht willkürlich 
hprhcit'ühren. sondern die marxistisch-Ieniuistische Arbeiterpartei kann die 
Frage <leI' Revolution nur stellen. wenn die revolutioniire Situation entstan· 
den ist. 
Das "Prinzip der Analyse d('r konkreten Situation" wird deshalb. wie die Be· 
weisnufnahme wohl eindeutig ergeben hat. nicht. wie ein Prozeßvertreter der 
Bundesregierung hier meinte. jetzt aus prozelJlaktischen Gründen durch die 
Konllnl1nistisehe Partei Deutschlands eingeführt. sondern es beherrscht - wie 
auch hereits in anderem Zusammenhaug dargelegr wurde - sowohl die 
ma rxislisch-Ieninist ische LeIJr'~ von der St rn tegie und Ta k t ik wie auch die Leh re 
von der Revolution im besonderen. 
\\'eml weiter seitens der Bundesregierung hier \'orgetra~l'n wurde. dt'r Marxis· 
mus-Leninismus lehre. daß die Revolution dns Ergehnis des zielbewußten 
Srrebens der ~lenschen sei, wobei dieses Streben natiirlich durch materielle Um­
sUnde bedingt sei, so stellt sie, wie die Beweisaufnnhmc ebenfalls ge7.eigl hat, 
die Dinge \'öllig auf den I(opf. Die revolutioniirl' Zielset7.llng einer marxisti· 
sehen Pnrtei kann niimlich überhaupt nur \'erwirklicht werden. wenn eine kon· 
krete revolutioniire Situation in den objeldi\'en Bedinguugen. nnd zwar unab, 
hiingig von der revolutioniiren Zielsetzung seIhst. geg('/)en ist. 
Wenn die I{ommunistisehl' Partei DeutscJllands dnher erkliirl. die olJjektiven 
Vorausset7.llngen für eine sozialistische Re\'olution seien in der Bundosrepublill 
nieht gegeben' und sie habe deshalh nuch keine derartige politist:he Zielsetzung, 
so ist das keine Versehleierun~ irgendwelcher .hintergriindiger" Absichten, 
sondern \'ielmehr lediglich die konsequent<, Anwendung der Prinzipien dl'r 
marxi~liseh-leninistisehenLehre \'on der Revolut.ion. Aus dil'sen Prinzipien fol~t 

also. dnß die Kommunislische Partei Deutschlands nicht die Absicht haben 
kann eine solche revolutionäre Situation willkürlich zu ,.erzeugen" oder zu 
schaffen. um dann die Revolution auf die Tagesordnung setzen zu können. 
Aus diesen von uns bewi('senen Grundsiitzen der Theorie des ~[arxisl1lus, 

Leninismus über di<, sozialistische Re\'olution geht daher auch eindeutig hervor. 
daß die Frage von Herrn Bundes\'erfnssungsrichter Scholtissek an Herrn 
LeuwohJl. ob die I{PD in den sich zur Zeit in \\'estdentschland offensichtlich 
verschi;rfenden sozialen und politischen Gegensiilzen zwischen der Arbeiter­
klasse und insbesondere den Gewerkschaften als ihrer umfassendsten Organi, 
satiou einerseits und den Unternehmern und der Bundesregierung an,lererseils 
bereils Ansiilze zur Hewushildung einer rcvolulioniiren Situation sühe. ganz 
off('nbar \'on völlip uIIZl1treff('uden \'orausselzungcn ausging, Dtmn die \'on uns 
unler n~wei, gesleillen Grundsiitze des ~lnrxismus·Leninismus halJen gezeigt. 
"lß nach ihnen selbst die \'erschiirfuJlj; ,olrher Spanuungen für sich nIlein 

niemals eine re\'olntioniin' Sitnntion begriinden kann, Trh beziehe mich hierfür 
ausdriieklich noch einmal auf die ebell "or~clr:lgenlln ,\usführullgcn Lenjns. 
Zum anderen aber enthielt die Frage!itellung \'on Herrn Bundes"erfa,ssung5' 
richter Seholtissek darüber hiullus noch eme uIIZuliissigp Verkoppelung der 
Frage des Widerstlluusrechts mit der Fr-age der t·t'voluliol1'ircn Situation. ßeides 
hat jedoch offenbar nichls miteinander zu tun: elr'nn di(' Inanspruchnahme e.ines 
'Widerslandsreehts gegen \"crfas~ungswidrig ausgeübl(' StAatsgewalt zielt ja 
gerade allf die \Viederherst('lIung und Erhaltung der bl'slchenden verfassungs· 
miißigen Ordnung, während die fr;tse der revolutioniiren Situation ein Problem 
der Voraussetzungen für die objl'kti\' notwendig gcwordene Ersetzung der be­
stehenden \·erfassungsllliil.\igen Ordnung durch eine neue ist. Ich möchte aber in 
diesem ZUSlllllmenhang auf die Frage des \Yiderstandsrt'chts noch nicht näher 
eingehen da wir zweifellos im folgellllen Absehnilt der Beweiserhehung ge­
zwnngen sein we('(1<-n, zu dieser Frage eingehend Stellung ZU nehmen. 
Ich muD aber an dieser Stelle nochmals anl' die wirldirh erstnunlieh ('infache 
Lösung aller hiN angeschnittenen FnJgpn ZIIriipkkommen. die Herr Hechts· 
anwalt Dr. \'on Winlerfeld mit seiner i"h kann es wirklich nicht nnders 
nennen - .. messcrscllarfen" 'ichlul.ll'oJgl'rung gel'unden zu hahen glanhl. wenn 
er argumentiert die ~l:.lI'xistcn lehn'll. daß der Imperialismus die Epoehe der 
proletnrisehe'n Hp\,n]uJion hl. sie (lrldiil'f'n gleirhzcilig. da!.! wir uns gogenwiirlig 
im Zcilnll('l' rlc's Illlpcrialhl1lus befinde·n. rtlS(1 hnl dip ]i:PD in der Bundes· 
repuhlik dll, Ilnmitl<-Ih:lrl' polilisl'hc Zi~l r!l'r llcrht'ifiihrullg der sozinlistisdl('n 
Re\'olutilln. I)i~'"'' wirtdld. fl);1 1111 Slil der Lösung .. incr Hegeld('\ri ..\ufgah,~ 

gehalIeIl" Ln;..:izislik lIal lei,lcr nur eillcn - 1I11enlings gnllldle;:(endcn·· Fch1l'r, 
Sie üh('r~,ieiJi niillllit'h da I.; Lenin den Imperialismus als eine ~;\nze E po,' h c 
eier proll'larlschcn He\·olu!lon, nllti zwar im \Vellml\l.\,tnb, dwra kkrisi<'l'le. Das 
hesagl. wie sclwn ,'in(' cinfaeh(' Lckliirl' von Lenins \\'erk .. D,'r lmpcrialisnllls, 
dos höt;)lsle Stadium des l\apilalhlllnsu un\\'itierleglich zeigt. dnB d,:r Impcria· 
lislllll~ t'inc gumc ge~chiehtlidlC Epoche darsielli in der dir' Gesl'lzmiil,igkeit 
Iwsteht. r1al:\ in ihr prolc1nrjsdl" Hp\',duliOlI('n, im Wl'llmalhtab gest'!Jc'n. not· 
wendig und lllöglic11 werden, (1;":' der Imperialismus eine die ge'~lInte l,ari1a· 
lislischo \Vell kcnnzeirhnendc gesellse'hat'llich,' Er,chf'inung ist, auf Grund dC'rer 
zu dieser oder jener Zeit in dit'sClll oder jenem l.:lIlde die Fra,~e der proletari­
schen Rcvolution aktuell werden kann nnd aklnell w('rden wird. Diese :\ul5e­
rung Lenins hat also gennu den.;clben Sinn. wie die \'on mir sdlO!I 7.ilierle Be­
merkung von ~l;\rx in seinem _\'or\\'orl znr lüilik der politisl'll('n (»);onomie", 
daß an cinem bestimmten Pnukt dcr Enlwiddlllli~ d('r kapitnlislischen GeseH· 
schaft .eine E p 0 C 11 c »otialer He\'olutionen" ,·;nlr;li. 
Es ist für jeden nicht hi,is\\'illigcn Leser dieser Erklärungen des ~.Inrxismlls, 

Leninismus offensie.htlir-h. I.luU damil .iberll:.upl nichts über die Frage gesagt 
ist, wann und unter welchen Bedinijllnljen in eint'm ht'stimmten Lande inner· 
halb dieser gesamten gesch.idll\ichcll Epocll(, dr.s Imperiali.smus die objektiven 
und subjektiven \'orallssetzlln~en für eine sozinlistisdle He\'olulion gegeben 
sind. Die Antworl allf diese Frage gilJl vidm('hr allein elie eben dargestellte 
man:isliseh-leninistische Lehre von di('sen konkreten objektiven lind subjek­
tiven r ora l1ssetzungen fü I' die sozialist ische Re\'olllt iOIl. 
\Vie abwegig und in welchem tiefen \\'irlel'~]lruch zum ~larxis11\lIs-Leninisll1us 
stehend die scheinbar formal logische Deduktion des Herrn Prozeßvertreters 
der Bundesregierung ist, geht iib~rdies 1I0ch daraus hervor, daß es Lenin war, 
der das Gesetz von der ungleichmäljigen EntWIcklung der kapitalistischen 
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t"nder Im Zeilnlter dl's lmperinlismns I'lItdeckt haJ. Die wl'sf'ntlii'llc Sl'hlnß. 
fulgc:rung flUS die""ul (je'sdz b"'sll'h! aher 1ll:'I'IHJo '{:Irill, dlln im ImperialislIlus 
die von :\Illrx noch fiir miig'lieh ~:<,h:tllf'ne GI,'id,zl'ili!!l(eit {kr M)7lttlislisdll'/I 
Hcvolulion ih den elllwit'kp!I('1l kapitalislischcu Liindl'ru ~chwin"l'l II/ld eillPr 
iijlligc l1 Luwahl·sch .. inlil'hkeil einer solchen Gleichzc.ilillkeit Plalz mlld.l. 
Falls ..kr Sonat das 1101'11 für l'rfardcrlich hal"m ~QII"', si IId wir hercit, ZII 

dicsen fmgeJl weitere ßeweismillel ans der TIlPorie des Mtlrxj,sIllUS-L('ni/li,slllus 
vorzulegen. 

Abschließend sei nnnmeJlr in diesem Zusamllleuhang noeh oine lelzte Bemer­
kung zu der VOll Herrn Bundewprfassungsrichter Dr, Stein ~Il lIerrn FiSCh ge­
.lel!len Frar:e l(enHlchl, warnm sieh cfie "PD, weUII sie iu \V"'~llkLilSchtonri niclll 
rias poliris('he Zil'( im Sinne (ks .\I'lihl :11 ,\hsalz 2 dc,s Grnndge~cl1."s hube, 
die sozinli,slischc Hevolution vonuben'ih'n, in ihn'r Schulung mit den Fraw'n 
(kr sO:l.ialislis<.:lwn Hevnluliou und ,iL'r Diktatur dps Proll'larials Ihr'nrI'Ii'eh und 
prakli'ieh beschiiftiHe. lIerr Fisch hai schon in seiuer .\ntworl nnr tli"sr Frugc 
,1:tl'anf hingowicsen, dar:! die 1\1'1), weil sie auf dpl1l Bndl>n dl'l' inll'l'flnlionnJron 
SolidariUil tier Arbeiterklasse slehl lind \\'I'il si .. IInlwdiu,,1 flir ein" li"fl' 
FI'l:lIl11lsd"dl d,'s de'lIl~d]('n \'olkes l1lit rll'!" SowjrtUllion ulld ,,111:11 "nzi"li,li ­
Sf'lll'll Siflalt'fl einlrill, sl'lhstv,~!"sliilldlich unmitlelhar rlar:11I illll'l'cssierl i,sl, 
iiJrr'n Mitgliedern die Erfahrungen dcr \'i>lkl'r, die ,skh sdwil 1,,'lm ,\lInl[IU des 
SUl':iuli~l1lu'i hlÜilldr-n. bzw ihn vollellrlrl hall('II, Zll vNmilll'I'1 lind ihnen da­
c1l!r~h l,U zllill('Il. welche Entwi':ldllll;!Wliij.(lichkl'il('1l de'r Snzia!islllll); fnr die 
wnkliilifll'n 'lcnsdl"n l1Iil sit-h hrillgt, .\hw'sehl'll rI:!n:lI1 l.lI'rlinj;l1 nb,'r nUl'h 
sdlnn die Tillsll~IIl'. <laU r1il' 1\l'D nh 11111rxblisl'h-I<''linislischl' Parlei dlH' auf 
d"n g",'ie Ilsehu fHwis,<"'n sckl fllid1l'n E rl,,'n Illnissl.'n d .. ,s 'la I'X i~l11l1,-Li'!lini~mus 
""ruhenc!" Polilik belrl'ihl, dal.l ihre '1ilglil'c!rr zum whsensllhllftlichen Yerstün.l ­
nis .kr RcslIllIlcn gcs(,llschnfllich,'n Entwi<:klung I'rzogclI wen.l"11. Die KPD ski" 
(,lwll nidlt. wie offen"llr dii' Hllndpsl'{';;;C'l'Ilng, auf dcm Standpunkt, dlllj mai! 
dlls 11:111 d,'r ges,~llsd1:lfliichell Entwicklung "ei ,kn dl.'I'l"ili~I.'n flI'sellsdl'lrt ­
lil.'h(ln Zlisliiuc!"n ill dl'n imperialistiseh('n Slall!l'n od.'r ht'i den Jerzcili~en 
s"ziukn ulld polilisl.'iwlI \','rhiilluLssen der Huuc!esl"{'Jlllblil; IlnbnUcn l(ollnr(~ 

udt'r suille, \\·,'1111 ahN' Hprr Bundes"crfassungsricJlter Jh, ~11'ill c!ariil1cr hin:)l1~ 

"'"1 ('ilI"" pr a j, 1 i s ehe n Schulung dl'r ~Jil~licdl'r der !iPi) in den FrBl'(cll 
,10'1' ,slJzioli·;lisl'hen Revolution spraeh. so wiire es dankt'nswl'rt, wenn CI' hier 
erld';I('n wiinlto. wo es eille "olche pr n k t i s ehe Sdllllnng dt'l' )'Jilgliedcr der 
,1\1'1) ,::ibl Wir wis"'n vielll1l'hr h'rli~~lich, rlnU es in \Vpstd"'lIt~l'hhnd, wie unkr 
f1lltlton'n Iwl':Jnntiieh auch der h"'i,si~che ~!illi.sll'rpriisiflcnt Zillil fl'5Islclltf!, ('ine 
pr:J.kliM'he Sl'hlilung fiir den ßiirgerl;rieg hei d"n T.~rrnri"I"1If:1'I1(lr~n d,~s nn.! 
~j!Jt. 'Yir sind C:Nn "f'reit, der llundt'sl'l':;:iPI'ung und dl'm Bundp\\'C'rra~suI\Rs­

ll'''l'icht hi,'rzn priizisl's ßtJ\\'(~ismat.'rj:l1 7.11 lid'prn, 
')	 "'ir habcn in der Beweb:Jul'nahme weilt-r gt'Zl'igl. darl sidl herej(s aus eh<r 

Lehre von d('1\ o],.jd;tiven V()ra,ls~elzungen (1 ... 1' smifllisli~chcl\ Revolution er­
giht. rial} rlip srnialislische fle\'olution n\ll' als "in lIanrlpln dcr iihcrwiiHiRcllden 
;,ll'Ilrhpil deS Vnlkt'S 1lli.i~lich ist. So wie (leI' ~lfll'XiSmlls·Lenini'l1lIls die Inl('l' ­
e'isrn und den \Villt-n des Volkes in je(ler rlnz.dlH'n Frage zur Grun(!lal4c aller 
Jlolitischl'1I FOl'lh-l'ungen macht, so siehl cl' auch in der Alllion dl's Volke-s die 
nlschl'idendc Fragc drr Revolulion. 

I)ellll'nlsl' ...·dwnd hut die Bewt'isaufnahml' h"iilahe in jlldem ",ln:l.e1ncl1 Bcwpis­
millel 1\I'geb('n, daß die smialislisrhe Hl'n.lulion im Siltlle tipI' lIlilrxislisdl­
lel.lillisli~dlCn Theorie nur ein Akt zuliefsl d .. mokmlischcn Chllra!;ters sein 

ltann. Denn einmal isl die prolelari.H·hc Remll1lion ;wgP5lchts cln sich Immer 
llIehr \'",-sl'hiirfendpn \\·i(!t·rsprii<.:he rler kal'il:llisllsch"n Gpsclhl~hiltl. die tu 
imnll'r hlulig.'rl'n l\unllik"'11 fiiul'l'n. ,·iuc 'lol.ln,-,hl11l·, dil' 7.11 einem beslil.llllllcn 
Zeilpllnkl znr Heilung rler gesullllpn (;csell~chflft: aus .10.'111 Chill}S mr,r,Jl'rhcll(T 
l\l'il'ge und Jüi'l'n IIn:d'Wl'islidl wird. Dellllidlslcr Ausdruck dessl~n wur dil' 
T:ilsal'1H', da!.\ die ersll' siegrciche sozialistische H,'\'olulion in ci"I' "'eil un­
mittclbar mit der ßl'endigllnii des il1lperiaJislischcn Lrie~cg für das rus,isdle 
\'olk verln:nden war. ZInn zweill.'n ergibl sich der delllokmlische GhaTakler der 
sozialislisdlen He\-ollltion aus der mit der Hevolution verbundenen polilis<:hen 
Zielsetzung, die in dl'l' übel'1labme der politischen Machl durclI die überGroße 
~Iehrheit dcs Volk<:s mil der an,sl'hiid\pIHI ... n vi,illigcn Be~eiUgllllfl jcglid1er 
l"nterdriit"kung unrl Gewaltftll\\'CIHlung besieht. DrillellS sidl.ert ('rgt. dcl' Sodtdis­
IIJns im internationalen Lcben die wirkliche ,\nerkcnnung und \'1'1'\-, irklidlUll;! 
des Prinzips der nulionalen Sclbslhestilllllluilg lind gfll'Hnlierl ersl er di .. Be­
scitigung der nationalen Unterdrückung, wie die \'erlindcnJll!i1'1l in den inter­
nationalen Beziehungcn innerhalb des \Vellrriedcnsl~lgers und zwisdll.'11 ihm 
und vielen anderell kleinen und noch \licht voll entwickelten VüJ1\Crn zeiHen. 
Sehlidllich aber folgt diesel' (Iemokratische Charllkler der sozialistischen He­
\'olution auch aus der Talsa<:he. dal~ die HevolnUou nur lllüj.!lh:h iSI 01., aktive!! 
Handeln der \Iehrheit der Arheilc.rklasse mit l3illigl.lnr~ dl'l' ~Ichrheil aller 
\\'erklütigen und Ausgebcutetell, Eine Hevolntioll .im Sinne de.'r llulnblisciI­
leninislisehen TIII~orje isl niemals ein Pulsch eillcr Idcinen Mindcrheil, somlcn. 
il1lmer eine Aklion der ~1:Jssen, 

Deshalb hat auch die Bewei~aurnahllle eindeutig ergelH'n, du.f.! nach mnni.,Lisch­
lellillistiseher Auffassnng die Hevolution nur mijglkh ist. we,llli die .\la~sen 

bereit sind. selbst aktiv politisch zn handeln. Lenin sagt dazu in s'-'inem Buch 
.Dcr linke Ha,dikalismus, die !{indt'rkrankheit im 1\01ll111UnisHlus", i1n An­
schlnl.\ an dic schon verlesene Stelle. in der von der ::'iol\\'endigl;eit einer ge­
s,arnLllalionalen Krise die Hede war' 

"Folglich ist zu einer Hevolulion nütwen(iIg: er,~lcns zu erreichen, cl:Jr,~ die 
!Ilehrheil der Arbeiter (oder jedenfalls die \Iehrhcit. (kr Id:l!l~I'lIlJc\\'lIl-i1c", 

denkenden. politisch akliven Arbeiler) die ~otwenrligk('it der t''IIlwiilnllli: 
vollkommen begreife und bereil sei, ihretwegen -in dcn Toll 7U !1ehl'n; 
zwcitcns, dalJ die herrschenden I\Jussen eine Hcgi,'runi:!skr;,e cltlreiJllI:\chcll, 
die sogar die rückslilndigslen ;\Jassen in die Politik llineinzi,·ht ..." 

Für die ;\Iarxislen crgibt sich die hislorisehe Bcrcchli~ung 111 l' Hel.,jul!on 
gerade darans. dalJ in ihr die Massen selbst schiipferisch lälig WI'l'dl'll. Hc\I\III­
tiOlH'n unterscheiden sich \'011 de111 sugenannten normalen hi!l")ri~etlCU Enl­
wicklungsweg ebeu dadnrdl, daB di" 'lilliollenllHlSseu der "',~rkl:i1il:el\ Stlll,sl 
zur Beschlenl1lgung dcs g..'Samlen hisllll'is"'h('n Ahluufs beitrugen. Lenin Iwtonle 
in diesem Znsammenhang, 

"Wenn die Volksmas~cn selbsl mil all ihrer jnngfr[iulicholl Primitivir:i1, 
ihrer einfachen, el \\'IIS grobcu Enlsehlussen.heil beginnen, Gesdtichle zu 
machen, die ,P(inLipien und Theorien' dire),l, unverziil)lidl ins Lch/'n umzll­
selzen, dann \'ehpiirt der ßunrgeois ;\rog~l u!ld sdlreit: ,Die Vernunrt i~t in 
den Hintergrund gelrelen'. Iisl es nichl Ilmgekehrt, ihl' l1elllcu de~ ~pieOer­

1111115'1 Trill nielli gerade in ~tllchen \/olllenlen in der G~b('hidltu die VUl'Illlnll 
der ~Iassen, nicht eiuzelner Personen. auf de.n Plan? \Vin! nicht gerndc llunn 
die Vernnnft der ~Jassen zn einer Icbendigl.-n lind \\'irl.snml'll. nichl am 
grünen Tisch haftenden Kraft'!)". 
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Darum sind auch nicht, wie hier behnuptct wurde, freie Sclbstbrstimmung 
und RC\'olution unübcrbrückbare Antithesen, oder aber der Herr Prozeßver­
Ireter der Bundesregierung müßte letzten Endes behaupteu, daß die gesamte 
bürgerliche Ordnung bereih wegen ihrer revolutioniiren Grundlagen alle Wert­
begriffe und Rechtsidern ein<:>r in freiel' Selbsl!H'stimnlllng gesdliipfll'n Grund­
ordnung ausschließe. 

Lediglich zur Diffamierung der marxistisch-teninislisdH'n Theorie und in ekta­
tnntem \Vidersprueh zu den Ergrhnissen drr Bewrisaufnahme stellen die Ver­
treter der Bundesregierullg hier die Behauptuug allf, die I\ommunisten er­
strebten die Revolution gegen den WilleJl der \Iehrhcil. Was Herr Rechlsnnwnlt 
Dr. Dix zu diesem Zweck über die Oklolwrrevotutiou ausführte, zeugt im 
übrigen vpn wenig Krnntnis cler gesc.hichlliehen Tatsachen. Er verg'lf.1 niimlich 
festzustellen. daJJ die Sowjets die legitimierten \-rrtretungsorgnne der Arbeiter, 
Bauern und Soldalen wnren. und also I,,;inahe die gesamle Bevölkerung reprii ­
sentierten. Und witl Herr Dr. Dix etwa hrhau]1ten. dan die Niederschlagung der 
zahl~eichen konterrevolutioniiren .-\nschliige zarisliseher Gener,i1e ge.gen die junge 
Sowjetmneht und die .\bwehr d,~r Intervention \'on 11 ausliindi":hen Stanten 
durch die schlecht und unzureichend bewaffneten und zum Teit auch sehr 
mangelhaft ausgchildeten Truppen der He\'lllutiou ohne Futersliilzung dnreh 
die Mehrheit des Volk('s auch nur denkhar gewesen sei('n'! 

Der Gipfel der Entstelllln"en du lllarxi~.iisch-lr·nil1isli.sd"'11Theorie in der .. Be. 
weisführung" cler Bu n desn,gil'l'lll1g wird s('hlietJtil'h mit der BelWlIptuug er­
reich!. nach m:.llxlsti~eh·knini,tisdlerAuffa,"lIng sl'i fiir die Durchfflhrung der 
Re\'olution die I'nssi\'iliil d"1 \'Inssen ausrejchend l!nd "S komrne fii ,. die \Iacht. 
ergrl'ifung nicht einmal auf di(~ Zuslinllllung def Pari,·; der Arheite"klnsse an 
(21. \'erha!lcllul1g~tag) 111 dl'l11 Stalin-Zilnt. auf d,!.s sieh die Vertreler der BUl1­
desregierung	 dabei berufen Zll kÖl1nen glauhel1, h .. il.lr es .i ..doch ausdrücklich: 

.\lit der A\'anlgarde allein kanll mall l1idll si,'g'~I1." 
(Protokoll des 19 Verhnndlungstages. Seil" 2.'J.'I 

Darnus ergibt sieh hereits \'öllig eindeutig. daß die .\rl",ilprkJas',. l1ur erfolg­
reich kiimpfen knnl1. wenn ihre Partei durch das akti\'(: lIallrlcll1 ,kr ganze-n 
Arbeiterkl(lSSe unterstiitzl wird. Und wel1l1 es dann weiter heit'l. d,d~l dir' breilen 
\[nssen die .. Avantgardp (miwedel direkt nnler,qül:zen oder wenigslens eine 
wohlwollende Neutralit,it ihr gcgl'nüher (il"'I1" nliissen. dann kanl1 das doch 
wohl nur hedeutel1. dan ein g r 0 1.1 er Te i I der \Vprkliiligen die .\\"llltgarde 
dir e k t untersllitzen mull weit eben die Parki nichl allein hnndetn kauu, 
wiihrend der He,q der breiteil \Inssen zllmil1dest wohtwollende :\t:IIII'~li"it üben 
muU, das heil.li d'l~ Handeln der Parld zwar nicht akli,' untersIÜtz,,·n. aber es 
zum i n des t billigen und ihm zustimmen mul.L 
\Vo is.l hier von Passi\'iliit der \Inssen die He ..!<'. W(' kalJ[) man hier aLl~h nllr 
im geringsten ... inen Ansatzpnnkt dafür findeIl. ,;ine Theorie von eier Pnssi\'itiit 
der 'lassen in den \Inrxismns-Leninismus hincillinlerprelicren zu könllf:n? 
\'l'an sollte nieht nrgessen daß es ja hekanntlich nichl die K<1mlllnlJisten. son­
dl'rn die Vertreter der Bnndesregierung waren. die Ilior ;'ie \'olkszna~sen ,)Is 
,Straße" ?u hezeichnen hellehlen. Die \["rxist"n sch:itzl!1\ dcmgf'g"niibt"r die 
sdlöpferbche Koll(, dn )l:Is<;"1\ \~icl ZII h<1ch eir!. tim ein': Theorie illl"'r Passi­
\'iliit entwickeln zu können Der' \!arxi~Dlits-Lenini'flJU~ -'!!!zl j,'dl'f \liUut'!Jhmg 
eier \lassen auch in ~eil1er Lehr., von der Revolution die F(}l'derun~ entgegen. 
da/!' der "-ille der Volksmassen ober.ste. Gesetz zu sein h(\1. 
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el Die Bunclesreglerung beklllptel scMlcßllch, <'!nt.! (111' gewaltsame Erlangung der 
Stnalsma<.:bt das Ziel dpr Kommunisten sei. Sie will mit dieser Belwuptung den 
Eindruck erwec.ken. al:- oh sich aus der marxisti~('h-1eninistischenTheorie er­
gÜbe. daG für die Kommunisten die Gewaltanwendung Selbst?weck sei und daß 
sie nach der c\nwendung \'on Gewall lllll jeclen Preis ~trebten_ 

Wir haben aber bewiesen. daß das Ziel cler prolctnrischen Re~'olution die Er­
richtnng einer GesellschnHsordllnng ohne c\u.sbeutung. ohne Unterdrückung uJ1d 
ohne jegliche dewaltnnwendung ist. Wir haben damit zugleich bewiesen .. daß im 
Gegensnlz zu den zweekbestimmten Behauptungen der Bundesregierung, die 
Kommunisten gerade danm interessiert si.nd. di,l' Anwendung von Gewalt auszu· 
schließen. Allerdings gcht die marxistisch-leninistische Theorie davon aus, da(~ 

in aller Hegel in der Re"olution die Anwendung von Gewalt gegen die bisher 
herrschc'nden l{las~eu uotwendig ist. Diese Auffassung beruhl - wie wir schon 
gezeigt hahl'n - anf der Erkenntni~, daß diese I\lnssen ihre Position nach den 
hish('rigeu Erfahrungen der Geschkhte stets unter riicksichtslosester und 
$ehonungslose~ter Anwendung \'on Ge\nll. IInl<'r Einsntz nller Mittel eines 
hlntigeu Terrors Zll verteidig('n pflegen. Bl'i cler Formnlierung dieser Erkennt­
nis Iwzil'ht sich der \[arxismus-Leninismus ausdrücklich auf die Erfahrungen 
gernde auch der bürgl'rlic.hE'n Re\·olutionen. in denen die renktionären, feudnlen 
Kriifle riicksie.htslos die bewuJfnete \[ncht gegen die revolutionären Kräfte des 
Biirgerlllllls lind die ,ie unterstützenden Volksmassen einsetzten. Nur im "'ege 
der Gew:lllallwendung gegen diCSt hemmnngslose konterre"olntioniir~ Gewalt 
konnle der Sieg der bürgerlichen Re"olution gesicbert werden. Ehenso bestii ­
tiglen di~ den ..\rbeilf'n teuiu" und SI:J1ins zngrunde licf!<'lHlPn Erfahrungen 
sozinii.stisdH'1' K.eYoluli"n<.;n. in~bcöOuderc die Erf'nhrungen (kr Pariser Kom­
mUlle nud (kr Grollen Snzinli,lischen Oktoherre",>!nlion. <la 1.1 üherleh'" Klas,,'n 
ihre )1:lchtPflsilionen 1.llil allcn Jlilleln des konler'l'll\'olulioniin'l1 Terrors zu "cr­
teirligen oder nadl Errichtung d~r neuen \Iacht wiederhcrzmlellen streben. Die 
Darlegungen Lenins und Slalins von cll'n Formen der Gewaltnnwendung gegen 
die gesliirzlc Bourgeoisie und die gcsliirzl"n CroGgflllldbesitzer gehen gerade 
\'on (kn konkreten historisdll:n Erfahrnngen des jungen .Snwjelslaates an~. 

Donn c, isl .ia schlicß.lich eine unbestreithal'c hhtori,d,,' Talsa(:he, daß der 
Biirgerkrieg in Sowjetrum:l1ld das ErgdHlis d~, Einsat~cs bewaffne leI' \lacht 
seilens der hereits ges.ti.irzten Klassen ZUIll Zweck der \Viederherslellllng der 
nllen V"'rh,illnisse war und dan 1·1 aU.,li·,nrlische .)1,,,lIel1 die~e konterrevolutio­
niireu Kriifle im "'ege der \'i;Il<('rrecills\\'i(Jri,~('n mililiirisdH'n lnlen'ention 
untcrstiilzlell. 
"'enn anges'ichts di~scr 11I~lnrischel1 f'alden (·iller der \'erlreler der Bundes­
regierung hier die G"waltanwenduns in dcr sozialistischen Re~'olulion mit sehr 
viel Na<.:hdruck ab .iedem \'orsi"'lllichen und i',hcrs.laatlichen Rec:ht wider­
s.predlend bezeichnele, sn kann - nhS"·scilen von der absoluten saehliehen und 
reehlsgrschichllidwn l..:nrichtigkeil dieS('&' Th('-s~ - nichls anderes in ihr gesehen 
werden. als rler \'ersndl. die Hed!lmiißigkeit der bpstehenden politischen Ord, 
Dung in de.n sOlialistisc.hen Stualen leugnen ~u wotlen. was offensichllich nuf 
das ßemiilH'u nach einer sc:hcinlhcol'l!tisehen !{e,;htfl'rligung von lnter\'('ntions­
akten Iweh hinWnglich hek:ll1nklJl \'orhild hinnusliiufl. 
Die Beweisaufuahme hat eindeulig ergehell. dan nach der marxislisch-leninisti· 
schen Theoril' nicht nur die Bedingul1gtn und die Formcn der Gcwallnnwen­
dung gegen dic gestürzten Klassen alls der konkrelen historischen Situation er­
wachsen, sondern daß der \larxisluus-LeninisTllus vor allem die friedliche orga­
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lIisatorisdll', wIrtschaftliche und Jwllul'ellr, (lelminislrnli"e und piidagogische 
,\rheil der neuen, re\'oluliollliren Mac:ht als die Hauplseiten ihrer Tlitigkcil be­
Imchlel. die nic!:1 einmal elalln. wenn der konlcrrc\'C1luliullürc Terror rier gl'­
:<tiirzlcu KI"s:<l'n zu gcwaltS:lll1l'l\ und blutigeu Auseill:lndc-rsclzllngeu zwin;:t. 
\'iilliH in elen lIinler:;rllud treten könl1L'n unel diirfen, Aber seIhst cl i e:; e Er, 
;.:ehttisse der Beweisaufnahme hindern einen der Prozer::vertreter der BUl1Lle.~· 

I'l'gi<:rung nicht, sich in den emphatischen Ausrul' (iber den sozinlisti~ehen Staat 
hillcinznsleigern ~ 

.:\lit Gewalt errichtel, mil Gewalt und Blut gefestigt, mit Gewalt, Blul und 
Terror ausgelHlut'" 

Wns soll man \"IJn einer solchen sogenannten Beweiswürclillunf( noch hulten? 
\\'as soll man \'on solchen Enlriistungsrufl'n im :'>lunde eiues Prozl'ßn:rtrcters 
dn derzeitigeIl Buuelesreginruns hallen, die sich heispielsweise, wie alll-!pml'in 
h.'bnut ist, rückhaltlos und in aller Offenheit zu einer Außenpolitik der 
.,.'ilii rke" bekannt hn t, die in offiziellen Reden unverhüllte Drohungen gegen 
Ilie Staaten des Ostens ausgesprochen hat. deren Kanzler ausdrücklich erklärt 
hnl. die Aufgahe sei nlcflt die \Vlecfervereinigung Deutschlullll" sondern eine 
.. Befreinng" d,'r angeblich unll'rdriiekten Gehir~te im Osten D"",,,'I>1nnd,'," 
,,:, ist doeh hellte allgemein bI'1;onnt, dar:: gerade die derzeitige Bunllesregierung 
sl'it l!H!J ;;~'slrmalisch auf die Wiederhewnffuung \\'."ldentsdt!:lIlCl, hin,~e 

:lI'hcitd h'lt und dabl'i ist, eine westdeutsche Armee' zn s..harten, in der die 
:"10'11 \\'<:hrwirtsd1uftsl'i",hrer und Generale. die schon eillmal fiir eine fur ..ht­
h:lre Katastrophe des deulschen Volkl'S verantwortlich warl'n, wieder ents ...hei­
dende Positionen einnehmen sollen, Ist oas alles nie h teine Politil, der Ge· 
w:1I1') \\'oh,~r nehmen diejenisen. die selbst diese Politili \'erlrclen, das Hecht, 
:'llsgere~chnet der KPD. die sie ja in \Virklichl<l'i1 deshalb aus dem legalen poli­
li-'chl'n Lehen ausschalten wollen, weil sie der entschlo«l'ns!e Gegner dieser 
Politik isl. ein Streben nach Gewalt vorzuwerfen? 
Die Uundesregil'rllng wagt hier zu behaupten. daß iu .I,·n SllIulr'n, in denl'n 
nlarxi.sli"<:h·leuini,<lische Parteien den entscheie]enden polilischen Einfluß he­
,ilzcn, G<:w[IHregime bestehen, uuel dlll~ die kommunistischen Parteieu lIS11ressiv 
"'ien gegen alle nichtkoll1mllni$tisl'11cn Regimes. Aber wie will die Bundesregie­
rung mit llieser ihrer ßehallpl.unl! die ja gerichlshl'knllllte T""adIC \"creinbart'n, 
d:d,l es Prozesse zur Aburteilung \'on B\'llllelstifll'rn. \"on ])~'nluuil- und Gifl­
.\Ite'nliitcrn sowie \'on Verbl'eitl'fn \"on Scuchenhazillen nicht in der Bundes­
r"jlulolik g.'hen 11Jul.1te, sondern daß dic~e Prozesse in der Deutschen DemokJ-n· 
li~d)l'n Hejlnhlik durchgefiihrl werden Il1nl!.tl'JI gl'g.'n :\litglil,th-r \"on Org~1,dsa, 

iioll"II, die ihn'n Sitz in \\'estberlin mlrr in e]Pr B'l1Jr],'sr"']lnblik Iwlll'n? 
1)010'1' giht l'S I'ill einieuchlcnderes Bei'piel elafiir, \"nu wl'kilC'1I I\l'iifh'1l gcg.·u­
wiirlill die Gcwall ausgehl. nls eli., Talsa ..he. tlllrJ \\-e~I(lcuI1,'hl:1l\(1 Iwule b.'­
k:mllllil'\l llrr eiuzi;::e Slaat in Europa ist. hl .km es der an"",'ik:ll1hd18 Gl'neral. 
.,Iah unkrndlll)en konnte, Alomkallonl'n zn <tll!iooicl't'n 1.11111 Lallt'r \"on Alom 
1.nrn1Jen atllulq;l'I1, Keine :luden'. wl'sleul'OpiiiJ;chc Rl'gi"l"Ill1g h'11 zu .. inN so UI1· 
j.(:h~\II"rlichcu Bedr'llmllg dcr Exht<:nz ilorC'5 \'ulkl's hi,II.'r ihre Zu,lill1llluI". 
gl.'geheu. Es war allein der BUlldl"\'lJgiel"tlug \'I)rhchnllell, dil' lI('rslelluug eillc, 
c1cmrlige'n ZlIslandes zu begüusligc'n, Ullr] der Blltll' ...sl;1I111Ier hul sich so,!;:tl' 
kürzlich im llulldest~g mil d.'r .\lIw"!Hlung \'on :\tomw~lffl'lI auf dl'ul.chrlJ1 
H')e1.'n t'ill,",·I'~lallt.ll'n erkliirl. I~h.'n:<o 1,('I':1l1nl i,t aher [lnch, c1aL: es IIlltIerenc'ih 
die I';PD ist, <Iie 11IICI'lIIücllid, \"('l'lallgl, e\a[\ .Ii."o harl'" rt\l'hl' 11 "11S~Cln\'ernieh 

tnT1~'\\"arf"1l aus )lI;;IIL'a-hl:Jnd l'ntl"'l'IIt \\"I'1'I1.'n. Es isl also wuhl !jcslulld, cl; 

Fra~~ hier aufzuwerfen, wer auf dem ßoden der Gewalt sIcht lind Clew!llt 1)1"2 
<!igl. und wer sich dafür eill5elzt, die furl'l,tkll'c'lI Gel"ahren, llie :1W.i dll'~('r Ge­
wallpolilil; hel"\'uq;("''l'l', \'1)111 lleuhl'il.'n \'011i(" al.zLI\\ ['nd"11. 

Kein l'rnslhal'lel' IJislnrikl'r ",inl weiler heull' mdlr J)l"lr~ilcl1 ",olkn und 
ki"llJucn, elal.! es der fa,c.hhtisC'1ll' IlI1perjllli~lI1u~ war, durch .J':SSt'lI Pulilik .11':' 
Gewalt im zweilen \\'ellkrieg lIJehr als 5n :\Iillionen :\Ien~dltm ern,urdct wordt'n 
sind. Aher ebellsowcllig kann hcstrillen \\"prelL'IJ, dal.l die KoJtlnlunisli~ehc Partei 
Deuls('hlanels immer die konsequenteste K~impferin 'lesen den deutschen Im­
perialismlls und gcgen die Vorhereihmg sowohl des ers\(1-1) wie dt's 7.\\ oilcu im· 
pcrialistbchen Krieges war, dal': sie in c1iClsem hel'oisl'hen J,ampl' die ~I"IHH('n 

Opfer gebracht haI. Nie\llllnelelll ist IInbe!;annt, Llal.\ in .lell illlpcritllisli.''''If'ri 
Staalell (Iie Kommunisten ~lernele c1e~hallJ vnJ'"lgt werden, weil ,ie Sil'll deI' nnt­
wendig ZUI1l IÜ'ieg treibende.lI furlschl'citellllcll !\lilitnrisil'rultg des LI \lt'ns, dl:1' 
elen Frieden Ller "'elt bellruhendclI P"lilili ller Kriegstreib('r ihres Landes elll­
gegenstellen. Niemandem isl unbekallnt, daß alJLkr~rseits in deu Liindern, in 
(Ienen kommunistische Parteien den entsl"1lCitlendelJ EinrIuLl aul' die Politik 
haben, hesonelere Gesetze ZUIll Schutz e\f~s Friedens gl',chnfien wurd,,(], c1ie jC'ue 
Vorhereilun:; \"OU AggressioTtskriegen und j.'c1e Ziid1tUIJif <:iuer Kril';;\r~yc-l'll­

logie mit LIen schwersten Strnfen bedrohen. Alles das sind unleugb:lI'e Faldl'u. 
,\bt'r ungenchtet diesH Tats:JclH~n unternilJunt ps hier dip Rntlflrsl egienlul1, dH 
KP]) uI1e1 iiher c1ie I{PD hlnaus dem ~larxismus-\.cnini-'l1lus,ullrll nl(\rxislisd,­
leninistischen Parteien unel damit allch den sozialistischen Sinall'll in .jrr "'ul\, 
elen \'orwurf der Gewaltpolitik zu machen. 

Wir sind der Meinung, daß eIer Senat diese Lmslcinde. dil' IJi"1" nur j.e:ispi"'hoCl 
angedeulpt werden konntelJ, in \'ollem Umfang zu wiirdell hilben wirU. Wl'nll 
er entsprechend seiner Pflichi zur ubjektiven \Vahrheilserforschlllll( zn einer 
den Tatsachen gerecht werdenden Einschätzung der Vorwiirl",' IllIcI IIt'r 1>­
nannten Re"'l'is<, ,]er Bunrlesrl'~ierun~ kommen wit 

2, Die zweile "rullcl:;.älzliche Fr:lge .kr Jmlrxistb<;lt-lcninislischcn Th<'orle, dIe 
Itier in der ßeweisanfnnhme eine zen'trale Rolle gespielt hat lind tIer"n Enlslt'l!ung 
e·in <~ulschciel('nde< Glied in der Argumentation eier Bundl'.5regic,'nnj( 11nnll'1\1, ist 
die Fra g e cl e I' F. i u , t (' I I n n g .1 C' \1 a r xis m n s 1. n m h ü r l:l e r I i c 11 e u 
S t a nl. 
~l Ein we'uigsten; ~:edrängles Einl(ehl'll auf dic.,,, Frage ist hit'" \'ur allem ilt!l'h 

deshalb notwendi!:, weil sich an ihrer Behandlnng in den Zwi~chLlllpJjirlo~'ers 

oer Bundesregierung zwei kennzeichnende, elie~ Unzul:lnglicltlicil Ullft gallt/' lIn­
sinnigl;eil lIes Beweiserbringens der Bundesregierung zur Th"oril' dI'\ ~tul");i'· 

mus-Leninismus mit nicht zu iih"rhi",pnele', Dl'ullid11:l'i1 ol"fl'nh:\f('nth' \1rlil,,· 
,Ien 111'1' Alltrallslellerin zl'i~en, 

Einm:11 niimlich unternimmt es Herr H~ch"allw:l11 \'''11 ~\"il1kl'r,'lcl In ~('in('m 

Pliic1o~'cr ~l'itl'nlang. die UnI' ich ti f: k eil eier IlJfJrxi8li~c1H'n Al1lfR~qun8 \'nm 
hiirgcrliclll'n Stnnt darzntun, iusbesomlere cl<'s~('n Kla"sc'ndllll'akll'r tU 11'1I1111C'U 
unel ihn alq elie ideale VE'I'klirperung der "reinel;" DeJT'nkrnlie hin/n,t,'I1I'rt. 

Die Formulierung \"on der .qnalitativen lelenlitüt \'on nellicren<ll'n und \le­
gierten" im biirgerlichen Stnat ist ein wirklich präziscl' Amdl'lIck .Ih"l'r 11 LI 11 

gewil.l a\le~ aneler!' :lls neuen Apologetik c1es hiir/tC'rlichen Stuntes. 'li! dil'~"n 
ALJsfiihl'nn.~l'n abel' beweist die BnJ)(IC.ir('gil'rlll1.~ cillcleulig, wn~ nnd. il1l'I'1I1 
Willen hier vor dem T1u1Jdl'~\"cI'J'a~,nllg~gl'richt\'01' sich gl'hen ",li: niirnlil'h l'ine 
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in 11 alt I ich e Verurteilung ries Marxismus-Leninismus. Ich halte es für er­
rorderlich, den Sennt ausdriickJich elarauf aufmerksam zu machen, daß dieser 
wesentliche Teil des Zwischenplüdoyers der Bundesregieruug sich keineswegs 
mehr damit befnf,\tc, auf' Grund der BelYeis~H1fn[lhme festzustellen, welchen Jn­
hall die marxistisch·leninisolische Staalstheorie hai, was allein - wenn auch 
gegen unsere Bedenken ._- der :ienat zugelassen haI. Vielmehr wird hier ein 
breitangelegter Versuch ..... wenn auch ein \'öllig untauglicher - unternommen, 
die marxistisch-leninistische Staalstheorie zu wi-derlcgeu.• 
Das aber bedeutet nunmehr einwandfrei, eine ,Jl1llizicrung über eine wissen· 
schaftliche Theorie herbeifiihren zu wollen. Wir stellen deshalb hier ganz 
prlizis die Frage, ob eier Scnat sich berufpn fühlt. aus der Position des- höchslen 
westdeutschen Gerichts helllus dDl'iiber cntseheide.n zu wollen,. ob die marxi­
stisch-leninistische Stnatstheorie richtig isl nd pr niehl. odel' oh er gewillt ist, 
diesen eloch nun al'lp Greuzen überschreill'nckn ,"ersuch der Bundesrpgierung, 
das BunckwerfassuugsgericJll zu ei.ncm polilisdJ('n Zwcck mii.lbruuehen zu 
wollen, elpssen Gefahrpn unti nojwcndige Folgeu ich an anderer SII'Il~ hinliinf{' 
lieh charakterisiert Iwhc', ,>indeulig und klar zuriirl,zuweiscn. 
Hinsichllieh der Anlragslellerin selbst ,,)(>1' lllul.i ich hif'r IInmiU\,cl'sliiildlich fesl· 
stellen. daß sie mil c1il'scn ihren Ausfiihrung"u die gerichtliche Verurteilung 
einer wisspns~haflli~h('n Lehre bel reiht und damil offr-n das Grundgesetz \'1'1" 

letzt. 
Die zweil.e hicr zu charaldcrisicl'ende ,\!c:lhot.k d(,l' BUlldesregicl'LInb, die sie bei 
eier Ausr-inancl~l'sctzung mit (leI' marxislisch-hminislisehen Einsehiilznng des 
biirgl'rlidll'n SIaafes praklizicrl, hesleht in delll C·j,'·Il"O gl'oleshn l\'i~ anmaßen. 
tien \"ersu('h, :111 den -- noch dazu k('inl'S\H'l'l' richfig dOl'gcstrlllen - ,"er. 
fassung~sprinzipi,'n des biirgcrlil:hcn Staate,< im "llgellleinCII und :ln der \'er­
fassungslI1iir.ig-cn Ordnung deI' BUllllc_srepnhlik im hesnudereJ\ die Legalil.ül der 
inneren Ordnung sozialistischer SlaaLen messen und wl"rlen zn wollcl1. \lan 
fragt sic.h \'CrgebJich. welchen Sinn nnd ZWl'ck di.:ses doch offenb:,,· giinzlich 
unsinnigl' und notwendigerweise resullallose Lnterfangen eigenllich haben soll. 
wenn nicht tiie Absicht einer h""'nI3Ien DilTamierilllg df'r sozi;Jlisli<,chen Sta:llen 
hier \·orliegl. "-ir welsen auf diesen l'mslanc! husonc!prs deshalb hin. weil sic'h 
aus ihm eine außerordentlich erilste polilisdlP \'cmnlw(lrlnng des Senats ergiht. 

:J)	 Revor ich nun im weiteren wenigsten~ in einigen wichlig,'n Fragen eine "'iir ­
digung der Beweisaufnahme zu den Auffa,~ullgcn dus \larxümus-Luninismus 
über den biirgerlichpn Staat vornellmc'n will. ist d zuniidlsl notwendig, eier 
\(~rminologischen Verwirrullg cn!ge~enzutrctell. die die PrlJ:l.l'f\\,crlreiung der 
Bundesregierung hier herhcizufiihren sucht. 
Der \Inrxismus-Leninismus \'ersteht wiC' die BcwI,jsaufl1ahme k1:lr "rgcben hat, 
unler ,.Diktatur" die staotliche f-Iernil'hafl ciun Klasse iiher eine :mder!! Klasse. 
wobei diese Herrschaft in den verschiedenstoOen Formen wrwirkliehl werden 
kann. Er gclll. tia\'on aus. daß der SlaaL ein \hlthlapparnt iu tien [bnden der 
jeweils herrsdIenden Klasse ist der der Durthselzung uud Siclwrung der Inter­
es.sen der ökonomisch hC'rr~clwndcn KlasSe' zu dienen I)('stimmt ist. Daraus folgt, 
dan dieser wi,scnsc;haftlidw Begriff .. Diklatur'· keinen \VerlmaJ3slah enthiill, 
sondC'rn uls terminus tcchniclls im Sinne \'on .. staatliche Herrschaft der herr· 
sch_elHlen Klasse" oder ,.StaaLsmachl" .,dlleehlhin zu bcgreifen isl. Scillen wc­
s..nl.li('hen [nhnll b'dwmmt dieser ßegriff der Diktatur mithin stels ersl durch 
seine );onkn\le Bl'zogenheit auf die Dild:.dur ..·illpr beslimmten Klasse. So unler­
scheiden cl ie KJassil;er des \I:1rx iSOIu',-Leninismus, wie von uns unter Beweis 

gestellt uncl na(:hgewiescn wurde, den Sldavcnhalterslaat, der seinem \:Vesen 
l1ach i:inc ])il;lalul' der Skla\'l'nil:lller ist, den Feudalstaal, seinem \Ves~,n nach 
ine Diktatnr eier Feudaiherrrcn, den bürgerlichen Staat, seinem \Vese-n nach 

eine Diktatur der Bourgeoisie. und den sozialistischen Staal. seinem Wesen narn 
die Diktatnr lieS Proletariats, die damit zum ersten mal in der Geschichte die 
Herrschaft der ühergroßen ~lchrzahl der ßen.ilkerung \'en\·irldichl. 
i\US die<.cn allergruudlcgendsten Prinzipien der marxhlisch-!eninistischen Staats­
theorie folgt weiter, daß es. so wie es keine "Dildatur" an sich und keinen 
.. Staal" an sich gib!. auch I;eine .,Demokratie" un sich geben kann. Selbst die 
..vollkommenste'· klassische Demokratie (die attische Demokratiel blieb eine De­
mokratie lediglich für die Skla\'enhaller und Patrizier, das heWt flir die herr­
schende ~Iinderheil. Und selbst die entfaltetste bürgerliche Demokratie bleibt 
c'ine Herrschaft der Bourgeoisi,:. so sehr diese auch ihre Klassenherrschaft zu 
verschleiern lind die Illusiol1 d~r "reinC'n" Demokratie zu erzeugen bzw, zu 
nühren suchl''1 111~j. EI,I dic' sOl-i:;Iistische Demokratie, die Diktulur (1es Prole­
larials. stelH eine Demokratie für e1ie ühcrgroß~ \Iehrheil des Volkes dar. führt 
zur unl11itlell.:ll't'll Einheziehung immer hreiterer Yolksmassen in die Leitung 
des Staates ulld znr Sicherung und Erweiterung aller demokrntischen Rl'cble für 
die \Y('rktäti~en. 

Diese hier lwrz skiuier\f'n GrundtlH'sen der marxistisch-leninistischen Slaats­
theorie hai die Be\\'eisaafnahme \'011 bcsL;i1igt, und zwar auch durch die \'011 

der Bundesregieruuf: splhsl eingeführLen Beweismittel. Dennoch verwendet die 
Bundesregiprung in ihrel1 ZwischcnpliidoyC'rs del1 Begriff der "Diktatur" nicht 
in diesem Sinne der marxistisch· leninistischen Theorie, sondern in dem vul­
gären., mit einer negaLi\'cn "'('rLung verbundenen Sinne, nämlich im Sinne einer 
antidemokratischeu Herrschaftsform Sie verr,ilstht damit die marxistisch-leni­
nistische Staathcori('. und Inan kalln dieses \'erha!icn Ilach der Beweisaufnahme 
nicht mehr als gulgliiuhig allselwu. Wir verkennen dabei nicht, daß der Begriff 
.,Diktatur" hiiufig in dem \'ou der Bundesregierung gebrauchten landläufigen 
Sinne verwendel wird, ahcr tias ist fiir d·ie FragC'n, auf die es hier allein an­
kommt, völlig unerhehlich. "icmand - und dip KrD zu allerletzt - wird \'on 
der Bundesregierung erwartf'n, daß sie die St,lalstileorie des Marxismus-Leni­
nismus anerkennt oder tieren Tf'I"minologie iiberni.mmt. Aber wenn sdlOn­
.~egen unseren Willen und ge;(en unsere Proteste - iiber die Lehre des \1arxis. 
mus-Leninismus \'erhandelt wird, wenn aus ihrem Inhall iiberhaupt irgcnd­
welche SchIiisse gezogen werden sollen, r1ann kann man sclhsh'crsllindlich den 
dieser Lehre eigt'ncn Bcgril'[cn nicht Jnhalle unterschieben, die geracle \'on 
clieser Theorie ausdriicklich alJ~gcsl'hlossen werden. Wollte IJIlln anders ver­
fuhren, wollle mlln der ßundc,reg-ierung folgen, clann enlurlete dieses Ver­
I'ahren 1\I einem giinzlich sinnlosen Spiel mit "·ortcn, zu einer Spiegelfechterei, 
HinleI' dieser Umkchrnllg und Entstellung der Begriffe llurch die Pl'ozeß"er­
lrelung der Bundc'sregierun,:! iSI freilich die Absicht dieses \'orgehens deutlich 
erl,ennbar Indem sil: die Begriffe .. Diktatur" und .. DI'l11okmlip·' einander gegen­
überstellt, nimmt die BUlld'·src.:icrung als .,ganz selbst\'ersländLicil" fiir die 
bürgerliche Del11o];ralic IITl uli:;crncinen unti fiir die im sl<I:1l1idlen Provisorium 
der Bundesrepublik bcslcbcIlclcll \'erhiillnisse i.m besonderen in Anspruch, daß 
es sich dabei um ,lic .Dcl11ukr:ili,' M:hlcchthin" handele. auf deren Zerstörung 
die ){ommnnisten :HI~cblidl ausgehen, um an Sielle "der Demokratie" - "dic 
rliktatur" zu setzeu Wirklich. eine verbliiffend einfache ~Iethode. um der KPD 

·'e	 Verfassungswid rigkeit nachzuweisen! 

~. 
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nt.. ~f'~ 'l"orl/<'llcn ""I' nlln"l'~re!llerllns ",)el'rn~cTII 1I11~ ll"I'l'Ilillg~ nIcht. Seit jeh('1' 
hllt die BOllqleoi,ic ihre KlassellheJ'l'~ehJlt'! \"Cr~dll"itlrt lIlul als "reine Dem/). 
"rnli""' uls .[)eHlql;r,llie fiir lilie" als ,,[,I,'ntitiit \'on 1I,'~ier<'IHh'n ulld Re. 
lI[erIN\" "'11 hIrnen gesudlt, Und das ist sogar begreiflich: ,"mll die BOllr!:eoisie, 
jn~IJ"~lJntl,rl' im ~I:tdillm des hnpf'rinlisl1l\ls, J;:\IIn ihre ein<'r Ideinen ~Iinderh,'il 

,lirn<'ndl' lIort',\chat'l nllr aufrechterhalten, \\','nll es ihr !:clingl. grol,ll' Tl'ile der 
Beviilkerlilt/l iih," d,'n Chur:lldcr ihrer Hel'l'sehalt lind ,li,' Ziele ihrer Polilik Zll 

liill,dll'n oder doch nlintleslens in einer nns polilischl'r l'II!;ellntnis re~lI1tierI'I1l1en 

l'llssi\,i!iil 7\1 111111('n Es kalln d,'~h:ltlJ IHiCh lIieht \'erwunu,'rn, dal.l die \'erln'\er 
"1'1' 1i1l11",·,rf'L:io.!rUlIj:: lUi.t drill J<lassenkampf auch ,Ien I\lassCIIl'haruld('r ,Ies 
hiiqlcr[idll'n :)tnfl"~S 711 ll:U~CII \,crslll;hell IIl1d deli :\achweis der Kla.~sihr des 
~[lIrxiSl11n~-L('nilli~IlIU', ulIll jcder hiirgerlit-he Staat cine Diktalnr ciner kapila. 
li .. li~dll'n ~Iirlllt'rhcil iilll'r die 311sgelJcIIlete ~Iehrheit darstellt, nls fabeh uno 
fikllv 711 IIlZl'i"'lI1"lI Ilf'miihl isl. (ierllu<, die~e Versnche, dcn ~[nl'Xismlls.Lenillis. 
mus 7U \\ idl'rlt-~I'n, sinti SO IIIt wie der )Iarxi~mus sclbst. Die hislorisehe Wahr. 
lil'i! hnt nlkrdllll,;s allCll diO's~n \'ersnl'hen gespülte!. 
.\111'1' immorhin rniissl'n die' gCl'l1dcZII crstaullliehen Y(H'eillfuehlingen - um 
niehl ('in al1ll"rl'~ \\'ort zn gf'lHaudlcn - iibcrr:lsehell, mit der dabei die Prozef,l. 
\'cl'trl'lcr fil'r BUllrlvsrcJ:;ierunl-; \'orgcllt'n, Sie ersetzen n,imlich einfach jeden 
lkw!'is liir die un!l('I,lidH, Unrh'htigkcit der marxistischen Slaatstheorie dmch 
1/(, r!WIISO IlltC WIC IIIl\\'nhrl' ßehaupillug, dnß die Staatsgewalt im biirgerlichen 

Slnnl vllm \'Ollll' ,Ins"rhe, )VahrsdlCinHch He!:t ,Iem tier Glauhe zugrllnde, muu 
l,iill"I' Ih\, 1\':1., IIl1eh den \'cl'fa,slIn;;stexlcn sein sollle, durch "'orte zllr \\'irk. 
lidlkdt JI1achl'n, Ein 'J'ruJ.;llild ",inl nls nhsolllt feslstehend bclraehtet, die ihm 
lI\i. f~1 widl'l' 'Jll'l'dlelllie historisl'he \Virldichkeit zur .. ]'iklioll" erkliirt (\'el'f;1. 

Pr"l"l",)I c!I'S :.!,-l. Yl;rhnndIIlTlgS\;lges, S. 41\)! Dahei wird (lann noch die hcwlIl.\le 
lil'gdlT"','rwirrul'!-l allf die Spitze gelriehclI, indem man zuniichsl delll \\'orte 
.I>iktalll'''' im He~rirr L1,'r .1Jildallir L1e~ Proletariats" einen Inhalt ulltcrstelll, 
h'r all I' 11l:lr,\i~'i~dl Icninislisl'hen Theorie \'011 ,leI' ])ililntllr ,It's Prolclnriats 
ul il'! 'I widl'nl'l'i('hl, uud dllnn -- das ist dus Entsdlei(h'nde - ein "Belwnntllis" 

.1"1' 1\lllllllllllli,h'lI zur "Dililalllr" in (lI'm \'on der ßlIudesl'egierulIl: unt"I'stelllen 
\ 11 h'iI'l'" "il111I' itaraus ],ollsll'llierl. Sehlielmch wird es lIoch - als Krönlillg _. 
inl glriulcll .\h'IlIWllt als rille ,höswillillc ~(iI3dcutullg" des Bl'griffs "Dil\lalur" 
[, 7,·jdlll,'I, '\1'111'1 ,.11'1 i\larXlSmlls-Leninislllus den ihm ci~enen, wissensl'hafl1khen 
ß"lll'ifl' der nilll:llllr im Silln", stnllllil'her Herrschaft der ökonomisch hHrsehell­
,h'lI "11l~"I' iJ1l1'h 11111 di" hiirgl'rlidll' Gesellsdwft anwendet. 
ldl 41:lul)l', alll'in dll'~" ~lEthnde eill<,r sogrnllnnlen .,ßew('iswi'lrdigllug" kenll­
71.'khll' I "i,' IIl1hallhul'l' Posilioll ei,'r ßllndesrcgiel'lmg. 
\\'/1' '''"' 11111'" di,' kOlll'rel" Einsl'hiitzung d('s hiirgl'rlidll'n Slaates lllllllllgl, so 
sillil diO' J>rntl'(;\1'1'11'1'11'I' dei' BUllileHe!:i1'I'un~ trotz nll<'r Entslellungen de.s 
'hin' \lJ1l1s,r. rllinismlJ~ dodl \\'ohl nicht IIller Sdl\\'ierigk"it('n. dir. die Hl'aliliit 
ihr"l1 '1'1"''''11 "lIlgl'W'II,,'17t, Herr geworden; ,It'nll so l('itll'll~chaftlkh sich zllm 
H,'i.pi .. , lIu(,h 111'1'1' Ilt'e1,lslIllwalt Ur, nh: j:(l'gt'l\ den B('griff der Dildalur der 
HtlUrt"I'lli~i,' \\"11111'1, ~u ml1l.: CI' dm'h IJrzl'idllll'lHh'l'\H'ise die Fmgl' offen lassen, 
\\'<'kh,' l,rii!ll' rI"nn llnl1 lnlsiichlidl die ~[a('ht im hilrgl'l'liehen Staal al1,iihl'11. 
l~r 7h'hl liitl, \'il'l"lI'lIr allr dil' :lllgl'l1lf'ine Ft!~"tf'illl:tg ZIIriif'k ... rlaB jclI<, (~l.'sl'lI­

(h:\l~~llle'n'lI dir('I,·",;,'rl iq "lid lf'il"lill .. SI'hieht"ll lu'ni;li"l" ,S, n ,h's Pmlo­
1;;111, Ih'~ :!.-,. \','rh'o,,"IIII1,,~h\J:;c'I, \)a.~ ist, je"(,ilrall~ '()ln'i! 1'5 sieh 11m die 
J\lilsol'n'~l",dlsdml'l lu,"dl'll. zwar IInhestrcitbar ril'htig, 11111' ist. gel'ade das 
\\'esl'nllkhe Ilmnil nichl geldiirl, niimlich die Frage, w I' 1ehe Bevölkerl1ngs. 

.".,,'. 

~ruPJlpn es ~i1)(l, di~ I'll1c 1)('~'lI)(lere S\elll1l1g lind Mnchllll'fugnis he~itzf'n Ull'; 
dic IrilcnuI'n Funkliollen im Staut uusiihen, ~Ian );al1l1 Siell des Eindl'ucks knlllll 
('rwehro.!ll, lila ~cl der Btllldl'sr<'girrung wirldich ein Mißgeschick unlerlllnfcn, 
wenn sil' 7.11111 l'inchweis der These von den in jedem Shwt existierenden pri\'i. 
legierlen Schichlen ausgel'cchnet allf den sozialistis('hen St:I:11 hinwf'isl. in rlem 
dns Prin7iJl gilt: ~.Icder nnch seinen FiIhigkeiten, jedcm nach seiner Leislung," 
U)!'I' g('I'ade durdl dil'~l'n Hillweis deckt die Prozeß\'Crlrelllug der Bl1ndc.sl'egie­
wn<.: ~rlbst drn lelztlich ('ntscheidcnden, qualitati\'Cn Unterschied zwiscllen deI' 
I>il,fntur der gol1rj:lf'oi'i" ,'incl'seils I1nd der D.iktatnr des Proletnrinls anderer· 
SI'i S l\.uf ])(01111 Ul\l:!.l dill lIerren Prozdl\'ertreler der BtI1l(lesro~iel'ulI~ werden 
lIid,l eTII~th:l(1 lJ{'h:lnplrll wollen, dnB es in der I,api\alislischen Gcsellschal'l.­
lIrclnnn:::, im IlÜI'!olllrlic.hclI St:wt cl i c Lei s lu n S der Bürger sei, die dies'! 
Ili(fel'l'flzicl'llllg heslimmt, daß die groß,'n Differenziernngen im Antcil rler 
l'iflzelncn am g('sclbchaltlkhen Rcielltnm lllld an dcr gcsellschaftlichen ;\Iat:ht in 
o'incm an~CJ\1e••elU!n \'crh(illnis zn der J'iir die Schaffung dieses Re.ichtnms er­
hradllen ,\I'lldlsleislung stiinden, Vielmehr enl.s)lridll cs ja gerade dem ehrt­
ralilcr der 1,:1pil:1lislisch"n G"sflllsehaflsonhinng, daß die ganze Füllc \'on Bcich­
!tun und \lncht ill den Hänuell einer kleinen, nicht prodnlili\' lIrbeit<,J1(len 'fin­
Ilerhcil lil~gl llnd dal.\ die grüUten \'~'rllli;genS\Yl'rlp ohne deren el gen c 
.\rheilslchtllnt: prwllrhl'lI \\'crdl'll-
Die ,lUI'eh die Prozcß\'('rtrctllflg d"r BIIIIl.lesn'~icruog SlI nphrnhel nh~<,tnlle 
'mge d('J' Dlrf,'n'nzil'l'lIn~ der Cr,'sellsd1:lft erweist sich so :1ls eine J{cl'Ilfrn(je dcr 

C,1:JlIbIlHII'hl ilbel'hllllpl. Dill tiden lind l\lliibcrbriickbaren ö!;onomiseflcn (,eg,'n­
~ilt~(' l.\\'isdwll Kapitalisten u,"1 .\rbeilcl'lI, tier daraus resullierende lipfc 11 ml 
Illliilwl'hl'i.il'kllal'c [lllel'l'ssellg"!(Cn~ll!z zwisehcn der relativ kleinen Grllppe \'Oll 
l\:ipil;'\lblefl ciwl'scits lind der Ilrol.\cll ~Jasse der ,\l'beiler unr! iibrig(m \\1l'rk­
i,itigell :IIHh'I'I'I'",its mildll J'iir dk Kapilali~ten die polilische llcrrsUlllft (Dildu­
tnr!. die .\I"iihlllill der Stunl"')(lcht 7.lIr VoraussetzlIng I'iir di(' SiclH'l'ul1f: ihrer 
ö1IUIIl."ti~,'h"1I 1I,'rrSlhufl. itl'l'ade Il:,s [,lwr slellt [leI' ~lal.'xhlllus-L"lIil1i~Il1\1s 

es\, weu!) ZUlll Beispiel LCllin in seinem \\'er]; "Die proletarische Ile\'olulioll 
':lId .!.'r n"lIc'::iI [(aulsl;~'" s,:hreihl: 

"Die ,\II,III'uler \'t'I'\I'lIl1dcln den Sinal (nnd die Hede ist 1'011 dcr Ikmukrnlic, 
das h"il,ll \'on .. i 111' I' Ikr Slaatsformen) un\\eigerlich in ein \\'erkzcug rkr 
Jlcl'rsdlllIl ihreI' 1\11I~SI!, der Ausbentel', iilJer die AlIsg('helllelcn, Darlllll wird 
:wch L1p.r d,'rno];r,I1i~('he Sinnt, solnnge es Ausbellier gibt, die iihcr I[ic alls­
~elll'ulcle ~[~hllll'il h,.rr~dll'n. II11Vl'I'lIIpidlieh .. ille D,'mokralie fiir c1ie Aus· 
beutel' sein " 
("Au~gt'w!lh\le \\erl;,,", ~Iuskall l!Jli, Ud, JI, S, 4:'.]), 

Es gilol oInher kehli'n hliqlerlic.hell Staat, in dem nicht nllll entsdleioll'nden 
Slatlt~rullklionl'lI iu deli HUnden der Bourgeoisie liCiWl1, iunerhalb deren 
wiederullJ ill dl'n lJilrl:"rlidlen Staaten dcr Gegenwart die klpine (irul'Pc der 
'Ionopnlisliln lebten Endl's bc~tilllmt. Dcshalh stellle Lcnin in J,czng allf den 
I iirgf'l'llehrn Slnnl ill dl'lll gleichen Zusllmlllenhllng fest: 

~ "'ir \l'l'n"'" regiert (1I11t1 umpr Sinat winl ,l'inf:eril'hll'l" \ on hiirgl:rlidl,'n 
ß.'alu"'n, ltillll('rlif'lll'lJ Pnrlonlf'nlurierl1, hiir~,~rlidwn Hidllrl'lt, Das i~l die 
einrndil', o(frll,ithtilrlll'. ul1lof'slreilhare Wnhrh"it. ,lie \lillilHlJ'n IIl1d alll'r 
~lillilln"n "<'nschell c1,'r IIl1tclllrii('kten [';h"sCIi in ))II<'n hiltw'r1idlCII L:i,"l<'rn, 
auch ill deli nller(h'll1ul;ratisdlsten, :illS ei~ell.'r L,""'II'I'rfahrIlHl.: 1,"1I11o'H, die 
sie HigJith liihkn und zU sniircn bekommen." 
(a, 8, 0., S, 430) 
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Die gegenw~ rligen Verhiiltnisse in der BlIndesrepllblik sind doch geradezu ein 
;chulbeispiel fiir die Wahrheit dieser Sätze. Sowohl in der lus:.J111mensetzun(, 
leI' derzeitigen Hegierung und des Bundestages wie überbaul)t in der Besetzung 

der Schlüsselpositionen des Staatsapparates spiegelt sich die wirkliche :'vlachllage 
in \\Tesldeutschland wider Oder entspricht es etwa der sozialen Struktur West­
deutschlands. I"enn von J.l!) Abgeordneten des Bundestages 85 :\bgeordnete 
Unternehmer, w~ilere 85 _\bgeordnete leitt~nde Angestellte kapitalistischer Kon· 
zerne und underer Monopolvereinigungen und 51 Abgeordnete Gutsbesitzer sinlP 
Unverhältnismii/:lig groß isl ebenfalls die Zahl von Angehörigen der sogenannten 
freien Berufe unter den Abgeordneten des Bundestages, Aber nur I;' Abgeordnete 
des Bundestages (da~ sind kaum mehr als 3 Prozent) sind Arbeiter: und (lies in 
einem Staat. in dem die Arheiter und die werktiitigen Bauern die graUe :'vIehr­
heil der Bevölkerung ausmachen! 
\[an könnte ,·iel derartige Beispiele anführen. um die Verherrlichung des bürger­
lichen Staates, die die Bundesregierung hier hat vortragen lassen, ad absurdlllTl 
zu führen. Ich will mir das aus Zeitgriinden ersparen. :\llein die Zusammen­
setzung des Bonner Auswiilligen :\mtes spricht hier wm Beispiel Bände. 
Für uns kommt es bei alledem nur darunf an, zu erldiiren, warum - wie die 
Beweisaufnahme l'rgeben hnt - die KP]) als marxisti.sch-Ieninistische Partei, die 
jederzeit die grollen Errungen~chuHen uncl clie Bedeutung der hürgerlichen 
Demokratie im Vergleich wm Feudalislllus oder crsIrechi zur faschislischen 
Barbarei anerkannt, gewiircligt lind verleidigt hat und verleid.igt, in der bürger­
lichen Demokratie nicht die eiJ1Zif~e und er~t recht nicht die höchste Form der 
Demokratie zu sehen \"erm:lg. um w('nigslen unter (len in der Bundesrepublik 
bestehenden Vcrhiillni~sen. unler dencn die \lueht immer mehr von den aggres· 
sivsten Gruppen des Grnf.lknpilab usurpiert wird und selbst die einstigen Er· 
rungenschaften der biirg~'l'liehen Jh'lllokralil' zlJndllnl'nd systematisch aus­
gehöhll und preisgegr-llell werden Di~ l\l'll sieht mit ihrer Auffas'llng "öllig 
:l\If dem Boden d~r unbeslreitbar wahren J.eninschen F'e~lstellung: 

.Die bürgerliche Demo1<ratie, die im \'crgleich wm \Iillelalter pin gewallige,r 
historischer forbehrill isl. bleibt siels -- und muß es unter dem Kapitalismus 
stets bll'ibcn - eng, besdll'iinld. unwnhr, 11I'uehleriseh, ein Paradies für die 
Reichen, cin Belrug und ein(' F:1I1e fiir di,' .\u,~I'I)I'uleten, fiir die Armen." 
(a. a. 0., S. 4241 

)('nn die dargestellten \Ia<.:ht\"el'hidlnisse d('s I:iirgei'lichen Slaatrs. die die Pro­
:clhertreter der Bundesl"l;gil'run~ mil I'inl'r Handbewegung abtun wolll'n, be­
stimmen das \Ve~en jedes hijrgcrlidll'n Slaall's. \\"ohl 1,a1ln die flerrschaH der 
Bourgeoisie \"on di"ser oder jl'l,pr Gruppe innl'rhaJb der BOlII'g,'nisie ausgeiibt 
werden, wohl kiinnen die herrsdll'ndl'n Kn'ise dl'S kapit:lIistischen Slaates ihre 
Herrs('haft durch diese oder jene \ll-lIwde Hrwirklichen, - aber trotz dieser 
sicher n ich t un wes.'n Ilichen l.' nlersch iedc zwischen den \'ersch iedenen Er­
scheinungsformen hiirgerlidler Staaten hkihen clip~e ilHem \\'e~en nflch doch in 
jedem Falle eine Diktatur der Bour:zenhie. 
\lit dieser grul1lhiilzlichen Fe<I,lellLrng soll :dlcrclin;;s nic.hl etwa gesagt sein, 
daß es auf die kunkrete Gestaltung des jcwcii"igcn bürg~rlidlen Staates, auf die 
Formen und \Ielhoden der Verwirklichung eier Diktutur der Bourgeoisie nicht 
flnkämc. Ganz im Gegenteil. Gennlc die KPD kiimpft in \Yestdeulschland mit 
ihrer ganzen Kraft gegen Jede Preisgabe bürgerlich-demokratischer Prinzipien 
und ge~cn alle drohenden .-\nsiitze einer Fnschisierung des öffentlichen Lebens, 
Die KPD hut slets gelreu der Theorie des \'1arxisJJ1us-Leninismus auf dl'm 

Standpunkt gestanden, da ß es für die Arbeiterkla~se eine e n t s c he i den d e 
Frage ist. die Formen und \Icthoden der \·(achluusiibung der Bourgeoisie Zll 

erkennen und daraus die Schlußfolgerungcn für den Kampf um die Verteidigung 
und Verwirklichung des jeweils erreichbarcn Hikhstmaßes an Demokralie zu 
ziehen Es muß deshnlh ~lls eine schwere Verleumdung bezeichnet werden, wenn 
die Bundesregiernng hier behanptet, daß die KPD wegen ihres Bekenntnisses zu 
den Prinzipien des \lal'xisll1us-Leninismus ein Feind der Demokratie sei. 
Die Bundesregierung ist sich der Schwäche ihrer Position gerade in diesem 
Punkte auch offplIhaI' vollkomlllen bewußt. Sie giht das ull7.weidenlig dadurch 
zu erkennen, daß sie bestrebt i:;l. in ihrem Beweisvorbringen und in ihren Er­
Iiiuterungen zu ihren angehlichen Beweisen sorgl'iiltig jede Auseinandersetzung 
üher den Inhalt der Demokratie zu vermeiden und nach \lüglichkeit die Frage 
dc.'r Demokratie auf einige durchaus formale staatsr"chtliche Seiten dieser 
Frage, wie die Frage der parlamentarischen Opposition. die Frage des Wahl­
rechts ode,r die Frage der Gewaltenteilung zu redllzieren. Das isl. vom Stand­
punkt der Bundesregierung aus gesehen, selbstHrsliiudlich «'hr begrl'iflich, 
kann aber kl'ineswegs dazu fiihren, diesl'n Versuch. gerade die enlsdleidellden 
Punkte aus der Dislmssion i·,ber die Stellung dl'r I\PD zur J)emokrntie auszu­
schalten, widersprlll~hslos hinzunehmen. Sirhl'rlich ist für Lpllie wie Heuseh, 
Pferdmenges und andere Hepriisentanten der wesldeutschen Schwl'rinduslrie 
und ihre politischen Interessen\'erlreter Demot,ratie etwas anrlNl's als für ihre 
Arbeiter und für eine Partei der .-\.rbeilerklasse wie dil' KP\), ,Jene werden he­
greiflicherweise als Demokrntie nur einl'n Zustand anerk,'nnen, der ihnen da, 
ungehinderte Hecht gibt, üher die Wirhrhal'tskriifle des Lanc!es zu v.:rJ'iigcn. die 
arbeitenden :\len~chen an~znbeuten sowi,' dip \\"irtsrhafl ohne \1 ilhcSlillll1l1lt1g 
der Arbeiter und der Gewcrk~chaften zu rlirigieren und im Interesse ihrer 
muehlpolilisclH'n Ziele ar,szunulzcn, \"enn d~lnn allerdings einmal die ArlJ('it,~r 

sich zur \,"ehr s~-!zcn ulld ulir die FOl'derllnp r,rhl'hen, d:Js ihnen in beseheidcnen 
Grcn1.l'n zugestandene .\Iithe~timlllung~rechl zu realisieren. dann i51 da.< fiir diese 
\\"irtschaflskap.iliine eine VergewaltigunG ,1,,1' ., nemokrnlic··, zu rlen'n Schutz 
man skh für berechligl hiill. \\·a~s"rw"rfpr ,,;nzllselzell oder Hud1\"errals\"(~r­

fuhren c:inzuleilen, 
\\'enn wir gerade ulller dic,elll Ge~ichlspunkt r1,'r Delllokr:·tlie die gl'gef1wiirlige 
\'erf:Jsslln~slage in rI,'r ßnnrlesrcputllik hetrachten. zu deren Schulz ja die 
Bundesrq;ierlll1g \"{Hgih!. r1~I, \"crbots\'crfohrl'll ge~en die r\PD Zll belreibelI, 
dann isl lInz,,"ci rdil:,fI 1'r-.lzustclJerl. daß das gl'llendl' Gruntlr::eselz der Bevöll<c­
rung Westdeutsch1:mds I'inl' Heihe v;idlliger delllflkrutischcr Hcehte liibl. die von 
hohem \Verl für da, Volk ~,'il1 kiillll1'n. Ebenso offensidlllirh ::Ib('r ist auch, 
dall sich im st:.lattichen lind wil'lsehal'lli('hl1n Ll'hen \\'~stdclllsl:hlands gerade in 
der Fr:·rge rI(~r ih:rllnkrali.,dlcn Hechle ries \'(lilie, ('in inliner lieferer \Vider­
sprnch zwischen dem "'orllaul lind Sillrl des Gl"Ilndge'setzes und der Verfassungs­
wirldichl,eit "Illwickelt, Jdl 11I',dehc mich in di"wl11 Zusalllmenhang auf die \'on 
mir \"('r1e~enen StellungJlilhlllt'n :Hls Kreisen der Bnrlll('sregierung und der He­
r!i('nlllg~kn:r1ili'JIl ?11 t1I'Ul Pr<l!t·,I,lrpil, d,'1' 800 non IIiUlena(")lI'ilcr an Hhein und 
Hl.Iltr und auf tlie \'ol'giinf(c UIll di~ Yolkshewegllng I'ür' das Puulskirchen·\lani­
fl'sl. \Yie i,l C~ dt'llll I.lllH Bci~(li('1 mil einer ehrlich ge'meinten ])emo];ralie ZlI 

\"el'einhuren. <I:lU gerade r\,'genwiirlil> ::1111' der einen Seite durch die \Iuster­
~hstill1lI111nj:: üher <Ia~ Pl\urs"il'dlell-~J.nnil"·~l der llnwiderlegbare Beweis dafür 
erbracht wird, dllJ3 tlie ~rchrhcil der wesldcl.llsdlCll Bevölkerung die Pariser 
\'crlriige ulld die Wicrlcl'bewarflJung des deulschen \Iilitarislllus ablehnt, 
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wnTlrlln,' ant'lIrcrsllit, flie westdclItsdll' Presst' völlig \'on (11~n .'\lIhiillHel"ll ~lIr 

,J"risel" Verlriij:le und <ll'r WiederbewlIffuung heh"ITs('hl wirrl und diese An. 
hHnger gleicllzr.ilig im Bundestag iiher einc ~Io'hrheil n'l'fiigen, t]je im l'I'W"~sllllen 

(regensaft zum "-illcn dr:l' Mehrheit dt'r Be\'lillwnlng ,llIhl'/ Niellliind wird doch 
Im Ernst b~h:luptl'U kÖnlll'n, dllf.1 dies \Ierkmale (·iner wirklich delJ10kratiscllen 
Ordnullll seien, die der ßundesrl'gicrullJ; <lilS Bt'chl gellen könute, der KPD. (]je 
uncnniidlil'h auf dies" undcmokratisdlen "crhiillniss'(~ hingnwicsI'n hat uml für 
ihre Ah'>Il'lluug emgolrekn ist. dcn Yorwurf zu madll'n. sie ~l'i ein Feind der 
I)l'mtikralip.. 

\\'ir haLf'n in '!c'r BI'\\f'isnurllnhlJ1u ausführlich den ,\ufrllf lh's Zcnlr(t1komilees 
Il"r J\PD vum t1. Juni 10·15 ziliert, in dl'1J1 die KI'D ihl'l! Prinzipien für den 
Aulhlll1 f'inH lll1uell, \\irklkll IlelJ10kralisdlen Ordnung l1l'griint1l'll', l'inH Onl. 
nun!:, dip df'lll "olk.: das \Inf.l IIn demul'l'lItisdll'n RedlIen siehcrH sollte unll 
I,tilllllr, da~ "nl('r rlcn j:tf'!l('h..'nel1 uhjeklivlIH und snhjel<li\'cn Verliiillnisscn mög. 
til'h wur lind i~l. DiOItCI' AlIfl'uf. <irr seitdem fiir die !les:llnle Politik ch~r KP)) 
ul111 insIJ~~ontlcl'e fiir ihre Einslellunl: wr Frage der J)l'11l0kl'alie nrbindlich 
~rw('~"11 und Ill'bli"'ll~n j~l, sagle brkannllkh \'or alll'm. daß die Vorausselzungen 
I'iir dir l~rridltlln!l eintlr dllU,)rlinl'll'1l ulld feslrll demol,ralisdlC'1l Or,1nung in 
l'r,!pr Lil1io clnrln b,'stiindcn, den Imperialismus mil der 'Vurzl,1 :.llIszurollell, 
rlil' (irUnrllflgl'n des Militurismus W zf'l'stiirl'n ullll 7.U \','rhindrrn. duß noch 
('inmn', eine \\'iflzi~() ~Iilllh'rhcit sir" mit 1I111'e ihrcr wirtsdlHfllichen \lucht in 
dl'n nl'sitz dpr cnt,,'lwilh'llIl('n 1',)lills"'lcn i\!a eli I Sl'tzc-n kiillllte. 
\Iil fliesr'r il1fllr Aul'fassung \'ml ])(,l1lokl'atie, die allein dl'U IlIlcrf'ssen fies 
\'011.('11 UI1II'1' den IWllligen Verhiillllis.sen grreehl werdl'1\ l<anl1, slunden die ,'er. 
lro'lf'I' ..kr 1(1"']) tlamols keineswq(s allein. "'ir hahl'n in diesellI ZIISllllllllcllhang 
nu~dl'i'lddidl nul' ,len .\lIfrul' r1n P'lI"l<'i\'orslandes der Sozialdemokralischen 
I'lIrki 1)"lIlschhlncts \'11111 ,Jannar 1!):1! verwiesen. (leI' ('in ~,'n:H1rs Programm 
"'11 \Il1l1nalljlll'n in Slaat un<1 \\'irlsdHlft \·orsah. Ull\ 1~llIe re\'oilltion:irc demo­
1,l'nlislh., Ordnung zu I'I'I'id1ll'II 111111 je"t' \\'icdprkehr von fll1!ll'I'ialbl11ns und 
;·.l~rhi~nlll' 1U \'('rhind.'l'Il. "'ir h"h,'n weill'r sdlOn t1nflluf hin~ewics('n - und 
i"h nliil'hlc das noch cinll1<11 h(~r\'orhehell -, daJ.\ 'llIeh das nm :I. Fehrllllr 19-17 
in .\1111'11 in \Yestt:Iit'1l \'l'rkiindde Programm der CDU <1('r 11I'ilisdll'n Zone 
c1l1rch"lIs ähnliclll' G('dank"l1giingl' enlhirll. Es hil'lJ hllkannt1ieh in diesem Pro. 
gr:lTnm: 

urd, ('inf' grrnciuwirlschaflliehc Ordnung soll (las ,Ieulsehe Yolk eine \\'irl. 
sdlllfls- und S07iuh'erl'assung erhalten. die dem 1I('('hl lind ,Il'r \Viirde ,Ies 
~r"IlSdll'l1 I'nhpric-ht, <1,'m g,'isli~ .. n lind matl'rit'lh-n :\lIfhall 1I11Sel'eS Yolkcs 
dil'nt und l1l'n inl1l'l'('lI IIllfl iill[kl'l'l1 Fril'den sidlCl'l.'· 

'~11 di('~('m ZWf'rl, \\"111',1"11 il1,h"sn'lllprl' folgelllie '\ln(\nlllll11l'lI in ,ii/'sl'm I'ro­
rll.ß1m vOI'ge\l-hlu/:"f:II: 

•.. ,die \'r'rhindl'rllnl: dcl' Zlisallllllcnhallllng Il('r wirtschaftlichen 1\1':iftc in 
c1('r Jrnnll von Ein7.,lpcl'sonl·n, \'on Gesellschaften, privaten odc'r i.HI','nlli,.h ..1l 

()rF:l\nj~ntionell, dl1l'ch (lie die wirlsdwfllir-he ()(llr politisdll' Freihrit ge­
fiillrrll'l wl'rcll'11 kiinnte," 

F:s Wl\rdl \\'l'it"'r die Yr'rF:es0Ilsl'llllfllllll( tks R ..'rghall.S und (Ir:r ,'iSl"I~rh:,rfl'Ilr1l'n 

\.irofHndllsll'ie sowi,· "in wirk!iehl's \lilhe.,timlllllnj;(sl'('cht der ArI.... ilnehnwr in 
rit·n I:runrlll'j:l,'ndt'n 1'1':1/1('11 d,'r g",,'lbdl:lfllidlen I'lnllnllg Ullo! sll7iu1l'n (je­
~lnlllltll: fll'l'ordl'rl 
Es "tl(ll skh aho, tlnU die KPfl seit 1~)H) lI11d völlig 11 n\'f:1':i 1ll1l'rl ho'ule _\nf· 

$6UnSen üh,,!' die ,Frn!lll der DI~lllok\'lltie \'ertreten hut und vertriII, Llie auch 

f\Ö 

\'on :l.ndl'rlln rle~)()kr.lIl1Sl'll g~slnnfen poTltI~rllen.1't,r~rte~ cfl1rch.a~ls llet~~l1wl!rde~l. 
))11' I, PI) hai dIese 1I1\'e Alliinssllngf'n \'on 1910 JJl kelller \\ CJ!& geuTlde\'1. Sle 
~tuhl IlQulJ II,'ule \'ull allr Ihrem H(ld,~n. \Venn trotzdem die Bllnrleucgicrung 

\jt'lll. ein Ycrl'ul!l'l'rfahrell U"!len .lif' I\PD betreiht und 7.llr D"SI'ündung ihres 
Vl'rholsanll't1!!cs tlle Rehn\l(llllng aufstellt. die I\PD st'i schon welleIl ,ihrer 
wi~sf'nschaftlit:henTheorie eine undrmuln-alische Partei, so beweist dos ledlRlidl, 
elnß die in eier 'Bulldesrepnhliii l11nl~~{:ht'IIl1t::n Pnrleien, inslwsonrlerc die Partei 
dl's BUlldt'~llDn1.lt'rs, ihre c1nOlnlil1('1l '\lIl'fus,ungen nufgegl'ben huhen lind beule 
\'on ihn'n frülwr(>n dllmokl'nli~chetl Zic,ten nlehls mehr wissen wollen, 
GC'I'll(le di"se SilUution zwingt nllel'llings die Bllnelcsregieruul1, tun \\'cni~stens 

ri<'n Schrin einrl' ßl!(ll'iilldun;; für ihn'n \"or\\'l1I'f dt'r anlidl'mukl'lllhd\(,ll Ein­
~lelhlllg der I,!'r> zu Cr7.ellgcn, zu d(~n hillr in fler Beweisalll"nahnlu prullti,.icrlcn 
wirlllil'li unwürdigen ~flln(i\'l!rn Ullt 1.1,'1" Tho'()I'lc de!l ~larxismu~·Ll'lIinhmu" 

d) Eine dbr Kl!rnfl':1geD der Einschiltzung des hürgerJiehen Slaate~, die IIUdl in der 
BI:wrbllllfnnhllle cilll'n wesentlichen Ihllm eillnahm, ist die Frage tier hürger­
lidl-demoJcrlltisdlen Rechle uud Freiheitcu. Ich will hier iu tli"sl'l1I Zusamnll'n­
Iltlllg nldll \'on der Enlslehllng und HeraU5bildl111g diesel' biirgerlidl-lll'll1nkrllli­
~I!hen Frelheil~l'l'chle, von ihren \VillldlulI!lCll m de]' Enlwicklunl-: dei' hiirgcr­
lidlcn G~s(>lIschflfl sprechcn, ohwohl lias für ihre EinschiilZllng durch dl'n 
\If1l'xi,mus·Lcni.nisrllull sehr wesenllicJt \\':\re. I<:h will nnr feststelku, <laU f.l(·rndc 
(Ii,' "nrxi,I('n IlllHler hclun! 1I:1I)ell, c1alJ es eine dl'l' hef!t·u .... nd,tl'n hislllrbdll'l\ 
ErrungPluchallen des kiimprl'lIdcn Vulkes war, (lal~ im ErSl'llllis der si('gr,'irhel\ 
biirgerlichen Hc\'olnlio1\I'n die Grund- und Freiheitsrechte Will BI'~lnrlllll'il alle'r 
hürgerlic:h"11 "crl'llss11ugen wll ....I(·1\ und damit allen delllokmlisC'hC'r1 lüiifleu 
wCl1if.(slen~ l,ine jurbtiuJll' \\fllrre fiir ihrcn Kampf fiir frcilll'illil-hr' ulld '!"l1ltl­
kl'lliisdie \'cl'iliillub~e I,(cg ..'hell wurdc. Aher das ;llIdert llidll das llerillJ!'tc' dllr'ln. 
dal! dia bilr/iedidlf'n Grllnd. und Freill/'itsl'echtc für die w....kl!i1i~ru ,1t'II,c'llt'll 
d""flor,1a rUti, hesl:hriinkt ullrl rormal hliebt'll. Ut)llfl 01\,11.'111.' der "om illll~":l'n 

Biirgl'l'lUIll im re\'ollltiou:iren Kampf he~ciliglen feudalen F('~~,'ln ullli ~"ill':In",'n 

f'l'I'it'hlelll ,lie sipgreidll:' I3nllrgcuisip ncu!", iil.olloJlli,s,·hc F('ssrh. und Sdll'l.l11l'l'll. 
n:ls ~.~"cJanh zwar nichl immer .,urfiziell'·, in geselzlidlel' 1'01'111, und IIh'tl 111'0' 
hnliJ \'011 dn IIcl"I'~c.hentlcn l30urgeulsie imlller wieder gelcn(.:lwl, so wi,' "R hi,'\' 
~rucllt "on tkn I'rozeß"crtretcrn rler BlIncJesrel{ierun~ gelengnrl wird, uurl tiwlo 
sind di('~c j"konomisdll'n Sdll'l1nl('~n vnrh:lnrlen Hnfl '!ir die \\'r'I'l,liiligell "i;~­

lieh fiiillb:ll' 

Zwnr i~t das llunlC hiirg,>rlidll' Ih'dll.ss.\'.-i!t'11l \'on llet Fiktion ,1,,1' Frcih"il und 
GIi'il:llhrH allel' SllI:r1shiil'l:f'r hcllerrsdll. Aller iillCl'lCllgl nicht ,jl'tI,'r T:'l:!•• Ik 
;dll:i~lirlte l'roxls des Lcbl'IIS. .If'(I.:-u \'011 sein!'r i\l'In'll Il'h ... ncl~n ~11'n,I'['I'I' ill (kr 
hiirgl'rlidll'll r,"'""lhdlllll, insln'$tlndcre jl'dcn Arheill'l', \'on !lt'l' liI'll"1 "":r1,rllt'il 
IIlId \\'ci,hl'il jl'n,'."> 1...I,ounl<'1I Salzl's des großen l'r:lnzjjslwlorn Sl'hrirtQ,'lll'l's 
"ualnle Fr:1u er. daß die FrcilH'it lind Gleichheit im hiirgerlidll:-n Slllnt dllrrh 
das Prinzip J!ekl'nll7.oichnet \\"C'fde: ,.Ln,cr Hecht iu seit,,'r erhobc'uM Gr(Hle 
ullcl \,"eisbeil vcrbidet es AI'lJl('n wil' H(·idll'n glcicherll1!1(1('Il, Brul zu ~tl'hlen 

und IInter Briid,en zn schlofen·'q 

\'011 dies;"11 Renliliilen jl'dt's, auch dl'S .. dl'IIlOknlli~~h~h'"· lHtlJilalislisdll'll 
1.[,"111'5 Si'hl Lenin [lus. 1\ enn CI' im .\lISdduLl an 1';11(;(·15 rl·~l.~l<·nl. tlllf.l ,idl di 
J'l'('iln·il uull l;lci<:hltl:it der \-\'el'klfi,li;::L:1I UIIII'I" den Vcrh:.lIllli~st·1idcr ullg.'mci""ll 
"':iI't'nprodu],tion, das hl'il.1t utlle,' ,Jr.n iikollomischen Bedingungrll U',\ I{npiln­
\iSlllUs, als Plll'a~e, .ols Ah]datscl' Ih:r \'erhiiltllissc c10r ' ...·arenrl'odulltiv1l~ er­
wl'i~en muü, Diose ensen Grenzen 1IIJ('r, die dc.r Freiheit und Glcichhcit für die 

\ 
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Werklätigen in der bürgerlichen Demokratie durch die ohjektiv Wirke?:cn
 
ökonomischen Gesetze des Kapitalismus gezogen sind, haben ebenso wenig die
 
Marxisten erfunden, wie sie die Prozcß"erlreler der Bundesregierung dreh
 
bloßes Leugnen aus der "'clt schaffen können, Trotzdem aber scheuen sich
 
diese hier nicht. aus dem Nachweis der engen Beschriinktheit der Freiheit und
 
Gleichheit im bürgerlichen Staat und der Anprangerung dieser Verhiill1isse
 
durch die Klassiker des :--Ia rxismus·Leninismus "folgern" zu wollen, "wie fern
 
sie (die KPD) den Grundwerten unserer freiheitlichen demokratischen Gl'1Iud.
 
ordnung steht", (Protokoll des 21. Verhandlungslages, S, 13) Das ist dip gleiche
 
verblüffende "Logik" in den Au,fiihrungen der Prozeß,'ertreler der Bundesregi,! ­

rung, von der bereits die Rede war! Das isl aber vor allem auch eine glalle
 
Unwahrheit!
 

Die Beweisaufnahme hai vielmehr ergebell, daß der :--'1arxismus-LeniniSIllI.lS die
 
Verldimmerung der Freiheit und 'ViinIe des :--fenschen im Kapitnlismus brand­

markt, daß er eine GesellsC'haftsordnung verurteilt, die den arhcitpllCl,'n :--Iell­

schen die Früchte ihrer Arbeit verwehrt, die Elend, Angst uud Surgl' fi"r die
 
einfachcn Menscheu bedeutet, da/3 er eine Gesellsehaftsordnuug mißhilli;.:t. die
 
gesetzmiißig zu Wirtschaftskrisen und schließlich zu Kriegen als dPr flll'C'ht­

barslen Geißel der :--renschheit führt. Der :--larxiSll1us-LeniniS!11us zeigt im Sozia­

lismus den endgülligen Au,weg aus diesem l{reisl:llIf "on Krisen nnd I,riegen,
 
Er forderl aber auch in jeder historischen S'ituation deo Kampf fiir dip \'er.
 
leidigung, für die Erhaltnng lind Erweiternng der demokratischen Rechte nlld
 
Freiheiten,
 

Deshalb hat die KPD, wje idl lJel der ])(II',[ellul1g dpr tahiidtlichen PoliliJ, rier
 
KPD gezeigt ha 1>1', den Kampf fiir die Verleidignng der bürgerlich.demokrati. 
schen Rechte un(1 Freiheiten in 'Vesldeutschland zu einer ihrer \\'eseutlirh"n 
Aufgaben ~emaehL Deshalh kiimpft sie konsequent nnd unl)C'irrhar fiir die 1-:in. 
haltung und Erweiterllng dt·r demokratisd1Cn Gruud- nnd Freiheibrechlc. 
Im Zusammenhang mit d('n Fragen der hiirgerlichen Demokratie erf'or:lcl'l 
schließlich auf Grund der Beweisaufn:lhm,' die marxisliscLt-leninistische 1': in­
schiit7.llng des bürgerlichen P:,rlamentarismus unrl die Slelluug der I\PD zu ihm 
noch eine hesondere Behandlung, Dies gill ulllsomehr. ah die BuudeHegierung 
in offeJlem \"iderspruch znr labiichliehcn Polilik .Jel' I,PD den .-\nschein zu er­
wecken sucht, als sei die I,PD ein prinzipieller Gegner parlnmcntarischer He. 
gierungsformen und als dirne ihre Parlamenharbeil lediglicll (!I'm Zirl, die 
Rechte des Pnrlamcnts, die bürgerliche J)elJlokralie zn zerstören, Diese Behaup. 
tung isl eine durch riie Beweisaufnahmc in nichls bewiesene \'öllig willkür­
liche L'nlerstcllung, die Uln so schwerer wiegt. als es gerade die Bundesregierung 
ist, die schon seil liingerer Zeit bestrebt ist. systeruatisl'h den EinfIulJ des Bnnde.s. 
tages zu vermindern und ihn ihrer eigenen, autoritiircn PoliliJ, unterzuordnen, 
Die KPD Iritt in Wirklichkeit in voller 'Cbereinslil11111ung mit den Lehren (les 
~Iarxismus·Leninismus für die \'ertoidigung dl'r Hechte des Parlaments gcg"n­
über allen autokratischen Bestr,~Lungrn ,'on \{egierungpn ein. ebenso wie sie 
überhaupl für die \'erteidigung der bürserlich-demokralischl'n Hechte eintritt; 
denn das Bcstehen und Funktiouieren des bürgerlichen Parlamentarismus er­
leichtert den Kampf der ,\rbejt~rkl:lsse fiir die Verwirklichung der demokrati 
sehen Rechte des \'olkes und für die \'erbesserung der Lebenshaltung aller 
Werkliitigen, 
Es hat sich in der Bcwcis:llIfnahJl,e illllllcr und iml1ler wieder gezeigt. daß der 
:--rarxismus-Lenillhmus in Jeder historischen Situalion das Eintreten der Kom-

IIlnnistrn für alle crreiC'hharen demokratischen Rechle des Volkes fordert, daß 
,'I' sieh stels lür ci:IS .leweil; erreichbare Hüchslnml? an Demokratie einsetzt. Des­
halh hahen die rOassihr des :--IarxisIllJls-LeninislJlus auch deli bürgerlichen 
Parlal11entari.~l1Ius als l'inell bedeJllendl'n historischeu Fortschr\ll im Vergleich 
v.um l1Iiltelalteriiche:t Fwdal·.\bsolutismus anerkannt. Deshalb sind sie für die 
Erk:illlpfung und Erweiterung der parlamentarischen Rechte im Interesse der 
Verwirldichun!! der dcrnoluatischen Rech:e des Volkes eingelretcn, 
Die tat~iidllidl~' Politil, MI' J(PD entspricht dieser grundsätzlichen Einschiitzung 
durch llie marxistisch·leninistische Theorie in überzeugcnder "'eise. Seit den 
~rstelJ Ta~cn des Aufbaus einer ucuen deutschen Staalsordnung auf deo Trüm­
mern des I1illcr-Staates hat die KPD aktiv und verantworllich an der Bildung 
und Arheit parlamentarisch!'r Inslilutionen leil!!enommen, überall - im ParIa­
menlarisdll'n Nat I1I11l im Bundestag. in den Landlagen und in den Gemeinde­
l'arl:lll1rnten Ulle! pbenso auch auUerhalh dieser Inslitutionen - ist die KPD fiir 
die SiC'herung uml Erweiterung der parlanlPntarischen I(ontrollrechte eingetreten, 
UI11 dip in der BUlldesfl'puhlik hcstC'lll'ndeu Parlamente in möglichst hohem 
~i:tl.:c zu delllokrulisdlcn Vertrelullgskürperschal'ten zu machen. 'Vie überall in 
ihr,'r gesamlen Arbeit Il'af und tl:ill die I(PO ~uch in den Parlamenten für die 
!.üsl1ng der Lrbensfrfl;,:r'll drr dl'utsdll'n ]\alion, für die Verwirklichung der 
Forderungen der 'Verkliitig!'11 ein, \'kle Hunderte von Antr:igen der KPD­
Fraktionen im Bundestag, in den Landlag('ll und in den Gemeindevertretungen 
legen Zeugnis ah von der konstruktiven, grundgcsetzmiißigen Parlamentsarbeit 
der ]{PD und widerlrgen damit die Behanptung der Bundesregierung, die KPD 
mißbrauche c1ie ParIamenie fiir angehIich grundgesplzwiclrige Ziele, 
Zn diesel' uldjven nnd prugrl'ssiven ~(ilaI'1lf:it rlt'!' KPD in den Parlamcnten nnd 
Zll ihrem Eintretell fiir dir \\"aiorullg und Erweilerullg der PHIamentsrechte 
sIeht es nichl im mind"slen in \Yidcrs]Jl'udl, c1aB die I'PD. in Cbereinstimmung 
mit der Theori(' des ~lur.xisnJlls-L,'ninislllus in der parlamentarischcn Demo­
Iuuli,: nieht dir höchste Form der Drll1<lkl'atie sieht. 
Die \'on den Klassikern des :--Iar"ismus-Leninismus nal'];gewi,'scne und in der 
Beweisanfnahme dargeslellt!' Bo,chriinklhcit des biil'gl'l'lirh,'n Parlamcnlarismu', 
die iu a lien pa rb men la risc!J rel;ierlen bii rgerl idlCH Slaa I('11 faklisch Lwstehende 
.\bkapselung des Parlamenls \'om Volk und das rast nllgl'meinl' \'ersn~"n der 
parlamentarischen Kontrolle gegl.'nüher den Re~ierungl'll sind kt-ill'~ znfiilligcn 
Erscheinungt'n, ,,0ndcl'l1 notwt'lldige Folgen des Klas>encharakters (lie~er Slant"n; 
delln kein Staat kann in seinen Formen d!'lnlJkratischl'l' scin ab in scinl'lJ1 
luLtall. lind allen parlamentarischen l{onlrollrcl'ht('n ist in eIn Staalspr:lXis der 
bürgerlidlen Slaaten eine ahsolute Schranke dort geselzt, \\'0 uicsc Kontroll ­
rechte 7.11 einer Gefiilll'lluHg der b«slehendcn ~l:lcht\'erltiillnisse fiiltrcn, Deshalb 
entlarven die Klassiker des :--larxisl1lns·Leninislllus schOllungslos sol('he "parla­
mentarischen" Verhiillnisse, bei denen das Parlament in erster Linie die I\uf­
gabe hat, dell \'oll,sn1U~sen da, Bestehen eiller Dl'llJokralic für lüte, eincr 
.. Idenlitiit ,'on Regierenden und Hegierten" \'Ul'zugHllkeln. wiihrend in Wirklidl' 
keil alle grulku Enlscheidungen hinter delll Hfi.'k"11 des l'arlflJlll.'nls, uillin ,\us­
schlul;l jeder parlamentarisch~1J Kontrolle. in der I{('l,(ierung ud,'r lIJllnilkll"lr 
io den Büros der Banken und Konzerne gelroffcn werden. \\'je dieser .. Paria­
lUenlllrbmus" aussicht, den die 1,lassiker lies ~(ar.xi~JIIus·Lcnilli~IlJI'S mil alkr 
Schiirfe gei Beln, das ist. auf die \'erhiiltnisse in cler Bnnde~rel)ulJ1jk bezogen, in 
dem Aufsatz \'on J, F. Volrad Deneke "Das Parlament als Kolll:kli\'" in der 
.Zeitschrift fiir die gesamte Sprachwissenschaft" (H:l53, S. 503 [,f,) mit dankens­
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wl'l'!c:'r Dt'lIl1il'hkl'i1 nll~,::e~prodll'l1 w(lrrlrn, F.~ finrll'11 skh rtorl folgcnrtc !;cnn­
zridlllcl1dcl1 Sülze: 

.. Xol'ma].or\\'c'i,,' hecillf1l1~~ell dit' H'11 ,1(')' \Yiiltl"rsl'bal't al.l"l-:l"traltllenjIIll ­
pI11sr freilkh Ilwhr llil1 Tnnnrt lind dir.' T.l1ulsllirlit, als die TOllfolgp. P' rla. 
ml'nlarisdll'r Al;li">ntll1, ," 

oder: 

.. Das sl'lIsall1 TIt, :ltr:llischl' 111111 da~ I1l'n,'lranl nrl1lagl)gi~ehn mrn\l'llpr Pnrlei­
klll1dgr-llllll~ nnll II1nlldlt'r DrlJrlll., il11 1'1"lIar~nnl wirr! sod:l1-p,'~'('holo,~isch 
iihcrltallpl 11111' 1111' r1"r \Y/'c]nrlhpzipI11l11l: 1.wi,chcn ,11'111 Parlanll'111 uh Fiill ­
rllllg~,'lilr IInll ,!Pr "'nIion nl, lnl"nl,'1' ,\In~,,,' \'('r,Eillrllil-h" ,"
 

olll'r:
 

.. Dip TJc'rr,dlt,rtqlln!;tioll Ilr's ßlIlldl'~hHII" 1"'sehl'iilll;l sidl-VOr allell1 ,bnn, 
\\"'1111 dpr l{nnzl",r 1'1'\1 "inmal /lrwiiltll i,1 - clarallf, den I1n"h drn nichl­
linic'l1 des T\nnzl(\1'~ 01 ientierlt'n Gang der Pulilik ZIl bcschlI'UlliH('I1, zu 
11I'II1111('n ndr-r ZII mn,lil'i'l.iCI'r-1I nh'hl :11",1' grllnrhiitzlirh zu knkcn , , , 
\'nl' :tll"rn ill drr AIII-\"npolitil;, wo die :-'forlifiziel'nn,:: einl11nl ]ltll'aphip.rtl'r 
urkl' l!llr ulIl"r/ril'1I1ll'It'r V"rlriige nAlw~1I od"r \,jilli~ Illlsf.(eschlo~R('n ist. haI 
da' P,"'lanlPnf kallrn .'in" f.hanrl' zn rrhtrr :l,filwirlwnc, Wl'nn ,leI' Kanzler 
lli""'T \rilwirl,lIn!! nu\wpichl." 

Trnl~ dir,,'1' ,'nr;hknn,lil! sn h.,,,'hl'ichel'l'l1 Yerhiiltni~sl'. ill ,kn"11 ,]je Pm'la­
1111'111,' \'nn tI"n 1'l\I'I,'jl'l1 rl"" lierrsl'1I"I1Clrn Dllnl'gl'oisie n1l'hl' Ullr! nll'hr ZI1 TIIslrll­
1111'1I1o'n ,1,'r' Vnlk~l1ill,dl\lllg gr-marhl wrl'dl'n, gihl I'S I,einen (lI"IIIHI fiil· die 
KOl11n11lnisll'II, mil rlirsen r:lklis.-ll hpRlrhendl'n Vl'rhiiltnissl'n ~l1g1rkh nl1l.'h die 
I"lrlnm

p
l1f:II'isdw nl'mol,l':llip iih,'rhanpl zu vl'J'wprfrn. lind sie Ilin rlns allrh 

lIi ..hl G:"I~ im r.egpnl'(~il hpll'ndllpn es die T{llllll11l1nislen al, ihre Aufgnhf', inner­
IInrl allf,II'l'hnlh rlpr Pnrlnn1l'ntp dafiir Zll kiirnpfen. daß in rlieSl'll, soweit iillPr­
hnllpl l11i\clid, dpr \Villl' rll's Volke:, zur (;eltllnq k",nmt, und ,bn dir- Hpgil' ­
rnn!!C'll :'11 t1r'1I11l1,rnlisl'h ~1'''aßtp 11 11 rl mit. ,lr-m Grnndg"sl'l7. iihl'l'l'insliml1wnde 
r.:111,,'h,·jdlll1u('n dt'r Pnrlumrnlp ::"hullden hlcihen, 

Di,'''' Fill'l"l1l1l1:~ Iw,limml auch ,lip floH" .. " ,1"1' KPD zu rlrn ill tier ßlIllrlps­

r'pl'1I1,lil: 1'I'~rr'hf'lIIlrn P''''!l'IIIf'lllP''
 

Dic' l\PD hdillrld sich mit ,liespr I111ltllng IIkhl 11111' in voller 'G1.>"I,,'in'linlll1l1n~
 
mit ,"Iilll1 nl1rl \Yol'l1nlll rips Grnnrlgrselzrs, sondcrn sie knüpft dn111it 1111rh an 
,Iil' r:O",!L'I·nI1IlCI1 rl,'r Idassisdll'n hiirgl'rlidH'n Dpmnl<raHr :111. ,iip nllprclings 
h""'idlI1PIH1,'!'w,';SI' ill ihr"'r I'j'inpn Form 'ill kl'inf.'111 hiirgl'rlielH'n Slnnl \'p.r­
wir!;I1rlll wurden, 11:O"h ,!r'nen niimlidl rlas Pnrlnmr111 ,'rine Lrgitim:ltinn nlll'in 
\'ml' \'011(1'. vnu dpr \\'iihll'rsd1:o[t :lI,I.'il"n k:Olll1, Dar:tus nllPr mllß sir'h nol­
,,'pl1'1;,! ",'ul'hpn, nrdJ i'lnmal rlpr Il11l1lilfo>lhnr gpiilll,1r'I'te \\'illl' rl.'r YolbnlC'hrhl'it 
lil1,I"""no1"rl' iu ,1.· Form tlr-s "nlk';'nlsrhpirhl fiir al11' Organe nl1rl nrrntll' 
auch fii,' rl,,< 1':1I"1:111lf'1I1 nls hikhslcll Hl':turtr:l!!lrn rirs \'olkes "f.'rhilllflirh nn,l 
\"lH'rnngi!! ht. Ulltl ,ln n 7urn 1In,lprl'n ,bs ParlnnH'l1t all"11 allclrrrn Slaals'H'gnnl'n 
j:hrrgl''lI'r1/l1'1 ist 1):1I1pi kann skh d,l' Parlnmpnl nur ill dem \fnnp :l1.s wirk. 
lid!!' Vnlks\'l'l'll,.'lIlllg pr",pi<f'n. nls ein engl'r T\nnt:lkl zwisl'hpn \\'iihlersdwH 
1I11d Ah~rnrrlnrkn, zwisehr'n Parlnlnrnlsnl'11rit lind nnmiltrlh:1I"rl1 (]plllokrnli ­
sdl('n ,\k1innf.'n h<'sl<'hl )),'nll (Ja clas l':orlnlnrnt nid,' S~lhsl~wl'l'k, sonrl.'rn nnr 
~as mil ,1,'1' hiidhh'll d"11lo"l'atL<ch"11 Lrgitimation :lllsgcstallrll' Organ ,h's 
Volkrs ist. rnl1f.l "S "u('h nus nllpn Qurlll'n c!r, dplllokralis('hcn Lrhrl1< <ch;;nf'.'I1­
IllIIU .-'s ht·,llinrlig IlllrllJ1~f' \'on tll'rl Volk"massen splhsl pmpfnll!:{'n, Das \Yirkrn 
,1l-~ I':....1:lInr-lll" 1lI111 unmillt'lhnl'C dnrnokratisc'hr Aktiollen ,1l'r ße\'iilkl'l'ung, wie 
sie zum Brispiel in einer allgomr'inpn YOlk'hefragnng Anstlrnrk finden, die 

!:o 

HII'1alllrnlnrbdlf' unrl ,lic :luß\'I'p:Ol'lal1ll'nlnrisclle Arll.'il (Irr l"lrlc'lo'n 1I11d r1<-r 
Parlamenlari"I' ~('hlil'lkll ~ieh Illilhin ni"ht all~. ,on.lern erl-:illl1.l'n «ln;llIoIer, lIerr 
FiselI hai di,'~ hil'r ),('rrils ;Illl 16, 3, 1\).">!) f\'l'rgl. Pro10koll d"5 21. Ycrhllnclhlllgs. 

lllf:CS. S, 1i) mit den Worl~1I allsgc~[lrl)dH'n: 

.Das wiire ",in schlechles Parlamrnl, d:1S skh ,'om "'illen de~ \'olkr's isolierl 
und keine Hiicksichl nimmt :lnf c1ie I"1Iitisdte Akli\ iliil d"r :-'lclIsehen alll.\er­

halb des Pnrlam"nts" 

/lie KPD Irilt llesh:llh Jiir eillcn eng"en IIl1d dllllernden 1\01l1a"l zwischr-II \i'iihll'r ­
schal'! IIlId Parlamcnt. zwbdwlI drm \'oikc lind seinr'rn bC:lul'lrnglen ()r~nll ein, 
Sie macht ihren Ahgr.ördnclcll ill dCIl PllrlanH'nlr-n die sliinrli!\l' HcdlPl1SCh"J'h­
Il'gnl1l! \'01' ihrcn "·ilhlrrn 7,ur Pflil'ht IInel Iril\ fiir rille nllAenll'inp, g.'setzlkhc 
Fcstlcgllnl; ch'r Hcchen<ehaJ'hpfliL'ht alll'r ,\hgClJrdnelcn 1111(1 dc< .\l.obei'nJ'ungs· 

rerhts dur"'. die 'Vflhlerschal'! ein, 

Die \-erlreler der Bnn(lt'srl'giernng und di.· ihr 1I1IhIl511'I\(1l1dcn pulilisehrn 
Kreise haben allerdings eine gal1Z al1(1ero Al1J'rn'~l1ng "011 (lel1 Hl'l'hll'n lInrl 
Pflichten der Parlamente lind ihrer Abgeol'llnelen. So iinBerte sich zum lkispil'l 
<leI' rhelll:llige Gel.leralfcldmarschall nnd jetzige FDP,.\1Jgp(\l'llncte von :-'bnleuJ'fl'1 
im HUllllesl,,!{ entriislet iiber die "ZnnlUlul1g" \'I.)n seilr:n dcr SPD, \'01' einer 
Einfiihl'ung der allgemeinen \Vehrpflirhl (Il-n alll IInmilll'lhal'stl'n 1,.-.lrorr.'ne!1 
Teil der Jle\'iilkcrung, lIiillllich die .Iugend \\'.'~ld'~lIlsd"a11Cb, ZII ]-,I'/'nl!-:(' 11 , 

Lwl im gleic.hcn SillllC wunlc eine lldragllng dl'i' SllId ... nlr'n in dpr nllndes­
re[lublil; iihel' ihl'c :\fcillllng zlIr HellliJitarisi"rung "'psldl'lIhchlands als cille 
"Beeinlrüe.htigung der Hechte des ParlllllH'llls" 1I11lerhllnrlpn, Die. \'on hrr'il<:slcn 
Kreben der \\'e~ldeulschen Bevölkerung gr-foplcrte ulI~elll,'inc Volkshl'fl':lgung 
iiher diese entscheidende Srhi(:ksalsfrage des L1l'lIhclt"n \'(\[ke~ wurde hckallnl­
lich "on rler cnu als eille ",\ldioll der Slraf,le" c1iITallli"rt. Der eIH;·.\hgcllrdncle 
lind \'orsitzcndc des Außenpolitischen AIIS~d,"'"r-" "I'S Bnrl<li'slagl's Ki\">illg.'r 
crldiirlc offeIl: .. Ich haIIr, "ie firol.lc \Ia~~c nicht 1'(\1' l;lI>lülItlig, dlll'cll ein 10'1('­
hislil, lIlitzucnt.sch<·iilcn, "'clIlI l'S um ;:;ro{,;(' Dinflc ll{'hl.~ ,'nd rlie Prnzel,lvC!rll'rlrr 
der BlIndesl'l'giC'l'ulig hahclI aurh hier im lieric'hl"aa[ c1il'se F:inslcllung d,'1' 
ßlIncksrl'gicrllllg ZlIr höchslclI dcnlOkralisdll'lI \YillenselltscheiJullf; "l'S Volkes 
und damit lelztlich alleh zllr Fr:l!!e ,1p~ t)nrl:l1n('nl(lri~rnl1S in allel' (Irrentlich­
keil bestiiligt. 

Das, \\'a.~ ill di~'sl'n crsl!l,'inllng"n ulIln \1i/.\II1'UII(\1 d"s j\n1llrn~ Linr J)i'lllokrati~ 

IIlId des Parlnmentarisl/llls zu Tage tritt, ist die \.'IIII,,,\lrllllg lind Preisgahr aller 
"cl'lokralisclll'n \'orslcllullgl'lI: dils l'n 1'1:1 IIlCIII , (l:lS n'leh rll'llI(j](l':1li~dlrn \',n' ­
stellllllgi'n 's"illp Aulnri!:il dll,:h nllr d:rr:lIIS :,h"'il('11 ]':onl1, ein 1,\ "S dn's hii"h'\p 
\'erll'r-Illng~or'~an olo:" lI,wh ,\1'1 '20 .\h." :! dco, GI'lI!1dge~('lzr, zllr ,\lIsiihllng cl,,!, 
Stanlsf:,'w:lil bcrnfclIl'n \'u'kes s"in s"IL cl:ls lltilltin d.'r 1!(':tllllrn·,le dc·'s \'nlk," 
zu spin hai, ~ulll,"rmcri-sdl \nl' jer"'r Einl'llll,lnahllle rhen cll''! ""llkps als 5";'H', 
\Ialldalal'~ "bo:wahrt· wCld.·n, (;,'gr-n diese \lif.lndltllng 11<-s P:orlrtmenls lind 
seinen \I i I,lb rau ch zur T:,rl'lllllii ,-kr wirldil.'hell \l:lehlvrrlliillili"e il1 der BlIlllll'S' 
regierIllIg liiil11pft di" "PO allenlings mil nll.'r ElIlsdlied.'nl\l'it. 

Ilnl1lil ahl'l' !<"'I:lngplI \\'ir 7.11111 ,\lIsg:lll~,p'lIli,1 'kr ""11 ,kr Rllnclt!~rrgier(Jng allf· 
",1.'1111'11 Tlch:lIlJlluII<'; iih.,1' den :ln~l':"j"\lI'n ~ljßhrnll..h der Parlalllentsrechte 
!I1I'('h di,' "PD zllrildl. :'\idl! clie 1\1'1) i·t " di,' die Porillml'nlsrccllie mil,i­
"'hld lind dlls I'nrlulllr-nl mitlhr:lu"''', '111111 '!'lI dl(: ßundesl'l'gicrl.lng, die io 
'l'I,eillparlaI11ClltH!'i~dl('n FUIIIlcn s,\',,"'nl:ltl~l'h dUJ'auf llu~scht, die P:ll'lulllenh­
,,'(:hlc auuuhilhll'l1 und das 1':1l'lal11enl zUlIllllll1Cnd :ll1szusch:lIll'Il, 
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3. ScTlTietHkh wIdmet die BnndcsrcgiÖ'rung einen wesentlkhell Teil ihrei' seh~in. 

eorelisehen "Beweisführung" dem Versuch, mit Hilfe des Begriffs .. Diktalur des 
. 'roletariats" den a.ngebijch schlechthin undelllokratischen Chnrakter ,leI' marxistisch­
leninistischen T h e 0 I' i e vom so z i al ist i sc he n S ta at und des sozialisti ­
schen Staates selbst ,.nachzuweisen". Es soll in diesem Zusammenhang flur an 
wenigen Beispielen nachgewiesen we.nIPn. welcher :\Jcthoden der Entstellung der 
Wahrheit sich die ßundesregkrung hierhei hedient. 

a)	 Es soll hier nicht noch einmal darauf eingegangen werden, daß die Antrag­
stellerin behauJltet. dem ß<'I~riff "Demokratie" im Sinne der marxislisch-Ieni­
nistischen Theorie sei die Diktatur des Prolelariats immanent, oder - anders 
ausgedriickt - die Kommunisten meinten immer dann. wenn sie von Demo­
kratie spriichen. die Diktatur des Proletariats. als die revolutionär zu errichtend/! 
Slaatsmacht der :\rbeiterld"sse. Der Widersinn einer solchen Festslellnng ergiht 
sich bereils aus den Darlegungen über den gegenwiirligen Kampf der KPD für 
die Verteidigung der Demokratie in der nundesrepublik und aus ,Ipn Ausfiih­
rungen über die Stellungnahmp des \larxismus·Lenini.smus zur biirgerlichen 
Demokratie überhaupt. 

Dariiber hinaus aber reißt die Antragslellerin den Begriff "Diktalur des Pro­
letarials" aus dem Sinnzusammenhang, stellt ihn in Gegensatz zu jeglicher 
Demoluatie und unterschicht· ihm elen Sinn einer Negierung der Demokratie. 
schlechthin. Die Beweisaufnahme hat dagegen. wie ich schon ausgefiihrt habe. 
eindeutig und iibcrzeugend ergeben. und zwar insbesondere durch die ,"er­
lesung der Thesen Lenins über Demokratie und Diktatur. daß nach der 
marxistisch-leninislischcn Theorie jeder Staat die Diktatur derjenigen Klasse 
darstellt, die in ihm die politische Macht ausiibt. Daraus folgt. daß nach der 
marxistisch-leninistischen Theorie der wes e n t I ich e Lnterschied zwischen 
sozialistischen und. biirgerliche.n Staatrn darin besteht. rIal.l an die Stelle der 
Dil,tatur der Bourgeoisie, die imJlll'l' nur eine Diklalur d,,!' \Iinderheit ist und 
sein ],ann. die Diktatur des Proletariats. das hcilH die polilisrhe I1el'rsehafl der 
Arbeiterklasse, die im Bündnis mit allen Werkliiligcn slt·ht. damil also die 
Diklatur der übcr\\'ülligentlcn Mehrheil der Bevölkerung tritt. ])enn der Aufbau 
des Sozinlismus, in dem die Werld'iitigen selbst die Herren der Produktion sin(/. 
ist gar nicht möglich ohne die ak!iH srhöpfprische Tiitigk~il drr \Iassen eles 
Volkes. Darull1 isl gerade die Sicherung der polilisr:hen 1l,'I'rs('\J:1ft der VolI,s­
massen. die (las Schicksal der gl'samten Gesellschaft in ihre eig<,nell IJ:indp 
nehmen sollt'n. ,li.· enlscht'idendc '·oraus.selzung fiir elen .\ufbau eies Sozia­
lismus. 

Wir haben bewiesen. und auch die \'on der Bundesregierung eingefiihrten Be­
weismittel haben das immer wieder besliitigl. rlaU deshalb das Biinduis des Pro­
letariats mit der Bauernschaft und allen Werkliitigen das h ö c h sie Pr i n z i p 
der Diktatur des Proletariats ist. Dil' marxislisch-Ieninistische Theorie geht. wie 
die Beweisaufnahme ergeben hat. rIa\'on allS..daß die Diklalllr des Prolelarials 
ihrem 'Wesen nach nichls "nder('s isl als eine hesonelel'e Forlll eines l'I:·155I.:U­

bündnisses zwischen der Arhciledd:Jss" nnel dt'n werldiiligen 1l:1I1,·rI1. Dicsl's 
Bündnis ist die unmittelbarr Gar:Jnlie e1:Jfiir. d:Jß lalsiichlich die iilH'r\\':iltigcnd" 
:\lehrheit im Slaat der Dildalur des Proletarials die politische 'lacht ausiiht. 

Es ist aber nicht zufiillig. daß trotzdem die Bundesregierung hier d,'n VersIIch 
unlernimmt, die Beteiligung der werktiitigen Bauern an der Stantsmacht im 
sozialislischen Staat in eine angebliche Unterdriickung der Bauernschaft umzu­
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f'ilschen. Sie tisdlt 7.U dIr sem Zwee1< l'Ias a"<: ~n1rcnen von der sogenannten 

Zwangskollektivierung auf. 
In diesem Zusammenhang zeigt die Bundesregierwng erneut, daß ihr an einer 
objeklivcn, den wirklichen Inhalt der marxistisch-leninistischen Theorie auf­
deckenden Behandlung dieser Theorie nicht grlegcn ist. Da ihr der ~farxismus­
Leninismus in seinen ;\ussagen über das Biindnis zwischen Arbeiterklasse und 
Bauernschaft nicht pa13t, greift sie zu unbewiesenen Behauptungen über die 
angebliche Praxis kommunistischer Länder. Sie will jetzt also offenbar be­
haupten. die Pra:!>'is der Kommunisten entsprliche nicht ihrer Theorie, nachdem 
sie zuniichst die Theorie in das Verfahren eingeführt hat, um die angebliche 
,Hintergriindigkeit" der Praxis der Kommunisten zu beweisen, Die Bundes­
regierung verfüngt sich in ihren eigenen Konstruktionen und entlarvt damit 
selbst den \'erleumderischen Cha rnl,tcr ihrer Behauptungen iiber die KPD. 
Wie verh,ilt es sich nun in \Yirldichkcit mit der Lage der werktätigen Bauern 

im Sozialismus" 
Im sozialistischen Staat ist die Entwicklung der genossenschaftlichen \Virl ­
schaft auf dem Lande eine Angelegenheit der werkliiligen Bauern, eines außer­
ordentlich großen Teiles der Gesellschaft also, der von Anfang an in die Leitung 
ries Stnates einbczogen wird. Die werkl1itigen Bauern selbst \'ollziehen dcn 
übergang zur genossenschaftlichen Form der Landwirtschaft, und zwar aus­
sc h I i e ß I ich auf der Grundlage der Fr ei will i g k ei t. 
Die Bundesregierung behauptet demgegenüber, die Kollektivierung erfolge unter 
Gewaltanwendung gegenüber den werktätigen Bauern, und zum Beweis beruft 
sie sich allf Zitate aus dem "Kurzen Lehrgang der Geschichte der KPrlSU" und 
aus Slalins Arbeit ,,:\Iar:tislllus und die Fragen der Sprachwissenschaft", in 
denen die Kollektivierung in der Sowjetunion als eine "Revolution von oben" 
bezeichnet wird. - Im "Kurzen Lehrgang" - und ebenso sieht es mit dpm 
Zitat aus Stalins Arbeit über die Sprachwissenschat't - heißt die von der 
Bundesregierung angefiihrte Stelle aber wörtlich: 

"Die Eigenart dieser ·Revolution besland darin, daß sie von oben, auf Initia­
tive der Staatsmacht, mit direkter Unterstützung von unten, durch die 
Millionenmassen der gegen das Kulakenjoch und fiir ein freies kollektiv­
wirtschaftliches Leben Idmpfenden naucrn vollzogpn wurde." 

{a. a. 0" S. 380i 
Diese Fcststellung enlspricht \'olhtiiudig all"11 Fordcrungen, die die marxistisch­
leninistische Theorie hin.sil'htlich des Verhiillnisses der Arbeiierldasse zur werl, ­
t,itigen Bauernschaft für die Periode des s07ialistischen ,\ul'banes :lul'stellt. In 
Stalins "Antwort an die Genossen Kollektivbaoern" (Fra;!cn des Leninismus. 
S. 371) heißt es in diesem Zusammenhang von Kommunisten. die gl'rade in der• Bauernfrage polilische Fehler gemacht hallen: 

"Sie halten vergessen, daß die im Kampfe gegen unsere Klassenfeinde not­
wendige und nützliche Gewallanwcndung IIn7.llhissig und \'erclerhlich isl ge­

enüher dem ~Iittelbauern. der unser VerlJlindeter ist. 
Sie hatten vergessen, d!ll3 die zur Lösung von .-\ufgahcn militiirisdlen Ch3­
rakters notwendigen und nützlichen Reilerattaeken bei der Lösung von Auf· 
gaben des koJlektivwirtschaftlichell Aufbaues, dar überdies im Bündnis mit 
den Millelbauern organisiert wird, unlunglich und verderblich sind. 
Darin besteht die \Vurzel der Fehler in dcr ßauernfrage.
 
Lenin sagt über die wirtschaftlichcn Bezichungen zum ~1itlelbauern:
 
."01' allem müssen wir von dC1' Wahrheit ausgehen, daß man hier der
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Natnr der Snche nuch l/1il Gcwallmclhorll'n nichls erJ'cidwn bnn , .. H,er
 
mit Gcwall vorgehen, hicfJe die ganze Sache 7ugrnndcridllen . ,. Es ~ihl
 
nichts DiillJUlcrcs, (rJs !In die Gew(11l nuf dem Gehiele der wirlst;hafllicJlen Be­

ziehungen zum l\lillelhnuern auch nur zu denkcn .. .' (Lenin, Ausgewiihlle
 
Werke, Baud 8, S. 187-1S81.
 
Weiler:
 

,Die G,~wallanwenduus gegcnüher "Cl' M.illclhnn('l'nschnfl ist im höchslen
 
Grade schiidlidl, Es ist dies eine znhlrcichc, viele \lillioncl1 zühlende Schicht.
 
Selbst in Enropn, wo Sil' nirllends eine solche StiiJ'kc erreicht, wo Technik
 
und Knltur, Sllldlkllell und ßiscnuahnen giganl i~ch entwickelt sind, wo es
 
am leichlest"n w:i1'I', rI:'tran zu dl'nken, hltt niemand, hat kein einziger
 
revolnlionl.irer Soziali,t G(:wn ItmaUnnhmen gegenüber der \Iillelbaueruscha fl
 
vorgcscblngen.' (Ebcnu" S. 187).
 
Das ist wohl Idar."
 

SlaUn führl dann an der anf.;e.gehenen Stelle (S. 373) fort: 
.Lenin sagl iiber die Freiwillishit des kolIektivwirtsehafllichen Aufbaues: 
,Jetzt besteht unsere AUfgabe im ühcrg:,ll1g zur gcselIschaftli(:hen Boden­
beslellung, im überGang zum gemt:inslllTlen Gl'ol3bctricb. Von seilen der So­
wjetmachl darf jedoch keinerlei Zwang ausgeiibt werden; kein Gesetz zwingt 
rlazu. Die landwirtschaftliche I\omnlline wird fr c i will i g gegründet .. der 
übergang zur gesellschartliellen BodoubeSlolll1l1g kann nur ein fr ei _ 
will i ger sein. Von Sl'ilcn der Arbeiter- und Blluernregierung darf es in 
dieser Hinsichl nicht den geringsten Zwang gebl'n, und das GcS(!tz gestattet 
ihu nicht. 'Venl1 irgend jelllrllld von Eudl solchen Zwang bcmerlien solltr, 
so miißt Ihr wi~scn, (luU dUb cil' )Iil.\hrnlll'h 1St. daJ.\ rias eine "crlelZ1lng dl's 
Gesetzes isl, dill" ir mit uller Krafl zn kOl'l'igicrr~n sudll'n und korrigieren 
werden: (Lenin: $iimllichc "'t'rI,c. Band XXIV, S.•13 russ.1. 
Weiler:
 

,Nur wenn es gelin:;t, dOll Banern dil~ Vorziige der gcs('1lschafllichen,kollel; ­

liven, gemcill&t1l:lfllichen, arlcll11ii(lisen J3odenhe,~tcllnng in der Praxis \'01'
 

Augen zu l'iil,rcn, nur wcnn es gelingt, drm Bouern milreIs der gemrinschafl­

lichen, eier Artclwirlschaft zn helfen, nur dann wird die Arhcitl1rklnsse, .lie
 
die Staalsmacht in ller JIulJd hul, dl'l1 Bunern wir/dich den Beweis erbrillgcn,
 
daß sie im Hechle ist. '.Ind rJic ~lilli()nenll111ssell der ßUlll1rn fest und wirk­

lich auf illre Seitc zn zll'hpn ... ~ur wenn pruJ-lism eInreh die Erfahrnng,
 
die dern Ballcrn zllgiinglich ist, erwi('sCIl sein wird, daß der übergang zur
 
gemeinschnftlichen, nrl<'lllliil.lil1rn Landwirlschaft notwendig nlld möglich ist,
 
nur dann werden \\i,' das Hocht haben, zu sugen, r1nß in einem so riesigen
 
Bauernlnnde wie RllLllund <lin ernstcl' Sr;hrill anf dem Wr'go zur sozialisti.
 
sehen Lanuwirlsehaft gelan lVurd(:n ist.' (Lf'nin: .\usgewiihlte Werke, Bnnd 8,
 
S. 207/208.)
 

Schließlich noch cine Slelle ans Lenins Werken:
 
,In dem Bestrcben, JNlc Art von GCllos~enschartcn, wie unch die landwirl.
 
schaftlichen Kommunen der ;\Iillelt",ucrn, zu Iiirrlern, diirfen die "crlreler 
der Sowjehnachl nicht <lC'n I1cring'i .. n Zwang ausiih,'n, nl1l solchl1 Vereilli ­
gungen zu billien. :"/nr dil'jL'[liBen ".'rf'illil'lIn;.;cn sind wertvoll, die von d('n 
Bauern selbsl IlUS ei~p[lcr freil'! Jnilirllive ~eschnffcn und dercll Yorll'ile \'Oll 

ihnen in dcr Pnnis cl'!'ruhl sind .. "Pl'tretcr (kr Sowj"IIlHldll, die sidl 
erlauben, indilekten, sescl1wei!lC delll1 Ilirel;lcn Zwullg anluwcudell, um die 
Bauern zum AnschlllJl UI1 Kommulloll zu nraillassen, müssen aufs strenssle 
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Wf VrrantwortunlZ gezow'n unft von der .'lile't auf' <Ycm Landc enttern! 
werden.' (Ebenoa, S. I(H).
 
Das ist wohl klar; lIlall brand't kaum darauf hinzuweisr:Il, daß die Parte'
 
dil'se 'Veisungcn Lenin, mil aller Strenge durchführen win!."
 

.:S ist also unbestreilbar. daß der ~larxismlls·Leninisrnus keinerlei Gewalt· 
anwellllunl-; segeniiher den wcrkliiligen Bauern zllliil31. Die Enlwicklung der 
RenosReusehnftlichcn Pn)duklion in eier Landwirtschaft kann nur auf dem YV~~e 

der ahsolnlcn Preiwilligkeil, auf der Grundlngo der tberzeugung an Hand der 
ci/:ellen Erfahrnngeu der Bauern erl"ol:::en. 
Die Tatsachen haben inzwischen liingst bewiesen, daß ulc Erfah1'llng('n rler 
Bauern tatsliehlieh eine solche Enlwiddnng auf der runrllngc der Freiwilli~­

keit ermöglichen uud fördern. 
Nach(lcllI zum Beispiel in der OklobCl'l'e\'olulion die wcrkliiligen Bauern Ruß­
lands ZlIu1~chsl 150 ~'Iillionen DeUjatinell Boden, der dem Zaren und insbeson· 
dere elen Grof3grundbesitzern abgenommen wurde, erhnllen hallen, wobei ihnen 
sleichzeilig 50 ~Iillionf'n Goldrubel PuC'hlz.ahlunsen jlihrlidl an die Gutsbesilzer 
erlassen wll1'den, verJ'ii/-:lm die Kolchoshaucrll der SowjetIInion heute iiher 
dreieinhalbmal mehr Buden als siimtliche ](Ioin- und \Iillclbauern vor der 
Oktoherrcvolulion (-lSR ~lillionen Heldar g~senüber 1:17 \Iillionel\ Hel;lar) zu­
~Hmmen. Durch die Unlc;rsliitznng mit morl('rnen jl'('hllischel\ Prodllktions­
mille In sticgen die GplLleinnahml'n dn l\olll'ldivhalll'l'n in der Sowjetuuion 
allein von HJ33 bis l():J7 \'on 5.fj ~Iilliarden Hlif 14.2 ~Iill(lrdel\ Huhe], Damit 
erhöhlen sich die Gcldr~illnf\hrn~n jcde~ ar1'f'il~f:ihigen Rolleltlh"hlluern nm 
das Anderthalbl"ache. \\'iihrcild Ller DnrchscllJlills\"erhrauch jedes Kolchosmit­
gliedes an flebch. Fi~ch, 1"('11 lIiö"w um \lIehr als uns Doppelic stieg. 
'Wer will behrru(ltclI, dill~ das l;eJlle üherzcug('nrlc Fnlwiddullg zur Verbesse­
rung des Lebens (leI' werkliiligl'n l3u\lcrn ist? 
Die HUIHlrsregiernng, die sich hin als \'crtrcterin dn Inl"re~sl'n der Hauern 
1I1lfspie1t, sollte sich liclll'r ll:1I"iilo<:r Sorr:CIl Illnclll'u, wie Sil' rlie \\'erktiitigen 
Banern Weslrlelilschlands vor drJTI \','rlnst ihrl'l' o;,·n"tiindill('n Existenz be­
wahrell kann; clenll nll<:h piner \lilleilllilg der .,:\iirnbcl'gcr Narhric1lten" VOlu 

:16. Fehrnur Hlii3 erkliirte Bnnd"slllil1i~ll'l' Dr. ;\ikla,. dl'r \\"eliwirlschnfl wür­
den in Westdeutschland 700 non hl~ llOO 000 biin~rlidlf' ]\lein- und Kleinsthetriehe 
Zllm Opfer fallen. Und toS ,st audl J,cin G.'heinl1ii~ !TIl'hr, dnL~ in Westdeutsrh­
land hereits jetzt mehl' als 700 nno Helttllr Ballernland fiir militiirische Zwrcke 
bescJllngnahmt worden sind. In dicsl'n Din~rn licloll eine Bc(ll.'ohnng der selb­
sliindigen Existenz (1,'1' \l'l'rkliili~l'n Rnucrn. fiir di.' dir' Hllnrl.'sr~/-:icrl1ns allein 
die \'olle Verantworlullf( trug-I. 

b)	 Die Bundesregierung \\'ill darnu... <laU undl dl'l" nt:ll'xi.~li.~eh-leninistischen 

Theorie der Stnnt, und zwar allch der ~l)zinlistische SInnt, "in Oqlon der Ge­
wallllnwenuung ist, dcn Sd,luB zi~hl1t, rler \larxi;;\l1l1~·L'·lIini~mus erhebe die 
Fordernng nlleh Errichtung rillcr Willkiirherrsc'hnfl. Talsiichlich aher besagt die 
marxistisl'h-Ieninistisch.: Th('oril', wie \\ ir Jocwicbt'n haht'n, nichts anllercs. als 
daß die Stnatsorsanl' nl.~ Organe der I'o!itist'lll'n ~hl<'hl imlncr und iiLll'rall. so 
nl1l:h im sOl.inlistischen Staal, Org;111e r1"r polilhclll'n (;(:\\'1111 111'1' hcrrschendrn 
1\1;" ...; sillr!. die zur EI'fiillun<~ ihrer !\nfgallell lIuch iitll'r enl"l'rcehende Z\\'nn.~s­
mittcl Yl'rfüllen. nll~ B('sondere cks sm.ialisti,·chcn Stnalcs gl'g"lliihrr d,,'lll biir­
gerlicheIl Iwstehl nb('r gerade darin, <lila die iibcr,:rnßc ~lehrhcit dcr ße\"ülke­
rnnf; im sozialistischen Staat von Anfang an in die StuaL~lllachl einhczogen ist, 
daß sich die jedem Staale nach der marx.istisch·lcuinistjscllen Tbeorie eigene 
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Unterdriicknng nur gegen eine verschwindend kleine Minderheit richtet. Auch 
diese L'nterdriicl;ung ist jedoch nnr für eine kurze Obergangsperiode notwendig 
und bereits in der zweiten Phasp lies sozialistischen Staates, nach Beseitigung 
der kapitalistischen Verhiiltnisse, geriit die Unterdrückungsfunktion des Staates 
nach innen überhaupt in Wegfall. 

Deshalb betonte Lenin in einem als Beweismittel eingeführten Zitat: 
• Beim übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus ist die Unter­
drückung noch notwendig. aber schon ist es eine Unterdrückung der Minder­
heit der Ausbeuter durch die \Iehrheit der Ausgebeuteten. Ein besonderer 
Apparat, eine besondere Unterdriickungsmaschine, ein ,Staat' ist noch not­
wendig, aber es ist bereits ein übergangsstaat, kein Staat im eigentlichen 
Sinne mehr, denn die Niederhaltung der \·Iinderhcit der Ausbeuter durch die 
Mehrheit der Lohnsklaven von gestern ist eine so verhiiltnismäßi~ leie'hle, 
einfache und natürliche Sache, daß sie "iel weniger Blut kosten wird nls die 
Unterdrückung von Aufständen der Sklaven. Leibeigenen und Lohn:lrbeiter. 
daß sie der Menschheit weit billiger zu stehen kommen wird. t'-nd sie ist 
durchaus vereinbar mit der Ausdehnung der Demokrntie auf eine so über­
wältigende !"Iehrheit der Be\'ölkerung, daß die Notwendigkeit einer beson. 
deren Maschine zur Unterdrückung zu schwinden beginn!." ("Staat und Re­
volution" in "Ausgewühlte Werke", Moskau t947, Band 11, S. 227). 

L:nd Stalin stellte für die zweite Phase des sozialistischen Staates fest: 

"Ausbeuter gibt es keine mehr und daher auch niemanden. der zu unter­
drücken wiire" ("Fragen des Leninismus", S. 7271. 

Auch in diesem Zusammenhang muß jedoch noch einmal betont werden, daß 
der Staat der Diktatur des Proletariats insgesamt nur ein historisches tber­
gangsstadium zu einer Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung darstellt, in der 
jede Gewaltanwendung und Unterdrückung ausgeschlossen und unmöglich ist. 
Die Feststellung, daß vor dem Erreichen dieses Endzieles, der klassenlosen Ge. 
seilschaft, in jeder Periode. auch in der Periode des friedlichen Aufbaues. 'Un­
terdrückungs 0 r g an e notwendig sind, hat dabei gar nichts mit der Frage zn 
tun, ob und wie sie jeweils tätig werden. Deshalb besagt die Erklärung 
~ryschinskis - auf die Herr Bundcsverfassungsrichter Dr. Stein offenbar be­
sonderen Wert legte -, daß auch in der Periode des friedlichen Aufbaues Un­
terdrii<'kungsurgnne notwendig seien. "da ohne sie eine iq;:endwie gesicherte 
Aufball''1'bcit uJllnöglich ist" (\"Crgl. Prutokoll des t8. \'erhandlungslages. S. 110) 
lediglich, daß ollne die Existenz, ohne das \'orhandensein solcher Organe die 
Gegner der sozinlistisl'hen SlaalsliJachl die friedliche Aufbauurbeit nicht zu­
lassen würden. Es grnüg!. in diesem ZusamllJenhang darauf hinzuweisen. da/.! 
von den verschiedenslen Regierungsstellen wrsllicher Liinder hocl1\'err:iterische 
Untergrundbewegunf(en in den sozialistischen Staaten offen untersliitzt werden, 
um den Sinn dieser Feslskllung \\"ysl'hinskis ganz zu erfassen. 

Den Zweck nnd den Charalder der :\bsil'hlen. die rlie BUllllt'sret!ierung mil ihr('l' 
g:lnzcn Argumentation in die.ser Fr,,~l' \"'rfolgl, enlhiillt <li., Behnu!,lung \'om 
angeblichen Oaucrchnraktcr dt'r Diktatur dl's Prnletarials. die auf "im' .'\uBe­
rung Stalins «rsHitzl wird, dnLI in rin.·!' lJi'slimlllkn Stufe der Hevolnlinn die 
Diktatur' des Proletariats notwendig wird. \\',ihrend also in diesem Zitat in 
~1ahrheit "OIU Zeitpunkt der Er r ich tun g der Dildatur des Proletariats dir 
Rede ist, liest die Prozel.herlrclunf( der Bundesregierung in absulut sinnen 
stellender Weise aus ihm die Leugnung eines Endl(,l'Inins heraus. 

Qß 

cl Von dem prlll7.ipiellen Ausgangspun'kle aus, .daß es sich beim sozialis'lische! 
Staa t immer um die politische Herrschaft der \lehrheit des Volkes handel/. 
gewinnt auch die in die Beweisaufnahme eingefiihrte marxistisch-leninistisch,' 
Lehre "on der Zl'r'<chlaguns des bürgerlichen Staatsapparates ihren Sinn und 
ihre ßerleutung. 
Wir haben bewiesen, daß '-'~ nach der marxistiseh-]~ninistischenTheorie in der 
sozialislisehen Hf'\'olution darauf aukomml. dil' Herl'sehafl einer \Iinuerheil 
durch rlie Herrschaft der \Iehrheit der Bevölhrung zu erselzen und gerade des­
halb anch die Formen der besehriinkten und tausendfach begrenzten bürger­
lichen Demokratie durch solche staatliclJen Formen zu ersetzen, die die unein­
geschriinkte, durch nichts begrenzte Einbeziehung der \Iassen in die unmittel­
bare Leitung des Staatsapparates ermöglichen. Ans dieser ~otwendiskeil aber 
ergibt sich der Sinn der Forderung nach Zerschlagung des bürgerlichen Staats­
apparates, die deshalb ausschlieUlich anf die' Durchführung der sozialistischen 
He"olulion Bezug hat. Wenn das \'olk ~elhst herrschen soll, mü~sen neue demo­
kratisehe Formen entwickclt wrrdl'n. die im Gegen~atz zur hürgl'rlichen Demo­
kratie ZUI11 Beispiel darin hpstelH'n. daß die Abgeordneten ncm Voll; ~tiindig ver­
antwortlich sein sollen. dnll die "ertrelungskörpersehaften sich am Parlameu­
ten. die "om \'olk isoliert sind, in eng mit dem Volk "erbuudene. arbeitende 
Körperschaften verwandeln sollen. daß an dir Stellf' von dem Volk nichl vpr­
antwortlichen Beamten rechrn.schartspflichtige und jederzf'it .verantwortliche 
Staatsangestellte treten sollen. \Vill die ßundesr('gi"rtlllg wirldlclJ behauplen, 
daß da,; .. undemokratische" Forderungen .sind? 
Df'r V.'rtreter der Buudesregierung hal es in diesl'1I1 Zusammenhang allcrdings 
für zw('ekmii(~ig gehalten. sich ausdrücklich gegen das Hecht der Wiihler auf 
:\bberufung von Abgeordnden zu wenden. Er sagll' wörtlich: 

..\'[an kann. . hierin beim bpsten \Villen I,ein Institut wahrer Demokratie 
erblicken." (Protokoll des :11. Yerhandlungstages, S. 12\. 

Diese i\ußerung mag zwar zuerst überraschen, denn niemand ],ann doch leug­
nen. rluß durch das Abberufungsrecht die W:ihler die \[öglichkeil erhalten, in 
jeuem gegebenen :\ugonbJick die Zusnmmensetzung der \'erlrelungskörperschal't 
o:ntsprf'chend ihren eigenen Forderungen und Interessen zu beslinlJnen, jeden 
AlJgrordneten zu entfernl'n (kr nicht die bei der Wahl in ihn geselzten Hoff­
nnngen und ErwarltllJg(~n erfüllt .\ber der Stnndpunl;t der Proz~ßverlretung 

der Bundesregierung wird sofort sehr "erstiindlieh, wenn man daran. denl;t, in 
welch eklatantem Widerspruch die Ikschliisse der gegenwiirtigen Bnndestags­
II1l'hrhl'il über die Pariser Verträge, die sie auf \Vunsch der Bundesregierung 
gefaßt hat, zu den Forderungen dei' westdeutschen Be"ölkrrung slehen. 
.Jedenfalls aher hat die Re\\"l'isaufnahme eindeutig erf(eben, daJ.\ die Theorie des 
\larxismus-Leninismus die Forderung nach Zersehlagnng des bürgerlichen 
Staatsapparates uur als eine aus deu dargt'legten Gründen notwendige \1alO· 
nahme der sozialistischen Re"olution kcnnt und formuliert hat. Folglich ist es 
<;ine Entstellung der \,"nhrheit, einer lJIarxislisch-lrninistischen Partei ein der­
:!rtiges Ziel unter Bedingullgen unterschieben zu wollen, unter denen, wie von 
uns hewiesen. die Frage der sozialistischen He"oluti'on aus objektiven Gründen 
überhaupt nicht auf der Tagesordnung stehen kann. 
Da schließlich die Bundesregierung unter ullen Umsl,inden darlun möchte. daß 
es sich bei der Diktatur des Proletariats um eine \Yillkürherrsehafl, um eincH 
Zustand der Geselzlosigkeit handele. hat sie die Feststellung Lenins, daß die 
Diktatur eine sich unmilte!har anf (;,'wall sliilzende \Iaeht sei, dit, an keinerlei 

~; 7 



Gesetze gellll1lc1en isl, ~ls Beweismillel in das Verfahren ein"eriihrt (\'('rgl. Pro­
101,011 des 17. VerhnndlllnijSlages, ::i. 83) 
\us dem Zu.arnmcnlJnlllj in tlclll rliese Worle hei I.cnin s1t'1I~11. lind au.'i rlell 
~ich unmittclu~lr :wf dies~ "-orl~ beziehentlen .\lIsl'iihrtJllgen Wyschinslds 11:11 
sich indc~scn in der 13cwcisllllrllnhme~ eindeulig ergeben, daß die Diklahtr des 
Prolcluriats lediglidl lIicht UII die Ge.selze der alteu, geslürzten \I~,chf f~cb\lmJcn 

sein kann und gebunden .ein darf. Ein großer Teil sogar der \on der Bundes­
regierung selbst an~cgebenen Bnweismitlel, und vor ~Ilem zahlreiche von uns 
~erlesene Quellen, haben yöllig klargestellt, daLl Beebt und Gesetzlichkeit von 
Beginn der politischcn I-lerrschnfl des Prolelariats an ein entscheiclf'neles Mittf'1 
der Neuordnung liller gesellsdmftlichen Vcrhiilfnisse sind. Die Forrlerung nllch 
der Schaffnng elller neuelJ Gesel7.lichkeil. die Forderung lJach unbedingter und 
strjkte~ter EilJhjltll11g allel Gesetze durchzieht. alle Werl,c Lenins und Stlllill~, 

in denen sie Fragen dcs Siaa tes uod des Rechts behandeln. 
Bereits in sriner Schrift .über doppelte Unterordnung und Gesetzlichkeit" fOI 
derte Lenin mit allem NlJchdruck, daß im ganzen Sowjetslallt eine einheillich. 
Geselzlichkeit bestehen müsse uud daß kein einziger Beschluß irgelHh-iner örl 
lichen Behörde dem Ges"lz widersprecllcn dürfe. Er el'idiirie ~eradezn, elal 
Kullur und Gl'.setzlicl]knil untrcnnh~r l11ite;ll~nd"r "crbllm!cu spi~n. Es heil.11 i. 
der bezcidmelen SeJ-lrift L~nills: 

,,\Venll wir diese allerelementarste Bedingul\;': l'lir die Fesltegnng einer ein 
heitlichen Gesetzlichkeit in deI' gesamten Föderation nicht um jedeu p,.ei~ 

durehfiihren werden, so kann von ];pinerlei Schutz und keinerlei Schaffllll~ 

von Kultur :wch nur die B,,'I .. ~"j.," I..Ausgcwiihlip \Verkr·". \[051,,111 J(.,47. 
.Band II, S. 9üll. 

Die marxistisch-leniuistischc 1111:011<- bell! (iflHllI au,> <laB im Sozialismus eine 
höhere Stnfe der gesellsehuftiichen Organisation erreicht wird, die auf der frei­
wiJlig,~n, bewußten Disziplin der "Terkt;iti~:!f,'n h"rultr. Lf'nin hetonte ansdriie.k­
lieh' 

"Aber nicht in der Gewalt allein und nicht Iwuplsilchlich in der GCw:ilt he. 
steht das '''esen der proletariscllen Diktatnr. Ihr Hauptwesen besieht in der 
Org:lI1isation und Dis~irlin der fortgeschrittensten Abteilung der Werl, ­
tiiligen ..." (.Ausgewiihlte Werke", l','losl'au 1!)47. S. 507), 

Die Erziehung znr freiwilligen und bewußten Disziplin, c1ie eLn notwendiges
 
Element der Voraussetzungen für elen '~Tegrnll jeglidler Staalsgpwall im Kom­

munismus darstellt, ist nicht möglich ohne überwindung jeglicher Willkür. j(-'g_
 
lieher Anarchie und Gesetdosigkeit. Deshalb ist jm Snzialismns. im soziali~ti­

schen Staut ßerade die Geselzlidlkeit vor allem ein \'Iillel zur Erziehung der
 
Menschen. zur Gewiihnllng c1l'r ~kns ..lten an rlie I'rpiwilligp Einhnltung dpr ~e­

se)]schnJ't]ichen Disziplin.
 
Wyschinski erkliirte hierzu:
 

"Der sozialistische Staat wacht behutsam uud sorgfiillig über Gesetz und 
Recht, kiimpft Ciir die !.(I·ößtmögliclle Festigung seiner GesctzlTliilligl(eil unrl 
bestraft streng jeden Ohertreter rl('l" sozinJistisdwn Geselzlichkeil." ("Ge­
richtsreden", 'ßerlin 1951, S. 205). 

nd an anderer SteHe betont cr: 
.:\Ian muß .. , zeigen, daß der Sowjetslaat ulld UJ1Sere Partei si..:h zum so­
wjetischen Gesetz so stellen, claB sie niemand gl!slnlh!n werden, es zu Liller­
treten, denn rla. sowjetische Gesetz iSl ein unnbdingbares, allen hl'iliges Ge­
selz, und am alll'rheil1gslcn deli KOUllllllnisteu" (lI. a. O. S. 228). 
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Trotz dieser eindeutigen El"ld:i I'lIngen UlIe! neweJse madltcn (lle Vertreter der 
BUJ)(le~regierlln[: uu.::h in ihren Zwi:>chenpHidoycrs erneut rersudu), die Stellung 
soziulisli,ch(:r Sinnten 7111 Gesetzlichkeit ZU Hrfiils"lu'n. ::)0 wur,le zum Bf'ispiel 
behullpll't. "",nn die sllzialbti>l.:he BeHlluliOll Rn keinerlei Geselze der allen 
Sla~tsordnung gclJunclcn sei, so unterscheide sie sicll gcmde dadurdl von all­
deren Hevolnlionen, die damit of[clIbar als wcnig:er ,.gewalttälis" charakieri ­
siert werden solltell. Aber haben etwa die bürgerlieben HevolnlionUre vor den 
Kabinettsordern der absoluten Monarchen haltgelDadlt? 

Im (ibrigen aber haben sich sogar die Hegierungen aller bisherigen sozialisti ­
schen Stnaten nach Erriclllullg der Deuen Mncht aus eigenem EntsdlIII[\ zahl­
reicher Geselze der alten Madlt bedient. Sio haben das getan, weil sie nicht 
soforl für sii.mtliche Bereiche des gf:sr;llschnl'llidwn LI'1)em nCue Rccllbnormen 
setzen konuten, aber an der strikten Hegclun~ aller llesellscbafllidlcn Verhült ­
nisse nnler Ausschaltung jeglicher Anarchie und 'VillIdir .interessif'ft waren und 
sind. Daß trotz der priuzipiellen Leugnung der Verbinrlliehkeil von Geselzen 
der alten Macht zahlreiche. solcher Gesetze iibernommen und sanklioniert worden 
sind. ~ das zeugt doch offenhar nieht für dic \\-uhr!ll'it der Ikhanplungf'n der 
Verlreter der Bundesregierüng, 

Aber die Bundesregierung treibl die Entstellung der \VlIhrheit noch weiter. 
Trotz der eindeutigen. von uns vOI"I~ebr(lchten Beweismittel wird die düdurch 
bewiesene ErkHirung, der Mar:l:i.lUus-Leninhll1us lehne in nnd nnch der He­
"olution nur die Bindung an Gesetze der allen ~Iaeht ab, beslrjllpn. Ohne je(lcs 
beweisl,riiftige Argument. einfach weil das der TIun(!esregierung so paßt, wird 
erk lärt: 

"Solange die Diktatur in Kraft bleibt, beslchpu keine Rpgf:ln und Geselze" 
(verg\. Protokoll rles 25. Verhancllllngsla~es, S. l:ll). . 

Anscheinend hut der Prozeßvcrtretcr der Bundesregierung in seinem Eifer, dem 
Murxismus-Leniuisnll!s den Garaus zu machen. rlabei allcrdings vergesseu. daf.\ 
er in seinem eigenen Schriftsatz vom 2(). Januar Hl55 sl'\bsl versueht hat, Ge­
setze des Sowjetstnales, die er doch offenbar als bindend hIJlrl\chtet, uhter Ver­
letzung grundlegender völkerrechtlicher Prinzipien als Beweismittel in dieses 
Verfahreu einzuführen. 

\\fenn die Bllndesrcgit·rll.ng dann aber außerdem nnd] Stlllin~ ' ''('rk ., Fragen 
des Leninismus". S. 41, zitiert und behauptet, dort ~ct '"um g-csctzli..-l!en \10,1 
IInge,etzlichen Kampf (leI' revolution;ir~1I Macht die He,le, so isl: das eine rpinf' 
Erfindung. Das bezeichnete Zilat enl1Jiilt I,ein \Vort davon. (lJcnlie~ ist die~" 

unwahre Behaupt\lng der Bundesregif'i"unfl, die Brechung di', Widel"slun<le< (]f'r 
gesliirzlen Killssell vollzöge sich \lad] eIer sozi:l1islisehcn Rcvolul ion sliindi;; 
ulJlJergcset7.lidl, eine Bchaupt\lug, die ja iiberdies Hir jedl'l1 d('III'l!\ld(:n \ll'n­
~chen absllfd ist: denn sclbsl\'ersliind1ieh erliißt di,· neup 'lneht g('nldc llIr 
Sicherung der lIc\lge.sdlaffeul'll Ordnung sofort "('.'alz". c.lie Angriffe kOllier· 
rel'olulion:irer Kräfte verhindem sollen. Auch in diesem PUlJide bleibt I'on dn 
sogellaJinlen "neweisfiihl'lIng" der B\llIclesn>gicrullg 1I icI\ls, abf'r auch g:lr nichIs 
übrig. 

,'I	 Das tatsiichliche ErgelJllis der Bcweisuufnuhmc hindert sclliießlidt die Pro?el.l ­
vertreter der Bundciirllgierung uuch !lidlt, in ihren Zwis'.:hcnpHidorers die alte 
Verleumdung des Marxismus-Leninismus zu wiederholen. daß die Grull'hiitze 
der marxistisch-kninistischen Theorie mit der Freiheit und Würde des \len­
sehen unvereinbar seien. Abcr auch wenn die Bundesregierung diese Behaup­
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[uns Immer wieder vorträgt, so kann sie dadurch doch die historische Wahrheit 
nicht aus der Weil schaffen, die ihre AusJ'iihrunsen als böswillige Erfindungen 
entlarvt. 
Die KPD hat jedenfalls gerade Im Ergl'llllis der Beweisaufnahme nichl rlen gl" 
ringsten AnlaJ~ und auch nicht die Absicht, einer Erörtcrunr; dariiber auszlI· 
weichen, welche Haltung sie zur Freiheit und Wiirde der menschliclwn Per~ön· 

lichkeit einnimmt und wie es damil anderer~eils in der biirgerlichen Gesell· 
schaft steht - wenn auch diese Fragen in keinerlei Beziehung zum Verbot~­
tatbestand des Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes und damit zu diesem Prozeß 
stehen. 
Zuerst einmal IUUß in die~em Zusammenhang fe~tgestellt werden. daß die Be­
weisallfnahme eindeutig gezeigt hat, daß die gesamte Theorie des ~'Iarxismus 

auf das große Werk der Befreiung der ~Ienschen von Ausbeutung und Unter· 
drückung jeder Arl IIlIf ihre Befreiung von .:\01, von Furcht und Sorge gerichtet 
ist, daß im Mittelpunkt der Illnrxi~tisch-IeninisiischenTIH'orie und des ihr ent­
sprechenden politischen }-\undelns der Komlllnni~ten der ~'/cnsch steht. Deshalb 
kalln sich der Morxismlls·Lenil1ismus auch nicht mit der blollen "Anl'rkennung" 
der freiheit und Würde der Persönlichkeit hegnügen. worauf sich die Apolo­
geten der bürgerlichen Gesellschaft seil jeher beschrünkt hahen. Der \Iarxismus­
Leninismus als die wisst'nsdlllftliche Theorie \'on der Enlwicklung der Gesell ­
schaft deckt vielmehr die Klassenwidersprüche in den AusbeutergesellsclJaflen 
als die Ursache der Verkiimmerung der freiheit und Würde der Persönlichhit 
auf. Er weist nach, daß letzten Ende~ alles Gererle \'on menschlicher Freiheit 
und Wiirde Heuchelei ist. solangc rias Kapital regiert. solange ~Ien~ehen \'on 
~I ..ns<:hen ans~<,heut{'t wprrlPII. soiangc ganze Viilk"r und I\alionen \'on Il11pcri~l' 

lislen un[erdrüekt und ausgepliinderl wl''I"(ll'n. solange eine Hand\'oll "on 
Kril'r,sinlel'l'sscnlen :'.fillioJH;n \'ün ~1ellschen aur clie Schlal'htrph.1/'r lind in cli.' 
~1:lssengriibl'r jage'n kann. lkr \larxisUlus-Leni.nismus zeigt deshalb deli Werk· 
tiiligcn den Wl'g Zlll' Errichtung dl's Sozialismus-Koml11unislllus. das heißt 
!etzleJ'1 Endes zum .\ufhau ('iner klassl'nlosen Gesell~chaft, elie allein die all· 
seitige Freiheit 11 IId dh' "011<, Entrallung der menschlichcn Pcrsönliehkeit
 
sich('\'Il kann.
 
,.\lan kalln nil;ht gleiehzeili~ ill d,·1' (j,.'.,,~ll>dwrl 11'111'11 und frei ,'on ihr sein",
 
sagte Lenill im .Jahre 1(1l)5 und man kann deshalb die FI'('iheit der \1ensehcn 
auch nur erweitern, WI~1I11 die Gesellschaft "criindert wird. die' deli Illhall und 
die Schranken der Freiheil in ihr beslimmt. 
Wie eng, wie heuchterisch der Freiheilsbegl'iff im Kapitalisl1lus seIhst bei Acl,· 
lung und Ven\'irklichnng der formal<'n hürgerlichen Freiheilsrechte notwendig 
sein !UuU. haben wir bei der Behandlung der biirgerlichen Demnkratie dar­
getan. Die ,Freiheit und Würde" eier Persöntidlkeit wird in der bürgerlichen' 
Gesellschaft zum Hohn für das grol~e Heer der Arbeils'losen. sie wird zum Hohn 
für alle einlachen, nrbeitenden ~Jenschen. die in dl~n kapitalislisc.:hen Arbeits, 
prozel.\ eingezwiingl ~ind und mit ihrer .\rbeit bestentalb die notwendigsten 
Lebellsbeclürfnisse befriedigen können. wührend Kunst und \\'is~ellschaft. 

Reisen und Erholung einer kleineIl Schicht "orbehallen hil'iul'n. Lcnin riet' oes· 
halb den herrschenden Sehichtcn der bürgerlichen Gesellschaft zu; 

.Zweitens, Ihr Herren biirgerlichen Indh'iduaJislen, miissen wir Euch sal)en. 
daß Eure Heden über die absolule Freiheit nine einzige IIt·ur.-helei sind. In 
eiuer auf der ~Iacht des Geldes bl'gründl'ten GesdlsclHlft. in einer Gesell· 
schaft, in der die Klassen der Werktätigen ein Bettlerdasein uud eine Hand· 

voll Reiche ein Schmarolzerdasein fiihren, I;ann es keine latsächliche uno 
wirldiche .Freiheit· geh('n" (,.Parteillrgani~ation und Parteiliteratur", 19051. 

.-\ber für die Herren ProzI'ß\'f~rlreler der Bundesregierung existiert das alles 
gar nic.:hl. Sie übersenen gern. daß gerade für die Verhällnisse in der Bundes­
repuhlik der ehemalige 1111)( nmiuister Dr. Dr. Heinemann auf der Paulskirchen­
Kundgebung nffen aussprach, daß "die dominiereude Wellanschauung unter uns 
nur aus drei Sützeu besteht: \'iel ,·erdiencn. Soldaten, die das verteidigen, und 
Kirchen. die beides segnen.' ­
Es ist wirklich schwer, unter solcheu Bedinguugen an die Ehrlichkeit von 
Worten über menschliche freiheit uud Wiirde zu glauben. Aber die Bundes· 
regierung beseitigt hier diese unangenehmen Realitäten schnell und restlos mit 
einer ganz ei_nfaehcn ~Iethode; Die Wirklichkeit wird zu einer marxistischen 
Fiktion erklärt. und dill juristische Fil<lion. daß in der bürgerlichen Gesellschaft 
jeder das gleiche Hecht habe, wird als gesellschaflliche Realiliil genommen. "Die 
Freiheitssphiire des einzelnen ist prinzipiell unbeschriinkt, sie findet ihre 
Grenzen nur in d.... Verfassung", sagte hier ein Prozeßvertreter der Bundes­
regierung. Oh alsll der einzelne lieher als Fabril;ant oder als Arbeiter lebt, ob 
er üherhaupt albl'ilt:t oder arbeitslos ist. das alles ist - wenn diese Äußerung 
der Bunclesrl'gierung richtig ist - das Ergebnis der freien Entscheidung des 
einzetnl'n. oder allenfalls wirken hier vielleicht wieder einmal "Zufälligkeiten" 
oder die uus schon bellaunlen .. menschlichen Unzuliingliehkeiten" ein, die recht­
lich .,irl'l·le'·anl" siud. 
\Yenn aher der \lar.xislTlus-LeninislIlus beim \'orliegen bl'slimmler objektiver 
\'orau5s/'lzungen den lIusgehcutel.en und entredlteten ~lensehen das Ziel zeigt, 
die ~Iacht des Kapilals zu hrechen und ,Iie Leistungen der Menschen für die 
Gesells/'hafl zur bestimmenden \Ia.xime fiir ihrp gesellschaftliche Stellung und 
Bolle zu lllachl'll, dann empören sich die Vertreter der Großbourgeoisie über 
die> ang(·hlic.:he Yergewalligung eier Freiheit. Auf der gleichen Link' liegt es, 
welll' sieh hier die HC'J'1'en Prozelh-ertrl'ler der Bundesregierung über die ~Iarx­
sehe These \'ou dpl' glekhen Arbeitspflicht für alle und üher die in einer be­
slimmten hhlnrisl'hen Situation allfgestelllen Forelerungen eIer KPdSt.: zur Liqlli ­
dierIllI!! der !'lIlak,," als ]\la~sp durch Entzug ihrer ökonomischen Basis ent­
riislen. 
Ahc'r 111:111 ":Inll ehr'II ni('hl glei('hzeilig die Freiheit sowohl der Aushellter wie 
der AlIsgt'heulel.en, Sl'wohl der KlIlaken wie der \lasse der armen Landarbeiter 
sic.:hern. Dns ist einp ganz einfaehe \Vahrheit. weil ebt'n die Freiheit zur .-\us­
heultlllg not\\'endiger\\'eise zugleidl die Fnl'rl'ihl'it für die arhritenden unel aus­
geheutet"n \/ensdlt'n hedeulet. 
Die Beseitigung jeder Form der .\usbeulllng da,:egen in der sozialislisclll'n Re­
\'olution. die' in einer historischen übergangszeit für dir gestiirzll'n Ausheuter 
clie Freiheit bc'sehr;;nkt. ist der enlsd1Pid(~nde .sc·hrilt in eiD!' wirklich freie Gp­
selJschal'lsordnung Sie ist, wie Engels sagle', :leI' Sprung der ~Ienschheit alls 
elf'1Il Heieh clcr !'iotwcndigkeit in das Heich der Freiheit. Die sozialistische Re­
"olution fii_hrl deshalb nicht nur zu einer großC'1l quantitati\'<,n \'erülldl'rung. 
weil mit ihr ZUlll erslen \lale ln dC'r Geschichlc .die iihergroßt' "chrhl~it des 
Volkes und nach dem endgültigeo Sieg des Sozialismus die gesamte Gesellschaft 
zu,' vollen Freiheit gelangt. die sozialistische l{c'\'olntinn führl inshesondere zu 
einer ellischeidenden qualilativen \'er::nrlerllng. Das \\'olfsgpsdz c1e~ Knpitalis­
mus. in dem einer des aw!erell Ff'ind ist. IJiirl nuf zu wirken. Es gibt keine 
Freiheit gegen und aur Kosten anurrer ~lensehc'll mehr, sOllldt'rn lIur Doch die 
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FreIheit aller schnffcnrlen Mens,tlen "on jeder Ausbeuluug lind Unterdrückung. 
Der sozialistische Slaat sichert nid1t nur die "olle Froiheit Ulld allseitige Enl­
1':1111.1111.; d('r PlllsiinJicJl!"'it seiner 13liq;cr. S(llIderu ('f ~el.7.t si\: 'oraus. Denn .\je 
UerrscJt:üt des \·olkes. dIe auf l'incr neucu, höhcren Or~ullisuli"11 der ..\rbcit, 
auf der ßeherrsdJU1l.g der I'rodukliou dllrch die \Y~rklüli;;efl b\:ru.lil, selzt lrcie 
Ulld gebildeie ~leD!t.cllcll yor:1u.s, dito aus eigcnor Initialive ulld aus il1l1crcr 
überzeugung dcr soziniisliscl1CII Gesclls<;linfl diclICII. Desholb lJe~uügt sich der 
sozialistische Staat auch nicht damit, die tradil ionellen biirgcrlioh-dell1okmti­
schen Rechte und f'rt:iheilen anzuerkennen, sie überhaupt ZUIll erstenmal sozial­
ökonomisch für die Werktätigen zu sichern, und ihnen nelle. sozialistische 
Gl'1Indrechlc hin.znzufügen, sOJldern o:r garanliert alle diese Hechte materiell in 
eillem Umt'lIng uud Ausmaf3, wie sie nnler knpilalistisdwn \'erhiillnissl'fI gar 
llidlt "orslellbtlr sillll. 

Es isl im Rnhl1lrn die'es Zwisehcnplädo)'ers kein Haum, diese FragcfI der 
Grundrechtc der Bürger llTl s07.ialisli~..;hcn Staat im einzelnen zu behandeln. Mil 
welehen ~Iethotlen aber hier die gesellschafllichen Verhiillnisse und die soziale 
und rechtlid1e Lage des einzelnen Ül den sozialisliscltcn Staalc.n von der Pro­
zeß\'(~rtrelung der Bundesregierung entstellt werden. sei nur an einem einzigen 
Beispiel gczeigt: an dl!r f'ral\e der Gicidlbcrcchtiguilg der Frau. Ocr ProzcU­
"crtreler der Dnndesret:icrung crkliirte hierzn wörtlich: 

"Diese Gleichberedtligung bedeutel die Pf!idlt, nt:hen den Miiunern schwersie 
Arheit, aueh unlerlage, zu leisten." ("erg!. Prolokoll de.s 21. Verhandlungs­
lages. S. 13). 

Das war die ganze \Veishcit, die die Buudesregierung aufzubrill~ll'n wußtel' 

Die ;\Iillionen f'rauen aher in der ßundesrepublik, die für die glcidle Arbeit 
schlechter bezahlt werden als ihre nüiunlichcn Kollegon, die ~Jillionen "erhei­
rateler Frauen, fiir die die Berul'burheil eine Existenzfrage für ihre FamiJie ist 
und die die DoppeJlnst "on Berufsarbeit und Hanshall tragen miissen, weil der 
Staat si<.:!t ihrer ßdongu nichl anllimml, werden ~ich dnrch solche Entstellungen 
nicllt von ihrem Kampf fiir die. Verwirklichung von Redtlcu abhallcn la~sen, 

die iu den soziali~li$chcn Slnaten längst 7.Ur ScllJsh'ersliindlidtkcit gewol'den 
sinti, wie zum Beispiel dns Recht nnf gleichen Lohn für gleiche Arbeit, die 
staatliche Unterstülzung kind(~rreicher und alleinstehender \[iitter, clen g(!selz­
lich gesicherten vollbczahllen Schwaugerschaflsurlaub. die Bereitstellung eines 
staallicll finanzierlen ausgedehnten Netze~ von Enlbindungsheimen. Kiuder­
gärten und Kindcrkrippen IISW Angesichts der soziall'n Lage der werktiitigen 
Frauen in \Vestdeulschland wundert es uns allerdinf;s nicht, daß die BlIndes­
regierung I,ein IntJ;!rebSI'. doron hai, daß diese und die 'Yerkfiilignt iiuerhaupl 
in We,ldelJlsl'hlund die \Vahrheil idlPr die Slellunl! nnd drls Lehen der Frauen 
in den sozinlislischen Slulilen crl'nhren, und dn!!. sie rjl'shalb ihre ZurInc!tl zn 
solchen Entstellungen uimmt. 

Wir aber stellen im Ergebnis der Beweisaufuahme fest. daß die Theorit: des 
:\lurxiSlllus-LellillislllUS den Weg in eine Ge.sellschaftsordnung weist. flic Kriege 
und Krisen, Ausbeutung uurl Unlcrdriir.kung ausschliel3t und gerade dudurch 
überhaupt erst die elementaren Grundlagen schufft, um die Wiirde des \ten­
schen, die volle Freiheit der Entfallung sejner Persönlichkeit 7.ll sichcl'l1. 
Die KPD bekennl sich dahN einsclniinkungslos zu dieser wi.ssenschafllidten 
und hUlUllIlislisdlen Lehre. Sie bekennt sidt vor dem g~uzcn dCllts<.:!len "olk 
zum Ziel des Sozialislllus-Kommnuismus, für dessc.n Verwirldidtllllg sie mit 

,.. 

aller J{raft eintreten wirr!. wenn r1ie historise.1wn Vorausselzungen dafiir ge­
gl-lu.'1l suin wertlt'll 

In volkr rb"('cinsliltllllun~ mil die.sL'rn ihrcJI) bHi:I:iel ,1110.1' ],iimpft die KPD 
In'lIle fiir di" "l'I'leidigung der biirK:erlieh-rlcmokralisehcn HecJlte uud Freiheiten 
gl'geniH'('r dt:n ,\lIsdliilgen reaklioniirer I<riifle und für die maximale \'crwirk­
liebung c1i,-scr Grundre<.:!1lc, so wie die KPD slels un.d überall für dtls unter den 
gegebenen historischen Bedingungen erreichbare Höchstmaß an DeDlOkralie ein­
getrelell ist und stets eintreten wird. Für die ersle und entscheidende Anfgabe 
im Kampf für die Sicherung der f'reiheil und \"ürde der menschlid1en Per­
sönlichkeil aher eradltel die J{l'D in der Gegenwart den Kampf gegen die \"ie­
,krerrichtllng fies deutschen ~lililarismus und liegen die RrieSsgefahr; denJl 
\lililnrismus uud imperiaJisti.Sc.her Krieg sind dit- nhSolute Negation der Frei­
hei!. Sie sielIen die furchtbarste Bedrollllng dei' im Kapitalismus uud lmperia­
Ihmus wrhliebeuen lPl7.1en Resle d<'r Frcih,>jl Lind \Viirde der Menschen dar. 
Deshall> war und ist clie KPD siels ein entschlossener Gegner jeder imperialisti ­
schen lind militaristischen Politik. Deshalb bckümpft sie entschlossen die Poli ­
tik tier derzeiligen Bundesregierung. lind dcsllf1lb soll sie hier durch dieses 
\'l'rfahrcu vor dem Bundcs\·erfassul.lgssrrictJt ihrer lellnle.n Existenz beraubt 
werden. 

Ilerr Prii.sident, meine Damen und Herren LllludesverfnSSlJngsriehter! 

Ich bin damit a.J11 Ende meiner AllSführungen in diesem Zwischenplädoyer und 

müdtte zusammenJ':lssellll feshtellen' 

1.	 Die KP\) steht grundsiitzlich auf dem Standpunkt, dal~ die Theorie des Marxis­
mus-Leninismus fiir das V"rfahwlI nnch Art. 21 Ahs. 2 des Grundgesetzes recht­
lieh un.'rhchlich ist, da13 dIe Sliitzung des VerbotS;llllr:lges gegen die KPD auf 
Tl'jle der Tht:orie des \larxismus-Lenini-;rnus aus dcukgesetzlichen, rechtliche­
und lalsi.ichliehen Gründen unschliissig ist, daB die Beweisaufnahme zu diesem 
gauzeu Komplex deshalb nach den gellenden Hegeln nk)]t erfolgen durfte und 
einher, soweit sie trolzdem erfolgt' ist. als rechUich UllZLlliissig audl unbenchllich ist. 

2.	 Die I\!"D slellt 7\"eilens fest, daO die entgegen dem RedJl erfolgte Beweisauf­
nahme zur Theurie des ~Ian:isUJus-'LeniujsmLls ergehen hat, daß g-erade die 
lalsüehliche. slets offen verlrelen<, Politik der KrD, wie sie in allen ihren Pro­
grnlllmelt und Erkliil'lIngen Zlllll Aus>!rurk kommi. sich unmittelbar daraus 
(·rgibl. daß die I\PD auf dem Bo,len d,!~ ~Iur:'{i'mlls-Leltinismusstehl und nuch 
di,'ser Tlworie Iwndelt. daß dir' l\.PD aho keine altderen - keilte sog<1nanoten 
,.hilt"'r~,ründi!~ce"- Zi,'le haben kann lind hat.. als die von ihr offen verkündeten. 

3.	 l'nd ,,:hließlich hnt die ßf''''ei~aufnahn1f' üher die Theode des ~Iarxislllus­

Leninlslllus ergeben, daß dje Bundesregierung die Theorie dl's ~'1ar;ismlls­

Leninismus im lllieresse ihrer ZW(:cJ.;];on~trukli(}n ill gri'd:lich~tl'r "'eise entstelll 
lind \'eI'EiL,cht hat 

Die KPD abcr bekennt sich auch hier und h"ure mit Slolz zum \lal'xiSJUlls­
Leltinisnllls a.ls der.ienigen Wissensdlllff. die als einzige die Arbeiterkbsse lind die 

f!tlnze ~lellsch!H'it in die Lage versetz!. ihre \'olle Belreiung, ihr wirklich freies, 
die menschli<.:!te PersölIlichk"il lIncing-t:~chriinl,t zur Enlfnllunf! bringendes Leben 
zu verwirklichen. 
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